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Beginn: 9:02 Uhr.  

Präsidentin Hanna Naber: 

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Es wäre ein Leichtes, angesichts der 

Ereignisse der letzten Tage, angesichts der hinter 

uns liegenden Bundestagswahl aus den Augen zu 

verlieren, was uns doch allen in diesen Tagen un-

bedingt vor Augen stehen sollte: Der 24. Februar 

2025 markiert den nunmehr dritten Jahrestag der 

russischen Vollinvasion in das Gebiet eines souve-

ränen Staates und eines europäischen Nachbarn.  

Was vor dem 24. Februar 2022 vielen noch undenk-

bar schien, ist mittlerweile zum unerträglichen Dau-

erzustand geworden. Wer zuvor noch gemeint 

hätte, so etwas wie Krieg ereigne sich nur in fernen 

Ländern, weit außerhalb vor den Toren Europas, 

den haben die zerstörerischen Kriegshandlungen 

gegen die Ukraine eines Besseren belehrt. 

Zwei Tage, nachdem sich die russische Vollinva-

sion in die Ukraine zum dritten Mal jährt, erinnern 

wir zu Beginn dieser Plenarsitzung an die verhee-

renden Folgen dieses unmenschlichen Krieges - ei-

nes Krieges, der sich gegen den Kern dessen rich-

tet, was die Weltgemeinschaft als Lehre aus den Er-

fahrungen zweier Weltkriege gezogen haben sollte. 

Ich begrüße alle Abgeordneten des Niedersächsi-

schen Landtages sowie die Mitglieder der Landes-

regierung. Ihre Anwesenheit verdeutlicht, dass auch 

am dritten Jahrestag des russischen Vollangriffs auf 

die Ukraine der Niedersächsische Landtag und die 

Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen uner-

schütterlich an der Seite der Ukrainerinnen und Uk-

rainer stehen. 

(Beifall) 

Besonders herzlich willkommen heiße ich Seine Ex-

zellenz Herrn Oleksii Makeiev, Botschafter der Uk-

raine in Deutschland. Herzlich willkommen, Herr 

Makeiev! 

(Beifall) 

Sehr geehrter Herr Botschafter, bevor wir heute in 

die Tagesordnung eintreten, werden Sie das Wort 

an uns richten. Wir wissen uns geehrt, dass Sie un-

serer Einladung gefolgt sind, und sehen Ihrer An-

sprache entgegen. 

Ganz besonders begrüßen darf ich außerdem Ver-

treterinnen und Vertreter unterschiedlicher in Nie-

dersachsen in der Ukrainehilfe tätiger Vereine 

ebenso wie Vertreterinnen und Vertreter der kom-

munalen Spitzenverbände. Herzlich willkommen auf 

der Tribüne!  

(Beifall) 

In ganz vielfältiger Weise leisten Sie wertvolle Hilfe, 

sei es hier in Niedersachsen oder in der Ukraine 

selbst. Ihr Engagement ist Ausdruck der unver-

brüchlichen Solidarität der Menschen in unserem 

Land mit den Menschen in und aus der Ukraine. 

Vielen Dank! 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, verges-

sen wir nicht, dass es eine zerbrechliche Hoffnung 

ist, die in dem Trümmerfeld zweier Weltkriege wur-

zelt. Es ist genau diese Hoffnung, die das Allge-

meine Gewaltverbot in Artikel 2 der UN-Charta for-

muliert. Es ist diese Hoffnung, die sich mit dem Ge-

danken der europäischen Einigung vornehmlich 

und zuallererst verbindet. Es ist die Hoffnung auf 

Frieden und Sicherheit. 

Stattdessen sehen wir uns einer Realität gegen-

über, die sich höhnisch über jegliche völkerrechtlich 

verbrieften Werte und über jegliche Moral hinweg-

setzt. Russische Panzer rollen auf ukrainischem 

Boden. Raketen beschießen Städte und Menschen. 

Ein zunehmend totalitär agierender Herrscher über-

zieht ein friedliches Land mit todbringenden Droh-

nen. 

Von der unmenschlichen Wirklichkeit, die dieser 

Krieg bedeutet, erzählt die am Montag eröffnete Fo-

toausstellung in der Portikushalle des Landtages. 

Die dort gezeigten Fotografien dokumentieren den 

Alltag in der Ukraine, der sich mit der Invasion des 

24. Februar 2022 von Grund auf gewandelt hat. In 

grauenerregender Sachlichkeit gewähren uns diese 

Bilder Einblick in die brutale Realität, die seit mittler-

weile drei Jahren den Alltag der Menschen in der 

Ukraine prägt. Wir sehen Bürgerinnen und Bürger, 

die ihre zivile Arbeit aufgegeben und gegen den 

Dienst an der Waffe eingetauscht haben. Wir sehen 

Alte, Kranke und Kinder, die in den Schächten der 

U-Bahn Schutz suchen vor den russischen Rake-

ten, die sich gegen ihr Leben richten. Wir sehen El-

tern, die auf der Anzeigetafel, die den Tod verkün-

det, den Namen ihres Sohnes entdecken. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ein souveräner 

Staat in Europa droht zum Spielball der Mächte zu 

werden, während die US-Regierung mit Vertretern 

Moskaus über die ukrainischen Interessen hinweg 

verhandelt. Allen Verdrehungen und Verkehrungen 

zum Trotz - auch durch demokratisch Gewählte -: 

Der Aggressor war und bleibt Russland.  
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Die Verteidigung der Ukraine bedeutet die Verteidi-

gung von Demokratie, die Verteidigung von Freiheit, 

die Verteidigung von territorialer Integrität und 

Selbstbestimmung. Was in der Ukraine geschieht, 

wird die Zukunft von ganz Europa bestimmen. So ist 

die Ukraine nicht allein. Wir stehen, wie auch das 

gesamte freie Europa, entschieden an ihrer Seite. 

In dem Wunsch nach Unabhängigkeit der Ukraine 

und nach dauerhafter Sicherheit in Europa sind wir 

geeint.  

Exzellenz, in Gedanken sind wir bei allen Opfern 

dieses Angriffskrieges, bei allen Ukrainerinnen und 

Ukrainern, die die Freiheit und die Demokratie ver-

teidigen. Wir danken Ihnen, dass Sie heute zu uns 

in den Niedersächsischen Landtag gekommen sind 

und nun zu uns sprechen werden.  

Sehr geehrter Herr Botschafter, Sie haben das 

Wort. 

(Starker Beifall) 

Ansprache des Botschafters der Ukraine in 

Deutschland, S. E. Oleksii Makeiev 

S. E. Oleksii Makeiev: 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin! Sehr ge-

ehrter Herr Ministerpräsident! Meine Damen und 

Herren! Liebe Freundinnen und Freunde der Ukra-

ine! Дорогі українки й українці! Es ist mir eine Ehre, 

hier heute in Hannover zu sprechen - zwei Tage 

nach dem dritten Jahrestag der russischen Großin-

vasion gegen die Ukraine, elf Jahre nach dem ille-

galen Einmarsch von russischen Truppen auf die 

Krim. Frau Präsidentin, Sie haben von dem von 

zwei Weltkriegen geprägten Europa gesprochen. 

Wir in der Ukraine fühlen uns im dritten Weltkrieg. 

Das ist die Realität. 

Hier in Hannover fand vorgestern eine große De-

monstration zur Unterstützung der Ukraine statt. 

Viele von Ihnen waren auch dort, und ich danke 

Ihnen dafür. In Simferopol fand heute vor elf Jahren 

am 26. Februar 2014 ebenso eine große Demonst-

ration mit einem Meer aus ukrainischen Fahnen und 

ukrainischen Liedern statt. Vertreter von vielen Na-

tionalitäten standen auf dem Platz in Simfero-

pol - Ukrainer, Krimtataren, Griechen -, und das, ob-

wohl die Krim schon eine Woche von russischen 

Truppen besetzt wurde. Aber die Menschen waren 

mutig. Sie leisteten Widerstand gegen die Beset-

zung ihrer Heimat. 

Diesen Mut brauchen wir auch heute - und nicht nur 

in der Ukraine, sondern auch im Westen. Mut erfor-

dert Stärke, und unsere Stärke in der Ukraine und 

auch in Deutschland und in Europa sind Einigkeit 

und Einheit. 

(Beifall) 

Ich glaube, es ist sehr leichtsinnig, zu hoffen, dass 

jemand Stärkerer immer da sein wird, um für unsere 

Sicherheit zu sorgen. Unsere Zeit erfordert mehr 

Churchills und weniger Chamberlains. Und die Zeit 

läuft uns davon. Die Stunde Europas hat geschla-

gen, und das Herz Europas schlägt heute in der Uk-

raine. Denn unsere Freiheit ist unteilbar. Unsere Si-

cherheit ist unteilbar. Denn wir Ukrainer sind auch 

Europäer. Und wenn wir wissen, dass wir zusam-

men mit unseren europäischen Partnern daste-

hen - und nicht nur stehen, sondern kämpfen -, 

dann macht das uns Europäer stärker. 

Hier in diesem Saal sind viele Ukrainerinnen und 

Ukrainer. Gemeinsam mit deutschen Freunden leis-

ten sie heute aus Deutschland Hilfe für die ukraini-

schen Städte und Gemeinden. Das ist mehr als ein 

Zeichen der Solidarität. Denn die Zeit der Symbole 

ist längst vorbei. Das sind konkrete Taten, konkrete 

Hilfen. Ich danke dem Land Niedersachsen für 

diese Hilfe, die die Ukraine jetzt braucht. 

Hier in Niedersachsen - da bin ich mir sicher - ver-

steht man das. Hannover ist ungefähr 2 000 km von 

der ukrainischen Partnerstadt Mykolajiw entfernt. 

Diese Partnerschaft zwischen den Hauptstädten 

Hannover und Mykolajiw und zwischen dem Land 

Niedersachsen und dem Gebiet Mykolajiw ist etwas 

ganz Spezielles. Es gibt auch andere Städtepart-

nerschaften zwischen niedersächsischen und ukra-

inischen Städten und Dörfern, wie Hambergen und 

Krywe Osero und Tryduby. 

Ich begrüße die Entscheidung der Landeshaupt-

stadt Hannover, anlässlich des dritten Jahrestages 

des Angriffskrieges die Unterstützung mit Mykolajiw 

auszubauen. Ich weiß, dass es beim Wiederaufbau 

der Stadt immer um konkrete Projekte und unter an-

derem ganz einfach um Trinkwasser geht. Myko-

lajiw ist für russische Begriffe ein bekanntes militä-

risches Objekt. Immer wieder und wieder greift 

Russland Mykolajiw an und zerstört die Wasserver-

sorgung. Das führt dazu, dass die Menschen ihr 

Trinkwasser in Kanistern von den Ausgabestellen in 

der Stadt nach Hause tragen müssen. Die Bewoh-

ner der Stadt Mykolajiw sind sehr dankbar für die 

technische Ausrüstung und für Wasserpumpen, die 

aus Niedersachsen kommen. 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  60. Plenarsitzung am 26. Februar 2025 

4745

Es gibt weitere wichtige Projekte, wie zum Beispiel 

die Lieferung medizinischer Güter und Ausrüstung, 

die Ausbildung von medizinischem Personal und 

das Prothesen-Rehabilitationszentrum in Myko-

lajiw. Wir sprechen auch über Schulpartnerschaf-

ten, Trauma-Behandlungsprogramme und andere 

wichtige Dinge für die Menschen. Denn im Endef-

fekt machen wir alles, was wir machen, nicht für die 

Länder, sondern für die Menschen; denn in jeder 

Demokratie steht der Mensch im Zentrum. 

(Beifall) 

Ich stimme Ihnen zu, liebe Frau Landtagspräsiden-

tin: Dieser Krieg darf nie in den Hintergrund treten. 

Denn das ist leider unser gemeinsamer Krieg - oder, 

wie es mein guter Freund, der polnische Botschafter 

in Deutschland, Jan Tombiński, vorgestern am Pa-

riser Platz am Brandenburger Tor sagte: Das ist 

nicht unser Krieg, das ist der Krieg Russlands ge-

gen uns alle. Denn Russland hat uns alle im Visier. 

Im 21. Jahrhundert führt Russland Krieg gegen die 

Ukrainerinnen und Ukrainer, aber auch gegen Eu-

ropäerinnen und Europäer, gegen ganz Europa. 

Und es ist an der Zeit, dass Europa seinen Frieden 

zurückgewinnt. 

Ich sage immer: Leider fällt Frieden nicht vom Him-

mel. Frieden und Demokratie müssen verteidigt 

werden, gerade heute. 

(Beifall) 

Ich kann behaupten: Es gibt niemanden auf dieser 

Welt, der diesen Frieden so stark will wie die Ukrai-

nerinnen und Ukrainer. Aber für diesen Frieden wird 

gekämpft, jeden Tag. Gerade heute, in dieser 

Nacht, hat Russland die Ukraine mit 176 Drohnen 

attackiert. Und es gibt leider auch Tote in der Re-

gion Kyjiw und in Charkiw. 

In den Wochen nach den ersten Gesprächen zwi-

schen den Russen und den Amerikanern - angeb-

lich über den Frieden - hat uns Russland jeden ein-

zelnen Tag mit Raketen und Drohnen attackiert. 

Auch an dem Jahrestag - am Montag -, als sich 14 

Staats- und Regierungschefs in der Ukraine ver-

sammelten, hat Russland wiederum die Ukraine at-

tackiert und die Menschen in die Schutzbunker ge-

jagt. 

Was können wir tun? In erster Linie bitte ich Sie, 

auch in diesen schwierigen Zeiten nicht so viel aus 

Mitleid zu tun, sondern bitte auch aus Bewunderung 

dafür, dass so viele Millionen Ukrainerinnen und Uk-

rainer jeden Tag einen Beitrag dazu leisten, dass 

der Frieden in Europa wiederhergestellt wird. 

(Beifall) 

Wenn ich hier in Deutschland höre, dass die Deut-

schen an der Seite der Ukraine stehen, dann ist das 

ein wichtiger Beitrag dafür, dass unsere Soldatin-

nen und Soldaten an der Frontlinie, unsere Zivilis-

tinnen und Zivilisten zu Hause, unsere Lehrer und 

unsere Ärzte verstehen: Wir sind in Europa, und wir 

sind da zusammen mit anderen Europäern. 

Europa muss weiter stark sein. Denn Frieden ist die 

Belohnung für die Starken. Deshalb ist ein starkes 

Europa die einzige Option. Und Einigkeit ist die Vo-

raussetzung für die Stärke. Die Ukraine muss die-

sen Krieg gewinnen und Frieden in Europa zurück-

gewinnen. Europa muss diesen Krieg gewinnen! 

Ich bin mir sicher, dass wir Ukrainer eines Tages 

über unseren Köpfen keine Raketen mehr sehen 

werden, sondern nur Zivilflugzeuge, die unsere 

Städte anfliegen und Sie in die schöne Ukraine brin-

gen, damit wir uns für die Gastfreundlichkeit und 

Gastfreundschaft hier für über 1 Million Ukrainerin-

nen und Ukrainer persönlich bei Ihnen bedanken 

können - in einem freien und friedlichen Europa 

ohne Grenzen und ohne Krieg. 

Ich danke Ihnen. 

(Starker, anhaltender Beifall - Die An-

wesenden erheben sich) 

Präsidentin Hanna Naber:

Es wäre ein Leichtes, aus den Augen zu verlieren, 

was doch uns allen vor Augen stehen sollte. Ihre 

eindringlichen Worte, Exzellenz, ermahnen dazu, 

dass wir uns nicht daran gewöhnen, dass im Europa 

des 21. Jahrhunderts Krieg hat zum Alltag werden 

können. Im Namen der Mitglieder des Niedersäch-

sischen Landtages danke ich Ihnen herzlich für Ih-

ren Besuch und Ihre Worte. 

Sehr geehrte Damen und Herren, die Frage, die wir 

uns alle stellen müssen, ist längst nicht mehr nur 

eine theoretische: Was ist der Preis von Freiheit? 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 
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Tagesordnungspunkt 1: 

Mitteilungen der Präsidentin  

Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich eröffne nun die 60. Sitzung im 

23. Tagungsabschnitt des Niedersächsischen 

Landtages der 19. Wahlperiode. 

Ich bitte Sie, sich, soweit möglich, von den Plätzen 

zu erheben.  

Meine Damen und Herren, am 1. Februar 2025 ver-

starb der ehemalige Abgeordnete Manfred Meinsen 

im Alter von 86 Jahren. Manfred Meinsen gehörte 

dem Niedersächsischen Landtag als Mitglied der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen von 1982 bis 1986 

an, deren Vorsitzender er vom 1. Oktober 1984 bis 

zum 1. August 1985 war. Während seiner Zugehö-

rigkeit zum Landtag war er Mitglied im Ausschuss 

für Wirtschaft und Verkehr sowie in den Unteraus-

schüssen für Grubensicherheit, Strafvollzug und 

Fremdenverkehr. 

Am 21. Februar 2025 verstarb der ehemalige Abge-

ordnete Dr. Fritz Riege im Alter von 98 Jahren. 

Dr. Fritz Riege gehörte dem Niedersächsischen 

Landtag als Mitglied der SPD-Fraktion von 1967 bis 

1970 und von 1974 bis 1990 an. Während dieser 

Zeit war er Mitglied im Ausschuss für Sozial- und 

Gesundheitswesen, im Geschäftsordnungsaus-

schuss, im Ausschuss für Rechts- und Verfas-

sungsfragen, im Ausschuss für Bau- und Woh-

nungswesen sowie im Ausschuss für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Aussiedler sowie Fragen des Zo-

nenrandgebietes. Von 1970 bis 1974 war Dr. Fritz 

Riege Staatssekretär im Ministerium für Bundesan-

gelegenheiten und von 1990 bis 1994 im Sozialmi-

nisterium. 

Wir werden die beiden Kollegen in guter Erinnerung 

behalten und widmen ihnen ein stilles Gedenken. - 

Ich danke Ihnen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich stelle die Be-

schlussfähigkeit des Hauses fest und komme zur 

Tagesordnung. 

Die Einladung für diesen Tagungsabschnitt sowie 

die Tagesordnung einschließlich des Nachtrags lie-

gen Ihnen vor.  

Mit der Tagesordnung mit aktualisierten Redezeiten 

haben Sie Informationen über die von den Fraktio-

nen umverteilten und die von dem fraktionslosen 

Mitglied des Hauses angemeldeten Redezeiten er-

halten. Der AfD ist ein kleines Versehen passiert. 

Die Redezeiten zwischen den Tagesordnungspunk-

ten 24 und 25 - so ist ihr Begehren - möchten bitte 

getauscht werden. Die Parlamentarischen Ge-

schäftsführerinnen und Geschäftsführer der ande-

ren Fraktionen haben schon ihr Einverständnis er-

klärt, sodass ich nun das Einverständnis des Hau-

ses mit diesen Redezeiten feststellen darf. Gibt es 

Widerspruch? - Das ist nicht der Fall. Dann ist dem 

so stattgegeben. Die heutige Sitzung soll gegen 

19:10 Uhr enden. 

Für die Initiative „Schulen in Niedersachsen online“ 

werden in den kommenden Tagen Schülerinnen 

und Schüler der Christlichen Schule aus Nordheide 

mit einer Online-Redaktion live aus dem Landtag 

berichten. Die Patenschaft dafür hat dankenswert-

erweise der Abgeordnete Jan Bauer übernommen. 

(Beifall) 

Die mir zugegangenen Entschuldigungen teilt Ihnen 

nunmehr Herr Schriftführer Axel Miesner mit. 

Schriftführer Axel Miesner:

Entschuldigt haben sich für heute: Frau Ministerin 

Dr. Wahlmann bis 16 Uhr, von der SPD-Fraktion 

Herr Brinkmann, von der CDU-Fraktion Herr Füh-

ner, Frau Jensen, Frau Lutz und Herr Dr. Schmä-

deke, von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Herr 

Christ, Herr Leddin und Frau Nzume, von der AfD-

Fraktion Herr Queckemeyer und Herr Schledde bis 

15 Uhr.  

Präsidentin Hanna Naber:

Vielen Dank, Herr Miesner. 

Bevor wir zu Tagesordnungspunkt 2 kommen, neh-

men wir einen Wechsel in der Sitzungsleitung vor, 

da ich nun die ehrenamtlich Aktiven der Ukraine-

Hilfe in meinem Büro empfangen werde. Die Vize-

präsidentin Meyer steht schon parat. 

(Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer 

übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Wir starten mit: 

Tagesordnungspunkt 2: 

Aktuelle Stunde  

Wie aus der Tagesordnung zu ersehen ist, hat der 

Ältestenrat die Aktuelle Stunde in der Weise aufge-

teilt, dass heute die Anträge der Fraktion der CDU 
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und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und mor-

gen die Anträge der beiden anderen Fraktionen be-

handelt werden sollen.  

Die in unserer Geschäftsordnung für den Ablauf der 

Aktuellen Stunde geregelten Bestimmungen setze 

ich als bekannt voraus. Ich erinnere daran, dass 

sich der Ältestenrat in seiner 14. Sitzung am 31. Ja-

nuar 2024 darauf verständigt hat, dass einem frak-

tionslosen Mitglied des Hauses für die Behandlung 

der Anträge zur Aktuellen Stunde eine Redezeit von 

insgesamt einer Minute pro Tagungsabschnitt zur 

Verfügung steht. 

Ich eröffne die Besprechung zu: 

a) Politikwechsel im Bund - neue Chancen für 

die Menschen in Niedersachsen - Antrag der 

Fraktion der CDU - Drs. 19/6579 

Dafür hat sich zu Wort gemeldet: Herr Abgeordneter 

Lechner. Herr Lechner, kommen Sie gern nach 

vorne! 

(Beifall bei der CDU) 

Sebastian Lechner (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Kolleginnen 

und Kollegen! Deutschland hat gewählt, und uns 

sind nach einem langen Wahlkrimi zum Glück öster-

reichische und französische Verhältnisse erspart 

geblieben.  

Aus diesem Ergebnis erwächst nun eine besondere 

Verantwortung und vielleicht die letzte Chance, un-

ser Land wieder nach vorne zu bringen und den viel-

fältigen Herausforderungen zu begegnen. Es 

braucht jetzt in dieser Lage einen Zusammenhalt 

der Mitte unserer Gesellschaft.  

(Beifall bei der CDU) 

Botschafter Makeiev hat es eben beschrieben: Wir 

sind von außen gefordert. Man kann die Rede des 

US-Vizepräsidenten auf der Münchener Sicher-

heitskonferenz nur als eine Botschaft verstehen: 

„Wir nehmen euch nicht ernst.“  

(Zurufe von der AfD: Ja!)  

Insofern muss Europa jetzt eine eigene Stärke und 

Einigkeit entwickeln. Deutschland muss zusammen 

mit Frankreich und Polen führen und zudem die klei-

neren europäischen Staaten mitnehmen.  

Dabei ist eines völlig klar, sehr geehrter Herr Bot-

schafter Makeiev: dass wir auch nach der Bundes-

tagswahl unerschütterlich an der Seite der Ukraine 

stehen. Unrecht darf niemals siegen! 

(Beifall bei der CDU, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der SPD) 

Gleichzeitig sind wir auch von innen heraus gefor-

dert. Wenn man so will, haben Putin und Xi Jinping 

mit der Linkspartei und der AfD eine Sperrminorität 

im Deutschen Bundestag erreicht. Die politischen 

Ränder wurden massiv gestärkt. Viele Menschen 

fühlen sich von uns nicht vertreten und haben sich 

abgewendet. Sie sind enttäuscht. Man kann dage-

gen demonstrieren, man kann dagegen auch auf-

stehen, das ist okay. Aber das Einzige, was aus un-

serer Sicht dagegen hilft, ist, dass wir die Probleme 

und die Themen der Menschen tatsächlich spürbar 

und erfolgreich lösen. Damit kann man die Ränder 

in unserer Gesellschaft schwächen. 

(Beifall bei der CDU) 

Es sind Probleme wie die wirtschaftliche Entwick-

lung, auch in unserem Land Niedersachsen. Nie-

dersachsen muss Industrieland bleiben - das habe 

ich von allen gehört. Wir müssen die Energiepreise 

stabil und niedrig halten. Wir müssen unserer Auto-

mobilindustrie und unserer Stahlindustrie eine an-

dere Perspektive, auch regulatorisch, geben. Wir 

müssen der Lebensmittel- und Agrarindustrie in un-

serem Lande eine neue Chance geben. Und vor al-

len Dingen müssen die vielen Fleißigen mehr von 

ihrer Arbeit haben und weniger an den Staat abge-

ben müssen. Das ist die Politik, die wir jetzt umset-

zen müssen.  

(Beifall bei der CDU) 

Auch beim umstrittenen Thema Migration ist doch 

klar: Zuwanderung ist eine Chance, ohne die unser 

Land schon lange nicht mehr funktionieren würde 

und in Zukunft auch nicht funktionieren wird. Aber 

wir müssen die Kontrolle an unseren Grenzen zu-

rückgewinnen.  

(Zurufe von der AfD: So ist es!) 

Wir müssen entscheiden können, wer in unser Land 

kommt und wer nicht, solange das nicht an den eu-

ropäischen Grenzen der Fall ist.  

Wir müssen die Migration spürbar senken, um un-

sere Kommunen, Schulen und Kindergärten zu ent-

lasten. Wir müssen Härte zeigen gegenüber all den-

jenigen, die Straftaten begehen und Terror verbrei-
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ten. Das ist ein Asylkompromiss aus der Mitte unse-

rer Gesellschaft, und der muss doch jetzt endlich 

möglich sein! 

(Beifall bei der CDU) 

Und es gibt noch so viele andere Themen: Kranken-

häuser, Wohnungsbau, auch spezifische nieder-

sächsische Themen wie der Ausbau unserer Häfen.  

In diesem Wahlergebnis ruht die Chance, jetzt end-

lich Handlungsfähigkeit zu beweisen. Wir alle haben 

uns im Wahlkampf nichts geschenkt, aber jetzt geht 

es darum, Gräben zuzuschütten und endlich daran 

zu arbeiten, dass wir Ergebnisse liefern. 

(Beifall bei der CDU) 

Dabei kommt auch - deswegen spreche ich das 

heute Morgen an - dieser Landesregierung eine be-

sondere Verantwortung zu. Wir brauchen auch die 

Unterstützung im Bundesrat; da ist gerade ein so 

großes Land wie Niedersachsen gefordert.  

Jetzt schaue ich einmal in Richtung der Grünen: Ich 

erwarte, wir erwarten, dass Sie dieser Herausforde-

rung und dieser Verantwortung auch gerecht wer-

den. 

(Beifall bei der CDU) 

Die besondere Verantwortung der SPD Niedersach-

sen muss ich nicht umschreiben, Herr Ministerprä-

sident.  

Wir dürfen keine Zeit verlieren, sondern müssen zü-

gig eine neue, handlungsfähige Bundesregierung 

aufstellen. Wir könnten zwar auch alle in unsere 

Richtung ziehen, aber dann würde das Band reißen. 

Jetzt gilt es, dass alle gemeinsam in die gleiche 

Richtung ziehen.  

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Lechner, kommen Sie zum Ende! 

Sebastian Lechner (CDU): 

Es gilt, Stärke zu zeigen, Stabilität zu erzeugen und 

endlich für dieses Land zu liefern - für unsere De-

mokratie und für Deutschland.  

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Danke. - Als Nächstes hat sich zu Wort gemeldet: 

die Abgeordnete Frau Kura von Bündnis 90/Die 

Grünen. Frau Kura, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Anne Kura (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Die Wähler*innen haben entschieden: Die Union ist 

die stärkste Kraft im neuen Bundestag, und dazu 

gratuliere ich, wie sich das unter Demokrat*innen 

gehört. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Friedrich Merz ist jetzt am Zug, und wir wünschen 

ihm eine glückliche Hand bei der Bildung einer Ko-

alition. Denn unser Land braucht jetzt schnell eine 

handlungsfähige Regierung. Wir stehen vor großen 

Aufgaben, innen- und außenpolitisch.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Liebe Kolleg*innen, ich möchte zuerst dem ukraini-

schen Botschafter Makeiev für seine eindrücklichen 

Worte heute Morgen danken. Das Wahlergebnis 

zeigt: Die große Mehrheit der Menschen steht soli-

darisch an der Seite der Ukraine hier im Land, und 

das ist gut und richtig so.  

Wir brauchen jetzt mehr denn je ein handlungsfähi-

ges Europa, das zusammenhält. Und Europa 

braucht eine verlässliche und pro-europäische Bun-

desregierung, die ihre Partner auch zukünftig nicht 

vor vollendete Tatsachen stellt, anders als die 

Trump-Regierung das gerade tut. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleg*innen, wir können unserem Land vor 

allem eines wünschen: dass Friedrich Merz ein er-

folgreicherer Kanzler wird, als er Wahlkämpfer war. 

Denn es war doch nicht sein Ziel, gegen eine wirk-

lich unbeliebte Bundesregierung das zweitschlech-

teste Ergebnis der Union in der Geschichte einzu-

fahren, die AfD zu stärken und die Linkspartei zu 

retten. Das glaube ich nicht! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Liebe Kolleg*innen, 

„AfD und die Linkspartei, die werden wahr-

scheinlich Friedrich Merz einen Blumen-

strauß schicken.“  

„Die Polarisierung, die insbesondere die 

CDU/CSU am Ende des Wahlkampfs ge-

macht hat, die war offenkundig falsch“. 
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Damit hat es der frühere Ministerpräsident und Bun-

despräsident Christian Wulff auf den Punkt ge-

bracht. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir akzeptieren niemals die erschreckende Norma-

lisierung der AfD und ihrer Sprache, zu der die CDU 

auch durch die gemeinsame Abstimmung im Bun-

destag beigetragen hat. Das hat die AfD nicht klei-

ner gemacht, sondern die demokratische Mitte ge-

schwächt. 

(Djenabou Diallo-Hartmann [GRÜNE]: 

So ist es!) 

Liebe Kolleg*innen, als nun stärkste politische Kraft 

hat die CDU jetzt die Verantwortung - das haben Sie 

gesagt -, Brücken zu bauen und die demokratische 

Mitte zu stärken - anstatt weiter zu spalten. 

(Zuruf von der AfD: Sie sind aber nicht 

die demokratische Mitte!) 

Ganz ehrlich: Brücken bauen und Gräben zuschüt-

ten - das macht man nicht, indem man gleich am 

Tag nach der Wahl eine Anfrage einreicht, die die 

Finanzierung zahlreicher zivilgesellschaftlicher Or-

ganisationen infrage stellt. 

(Starker Beifall bei den GRÜNEN und 

bei der SPD) 

Diese zivilgesellschaftlichen Organisationen ma-

chen sich Sorgen um unsere Demokratie, und sie 

gehen dafür auf die Straße. 

(Delia Klages [AfD] lacht) 

Sie haben jetzt die Chance, klarzumachen: Wir sind 

ein Einwanderungsland. Wir lösen die Probleme, 

die damit zusammenhängen, aber wir lösen sie ge-

meinsam - ohne Ausgrenzung. Schluss mit den ver-

gifteten Debatten zur Migration, die politisch den 

Falschen hilft und Millionen im Land zu Problemen 

degradiert! Senden Sie deshalb ein Signal an die 

Menschen, die sich hier im Land Sorgen machen: 

Ihr gehört dazu, wir gehören zusammen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Herr Lechner, ich muss ganz ehrlich sagen: Ihre Ak-

tuelle Stunde war echt eine Enttäuschung. Der Titel 

klang so vielversprechend. Mensch, habe ich ge-

dacht, die kündigen hier was richtig Neues an - wie 

ihren Einsatz gegen steigende Mieten und für eine 

verbesserte Mietpreisbremse, wie ihr nachhaltiges 

Programm für die Wirtschaft, die Abschaffung der 

Netzentgelte und gute Rahmenbedingungen für 

grünen Stahl und Industriearbeitsplätze, wie ihren 

Masterplan für den Klimaschutz, ihren Vorschlag für 

die Modernisierung der Infrastruktur und konkrete 

Ideen zur Reform der Schuldenbremse. 

(Christian Calderone [CDU]: Das ha-

ben Sie doch schon vorher aufge-

schrieben, sonst würden Sie es nicht 

ablesen!) 

Das wären Chancen für die Menschen hier in Nie-

dersachsen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Aber gerade hinsichtlich der Schuldenbremse hat 

Merz seit dem Wahlabend mittlerweile mehr Positi-

onen vertreten als die Ampelparteien in den letzten 

drei Jahren. So gewinnt man kein Vertrauen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir sind auf jeden Fall bereit, an einer zukunftsge-

richteten Reform der Schuldenbremse mitzuarbei-

ten. 

(Christian Calderone [CDU]: Um Got-

tes willen!) 

Liebe Kolleg*innen, abschließend: Die neue Regie-

rung darf weder den Ausbau der Erneuerbaren 

noch die Wärmewende oder den Umbau der Indust-

rie zur Klimaneutralität rückabwickeln. Niedersach-

sen profitiert hiervon wie kein zweites Bundesland: 

VW, die Salzgitter AG, Georgsmarienhütte Stahl, 

Stiebel Eltron, Enercon - Hunderttausende Men-

schen erwarten Verlässlichkeit für ihre Jobs. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Sie haben das 

Wahlergebnis noch nicht verstanden!) 

Liebe Kolleg*innen, die Menschen verdienen eine 

Bundesregierung, die gemeinsam und konstruktiv 

an Lösungen arbeitet, so wie die Koalition hier in 

Niedersachsen. Stillstand im Bund wäre schlecht für 

Niedersachsen.  

Mein Optimismus mit Blick auf Schwarz-Rot ist, ehr-

lich gesagt, nicht besonders groß, aber gerade des-

halb reichen wir Ihnen für eine zukunftsgerichtete 

Politik im Bund die Hand. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Als Nächstes hat sich zu Wort gemeldet: der Abge-

ordnete Herr Wichmann von der Fraktion der AfD. 

Herr Wichmann, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der AfD) 

Klaus Wichmann (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Am 

Ende seines großen Eingangsmonologs lässt Goe-

the den Faust sagen: „Die Botschaft hör ich wohl, 

allein mir fehlt der Glaube.“ Heute spricht die CDU 

von einem Politikwechsel, und heute geht es mir tat-

sächlich wie Faust. 

Warum ist das so? Vielleicht weil es die CDU war, 

die die Grenzen geöffnet hat für jedermann und sie 

auch danach nicht wieder schloss? Vielleicht weil es 

die CDU war, die den industriefeindlichen Unsinn 

von Energiewende und sogenannter Transforma-

tion freudig begrüßt und munter mitmacht? Viel-

leicht aber auch nur, weil die CDU unter Frau Merkel 

schlicht und ergreifend alles, was auch nur im Ent-

ferntesten nach konservativer Politik roch, angewi-

dert aus dem Fenster geworfen hat? 

„Allein mir fehlt der Glaube.“ Sie haben ein Glaub-

würdigkeitsproblem! Werte Kollegen, wenn wir hier 

einen Glaubwürdigkeitswettbewerb machen wür-

den, dann würden Sie nicht einmal Vorletzter. 

(Beifall bei der AfD) 

Aber schauen wir trotzdem nach vorne! Tun wir mal 

so, als meinten Sie es ernst.  

Was ist ein Politikwechsel? Das bedeutet nämlich 

nicht, dass wir dasselbe tun und es nur anders be-

nennen. Nein, das heißt, dass wir die Ziele ändern.  

Nehmen wir mal die Migrationspolitik. Was war 

denn da bisher überhaupt das Ziel? Helfen Sie mir 

mal! Ich sehe da nur Destruktives für unser Land.  

Das Ziel war nicht destruktiv? Okay, dann tun wir 

mal so, als hätten Sie gar kein Ziel dabei gehabt. 

Die Grenzen macht man ja auch einfach mal nur so 

auf. „Macht hoch die Tür, die Tor macht weit!“ Da-

nach war uns an dem Tag halt gerade. Aber dann 

sollte man - Politikwechsel - wenigstens jetzt ein 

Ziel für die Migrationspolitik haben. 

Ich mache mal einen Zielvorschlag: keine Einwan-

derung in die Sozialsysteme! Oder: Beschränkung 

der Einwanderung auf solche, die dem Land nutzen! 

Irgendwie habe ich solche Ziele auch Ihrem Wahl-

kampf entnehmen können. Da hieß es in Ihrem Pro-

gramm zum Beispiel: kein Familiennachzug für sub-

sidiär Geschützte, Asylverfahren nur in sicheren 

Drittstaaten, ein Ende für alle freiwilligen Aufnahme-

programme.  

Ich sehe da, ehrlich gesagt, richtig viel Gutes. Ernst-

haft: Ich habe selten eine Kraft außerhalb meiner ei-

genen Partei gesehen, die an dieser Stelle so viel 

Richtiges gesagt hat. Da werden wir uns einig. Das 

klingt fast nach einer tollen gemeinsamen Zukunft. 

Und jetzt kommen Sie und sagen, Sie machen das 

mit der SPD. 

(Der Redner lacht - Heiterkeit bei der 

AfD) 

Es tut mir leid, aber ich frage einfach mal in Rich-

tung SPD: Wie schätzt die SPD das hier ein? Ma-

chen Sie da mit?  

Ich frage nur, weil bei Ihnen im Programm zu lesen 

war: „Wer auf Schutz angewiesen ist, dem gewäh-

ren wir Schutz.“ Keine Begrenzung vorgesehen! Sie 

fordern einen erleichterten Erwerb der Staatsange-

hörigkeit. Oder auch: Die CDU steht für „eine Politik 

der Ausgrenzung“. Sie „gefährdet … den sozialen 

Frieden und stellt sich gegen die moderne Gesell-

schaft.“ Gemeint ist bei all dem die Migration: Keine 

Begrenzung, alle sollen rein.  

Ich frage nur. Es kann ja sein, dass Sie Ihre Mei-

nung mittlerweile geändert haben. Nicht? Auch 

nicht im Bund? Herr Lechner hat uns gerade ja so 

etwas ein bisschen in Aussicht gestellt. 

Aber wenn das hier schon so ist, sollen wir jetzt viel-

leicht noch über Ihre Gemeinsamkeiten sprechen 

bei Energiepolitik, Wirtschaftspolitik, innerer Sicher-

heit, Ukraine, Bildung usw. usf.? Ich frage nur so, 

weil wir mit den Gemeinsamkeiten schneller durch 

wären als mit den Unterschieden. 

(Beifall bei der AfD) 

Die CDU verkündet hier einen Politikwechsel, und 

gestern höre ich Herrn Merz in der Presse sagen, 

man wolle dem voraussichtlichen Koalitionspartner 

SPD in seinen Ministerien volle Handlungsfreiheit 

lassen. Derselbe Herr Merz, der kurz vor der Wahl 

öffentlich versprach, er werde an seinem allerersten 

Amtstag als Kanzler den Innenminister anweisen 

usw. usf. Und jetzt liest man, das Innenministerium 

will die CDU gar nicht. Frau Faeser darf ihre tolle 

Arbeit wahrscheinlich fortsetzen. Die CDU setze an-

dere Schwerpunkte, und gleichzeitig volle Hand-

lungsfreiheit. 
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Lassen Sie mich das mal verstehen: Frau Faeser 

soll dann die Politik umsetzen, die die CDU inhalt-

lich von der AfD geklaut hat! Wer soll Ihnen das 

glauben? 

(Beifall und Heiterkeit bei der AfD) 

Wir haben etwa 250 000 vollziehbar Ausreisepflich-

tige im Land. Die haben den kompletten Rechtsweg 

durchlaufen. Die müssen das Land verlassen! Aber 

weder Frau Behrens noch irgendein anderer Innen-

minister nimmt das ernst. Sie wollen, dass die Men-

schen Ihnen vertrauen? Dann halbieren Sie diese 

Zahl binnen eines Jahres! Das wäre ein Politik-

wechsel! 

(Beifall bei der AfD) 

Sie wollen die steilste Wand der Alpen besteigen, 

und Sie knüpfen Ihre Lebensleine an jemanden mit 

Höhenangst. Ich habe in meinem Kreisverband 

schon angerufen und gesagt: Bloß keine Wahlpla-

kate wegwerfen! Die werden wir alle noch brau-

chen - und zwar vermutlich eher, als wir denken.  

Aber wenn Ihre Regierung kracht, dann haben wir 

nicht mal mehr die Zeit, um uns auch noch für diese 

Wahlhilfe zu bedanken. Dann werden wir jede Mi-

nute brauchen, um das politische Chaos zu been-

den, was Sie mit dieser Koalition der Gegensätze 

und Widersprüche anrichten. 

Die Leute, die Sie gewählt haben, wollen keine 

SPD-Politik - in keinem Bereich. Machen Sie sich 

das bitte klar! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Als Nächstes hat sich zu Wort gemeldet: der Herr 

Abgeordnete Tonne von der Fraktion der SPD. Herr 

Tonne, kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Grant Hendrik Tonne (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Die Antwort auf solche Reden ist immer nur 

eine: Es ist klar und deutlich, dass diejenigen, die 

diesen Teil des Hohen Hauses gewählt haben, 

(Der Redner zeigt auf SPD, CDU und 

GRÜNE) 

genau diesen Hass und Populismus, diese Hetze 

und dieses widerliche Nach-unten-Treten nicht wol-

len. 

(Stephan Bothe [AfD]: Sie lernen es 

nicht mehr! Wie weit wollen Sie noch 

abrutschen? Wollen Sie einstellig wer-

den?) 

Genau das wollen sie nicht!  

Dafür werden wir genauso wie gestern und heute 

auch morgen eintreten, meine Damen und Herren. 

Ich lasse so etwas nicht stehen. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Bundestags-

wahl hat uns, wie ich finde, eine Menge Aufgaben 

ins Stammbuch geschrieben. 

(Stephan Bothe [AfD]: Deswegen hat 

man Sie abgewählt!) 

Damit einher geht auch die Ansprache des ukraini-

schen Botschafters, der noch einmal klargemacht 

hat, welche Aufgaben und welche Verantwortung 

vor uns liegen. 

Ich will sehr deutlich sagen - das gehört mit dazu -: 

CDU und CSU haben diese Wahl gewonnen. Dazu 

gratulieren wir. Damit obliegt ihnen auch zuallererst 

die Aufgabe einer Regierungsbildung. 

Vor uns gemeinsam steht die Aufgabe: Wie machen 

wir unsere Demokratie zukunftsfähig und zukunfts-

fest? 

(Peer Lilienthal [AfD]: Ist sie das noch 

nicht?) 

Ich bin fest davon überzeugt, dass der nächsten 

Wahlperiode im Bund, der von 2025 bis 2029, dafür 

eine ganz entscheidende Bedeutung zukommt und 

dass das auch die eine Chance ist, die wir gemein-

sam dort haben. Die Erwartungshaltung ist, eine 

Bundesregierung zu haben, die einen funktionieren-

den Staat organisiert, die Probleme löst und inner-

halb der Regierung auf öffentliche Zänkereien und 

Schuldzuweisungen mehr denn je verzichtet. 

Ich sage Ihnen auch: Ja, Kompromissfähigkeit 

muss ein guter und hoher Wert sein. Auch das rich-

tet sich an uns alle. Ich glaube, wir tun gut daran, 

mal wieder deutlich zu machen: Der Kompromiss ist 

nichts Schlechtes und Ehrenrühriges, sondern not-

wendiger Bestandteil unserer Demokratie. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 
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Ich will für die Sozialdemokratie allerdings auch sa-

gen, was nicht geht: Keiner von uns hat es nötig, 

sich von anderen an die staatspolitische Verantwor-

tung erinnern zu lassen. Wenn eines durch die Ge-

schichte der Sozialdemokratie feststeht, dann auch, 

dass wir in Zeiten, in denen uns das selber gewiss 

nicht einfach fiel, zur staatspolitischen Verantwor-

tung gestanden haben. Das galt früher, und das gilt 

heute ganz genauso. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Es tut mir sehr leid, aber ich will das hier deutlich 

sagen: Wer einen historischen Tabubruch im Bun-

destag zu verantworten hat, der erinnert uns bitte 

weniger denn je an die staatspolitische Verantwor-

tung. Das haben wir dann auch nicht nötig. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir werden die Demokratie wie gehabt gegen An-

griffe der Rechten verteidigen. Das haben wir übri-

gens schon gemacht, als es andere noch gar nicht 

gab. Wir gucken mit Stolz darauf, dass wir in den 

über 160 Jahren unserer Parteigeschichte niemals 

mit den Rechtsextremen paktiert haben. Das bleibt 

auch so, meine Damen und Herren! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Dazu gehört dann auch - das ist ebenfalls ein Punkt, 

über den man nicht einfach hinwegsehen kann -: 

Wer auf die Straße geht und Einsatz für unsere De-

mokratie zeigt, wer auf die Straße geht und politi-

sche Mehrheitsentscheidungen kritisiert, der gehört 

nicht zum „linken Spinnertum“. 

(Zuruf von der AfD: Doch!) 

Diejenigen gehören auch nicht in eine Liste mit über 

500 Fragen, ob man ihnen denn Geld geben dürfe, 

sondern die verdienen Respekt für ihre Meinung, 

die sie nach außen tragen, und für den Einsatz, den 

sie für unsere Demokratie zeigen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ausgerechnet die „Omas gegen Rechts“ als Bei-

spiel aufzuführen und dann auch noch hineinzu-

schreiben, Hintergrund seien die Proteste gegen die 

CDU Deutschland, zeigt, dass Sie ein spannendes 

Verständnis von Demokratie haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Große Teile von uns waren übrigens auf diesen De-

mos.  

Meine Damen und Herren, besonders interessant 

ist, dass man einen Tag nach der Bundestagswahl 

sagt, dass man mit diesen vermeintlichen linken 

Spinnern, als die wir hier demnach stehen, koalie-

ren möchte. Das müssen wir auch noch aufklären. 

Ich habe den Eindruck, ein bisschen mehr Impuls-

kontrolle täte uns allen gut. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine Damen und Herren, die Herausforderungen 

sind groß, auch das ist unbestritten. Lassen Sie sie 

uns angehen! 

Ich stelle aber auch fest: Über 30 Gesetze, die we-

sentliche Teile von Migration, von Wirtschaft, von 

Arbeit, von Energie, von Erleichterungen für die 

Bürgerinnen und Bürger und weniger Kosten für 

Bürgerinnen und Bürger umfassen, hätten wir 

schon umsetzen können. Aber die CDU hat das aus 

wahltaktischen Gründen allesamt blockiert. 

(Nadja Weippert [GRÜNE]: So ist es!) 

Über 30 Gesetze wären schon möglich gewesen. 

Meine Damen und Herren, wir werden uns im Sinne 

Niedersachsens in die anstehenden Verhandlun-

gen und Gespräche einbringen. Und wer sehen will, 

wie man ein Land in einer Zweierkonstellation gut 

und ruhig regieren kann, darf gerne nach Nieder-

sachsen schauen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Herr Lechner, eines gebe ich Ihnen gerne mit: 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Letzter Satz, bitte! 

Grant Hendrik Tonne (SPD): 

Der Traum, der bei Ihnen ja dahintersteckt, wird un-

erfüllt bleiben. In Niedersachsen regiert Rot-Grün. 

Das ist so, und das bleibt so. 

Schönen Dank. 

(Starker Beifall bei der SPD und bei 

den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Von der Landesregierung hat sich zu Wort gemel-

det: der Herr Ministerpräsident Stephan Weil. Herr 

Weil, bitte! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Stephan Weil, Ministerpräsident: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich nehme an, die meisten von uns haben den 

Sonntagabend als eine Zäsur empfunden - zu ihrer 

Freude oder zu ihrem Leidwesen. Aber die Politik 

nach dem 23. Februar wird unter anderen Bedin-

gungen gemacht werden müssen als davor. Wir 

sind in der Realität vieler anderer liberaler Demo-

kratien angekommen. Unsere Demokratie in 

Deutschland steht in einer harten Bewährungs-

probe. 

Das muss aus meiner Sicht die Überschrift der 

nächsten Legislaturperiode des Deutschen Bun-

destages sein. Wir haben vier Jahre Zeit, unsere 

Demokratie wieder stärker zu machen, vier Jahre 

Zeit, wieder Vertrauen in die demokratischen Insti-

tutionen zurückzubringen, vier Jahre Zeit, unser 

Land stabil aufzubauen gegen ein Abkippen nach 

rechts. Das ist die Aufgabe der nächsten Jahre. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Dafür brauchen wir einen aktiven Staat, denn das, 

was zu tun ist, ist wirklich eine sehr lange Liste. 

Als Erstes muss es unbedingt um eine Belebung der 

Wirtschaft gehen, damit insgesamt auch wieder 

mehr Sicherheit in unsere Gesellschaft hinein-

kommt und die Leute wieder optimistischer in die 

Zukunft blicken können. 

Ich denke, wir alle sind uns einig - und das, was wir 

zur Situation in der Ukraine gehört haben, bestärkt 

uns darin -, dass wir gar nicht darum herumkom-

men, sehr viel mehr für die Landesverteidigung zu 

tun. Ob es uns nun gefällt oder nicht - wir werden es 

machen müssen. 

Wir müssen das auch auf eine Art und Weise ma-

chen, mit der die soziale Balance in diesem Land 

nicht noch weiter unter Druck gesetzt wird, als das 

ohnehin der Fall ist. Viele Menschen empfinden ihr 

Leben als sehr, sehr teuer. Ebenso wie viele Indust-

riebranchen brauchen auch viele Privathaushalte 

eine Begrenzung zum Beispiel der Energiekosten, 

damit sie den Eindruck haben: Politik geschieht in 

meinem Interesse; damit kann ich mich identifizie-

ren. Das ist eine ganz zentrale Aufgabe für die 

nächsten Jahre. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Es lässt sich leider nicht bestreiten: Der Klima-

schutz war in der Hitliste der wichtigsten Probleme 

ins Mittelfeld abgerutscht. Aber der Klimawandel 

geht leider weiter. Wir können es nicht verantwor-

ten, so etwas im wahrsten Sinne des Wortes taten-

los geschehen zu lassen. 

Ich füge in Niedersachsen hinzu: Die Energiewende 

ist für uns eine große Chance. Deswegen müssen 

wir sie konsequent fortsetzen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Deutschland ist das wichtigste Mitgliedsland der Eu-

ropäischen Union. Es ist vor allem auch unsere Auf-

gabe, mit dafür zu sorgen, dass sich Europa stark 

aufstellt. Ansonsten wird unser Kontinent womög-

lich zwischen Supermächten zerrieben werden, die 

nur darauf warten, dass sich die Europäer weiter 

zerstreiten. Auch diese Aufgabe, die man vielleicht 

historisch nennen kann, obliegt einer nächsten Bun-

desregierung. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Das Stichwort „Europa“ führt zu einem letzten Punkt 

im gleichen Zusammenhang. Ich bin der festen 

Überzeugung: Bei dem Thema Migration und Zu-

wanderung, das unsere Gesellschaft derzeit wirk-

lich spaltet, ist ein starker Kompromiss aus der de-

mokratischen Mitte dieser Gesellschaft möglich. 

Wir waren in der letzten Legislaturperiode in den 

Gesprächen eigentlich schon mal ziemlich weit. Wir 

sind uns - denke ich, hoffe ich und verlange ich - ei-

nig darin: Das Grundgesetz gilt, und die völkerrecht-

lichen Verpflichtungen der Bundesrepublik 

Deutschland gelten auch. Und deswegen: Es ist so: 

Wer ein Schutzrecht hat, muss auch Schutz erhal-

ten. Dazu sind wir verpflichtet, liebe Kolleginnen 

und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Die andere Seite der Medaille ist aber: Irreguläre 

Zuwanderung müssen wir eindämmen. Wer kein 

Schutzrecht hat, kann nicht in Deutschland bleiben. 
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Auch das gehört dazu und muss deutlich gesagt 

werden.  

Und das Dritte ist: In dem Maße, wie irreguläre Zu-

wanderung eingedämmt wird, müssen wir legale Al-

ternativen eröffnen, nicht nur im Sinne von Men-

schen, die nach Deutschland kommen wollen, son-

dern vor allem auch im Sinne der ureigensten Inte-

ressen der deutschen Gesellschaft. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Das alles ist nur ein kleiner Ausschnitt dessen, was 

es als Pflichtenheft für die nächste Bundesregie-

rung gibt. Sie werden mir zustimmen: Dafür brau-

chen wir einen handlungsfähigen Staat.  

Übrigens: Der handlungsfähige Staat wird auch fi-

nanziell handlungsfähig sein müssen. Ich finde inte-

ressant zu sehen, dass sich manche sehr - wie soll 

ich sagen? - fundamentalistischen Äußerungen be-

zogen auf die Schuldenbremse in den Tagen vor 

und nach der Wahl schon ein ganz klein wenig mehr 

der Realität zugewandt haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Zu diesem handlungsfähigen Staat gehört, finde 

ich, aber auch die Geschlossenheit der Demokratin-

nen und Demokraten. Wir sehen es doch auch im-

mer wieder im Landtag: Egal, ob man in der Regie-

rung oder in der Opposition ist - es gibt hier drei 

Fraktionen, die verbindet untereinander immer wie-

der sehr viel mehr als mit einer vierten Fraktion. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, lassen Sie uns die-

sen Kern des demokratischen Konsenses in 

Deutschland und auch bei uns im Land bewahren, 

und erinnern wir uns immer wieder daran: Etwa 

80 % der Wählerinnen und Wähler haben eben 

nicht rechts gewählt, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. Sorgen wir dafür, dass das beim nächsten Mal 

noch mehr werden. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Meine letzte Bemerkung ist eine kleine Erinnerung. 

Im letzten Jahr haben wir 75 Jahre Grundgesetz ge-

feiert. Es konnte eine tolle Bilanz gezogen werden. 

Ein Dreivierteljahrhundert Frieden, Freiheit, alles in 

allem wachsender Wohlstand und Achtung in der 

Welt.  

Die Werteordnung, die Grundlage des Grundgeset-

zes ist, muss verteidigt und gestärkt werden. Dazu 

bedarf es im wahrsten Sinne des Wortes des Ver-

fassungsschutzes, nicht im Sinne einer Behörde, 

sondern des Verfassungsschutzes durch die Demo-

kratinnen und Demokraten in diesem Land.  

Es liegt viel Verantwortung auf der Bundespolitik, 

aber auch auf der demokratischen Politik insgesamt 

in den nächsten Jahren. Eine Politik in diesem 

Sinne - da bin ich mir sicher - wird auch Unterstüt-

zung aus Niedersachsen finden. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Es liegen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Damit erkläre ich diesen Tagesordnungspunkt für 

beendet. 

Ich eröffne die Besprechung zu: 

b) Deutschland nach der Wahl: Wie finanzieren 

wir Infrastruktur, Klimaschutz, Bildung und Eu-

ropas Sicherheit? - Antrag der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen - Drs. 19/6580 

Zur Einbringung hat sich der Herr Abgeordnete 

Schulz-Hendel von Bündnis 90/Die Grünen zu Wort 

gemeldet. Kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Die 

Rede des ukrainischen Botschafters hat mich tief 

bewegt. Es ist vollkommen klar: Wir sind es unseren 

Freund*innen in der Ukraine schuldig, sie weiterhin 

tatkräftig und solidarisch zu unterstützen. Natürlich 

kann es auch Friedensverhandlungen geben, aber 

ein Frieden über die Köpfe der Ukrainerinnen und 

Ukrainer hinweg und ohne die EU ist schlecht. 

Die Schuldenbremse darf nicht verhindern, dass wir 

die Menschen in der Ukraine unterstützen und die 

deutsche und europäische Verteidigungsfähigkeit 

verbessern. Wir dürfen die Unterstützung der Ukra-

ine aber auch nicht gegen den sozialen Zusammen-

halt in Deutschland ausspielen.  
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Wir haben jetzt die historische Chance, aber auch 

Verantwortung als demokratische Parteien, die 

Kraft für eine Reform der Schuldenbremse zu fin-

den. Ich appelliere hier an die Union, sich dieser 

Verantwortung jetzt auch zu stellen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Wir sind es unserer Demokratie und dem Wirt-

schaftsstandort Deutschland schuldig, jetzt ein 

Jahrzehnt der Zukunftsinvestitionen über eine Re-

form der Schuldenbremse einzuleiten. 

Meine Damen und Herren, die Herausforderungen 

sind nach der Bundestagswahl nicht kleiner gewor-

den. Das Gegenteil ist der Fall. Zentral ist, ob wir 

jetzt für die notwendigen Zukunftsinvestitionen in 

Infrastruktur, Klimaschutz, Bildung und europäische 

Sicherheit die notwendige Zweidrittelmehrheit mo-

bilisieren können. 

Alleine um Deutschlands Infrastruktur zu moderni-

sieren und die Transformation der Wirtschaft weiter 

voranzubringen, brauchen wir in den nächsten zehn 

Jahren 600 Milliarden Euro. Das wird realistisch 

nicht aus dem Bundeshaushalt zu machen sein. 

Das wird ein Kanzler Merz auch nicht beim Bürger-

geld einsparen können.  

Überhaupt: Es muss jetzt doch vielmehr darum ge-

hen, nicht weiter zu spalten. Herr Lechner, das 

wahlkampfbedingte Von-oben-nach-unten-Treten 

der CDU muss umgehend ein Ende finden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir müssen die Schuldenbremse im Bund und dann 

in Niedersachsen reformieren. Und das wird bei 

dem immensen Sanierungsstau nicht ausreichen. 

Deshalb müssen wir auch sehr klar und sehr deut-

lich über Gerechtigkeit sprechen. Wir brauchen die 

Wiedereinführung der Vermögenssteuer, um die 

Milliardäre in unserem Land stärker zur Kasse zu 

bitten. 

(Beifall bei den GRÜNEN und von 

Grant Hendrik Tonne [SPD] - Zurufe 

von der CDU) 

Ich möchte etwas zur Infrastruktur sagen: Allein in 

Niedersachsen befinden sich rund 400 Brücken an 

Bundesfernstraßen in einem maroden Zustand, 

rund 140 Brücken davon mit dem schlechtesten 

Traglastindex. Dazu kommt ein erheblicher Sanie-

rungsbedarf der Schieneninfrastruktur. Die Priorität 

muss also klar auf Erhalt und Sanierung liegen.  

Was wir nicht brauchen, sind Neubauten von Auto-

bahnen wie der A 39 und der A 20.  

(Frank Henning [SPD]: Warum das 

denn nicht?) 

Das wäre unvernünftig, das wäre teuer und würde 

auch noch den Klimazielen widersprechen. Hier er-

warten wir eine klare Prioritätensetzung der neuen 

Bundesregierung. 

„Infrastruktur“ bedeutet auch soziale Infrastruktur. 

Dazu gehört für uns auch eine dauerhafte und preis-

günstige Fortführung des Deutschland-Tickets so-

wie ein Führerscheinzuschuss für Auszubildende. 

Das kommt insbesondere jungen Menschen im 

ländlichen Raum zu Gute. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zu den Klimainvestitionen: Die Transformation der 

Wirtschaft zu einer klimaneutralen Wirtschaft ist in 

vollem Gange. Solar- und Windenergie sind durch 

die Bundesregierung und durch Rot-Grün in Nieder-

sachsen stark nach vorne gebracht worden. Diesen 

Kurs müssen wir ambitioniert fortsetzen und einem 

Rollback in der Klimapolitik und bei der Energie-

wende eine klare Absage erteilen. Notwendige In-

vestitionen in den Netzausbau und in geringere 

Strompreise für die Menschen und Unternehmen 

müssen umgesetzt und gegenfinanziert werden.  

Bildung: Noch nie zuvor hat eine Landesregierung 

so viel Geld in gute Bildung gesteckt wie diese Lan-

desregierung mit unserer Kultusministerin Julia Wil-

lie Hamburg. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Lachen bei 

der AfD) 

Das ist gut und richtig so. Mehr Ausgaben für die 

Bildung sind Investitionen in die Zukunft. Wir brau-

chen auch in Zukunft verlässliche Unterstützung 

des Bundes für die Sanierung, Modernisierung und 

Digitalisierung unserer Schulen. 

(Sebastian Lechner [CDU] spricht mit 

Mitgliedern der CDU-Fraktion) 

Ich komme zum Schluss. Lieber Herr Lechner - er 

hört leider nicht mehr zu, obwohl das jetzt wichtig 

wäre -, 

(Zurufe von der CDU: Er sitzt dort!) 

wie stehen Sie denn zur Reform der Schulden-

bremse? Merz, Wüst und Söder scheinen sich beim 

Weg nicht einig zu sein. Daniel Günther möchte das 

auch mit den Linken realisieren. Merz erteilt der 
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Schuldenbremsen-Reform jetzt neuerdings wieder 

eine Absage.  

Ich fordere Sie auf, Herr Lechner: Machen Sie Ihren 

Einfluss auf Bundesebene geltend! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Schulz-Hendel! 

Detlev Schulz-Hendel (GRÜNE): 

Ich komme zum Schluss.  

Lassen Sie uns gemeinsam auf Landes- und Bun-

desebene dafür streiten, die notwendigen Zukunfts-

investitionen auf den Weg zu bringen! 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Als Nächstes liegt mir eine Wortmeldung von der 

Fraktion der AfD vor: von Herrn Abgeordneten Lili-

enthal. Herr Lilienthal, kommen Sie gern nach 

vorne! 

(Beifall bei der AfD) 

Peer Lilienthal (AfD):

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Was für eine unge-

wöhnliche Aktuelle Stunde für eine regierungstra-

gende Fraktion, die noch dazu den Finanzminister 

stellt!  

Kollege Schulz-Hendel, ich weiß nicht, ob Ihnen das 

entgangen ist: Auf der Regierungsbank, zwischen 

der Kultusministerin und der Innenministerin, da 

sitzt jemand, der ist einer von Ihnen. Von daher: 

Wenn Sie Finanzierungswünsche haben - das Auf-

stellungsverfahren zum Haushalt 2026 läuft ja wahr-

scheinlich gerade an -, dann können Sie diese di-

rekt an den Finanzminister richten und brauchen 

hier keine nach Opposition riechende Aktuelle 

Stunde zu beantragen. 

(Beifall bei der AfD) 

Der Versuch, diese Frage hier an die CDU zu ad-

ressieren, war ja absehbar. Ich kann Ihnen sagen: 

Die CDU in Niedersachsen wird vermutlich nicht auf 

Bundesebene darüber entscheiden. Von daher: 

Thema völlig verfehlt! 

Liebe Kollegen, ich könnte hier jetzt das Hohelied 

auf die Schuldenbremse singen. Ich könnte darüber 

sprechen, wie diese Schuldenbremse entstanden 

ist - als Prävention von Staatsschuldenkrisen aus 

der Erfahrung der Jahre ab 2008.  

Ich könnte darüber sprechen, dass wir alleine in die-

sem Jahr 1,2 Milliarden Euro nur für den Zinsdienst 

ausgeben - nur in Niedersachsen -, und Sie dazu 

anregen, zu überlegen, was man mit diesem Geld 

für Gestaltungsspielräume hätte. Damit könnten Sie 

in allen vier Politikbereichen, die Sie hier adressiert 

haben, wirklich was bewegen.  

Ich könnte darüber sprechen, dass eine Schulden-

bremse generationengerecht ist, dass nämlich un-

sere Ausgabenwünsche von den jungen Leuten, die 

oben auf den Tribünen sitzen, später bezahlt wer-

den.  

Ich könnte darüber sprechen, dass der Staat ein 

Ausgabenproblem hat und kein Einnahmeproblem. 

Liebe Kollegen, ich will es mir aber nicht so einfach 

machen. Ich möchte über unser Verhältnis zur 

Wahrhaftigkeit sprechen. Denn Friedrich Merz hat 

vor einem Jahr gesagt: 

„Ich schließe eine Zustimmung meiner Frak-

tion zu einer Aufweichung der Schulden-

bremse heute von dieser Stelle“ 

- das war im Deutschen Bundestag - 

„erneut aus. Damit können Sie nicht rech-

nen.“ 

(Zuruf von der AfD: Aha!) 

Friedrich Merz im Bundestag vor einem Jahr. 

Das ist dann immer mal wieder in der Art von Test-

ballons von CDU-Ministerpräsidenten aus den Län-

dern, aber auch von Abgeordneten aus der CDU-

Bundestagsfraktion aufgeweicht worden.  

Was wir jetzt erleben, schockiert mich sehr. Denn 

ich habe der Diskussion entnommen, dass es die 

Überlegung gibt, den alten Bundestag noch über 

eine Reform der Schuldenbremse entscheiden zu 

lassen. Der Hintergrund ist klar: Sie werden spätes-

tens am 25. März keine grundgesetzändernde 

Mehrheit mehr im Deutschen Bundestag haben, 

und das ist gut so. 

(Zuruf von der AfD: Genau!) 

Jetzt auf die Idee zu kommen, dass ein in seiner Zu-

sammensetzung abgewähltes Gremium, nämlich 

der Deutsche Bundestag, noch eine Grundgesetz-

änderung durchführt, die so massiv in die Rechte 

der Abgeordneten eingreift, das ist einfach nur un-

fassbar. 
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Der Ministerpräsident hat davon angesprochen, es 

gebe eine Erosion des Vertrauens in die demokrati-

schen Institutionen. Genau das stimmt nicht. Die 

Wahlbeteiligung ist so hoch gewesen wie lange 

nicht mehr - ein Signum dafür, dass die Bürger ge-

nau diesen Institutionen - der Bundestag ist ja eine 

davon - vertrauen. Nein, es gibt einen Vertrauens-

verlust in die etablierten Parteien. Und den gibt es, 

liebe Kollegen, vollkommen zu Recht. 

(Beifall bei der AfD) 

Ich habe außerdem wahrgenommen, dass das 

Hauptproblem - das haben wir eben schon zweimal 

gehört - die Verteidigungsausgaben sind und dass 

man doch mehr Geld braucht, um die Bundeswehr 

neu aufzustellen. Liebe Kollegen, Mitglieder Ihrer 

Parteien haben über wenigstens zwei Dekaden die 

Bundeswehr kaputtgespart und meinen nun, mit 

Sondervermögen oder schnellen Ausgaben wieder 

eine Verteidigungsfähigkeit herzustellen.  

Ich kann Ihnen sagen: Das zeugt von totalem Un-

verständnis von Verteidigungsfähigkeit. Denn Ver-

teidigungsfähigkeit gerade bei der Bundeswehr be-

deutet nicht, immer mehr Material anzuschaffen, 

sondern es bedeutet vor allem, eine verteidigungs-

politische Wende um 180 Grad einzuleiten. Und die 

beginnt mit der inneren Einstellung der Armee. 

Sie haben über Jahre versucht, diese Armee aus-

zuhöhlen, zu entkernen, indem Sie Arbeitszeitver-

ordnungen, Flachbildfernseher und Einhornfahnen 

zum Leitbild dieser Armee gemacht haben. Wir 

brauchen aber, liebe Kollegen, bevor wir Geld in-

vestieren, genau das Gegenteil. Wir brauchen wie-

der den Kriegertypus als Kern der Armee, den ar-

chaischen Kämpfer. Erst, wenn dieses Bild vom 

Soldaten wiederhergestellt ist, lohnt sich die Inves-

tition. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Bevor wir zum nächsten Redner kommen, nehmen 

wir einen Wechsel im Sitzungsvorstand vor. 

(Vizepräsident Jens Nacke über-

nimmt den Vorsitz)

Vizepräsident Jens Nacke:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nachdem sich das 

Präsidium neu sortiert hat: Guten Morgen auch von 

uns! 

Wir fahren in der Beratung zu diesem Tagesord-

nungspunkt fort. Als Nächstes hat sich zu Wort ge-

meldet: für die Fraktion der CDU Herr Kollege Sche-

pelmann. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Jörn Schepelmann (CDU): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Lieber Kollege Schulz-Hendel, 

Ihre Kollegin Kura hat gerade eben in der Aktuellen 

Stunde der CDU-Fraktion gesagt, sie sei von der 

Aktuellen Stunde der CDU und vor allem von der 

Rede enttäuscht. 

(Anne Kura [GRÜNE]: Ja!) 

Leider muss ich sagen: Wir sind vor allem von Ihrer 

Rede, die Sie gerade hier zum Besten gegeben ha-

ben, sehr enttäuscht. 

(Beifall bei der CDU) 

Es war absehbar, worauf Sie abzielen - Sie haben 

es im Titel noch verheimlicht -: Natürlich geht es 

Ihnen um die Schuldenbremse.  

Ich will aber vorwegnehmen: In einem Punkt gebe 

ich Ihnen recht. Natürlich darf die Schuldenbremse 

nicht verhindern - und das hat sie auch zu keiner 

Zeit getan -, dass wir der Ukraine helfen. Die Worte 

des Botschafters von gerade eben waren eindring-

lich. Natürlich stehen wir - auch mit Schulden-

bremse - weiterhin an der Seite der Ukraine, auch 

finanziell. 

(Beifall bei der CDU) 

Was wir ebenfalls nicht tun: Wir treten nicht nach 

unten, auch nicht im Wahlkampf, sondern wir ste-

hen für Solidität, auch finanziell. Stichwort „Nach-

haltigkeit“ - ich komme später darauf zurück -, ei-

gentlich ein grünes Kernanliegen. 

Wenn Sie uns in Ihrer Rede dann noch Wahlkampf-

getöse vorwerfen, um sich zeitgleich, drei Tage 

nach der Bundestagswahl, hier für eine Vermögens-

steuer für die bösen Reichen auszusprechen und 

auch noch den Bau von A 20 und A 39 abzulehnen, 

dann frage ich mich: Wer macht denn hier billiges 

Wahlkampfgetöse? 

(Beifall bei der CDU) 

Sie sind demnächst zweieinhalb Jahre im Amt. Seit 

zweieinhalb Jahren enttäuschen Sie uns nicht nur 

damit, dass Sie wenig auf die Beine gestellt bekom-

men. Wir sehen wieder einmal einem wahnsinnig 

lange dauernden Zwei-Tage-Plenum entgegen, das 

wir geradeso vollbekommen haben. Das hat zwei 
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Gründe. Zum einen erlauben Sie uns nicht, hier 

mehr einzubringen. Zum anderen liefern Sie 

schlichtweg sehr wenig. Vielleicht fangen Sie mal 

an, bessere Arbeit zu leisten! 

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei 

der AfD) 

Dann ist es so, dass Sie es seit zweieinhalb Jahren 

hinkriegen, zwar zig Fragen zu stellen, aber auf jede 

Frage verlässlich nur eine Antwort haben: Es ist die 

böse Schuldenbremse. Das ist nicht nur unambitio-

niert, es ist unkreativ und, liebe Grüne, verdammt 

wenig nachhaltig. Sehr schade! 

(Beifall bei der CDU - Widerspruch von 

Jörn Domeier [SPD]) 

Es gäbe vier Wege, Ihre Frage, wie man alles finan-

zieren kann, zu beantworten. 

Der erste Weg: Man könnte gute Wirtschaftspolitik 

machen, vernünftige Rahmenbedingungen setzen, 

damit die Steuereinnahmen sprudeln. Wie sehr Sie 

das können - Sarkasmus sei erlaubt -, haben wir in 

den letzten drei Jahren von den Grünen erlebt: sehr 

wenig! 

(Beifall bei der CDU) 

Das Zweite ist: Ihre Haushaltspolitiker könnten mal 

anfangen, vernünftige Prioritäten zu setzen. Der 

Landeshaushalt ist 44 Milliarden Euro schwer. Da 

ist sehr viel Spielraum, auch mal Geld zu kürzen. 

Niemand kürzt gerne, das sehe ich ein. Aber wenn 

man Geld zielgerichtet, vernünftig investiert, kann 

man mit dem vorhandenen Geld sehr viel machen. 

Sie tun es aber nicht. Fangen Sie damit an! 

(Beifall bei der CDU) 

Der dritte Weg, den Sie gehen könnten, wäre, mal 

auf die Rücklagen zu schauen, die Sie seit Jahren 

in heftigen Größenordnungen ansammeln. Mittler-

weile haben Sie über 2,5 Milliarden Euro auf der ho-

hen Kante. Auch der Abschluss des letzten Jahres 

wird sehr wahrscheinlich sehr deutlich positiv en-

den. Die Rede ist von über 1 Milliarde Euro. 

Sagen wir es mal so: 3,5 Milliarden Euro liegen auf 

Ihrem Konto, und Sie investieren sie nicht. Wenn 

Sie es also ernst meinen mit Ihrer Frage „Wie inves-

tieren wir in die nötigen Themen des Landes?“, 

dann nehmen Sie das Geld, und parken Sie es nicht 

für den Wahlkampf! Wir werden von Ihnen erleben: 

Im Wahlkampfjahr ist Geld da. - Das ist billiges 

Wahlkampfgetöse.  

(Beifall bei der CDU) 

Fangen Sie an, jetzt zu investieren! Wir haben ge-

nug Probleme. Da sind wir mit Ihnen einer Meinung. 

Und es gibt den vierten Weg, wie immer: die Schul-

denbremse. Die wollen Sie auflösen, weil Sie mit 

dem Geld nicht auskommen. Jetzt möchte ich Ihnen 

einmal vorlesen, was der Bund der Steuerzahler am 

28. Januar dieses Jahres - das ist gar nicht so lange 

her - gesagt hat.  

Der Steuerzahlerbund schreibt: Die Schuldenuhr in 

Niedersachsen läuft wieder vorwärts - und das ist 

keine gute Nachricht: 48,06 Euro oder - machen wir 

es rund - knapp 50 Euro pro Sekunde mehr Schul-

den für Niedersachsen! Das hat einen Grund, denn 

Rot-Grün hat für das Jahr 2025 zusätzliche Schul-

den in Höhe von 1 520 Millionen Euro beschlossen, 

und das mit einer Schuldenbremse, die das wegen 

der schwachen Wirtschaft erlaubt. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 

Schuldenbremse ist da, um uns davor zu schützen, 

dass Sie sich finanziell nicht benehmen können und 

sich an der Zukunft versündigen. Auf der Zuschau-

ertribüne sitzen viele junge Leute. Sie werden das 

Geld zurückzuzahlen haben, was Sie aufnehmen. 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD) 

Dass wir auch in diesem Jahr 1,5 Milliarden Euro 

Schulden aufnehmen dürfen, liegt daran, dass wir 

in der Großen Koalition die Schuldenbremse so, wie 

sie ist, eingeführt haben. Sie funktioniert, sie lässt 

uns Spielraum in konjunkturell schlechten Zeiten, 

und sie verpflichtet uns, in guten Zeiten dieses Geld 

zurückzuzahlen, damit wir solide arbeiten, damit wir 

heute und auch morgen genug Geld haben, um das 

Geld in Infrastruktur, in Klimaschutz und in Bildung 

zu investieren. All das ginge, wenn Sie Ihre Arbeit 

richtig machen würden.  

Also hören Sie auf, über die Schuldenbremse zu 

philosophieren, sondern machen Sie Ihre Arbeit 

jetzt, nach der Hälfte der Wahlperiode, endlich ver-

nünftig! 

(Starker Beifall bei der CDU und Beifall 

von Peer Lilienthal [AfD]) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Schepelmann. - Als 

Nächstes hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion 

der SPD der Kollege Raulfs. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  60. Plenarsitzung am 26. Februar 2025 

4759

Philipp Raulfs (SPD): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

will erst mal mit etwas Positivem starten. Ich finde 

es gut, dass wir ein paar Tage nach der Bundes-

tagswahl auch mal darüber reden, wie wir eigentlich 

die ganzen Wahlkampfversprechen, die wir in den 

letzten Wochen und Monaten gegeben haben, be-

zahlen wollen. Das ist ein wichtiges Detail, was im 

Wahlkampf keine wirkliche Rolle gespielt hat.  

Wir kommen bei dem Thema Bezahlung von Ver-

sprechen natürlich nicht an dem Thema Schulden-

bremse vorbei. Die Positionen - das haben wir ge-

rade auch wieder vom Kollegen Schepelmann ge-

hört - scheinen dabei ziemlich gefestigt zu sein. Auf 

der einen Seite sind die vielleicht progressiven 

Kräfte, die längst eine Reform der Schuldenbremse 

gefordert haben und diese auch weiter vorantreiben 

wollen. Das sind - vielleicht kann man aus Sicht der 

Union bald sagen: das waren - diejenigen, die ver-

meintlich nicht mit Geld umgehen können und die 

zu blöd sind zum Sparen. Auf der anderen Seite ha-

ben wir die vermeintlich Guten, die Konservativen, 

die sparen können, die kein Einnahme-, sondern 

nur ein Ausgabenproblem sehen und denen die 

Schuldenbremse einfach heilig ist.  

Das waren exakt so lange die Positionen, bis die 

Wahllokale am letzten Sonntag geschlossen haben, 

denn keine 24 Stunden später ist all das, was wir 

zum Thema Schuldenbremse hören und lesen kön-

nen, nur noch eines, nämlich reine Geschichte, 

liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der SPD - Dr. Marco Mohr-

mann [CDU]: Nein, ist es nicht!) 

Ich hatte gehofft, dass wir die Aktuelle Stunde heute 

Morgen nutzen, um eine Positionierung und eine 

Klarstellung vorzunehmen. Den Vorwurf „Wahl-

kampfgetöse“, lieber Kollege Schepelmann, muss 

ich zurückweisen, weil es natürlich darum geht, wie 

wir Projekte finanzieren können.  

Ich will zum Thema Schuldenbremse, was Sie uns 

hier immer vorhalten, deutlich sagen: Wir in Nieder-

sachsen haben diese Schuldenbremse immer und 

zu jedem Zeitpunkt eingehalten. Bei jeder Heraus-

forderung, die wir vor uns hatten, ist uns das gelun-

gen - im Gegensatz zur Union, die es nicht geschafft 

hat, ordentliche Haushalte aufzustellen. Ich glaube, 

Sie haben die Rücklage schon drei- oder viermal 

geplündert. Da können wir über seriöse Finanzpoli-

tik noch mal an einer anderen Stelle sprechen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Ulf Thiele [CDU]: Was hat die 

Rücklage mit der Schuldenbremse zu 

tun?) 

Ich will aber deutlich sagen, dass ich von der Union 

erwartet hätte, dass sie hier und heute eine klare 

Positionierung vornimmt, wie es in Niedersachsen 

weitergehen soll.  

Ich biete Ihnen eine Wette an: Wir führen die Dis-

kussion, die wir heute geführt haben, in drei, vier  

oder acht Wochen, wenn die Koalitionsverhandlun-

gen abgeschlossen sind, noch einmal. Ich bin mir 

ziemlich sicher, dass wir eine Rede, wie wir sie 

heute von Ihnen gehört haben, dann nicht mehr hö-

ren werden, lieber Kollege Schepelmann.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Aber - das will ich deutlich sagen - wir respektieren 

natürlich die Position der CDU in Niedersachsen. 

Wir verstehen grundsätzlich auch Ihren Ansatz. Das 

heißt nicht, dass wir ihn teilen. Aber es geht doch 

jetzt darum, dass wir die Wahlversprechen, dass wir 

den Auftrag der Wählerinnen und Wähler, unser 

Land wieder zukunftsfähig aufzustellen und zu re-

parieren, was kaputt ist, gemeinsam hinbekommen.  

Die Aufgaben sind einfach groß, das müssen wir bei 

einer Debatte über Schuldenbremse doch einfach 

mal anerkennen. Vom Thema Bundeswehr über die 

Unterstützung der Ukraine bis hin zu großen Infra-

strukturprojekten, zu denen übrigens aus unserer 

Sicht ausdrücklich auch Autobahnen gehören müs-

sen,  

(Beifall bei der SPD) 

sowie die Transformation der Wirtschaft, um nur ei-

nige Dinge zu nennen, sind große Aufgaben. Das 

sind große Projekte, die wir am Ende gemeinsam 

umsetzen müssen und die viel Geld benötigen.  

Deshalb lassen Sie uns beim Thema Schulden-

bremse - das meine ich sehr ernst - doch gemein-

sam an einem Weg arbeiten, der für alle gangbar 

ist. Ich finde, das muss die Aufgabe sein.  

Damit es einmal klargestellt ist, damit es nicht einen 

falschen Slang bekommt: Natürlich steht die SPD-

Fraktion in Niedersachsen, aber auch auf Bundes-

ebene zum Thema Schuldenbremse. Wir stehen 

zur Schuldenbremse, aber wir stehen eben auch 

dazu, diese Schuldenbremse zu reformieren und 

zukunftsfähig aufzustellen, liebe Kolleginnen und 

Kollegen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Mit dieser Meinung sind wir im Übrigen nicht alleine. 

Ich will jetzt gar nicht alle diejenigen aufzählen, die 

schon gesagt haben: Wir müssen da ran. Im Ticker 

kommen jeden Tag zig Leute aus allen Parteien, 

aus allen Verbänden dazu. Deshalb ist das, glaube 

ich, der richtige Weg. Die Zeichen stehen eben auf 

„Schuldenbremse“,  

(Zuruf von der CDU: Ja, genau!) 

auf „eine Reform der Schuldenbremse“. Die Frage 

ist, ob wir das im alten oder im neuen Bundestag 

machen. Für uns ist jedenfalls klar, liebe Kollegin-

nen und Kollegen: Es muss passieren.  

Ich will im Zusammenhang mit „Es muss passieren" 

noch ein wichtiges Detail sagen. Wenn wir die 

Schuldenbremse auf Bundesebene reformieren, 

dann müssen wir das natürlich auch auf Landes-

ebene machen, liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Egal, in welcher Rolle wir sind, egal, auf welcher 

Ebene: Es muss einen Einklang zwischen Bund und 

Land geben. Alles andere wäre schwer erklärbar.  

Ich will in der letzten Minute noch einen anderen 

Punkt nennen, der mit diesem Thema zusammen-

hängt. Wenn wir darüber reden, dass wir Infrastruk-

turprojekte finanzieren können, dass wir sie auch 

mit Schulden finanzieren können, dann müssen wir 

uns darum kümmern, dass wir in der Lage sind, 

diese Projekte auch umzusetzen. Es darf nicht sein, 

dass wir uns nur um die Finanzierung kümmern, 

darüber reden und einen Plan vorantreiben, son-

dern wir als Staat müssen auch in der Lage sein, 

diese Projekte umzusetzen. Zukunftsfähigkeit und 

Handlungsfähigkeit des Staates hängen hier ele-

mentar zusammen. Auch darum wird es in der Zu-

kunft gehen, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

Die relevanten Fragen rund um das Thema Schul-

denbremse müssen wir jetzt zügig mit alten und 

neuen Kräften, mit alten und neuen Mehrheiten, mit 

alten und neuen Verantwortlichen und - ja - auch 

mit alten und neuen Problemen klären. Aber ich 

glaube, es ist heute deutlich geworden, dass wir 

dazu bereit sind - in Berlin sowieso, aber auch hier 

in Niedersachsen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Raulfs. Bitte gestatten 

Sie mir einen Hinweis. Auch wenn ich wahrgenom-

men habe, dass Sie damit nicht unmittelbar Kolle-

gen hier im Haus adressiert haben, ist die Formulie-

rung des politischen Vorwurfs „zu blöd zum Sparen“ 

sicherlich unparlamentarisch. Ich darf Sie bitten, zu-

künftig eine andere Formulierung zu wählen.  

(Beifall von Veronika Bode [CDU]) 

Als Nächstes hat sich unter diesem Tagesord-

nungspunkt zu Wort gemeldet: für die Landesregie-

rung Herr Minister Heere. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Gerald Heere, Finanzminister: 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Ich darf als Erstes der Union 

zum Sieg bei der Bundestagswahl gratulieren, darf 

Ihnen aber für die Debatte, die danach direkt folgt, 

die wir hier heute haben und die auch über die Me-

dien läuft, zurufen: Willkommen in der finanzpoliti-

schen Realität!  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wir haben eine Rezession in der Wirtschaft, wir ha-

ben eine Haushaltslage bei Bund, Ländern und 

Kommunen, die man als dramatisch bezeichnen 

kann. Deshalb ist es wichtig, sich diesen Fragen, die 

hier heute und auch in den Medien thematisiert wer-

den, dringend zu stellen.  

Ich habe vor der Wahl vorhergesagt, dass auch eine 

unionsgeführte Bundesregierung, so sie denn zu-

stande kommt, drei Maßnahmen konkret prüfen 

wird: eine Reform der Schuldenbremse, die Aufsto-

ckung von Sondervermögen im Grundgesetz und 

möglicherweise auch die Erhöhung der Mehrwert-

steuer.  

Die ersten beiden davon sind bereits in der Debatte. 

Ich begrüße sehr die Lockerungsübungen, die es zu 

den ersten beiden Themen gibt, und finde es, auch 

wenn im Wahlkampf anderes suggeriert wurde, 

wichtig, dass wir darüber jetzt sachlich reden kön-

nen - auch wenn hier auf Landesebene bei der 

Union die Letzten stehen, die unbedingt die alte 

Lehre fortschreiben wollen. Nichtsdestotrotz brau-

chen wir diese Debatten, weil sie notwendig für die 

Zukunftsfähigkeit dieses Landes sind.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Die Debatte berührt vier drängende Punkte, die ich 

Ihnen mitgeben möchte. 

Erstens. Die genannten Bedarfe an Investitionen in 

Sanierung, in Infrastruktur, in Digitalisierung und in 

Energieinfrastruktur sind riesig. Bei aller Richtigkeit, 

auch langfristigere Reformen anzugehen: Kurzfris-

tig werden diese Bedarfe nur erfüllt werden können, 

wenn wir schnell zu einer Reform der Schulden-

bremse kommen. Denn die europäischen Regeln, 

die europäischen Spielräume, lassen viel mehr 

Möglichkeiten zu, als wir nutzen. 

(Ulf Thiele [CDU]: Das ist doch 

Quatsch! Das ist doch Unsinn, Herr Mi-

nister! Sie reden doch wider besseres 

Wissen! - Gegenruf von den GRÜNEN: 

Hallo, zuhören!) 

Die Wissenschaft hat dazu Vorschläge unterbreitet. 

Es gibt zwei rot-grüne A-Länder-Anträge im Bun-

desratsfinanzausschuss. Sie haben sie bislang alle 

blockiert. Jetzt müssen Sie liefern. Willkommen in 

der finanzpolitischen Realität! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Das wollen wir 

ja auch!) 

Zweitens. Heute Morgen haben wir hier die Anspra-

che des ukrainischen Botschafters gehört. Die Ver-

teidigungsausgaben müssen dringend erhöht wer-

den. Wir haben dafür unterschiedliche Instrumente 

zur Verfügung. Man kann die Schuldenbremse re-

formieren. Man kann auch einen Notlagenbe-

schluss fassen, um die Schuldenbremse entspre-

chend auszusetzen - ich glaube, die aktuelle Ent-

wicklung ließe das zu. Auch über das Sondervermö-

gen könnte das gelöst werden. Auch dazu liegen A-

Länder-Anträge im Finanzausschuss des Bundes-

rates vor. 

Wir haben davor gewarnt, dass nach der Wahl die 

Zweidrittelmehrheit für diese Maßnahmen weg sein 

könnte. Das wurde ignoriert. Vor der Wahl haben 

Sie diese Vorschläge blockiert, und jetzt gibt es 

Hektik. Jetzt müssen Sie liefern, und deshalb müs-

sen wir jetzt schnell sein. Willkommen in der finanz-

politischen Realität! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Drittens - ein sehr wichtiger Punkt - müssen wir sehr 

schnell die Wirtschaft ankurbeln. Nur nachhaltige 

wirtschaftliche Dynamik und nachhaltiges Wachs-

tum sorgen für nachhaltig steigende Steuereinnah-

men. Auch dafür gibt es zwei sehr schnell umsetz-

bare Maßnahmen: zum Ersten die Senkung von 

Energiekosten - die Netzentgelte sind schon ge-

nannt worden - und zum Zweiten zielgerichtete 

steuerliche Anreize für Investitionen.  

Die Landesregierung hat diese Maßnahmen im 

Bundesrat immer unterstützt und steht dafür, diese 

auch umzusetzen. Aber vieles davon wurde in der 

Vergangenheit von der Union in Bundesrat und 

Bundestag blockiert. Zuletzt war das zum Beispiel 

im Dezember der Fall, als man nur noch den Aus-

gleich der kalten Progression beschließen konnte, 

aber den Rest der Wachstumsinitiative eben nicht.  

Jetzt müssen Sie in dieser Verantwortungsposition 

liefern. Willkommen in der finanzpolitischen Reali-

tät! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Viertens. Der Mangel an Fach- und Arbeitskräften 

ist ein Hauptfaktor für das geringe Potenzialwachs-

tum in Deutschland. Wir müssen zum Beispiel die 

Erwerbsbeteiligung von Frauen stärken. Wir müs-

sen mehr Fachkräfteeinwanderung ermöglichen. 

Den Weg, den die Ampel dazu eingeschlagen hat, 

müssen wir weiterhin unterstützen und fortschrei-

ben. Und wir müssen die Potenziale nutzen, die 

schon da sind. Und auch diesbezüglich kann man 

eine sehr schnelle Maßnahme umsetzen: Wir müs-

sen zügig den Spurwechsel ermöglichen.. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Alle, die bereits hier sind, alle, die in Arbeit wollen 

und hier unsere Wirtschaft mit ihrer Arbeitskraft un-

terstützen, zahlen künftig Steuern und Sozialversi-

cherungsbeiträge. Sie werden unsere Staatsfinan-

zen unterstützen. Deshalb muss auch diese Maß-

nahme sehr schnell angegangen werden. Sie kann 

einen Beitrag leisten, unsere Haushalte zu sichern 

und die Zukunftsfähigkeit dieses Landes zu gewähr-

leisten. Willkommen in der finanzpolitischen Reali-

tät! Sie müssen jetzt liefern! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ulf Thiele [CDU]: Werden wir!) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Minister Heere.  

Weitere Wortmeldungen liegen zu diesem Tages-

ordnungspunkt nicht vor. Damit ist der erste Teil der 

Aktuellen Stunde beendet. 
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Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 3: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

zur Änderung des Staatsvertrages zwischen der 

Freien Hansestadt Bremen und dem Land Nie-

dersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds 

Europäischer Garantiefonds für die Landwirt-

schaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums so-

wie nationaler Fördermaßnahmen - Gesetzent-

wurf der Landesregierung - Drs. 19/6049 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - Drs. 

19/6483 - Schriftlicher Bericht - Drs. 19/6518

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

unverändert anzunehmen.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, dass 

über diesen Punkt ohne Besprechung abgestimmt 

wird. - Ich höre diesbezüglich keinen Widerspruch 

und sehe keine Wortmeldungen und lasse daher 

abstimmen.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Landesregierung in der 

Schlussabstimmung unverändert annehmen will, 

den bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. - Wer ist 

dagegen? - Wer enthält sich? - Das ist einstimmig 

so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 4: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag 

zur Änderung des Staatsvertrages zwischen der 

Freien und Hansestadt Hamburg und dem Land 

Niedersachsen im Bereich der beiden EU-Fonds 

Europäischer Garantiefonds für die Landwirt-

schaft und Europäischer Landwirtschaftsfonds 

für die Entwicklung des ländlichen Raums so-

wie nationaler Fördermaßnahmen - Gesetzent-

wurf der Landesregierung - Drs. 19/6050 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - Drs. 

19/6484 - Schriftlicher Bericht - Drs. 19/6519 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

unverändert anzunehmen. 

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, dass 

auch über diesen Punkt ohne Besprechung abge-

stimmt wird. - Ich höre keinen Widerspruch und 

sehe keine Wortmeldungen und lasse daher ab-

stimmen.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Gesetzentwurf der Landesregierung in der 

Schlussabstimmung unverändert annehmen will, 

den bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. - Wer ist 

dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist das ein-

stimmig so beschlossen. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 5: 

Abschließende Beratung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Wei-

terbildung sowie des vierten Bildungssektors 

und zur Einführung eines Innovationsfonds in 

Niedersachsen - Gesetzentwurf der Fraktion der 

CDU - Drs. 19/4257 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Wissenschaft und Kultur - Drs. 

19/6482 - Schriftlicher Bericht - Drs. 19/6520 - Än-

derungsantrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/6550 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Gesetzentwurf 

abzulehnen. Der Änderungsantrag der Fraktion der 

CDU zielt darauf ab, ihren Gesetzentwurf in einer 

geänderten Fassung anzunehmen. 

Wir kommen zur Beratung. Für die antragstellende 

Fraktion der CDU hat sich zu Wort gemeldet: der 

Kollege Reinken. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Lukas Reinken (CDU): 

Herr Präsident! Sehr verehrte Damen und Herren! 

Wir alle wissen: Bildung endet nicht mit dem Schul-

abschluss oder der Ausbildung, sondern ist ein le-

benslanger Prozess. Genau deswegen ist eine 

starke, vielfältige und innovative Erwachsenenbil-

dung, wie wir sie in Niedersachsen haben, ein ech-

ter Gewinn für unsere Gesellschaft. Der Erwerb zu-

sätzlicher Fähigkeiten, die berufliche Um- und Neu-

orientierung oder das Entdecken neuer Talente - all 

das eröffnet jedem Einzelnen neue Chancen und 

stärkt die Teilhabe in unserer Gesellschaft. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, weil wir die Erwachse-

nen- und Weiterbildung als entscheidenden Akteur 

für die gesellschaftliche Entwicklung sehen, haben 
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wir diesen Gesetzentwurf eingebracht. Es geht ins-

besondere darum, das Recht auf Weiterbildung in 

die Niedersächsische Verfassung aufzunehmen. 

Dadurch wird der Stellenwert des lebenslangen Ler-

nens für jeden Bürger und jede Bürgerin sichtbar, 

und auch künftige Landesregierungen und Land-

tage werden an ihren Auftrag erinnert, die Erwach-

senenbildung nachhaltig zu stärken. 

Meine Damen und Herren, damit kämen wir auch 

einem der 17 Nachhaltigkeitsziele der Vereinten 

Nationen ein bedeutendes Stück näher. Dort heißt 

es in Ziel 4, dass unter anderem die Möglichkeiten 

des lebenslangen Lernens für alle zu fördern sind. 

Unser Ziel war ein offener und konstruktiver Pro-

zess im Ausschuss, inklusive einer Anhörung von 

Expertinnen und Experten. Wir wollten die Tür für 

eine breite Debatte zur Stärkung der Erwachsenen-

bildung öffnen. Rot-Grün hat diese Tür zugeschla-

gen und einer Anhörung nicht zugestimmt. Wir als 

CDU haben die Träger der Erwachsenenbildung an-

schließend zu einer eigenen Anhörung eingeladen 

und daraus viele konstruktive Hinweise und Anre-

gungen für die Erwachsenenbildungspolitik mitge-

nommen. Ich bin sicher, es hätte dem Wissen-

schaftsausschuss gut zu Gesicht gestanden, den 

Praktikerinnen und Praktikern im Ausschuss eine 

Stimme zu geben. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, die Erwachsenenbildung 

ist als vierte Säule der Bildungslandschaft bereits in 

unterschiedlichen Ausprägungen in den Landesver-

fassungen von Baden-Württemberg, Bayern, Bre-

men, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 

dem Saarland verankert worden. Diese Liste zeigt 

sehr deutlich, dass die Forderung nach einer Ver-

ankerung der Erwachsenenbildung in der Verfas-

sung keine parteipolitische ist, sondern über viele 

politische Lager hinweg Unterstützung findet -  und 

zwar dort, wo Verantwortung übernommen wird. 

Deshalb ist meine Bitte - Sie werden unseren Ge-

setzentwurf wahrscheinlich wie im Ausschuss ab-

lehnen -: Erklären Sie mir bitte, warum die wichtige 

vierte Säule aus Ihrer Sicht keine explizite Auf-

nahme in der Verfassung finden sollte. Die anderen 

Länder haben dies, teilweise seit Jahrzehnten, vor-

gemacht. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, es wäre im Gegenteil ein 

wichtiges Zeichen der Anerkennung der wichtigen 

Arbeit, die die Erwachsenenbildung in Niedersach-

sen leistet. In der persönlichen Aus- und Fortbil-

dung, im Berufsbildungsbereich und in der Selbst-

findung arbeiten die Volkshochschulen, die Heim-

volkshochschulen und auch die Landeseinrichtun-

gen innovativ, nachfrageorientiert und - das ist ganz 

besonders wichtig - flächendeckend im ganzen 

Land für die Menschen in Niedersachsen. Wir wol-

len diese Einrichtungen landesseitig auf diesem 

Weg noch stärker unterstützen. 

Mit einem Innovationsfonds, wie er übrigens in 

Nordrhein-Westfalen bereits erfolgreich angelaufen 

ist, wollen wir spannende neue Konzepte fördern. 

Denn wir sind sicher: Von den Best-Practice-Bei-

spielen, die dadurch in der Erwachsenenbildung 

entstehen können, profitiert am Ende unsere ge-

samte Schul- und Bildungslandschaft, profitieren 

vielleicht auch unsere Behörden und profitiert ganz 

sicher die Gesellschaft. 

Meine Damen und Herren, Sie werden vermutlich 

gleich in Ihren Reden entgegnen, dass Sie mit dem 

Haushalt 2025 zusätzliche Haushaltsmittel für die 

Erwachsenenbildung bereitgestellt haben. Das ver-

dient durchaus Anerkennung; das ist ein wichtiger 

Schritt, für den wir alle viele Jahre gekämpft haben. 

(Beifall von Jan Henner Putzier [SPD] 

und Eva Viehoff [GRÜNE]) 

Gleichzeitig - da sind sich die Fachpolitiker sicher-

lich einig - werden wir weiter daran arbeiten müs-

sen, alle in diesem Haus davon zu überzeugen, 

dass die Kostenspirale dennoch starke Auswirkun-

gen auf das Angebot der Erwachsenenbildung hat 

und wir hier weiter kämpfen müssen. 

(Beifall von Björn Thümler [CDU]) 

Denn die Nachrichten, die uns aus den Einrichtun-

gen in Niedersachsen - insbesondere aus den 

Heimvolkshochschulen - erreichen, sind wirklich be-

sorgniserregend. Wir müssen sie ernst nehmen. 

Wenn nämlich aus Kostengründen eigentlich funkti-

onierende Weiterbildungsmodule gestrichen wer-

den müssen, dann gehen Bildungschancen in Nie-

dersachsen verloren, und das dürfen wir als Land-

tag nicht einfach so hinnehmen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir als Landtag könnten 

heute den ersten Schritt tun und diesen Gesetzent-

wurf annehmen: ein Verfassungsrang für die Er-

wachsenenbildung und ein Innovationsfonds für die 

Einrichtungen. Außerdem wollen wir die Koopera-

tion mit anderen gesellschaftlichen Akteuren weiter 

stärken und fördern. Damit würden wir alle das 
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wichtige Zeichen in die Fläche senden: „Lebenslan-

ges Lernen“ ist mehr als eine Phrase und eine Pa-

role, lebenslanges Lernen ist mehr als ein Verspre-

chen.  

Wir müssen es aktiv fördern. Das ist unsere Auf-

gabe hier im Landtag. Stimmen Sie unserem Ge-

setzentwurf zu! 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Reinken. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der SPD 

der Kollege Putzier. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Jan Henner Putzier (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Vor knapp zehn Monaten haben wir 

an dieser Stelle in der ersten Beratung über diesen 

Gesetzentwurf gesprochen. Die zwei großen As-

pekte hat Kollege Reinken eben vorgestellt: zum ei-

nen die Verfassungsänderung, zum anderen die 

Einführung eines Innovationsfonds.  

Auch nach den Beratungen im Ausschuss können 

wir festhalten: Der Gesetzesvorschlag der CDU ist 

weder notwendig noch sinnvoll. Wo die gesetzli-

chen Rahmenbedingungen stimmen, braucht es 

keine weitere gesetzliche Steuerung oder Bürokra-

tie. Das gilt für alle Bestandteile dieses Gesetzent-

wurfs: für die Änderung der Verfassung wie auch für 

den neuen, bürokratischen Innovationsfonds.  

Ich will es ausdrücklich betonen, wie ich es in der 

ersten Beratung schon einmal getan habe: Wir kön-

nen stolz auf unsere Landesverfassung sein. Da 

steht: „Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung.“ 

Und das umfasst alle Bereiche von Bildung, ob Kita, 

Schule oder Erwachsenen- und Weiterbildung. Un-

sere Verfassung differenziert nicht.  

Bildung ist umfassend und vielfältig. Das leben wir 

in Niedersachsen, das setzen wir um, und das wird 

in zahlreichen Einzelgesetzen konkretisiert: im Nie-

dersächsischen Erwachsenenbildungsgesetz und 

auch im Niedersächsischen Bildungsurlaubsgesetz, 

über das wir morgen Nachmittag sprechen werden. 

Weiterbildung ist von unserer Landesverfassung 

umfasst. Das universelle Recht auf Bildung wollen 

wir nicht teilen, verteilen, ausschmücken oder prä-

zisieren. Es bedarf auch keiner besonderen Fest-

stellung, dass Erwachsenenbildung ein wichtiger 

Teil der Bildung ist. „Jeder Mensch hat das Recht 

auf Bildung“ - ob jung oder alt, ob Mann oder Frau, 

ob Migrant oder was uns sonst noch für Kategorien 

einfallen; darin sind manche Parteien recht gut. 

Es ist unser Auftrag, dieses Recht auf Bildung si-

cherzustellen. Den müssen wir in Niedersachsen 

umsetzen. Genau das ist übrigens unsere Aufgabe: 

nicht nur, wie Sie eben sagten, ein vermeintliches 

Zeichen der Anerkennung zu senden, sondern das 

mit Leben zu füllen und umzusetzen. 

Ich will durchaus anerkennen, dass die CDU mit 

dem Vorschlag eines Innovationsfonds diesen Ge-

danken zumindest einmal angeht. Allerdings bleibt, 

wenn man näher hinguckt, wenig übrig. Der Vor-

schlag klingt modern, er klingt nach mehr Mitteln. 

Aber er klingt eben nur so. Bei näherer Betrachtung 

ist der Innovationsfonds weder notwendig noch 

sinnvoll. 

Innovation gehört zu den Kernkompetenzen der Er-

wachsenenbildung. Programme und Angebote wer-

den regelmäßig an aktuelle Anforderungen ange-

passt. Sie müssen immer auf der Höhe der Zeit 

sein. Dass die Erwachsenenbildung gesellschaftli-

che Entwicklungen und Anforderungen in enormem 

Tempo aufnimmt, hat gerade die Arbeit in der 

Corona-Pandemie gezeigt. Schnell wurden neue 

Angebote geschaffen, neue Möglichkeiten eröffnet 

und das Instrumentarium erweitert. 

Erwachsenenbildung ist genauso ständig damit be-

fasst, gesellschaftliche Notwendigkeiten in ihr Pro-

gramm einzubauen, sei es Demokratiebildung oder 

Nachhaltigkeit. Die Volkshochschule in meinem 

Landkreis Uelzen beschäftigt sich derzeit aus gege-

benem Anlass mit Demokratiebildung. Nur ein paar 

Beispiele: der Kurs „Fakt oder Fake“, das „Argu-

mentationstraining gegen Stammtischparolen“ und 

der Aktionstag des Uelzener Netzwerks Demokra-

tiebildung am Tag vor der Bundestagswahl, unter 

anderem mit einem Stand der hervorragenden Initi-

ative „beherzt“: „Kreuz ohne Haken - fUEr Vielfalt“.  

Braucht es ein Förderprogramm, um diese Pro-

zesse zu fördern, die natürlicher Bestandteil von Er-

wachsenenbildung sind? Nein! Es braucht mehr 

strukturelle Förderung, mehr Beinfreiheit. Ein Inno-

vationsfonds ist nicht das richtige Instrument. Das 

hat auch die Debatte im Ausschuss eindeutig ge-

zeigt; denn selbst die Kolleginnen und Kollegen von 

der CDU haben dort einen Schwerpunkt ihrer Fra-

gen auf die Finanzhilfe nach dem Niedersächsi-

schen Erwachsenenbildungsgesetz gelegt. Ja, ge-

nau das ist der richtige Weg. Herr Reinken hat eben 
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korrekterweise gelobt, dass wir die Erhöhung dieser 

Finanzhilfe geschafft haben.  

Die Einrichtungen der Erwachsenenbildung brau-

chen langfristige, nachhaltige Förderung, damit sie 

ihrem Auftrag nachkommen können, und - das kön-

nen wir wirklich voller Stolz sagen - genau diesen 

Weg sind wir im letzten Jahr gegangen. Die rot-

grüne Landesregierung hat es geschafft, dass bei 

der Aufstellung des Landeshaushalts 2025 zum ers-

ten Mal die Verstetigung der Erhöhung der Finanz-

hilfe gelungen ist. Das hat die Große Koalition in 

fünf Jahren hintereinander nicht auf die Kette ge-

kriegt. Herzlichen noch einmal, Falko Mohrs, für 

diese hervorragende Arbeit! Herzlichen Dank, Ge-

rald Heere! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Ulf Thiele [CDU]: Schimpf doch 

nicht auf euren Ministerpräsidenten! 

Das ist doch schwierig!) 

Und das ist noch nicht alles: Im Rahmen der politi-

schen Liste hat die rot-grüne Koalition eine weitere 

Million Euro für die Erwachsenenbildung bewegt. 

Diesen Weg müssen wir fortsetzen, und diesen 

Weg wollen wir fortsetzen. 

Bei genauerer Betrachtung bleibt von dem Gesetz-

entwurf wenig übrig. Deswegen haben wir die Aus-

schussberatungen auch nicht unnötig in die Länge 

gezogen. 

Kennen Sie das Internet-Meme mit dem Waschbä-

ren, der Zuckerwatte in Wasser hält? Wenn nicht, 

fragen Sie mal den Kollegen Dorendorf, der ist 

Meme-Spezialist. 

(Heiterkeit bei der SPD und bei den 

GRÜNEN) 

Der Waschbär taucht sehr engagiert die Zucker-

watte ins Wasser - die Zuckerwatte löst sich aber 

auf. Genauso viel bleibt nach Debatte und Unter-

richtung im Ausschuss von Ihrem Gesetzentwurf. 

Während der Waschbär allerdings verzweifelt nach 

der Zuckerwatte sucht, wollen Sie uns hier erklären: 

Es ist noch ganz viel Zuckerwatte auf dem Tisch. 

Alles, was in diesem Gesetzentwurf adressiert wird, 

machen die Einrichtungen der Erwachsenenbildung 

bereits. Dieser Gesetzentwurf wird dem Auftrag der 

Erwachsenenbildung in unserem Land nicht ge-

recht. Er ist kein substanzieller Beitrag zur Fortent-

wicklung der Erwachsenen- und Weiterbildung in 

Niedersachsen. 

Wir sind uns einig - das haben Sie zumindest eben 

gesagt -: Notwendig und sinnvoll ist eine konse-

quente Unterstützung der Erwachsenenbildung in 

Niedersachsen. Erwachsenenbildung ist ein so viel-

fältiger Bereich. Berufliche Weiterbildung, zweiter 

Bildungsweg, Grundbildung, Integration, lebenslan-

ges Lernen und vielfältige Teilhabe - diese Begriffe 

füllt die öffentlich geförderte, gemeinwohlorientierte 

Erwachsenenbildung in Niedersachsen mit Leben. 

Sie eröffnet den Menschen vielfältige Möglichkei-

ten. Ihre Aufgabe ist es, Angebote zu machen, die 

sonst nicht möglich wären. 

Die Heimvolkshochschulen, die Volkshochschulen 

und die unterschiedlichen Landeseinrichtungen 

leisten damit einen fundamentalen Beitrag zur per-

sönlichen Entwicklung vieler Menschen und zum 

Zusammenhalt in unserer Gesellschaft. Es braucht 

eine konsequente und verlässliche Förderung der 

Strukturen der Erwachsenenbildung in Niedersach-

sen. Demokratie gibt es eben nicht zum Nulltarif. 

Ich will deshalb deutlich unterstreichen: Wir reichen 

Ihnen gerne die Hand. Hier im Niedersächsischen 

Landtag werden ja gerne die Hände gereicht; das 

haben wir heute Morgen auch wieder gehört. Sie 

können gleich morgen beweisen, dass Sie es mit 

der Förderung der niedersächsischen Erwachse-

nenbildung ernst meinen, wenn wir über das Bil-

dungsurlaubsgesetz sprechen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Putzier. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der AfD 

Frau Kollegin Schülke. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Jessica Schülke (AfD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Herren und 

Damen! Die CDU bittet das Parlament um Zustim-

mung zu einem Gesetzentwurf zur Stärkung des 

vierten Bildungssektors mit dem Schwerpunkt indi-

vidueller beruflicher Qualifizierung. Dazu möchte 

die CDU den Artikel 4 der Niedersächsischen Ver-

fassung ändern und eine Reihe zusätzlicher Para-

grafen ins Niedersächsische Erwachsenenbil-

dungsgesetz - kurz: NEBG - einfügen.  
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Werte Kollegen, eine Landesverfassung regelt den 

grundlegenden Rechtsanspruch eines Staates, sei-

ner Ziele und seiner Organe, die Prinzipien der De-

mokratie und Gewaltenteilung sowie die Grund-

rechte und Pflichten der Bürger in ihrer staatsbür-

gerlichen Freiheit. Es ist also nicht Sinn und Zweck 

einer Verfassung, kleinteilige Regelungen für di-

verse Rechtsgebiete zu treffen. Darum schießen 

auch Ihre detailverliebten Änderungsvorschläge für 

das NEBG weit über das Ziel hinaus.  

(Beifall bei der AfD) 

Auch die IHK Hannover hat bei aller Zustimmung zu 

beruflicher Fortbildung sachte angemahnt, es be-

dürfe keiner weiteren Überregulierung im Bereich 

beruflicher Weiterbildung.  

Was mich an dem Gesetzentwurf stark irritiert, ist 

ein gewisser Linksdrall. In den vorgeschlagenen 

Formulierungen für Ihr erdachtes Erwachsenenbil-

dungsgesetz dominieren Begriffe wie „förderfähige 

Maßnahmen“, „offene Angebote“ oder „aufsu-

chende Bildung“. Übrigens: Der Begriff „aufsu-

chende Bildung“ beispielsweise wird im üblichen 

Soziologenjargon vor allem politisch definiert und 

meint zum Beispiel Demokratieprojekte für interge-

schlechtliche oder trans Personen,  

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Workshops zur retrospektiven Geschichtsbewälti-

gung,  

(Zuruf von der CDU: Meine Güte!) 

Alphabetisierungskurse für migrantische Analpha-

beten, Klimaschutz und intersektionale Diskriminie-

rungserfahrungen, politische Durchdringung von 

Kiezen, Lebenswelten usw.  

(Zurufe von der SPD) 

Was meinen Sie denn, wo das Geld aus Ihrem ge-

planten Innovationsfonds für die sogenannte aufsu-

chende Bildung hinwandern wird? Das wandert vor 

allem zu soziopolitischen Vorfeldorganisationen der 

Linken. Und das will die CDU finanzieren, und auch 

noch mit Steuergeldern?  

Mein Fazit: Wir haben bereits ein Niedersächsi-

sches Erwachsenenbildungsgesetz, das alles Nö-

tige für diesen Bereich regelt. Auch haben wir die 

Agentur für Erwachsenen- und Weiterbildung, kurz: 

AEWB. Die ist seit 2006 der zentrale Dienstleister 

und Serviceanbieter für die Erwachsenenbildung in 

Niedersachsen und für alle anerkannten öffentlich 

geförderten Einrichtungen.  

Es braucht also weder eine Gesetzesverschärfung 

noch einen sogenannten Innovationsfonds. Der Fo-

kus sollte besser auf das Thema Mittelvergabe ge-

lenkt werden, denn das Problem ist nicht das feh-

lende Geld, sondern dass generell falsche Prioritä-

ten bei der Verteilung der Fördergelder gesetzt wer-

den, wie ich bereits aufgezählt habe.  

(Beifall bei der AfD) 

Das Thema Bildung und Beruf mit den Veränderun-

gen in der Arbeitswelt haben wir, die AfD, schon 

lange auf der Agenda. Aber für uns gilt generell: we-

niger Staat. Dies muss auch auf dem Weiterbil-

dungsmarkt die Devise sein. Ihren Gesetzentwurf 

lehnen wir daher ab.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schülke. - Auf Ihren 

Wortbeitrag gibt es eine Kurzintervention des Kolle-

gen Putzier. Bitte schön! 

Jan Henner Putzier (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Bevor uns nachher wieder vorgehalten 

wird, die SPD habe zusammen mit der AfD ge-

stimmt - was im Ergebnis durchaus passieren 

könnte -, möchte ich kurz Folgendes deutlich ma-

chen:  

Ich möchte zunächst die CDU in Schutz nehmen, 

weil sie diesen Gesetzentwurf tatsächlich in guten 

Gedanken für die Erwachsenenbildung eingebracht 

hat. Die Wirkung ist falsch, aber sie hat das getan, 

weil sie die Erwachsenenbildung unterstützen und 

fördern will.  

Ich will deutlich unterstreichen, dass das, was Sie, 

Frau Schülke, eben gesagt haben, Ihr wahres Bild 

von Erwachsenenbildung zeigt. Demokratiebildung 

und politische Bildung würden unter einer Regie-

rungsbeteiligung der AfD sofort gestrichen werden, 

weil das nicht in Ihr Weltbild passt. Es passt nicht in 

Ihr Weltbild, dass Menschen andere Meinungen ha-

ben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Lachen und Widerspruch bei 

der AfD) 

Es passt nicht in Ihr Weltbild, dass Menschen unter-

schiedlich sind. Es passt nicht in Ihr Weltbild! Und 

wenn es nicht in Ihr Weltbild passt, dann darf es 

auch nicht staatlich unterstützt werden.  
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Wir wissen, dass die Erwachsenenbildung in Nie-

dersachsen für genau diese Freiheit steht: für die 

weltanschauliche Freiheit. Es gibt die katholische 

Erwachsenenbildung, die evangelische Erwachse-

nenbildung, die Erwachsenenbildung aus der Arbei-

terbewegung. Diese weltanschauliche Freiheit, die 

sich gerade im Bereich der Erwachsenenbildung 

spiegelt, ist genau das, was unsere Gesellschaft 

ausmacht. Und das lassen wir uns nicht kaputt ma-

chen!  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Frau Kollegin Schülke, wollen Sie antworten? - Bitte 

schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Jessica Schülke (AfD): 

Vielen Dank, Herr Präsident. - Herr Putzier, Demo-

kratiebildung hat nach unserem Verständnis in den 

Schulen zu erfolgen. Dort muss ein vernünftiger Po-

litikunterricht wieder - 

(Wiard Siebels [SPD]: Wieder!) 

- ja, wieder! - gehalten werden, 

(Wiard Siebels [SPD]: Was war denn 

daran bisher verkehrt? - Weitere Zu-

rufe von der SPD und von den GRÜ-

NEN) 

mit geschichtlichem Hintergrund und umfassend 

und weit gefächert. Da hat das ganze Thema seinen 

richtigen Platz.  

Dann sind die Menschen grundsätzlich gut grund-

gebildet, und dann brauchen wir die ganzen Initiati-

ven, die Sie in Ihrem rot-grünen ideologischen wo-

ken Wahn hier immer initiieren und finanzieren, 

überhaupt nicht mehr.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: Genau! Das ist die Meinungs-

freiheit bei Ihnen!) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schülke. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen Frau Kollegin Viehoff. Bitte 

schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Eva Viehoff (GRÜNE): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Lassen 

Sie mich ganz am Anfang eines sagen: Die Rede 

von Frau Schülke hat sehr deutlich gezeigt, wie 

wichtig Erwachsenenbildung ist.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Leider muss auch ich der CDU sagen, dass die vor-

geschlagene Änderung sowohl der Niedersächsi-

schen Verfassung als auch des Niedersächsischen 

Erwachsenenbildungsgesetzes dem, was wir unter 

Erwachsenenbildung und dem breiten Bildungsbe-

griff verstehen, nicht gerecht wird. Denn die Verfas-

sung spricht sehr eindeutig von Bildung und schließt 

eben auch die vierte Säule mit ein.  

Eine Aufweichung bedeutet, dass es einen Unter-

schied gibt zwischen der von Ihnen genannten Bil-

dung - wenn es darum geht, ein neues Hobby zu 

finden - und der Weiterbildung, die zum Ziel hat, be-

ruflich weiterzukommen. Ich warne davor, diesen 

Unterschied weiter zu verstärken.  

Sie erinnern sich vielleicht noch daran, dass wir vor 

anderthalb Jahren gemeinsam einen Antrag bezüg-

lich der Änderungen bei der Umsatzsteuer für die 

Erwachsenenbildung beschlossen haben. Wenn wir 

da jetzt eine Trennung vornehmen, liebe Kollegin-

nen und Kollegen, bedeutet das, dass wir als dieje-

nigen, die Erwachsenenbildung in ihrer gesamten 

Breite für wichtig halten, ein Argument liefern, damit 

Weiterbildung nicht umsatzsteuerpflichtig, die Su-

che nach einem neuen Hobby aber sehr wohl um-

satzsteuerpflichtig wird.  

Ich glaube, es ist wichtig, dass wir uns darauf eini-

gen, dass Bildung in ihrer Gesamtheit wichtig ist. 

Denn auch die Erwachsenenbildung definiert das 

als eine Form nachholender Vorbereitung, aufho-

lendem Schritthaltens, krisenhafter Infragestellung 

und identitätssichernder Erweiterung und eben 

auch als eine Bedingung zur Erhaltung und Fortset-

zung des Lebens. Lernen gehört zum Leben dazu, 

sowohl in der Schule als auch im Erwachsenenle-

ben.  

Nach dem Wahlergebnis vom Sonntag, glaube ich, 

tut politische Bildung vor allem in der Erwachsenen-

bildung wirklich Not.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Auch dieser Innovationsfonds, den Sie in dem ers-

ten Entwurf sogar mit Geld unterfüttert hatten: An-

hörung hin oder her - wir alle sprechen natürlich 
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auch mit den Trägern der Erwachsenenbildung, mit 

der evangelischen Erwachsenenbildung, mit katho-

lischen Erwachsenenbildung. Sie alle sagen: Mehr 

Geld im System! - Das haben wir jetzt angefangen. 

Dank an Falko Mohrs und Gerald Heere!  

Ich glaube, wir sollten weiter gemeinsam - Herr 

Reinken, das tun wir ja in einem sehr innovativen 

Prozess - über die Weiterentwicklung des Begriffs 

der Breitenbildung und der Erwachsenenbildung re-

den. Heute allerdings werden wir den vorgeschla-

genen Gesetzentwurf zur Änderung der Nieder-

sächsischen Verfassung und des Niedersächsi-

schen Erwachsenenbildungsgesetzes ablehnen.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Viehoff. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Landesregierung 

Herr Minister Mohrs. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Falko Mohrs, Minister für Wissenschaft und Kul-

tur: 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren Abgeordnete! Bildung und auch 

Erwachsenenbildung sind ganz zentral und haben 

eine wichtige Bedeutung in der Frage von gesell-

schaftlicher Teilhabe, von Möglichkeiten, ein selbst-

bestimmtes Leben zu führen. Es ist darüber hinaus 

in Zeiten eines allgegenwärtigen Fachkräfteman-

gels mit Sicherheit eine lebenslange Aufgabe, für 

Bildung, für Weiterbildung und eben auch für die Er-

wachsenenbildung zu sorgen, meine sehr geehrten 

Damen und Herren.  

Ich will mit Blick auf Artikel 4 unserer Landesverfas-

sung sehr deutlich sagen: Jeder Mensch hat das 

Recht auf Bildung. Ich finde das sehr einfach, sehr 

einprägsam, sehr verständlich, sehr schnörkellos. 

Jeder Mensch hat das Recht auf Bildung - ohne wei-

tere Binnendifferenzierung. Denn es ist ein Auftrag 

für uns alle im Land Niedersachsen, die Verantwor-

tung tragen, Menschen ein Bildungsangebot zu ma-

chen.  

Wenn manche mit Blick auf Bildung offensichtlich 

paranoid sind und hinter aufsuchender Bildungsar-

beit irgendeine Ideologisierung verstehen, dann 

muss ich noch einmal deutlich sagen: Aufsuchende 

Bildungsarbeit bedeutet, Zielgruppen, die bildungs-

ungewohnt sind, in ihrer Lebensrealität zu errei-

chen, dort abzuholen und ihnen Bildungsangebote 

zu machen.  

Meine Damen und Herren, aufsuchende Bildungs-

arbeit ist wichtig, damit Menschen teilhaben kön-

nen, egal aus welcher gesellschaftlichen Schicht sie 

kommen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich bin sehr froh - das hat die umfangreiche Unter-

richtung im Ausschuss gezeigt, das zeigt die De-

batte heute, und das zeigen auch die Debatten der 

Vergangenheit -, dass wir einen sehr breiten demo-

kratischen Konsens über die Bedeutung von Er-

wachsenenbildung, von Weiterbildung haben, die 

unsere Träger in Niedersachsen in der gesamten 

Bandbreite abbilden sollen und auch abbilden. Es 

geht beispielsweise darum, politische Bildung damit 

zu verbinden. Es geht ganz wesentlich darum, 

Grundbildung zu ermöglichen, damit auch Men-

schen, die ihren Schulabschluss nicht im ersten Bil-

dungsweg erreicht haben, dazu kommen, diese Ab-

schlüsse nachzuholen. Es geht darum, dass Weiter-

bildung überall erreichbar ist. Deswegen ist es gut, 

dass wir hier einen breiten demokratischen Kon-

sens über die Bedeutung der Bildungsarbeit haben.  

Nach meiner und unserer festen Überzeugung sind 

die Träger der Erwachsenenbildung in Niedersach-

sen bereits jetzt sehr kreativ und sehr innovativ in 

ihrer Freiheit unterwegs, sich neue Formen der Er-

wachsenenbildung und Weiterbildung zu überle-

gen. Deswegen bedarf es nach unserer Überzeu-

gung als Landesregierung auch keiner weiteren 

Ausdifferenzierung des, wie ich eben schon zitiert 

habe, sehr universellen Bildungsanspruchs, den die 

Menschen in Niedersachsen haben.  

Es braucht nach unserer Überzeugung auch keine 

einzelnen Förderprogramme, die in irgendeiner 

Form noch einmal weitere inhaltliche Arbeit steuern, 

sondern es braucht eine gute und solide Grundfi-

nanzierung für die Erwachsenenbildung. Deswegen 

ist es absolut notwendig gewesen, dass wir es mit 

diesem Haushalt jetzt endlich, nach zehn Jahren, 

geschafft haben, die Grundfinanzierung der Er-

wachsenenbildung, nämlich die Finanzhilfe, dauer-

haft und damit auch wirklich planbar für die Einrich-

tungen zu erhöhen. Das war nach zehn Jahren drin-

gend notwendig und ein großer Erfolg. Vielen Dank 

für die Zustimmung auch hier im Landtag dafür! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Dass Sie als regierungstragende Fraktionen noch 

eine weitere Million Euro - das ist angesprochen 

worden - über die politische Liste für die Grundbil-

dung zur Verfügung gestellt haben, ist ein weiterer 

wichtiger Baustein, der ergänzt, dass wir - übrigens 

auch mit europäischem Geld; das wollte ich an die-

ser Stelle zu der Bedeutung der europäischen Un-

terstützung mit einflechten - mit 7 Millionen Euro eu-

ropäischen Geldes die Grundfinanzierung in Nie-

dersachsen vorantreiben. Wir kofinanzieren das als 

Land. Das ist, glaube ich, genau das Richtige. Das 

müssen wir tun.  

Ich glaube, wir brauchen keine Ausdifferenzierung 

des Bildungsbegriffes. Wir brauchen keine Innovati-

onsfonds. Unsere Erwachsenenbildungsträger in 

Niedersachsen sind innovativ, und wir müssen da-

für sorgen, dass sie das weiterhin sein können.  

Vielen herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Minister Mohrs. 

Weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-

nungspunkt sehe ich nicht, sodass wir zur Abstim-

mung kommen. Ich bitte dafür um Aufmerksamkeit. 

Nach unserer Geschäftsordnung stimmen wir zu-

nächst über den Änderungsantrag ab. Nur falls die-

ser abgelehnt wird, stimmen wir anschließend über 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses ab.  

Wer den Gesetzentwurf in der Fassung des Ände-

rungsantrags der Fraktion der CDU in der Drucksa-

che 19/6550 in der Schlussabstimmung annehmen 

möchte, den bitte ich, soweit möglich, aufzustehen. 

- Das sind die Fraktion der CDU und der fraktions-

lose Kollege. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? 

- Das Letztere war die Mehrheit. Der Änderungsan-

trag wurde abgelehnt.  

Wer nunmehr der Beschlussempfehlung folgen und 

damit den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU in 

der Schlussabstimmung ablehnen will, den bitte ich, 

soweit möglich, jetzt aufzustehen. - Gibt es Gegen-

stimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Das Erste war 

die Mehrheit. Der Beschlussempfehlung wurde ge-

folgt. Somit ist der Gesetzentwurf abgelehnt. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 6: 

Abschließende Beratung: 

Von Lootboxen zu problematischem Glücks-

spiel? Jugendschutz und Suchtprävention kon-

sequent umsetzen und simuliertes Glücksspiel 

regulieren - Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/4263 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - Drs. 

19/6450 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. 

Zur Beratung hat sich für die Fraktion der SPD zu-

nächst zu Wort gemeldet: Herr Kollege Güldner. 

Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Thore Güldner (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Eigentlich sollte hier heute an meiner 

Stelle - wie in der ersten Beratung - der Kollege 

Dennis True stehen - jemand, der die Chancen des 

Gamings, die Herausforderungen der Branche, 

aber auch die Risiken von Spielmechanismen wie 

Lootboxen oder anderen Pay-to-Win-Absichten in 

den Fokus der politischen Debatte rücken wollte, je-

mand, der aus seiner persönlichen Lebenserfah-

rung heraus innerhalb unserer Fraktion überhaupt 

erst ein Bewusstsein für dieses Thema geschaffen 

hat und auch jene davon überzeugte, die vielleicht 

nicht einen tagtäglichen Zugang zum Gaming hat-

ten.  

Viel zu früh musste Dennis True nach seiner schwe-

ren Erkrankung von uns gehen. Er fehlt in dieser 

Mitte, er fehlt uns, und auch sein Einsatz für The-

men wie diese wird fehlen.  

(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, auch wenn dieser 

Antrag, über den wir heute beschließen werden, si-

cherlich nur ein kleiner Mosaikstein in der politi-

schen Debatte ist und angesichts der großen glo-

balpolitischen Herausforderungen erst recht klein 

wirken mag, so steht er doch sinnbildlich für das, 

was Politik im Kern ausmacht, nämlich dass hinter 

politischen Initiativen Menschen wie Dennis True 

stehen, Menschen, die aus ihrer eigenen Erfahrung 
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oder aus der ihres Umfeldes heraus Probleme er-

kennen, analysieren und Lösungen entwickeln, 

um - auch wenn es pathetisch klingen mag - das Le-

ben ein Stück weit besser oder sicherer zu machen. 

Lassen Sie uns das bei all den Debatten, die wir hier 

auch in aller Schärfe führen, nicht vergessen! Lasst 

uns Menschen wie Dennis True nicht vergessen! 

(Beifall) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, deshalb freut es 

mich auch, dass es uns mit den demokratischen 

Fraktionen gelungen ist, einen gemeinsamen Weg 

im Umgang mit Lootboxen und all ihren Herausfor-

derungen zu skizzieren.  

Lootboxen unterliegen in Deutschland nur wenigen 

Regulierungen. Auch wenn die USK sich in den ver-

gangenen zwei Jahren stärker dem Schutz von Ju-

gendlichen vor Lootboxen gewidmet hat, so besteht 

nach wie vor ein eindeutiger Handlungsbedarf, und 

zwar aus vielerlei Gründen. Der wichtigste ist: Viele 

Games mit Lootboxen enthalten die für Glücksspiel 

typischen unsicheren Gewinnwahrscheinlichkeiten, 

gepaart mit intransparenten Ausschüttungsquoten. 

Auch wenn die Lootbox im juristischen Sinne nicht 

per se Glücksspiel darstellt, so ist sie doch sehr 

ähnlich angelegt und begünstigt die Entwicklung ei-

nes möglichen Suchtverhaltens bei den Spielerin-

nen und Spielern mit teils dramatischen Folgen, ge-

rade bei unseren Jüngsten.  

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist wichtig 

klarzumachen, dass wir mit diesem Antrag nicht das 

Gaming, nicht die In-Game-Käufe und dem Grunde 

nach auch nicht die Lootboxen per se verteufeln 

wollen. Wir wollen auch keine Verbotsorgie und den 

Publishern nicht das Geldverdienen untersagen. 

Was wir wollen, sind klare Transparenzregeln und 

der Schutz unserer Kleinsten - so, wie wir ihn ja bei 

physischen Spielautomaten auch ganz selbstver-

ständlich leben.  

Ich finde, deshalb könnten wir alle heute hier die-

sem Antrag zustimmen. Ich würde mich über diese 

Zustimmung freuen. 

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und vereinzelt bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Güldner. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der AfD 

Herr Kollege Najafi. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Güldner, meinen allergrößten Respekt 

und Beileidsbekundungen natürlich auch von mei-

ner Fraktion zu dem Verlust, der uns alle berührt 

hat. 

Zu den Lootboxen insgesamt: Es wurde ja schon 

gesagt, um was es sich handelt. Es gab auch eine 

Anhörung im Unterausschuss „Verbraucherschutz“, 

die zum Beispiel dargelegt hat, dass sich der Um-

gang damit vor allem hinsichtlich der Minderjähri-

gen, die dem ausgesetzt sind, etwas schwierig dar-

stellt. Die IP-Daten kann man nicht verwerten. Man 

kann aber prüfen, ob sich ein Minderjähriger gerade 

hinter dem Mobiltelefon oder an der Konsole befin-

det, wobei das natürlich auch wieder umgangen 

werden kann. Hier muss wirklich konkret vorgegan-

gen werden oder ein konkreter Antrag vorliegen, 

dem wir dann zustimmen könnten.  

Von der Grundstoßrichtung her sind wir uns ja alle 

einig, dass hier zumindest in einer Weise in diesem 

Bereich eingeschritten werden muss. Aber wenn 

Sie in Ihrem Antrag Regularien auf EU-Ebene an-

sprechen, dann sind wir da etwas zögerlicher, weil 

Sie vor allem in der Vergangenheit - das müssen 

Sie auch eingestehen - nicht gerade durch Finger-

spitzengefühl von sich reden gemacht haben, was 

Verbote oder Regularien angeht.  

Von daher enthalten wir uns an dieser Stelle. Auch 

wir sehen die Problematiken, vor allem was die 

Kennzeichnungspflichten angeht, was die Wahr-

scheinlichkeiten angeht in den Mobiltelefonspielen. 

Daher gibt es eine Enthaltung von uns. Allerdings 

ist die Grundstoßrichtung die richtige. Sobald ein 

konkreterer Antrag vorliegt, der dann genau darlegt, 

welche Maßnahmen ergriffen werden sollen, kön-

nen auch wir zustimmen. 

Vielen lieben Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Herr Kollege Najafi. - Als Nächstes hat 

sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen Frau Kollegin Weippert. Bitte 

schön!  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nadja Weippert (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleg*innen! 

Der Titel dieses Antrags „Von Lootboxen zu proble-
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matischem Glücksspiel? Jugendschutz und Sucht-

prävention konsequent umsetzen und simuliertes 

Glücksspiel regulieren“ ist erst mal relativ sperrig. 

Und trotzdem war das mediale Interesse bei der 

Einbringung dieses Antrags hier im Haus sehr, sehr 

hoch.  

Die Gründe dafür liegen klar auf der Hand. Wie viele 

Menschen kennen Sie persönlich, die mal zocken, 

ob unterwegs am Handy, zu Hause am PC oder 

abends auf dem Sofa vor der Konsole? Gaming ist 

für Millionen Menschen in diesem Land ein Teil des 

Alltags. Gerade für junge Menschen ist es einfach 

die Lebensrealität. Ob man das nun gut findet oder 

nicht - man muss sich diesem Thema stellen.  

Das haben wir gemacht. Mit dem Verbraucher-

schutzausschuss waren wir auf der gamescom und 

haben dort grob begreifen können, wie groß und 

vielfältig Gaming eigentlich ist. Wir konnten dort mit 

vielen Studios sprechen, die Spiele entwickeln. Wir 

waren bei kleinen, die noch in den Startlöchern ste-

hen, und bei den ganz großen. Bei einem großen 

Entwickler, der jährlich ein Fußballspiel heraus-

bringt, war ein Mitarbeiter vor Ort, der uns Fragen 

ausführlich beantwortet hat. Auf die Frage, ob man 

Lootboxen nicht aus den Spielen entfernen könnte, 

sagte er sinngemäß: Na ja, ohne diese Elemente 

geht ein Teil vom Spielspaß verloren. Es ist doch 

dieser Reiz, nicht zu wissen, was kommt, dieses 

Bauchkribbeln - Sie wissen schon! 

Liebe Kolleg*innen, ich hätte gar nicht besser be-

schreiben können, wie Glücksspiel funktioniert. Und 

genau das ist doch das Problem. Unsere Kinder und 

Jugendlichen werden systematisch an Glücksspiel 

herangeführt, und wir können nicht länger tatenlos 

dabei zusehen, wie sie im stillen Kämmerlein auf 

sich allein gestellt sind.  

Das Gespräch ging aber noch weiter. Laut dem Mit-

arbeiter muss man Lootboxen nicht kaufen, man 

kann sie auch erspielen. Aber das ist, als wenn man 

Kindern in einem Casino täglich einen Jeton zum 

Ausprobieren gibt, sodass sie entweder warten 

müssen oder zum Sonderangebot greifen, das ag-

gressiv beworben wird. Genau das ist doch kein Ar-

gument für Lootboxen, sondern dagegen, liebe Kol-

leginnen und Kollegen! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Das können und dürfen wir so nicht akzeptieren. 

Das Internet ist kein Raum, in dem auf Jugend-

schutz und Schutz vor Glücksspielsucht gepfiffen 

werden kann. Da möchte ich Frau Jensen von der 

CDU danken. Ich weiß, Sie hätten gerne die Indust-

rie noch mehr ins Boot genommen. Am Ende haben 

wir hier aber einen guten Kompromiss gefunden. 

Denn es geht nicht um Parteienprofilierung oder um 

den letzten Spiegelstrich in einem Antrag, sondern 

um den Schutz unserer Kinder und Jugendlichen. 

Aus meiner Sicht haben wir lange genug gewartet. 

Lootboxen müssen reguliert werden! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und vereinzelt bei der CDU) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Weippert. - Als Nächstes 

hat sich zu Wort gemeldet: für die Fraktion der CDU 

Frau Kollegin Bode. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Veronika Bode (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Zunächst darf ich der Kollegin 

Katharina Jensen herzliche Genesungswünsche 

übersenden. Sie ist leider erkrankt und hätte hier 

natürlich gerne auch abschließend zu diesem Ta-

gesordnungspunkt gesprochen. Das übernehme 

ich jetzt, und zwar zu dem Thema Lootboxen, das 

zunehmend viele Menschen betrifft, insbesondere 

unsere Kinder und Jugendlichen, wenn sie nämlich 

in digitalen Spielen mit problematischen Mechanis-

men konfrontiert werden. 

Als wir hier zum ersten Mal von diesem Thema ge-

hört haben und darüber sprachen, wussten viele 

von uns noch gar nicht, was das ist. Auch wir in der 

CDU-Fraktion mussten uns erst einmal intensiv da-

mit befassen. Sie kennen vermutlich die Spiele am 

Rechner und am Handy - spätestens von Ihren Kin-

dern oder auch Enkelkindern -, wo man die Möglich-

keit hat, per einfachem Klick mehr Energien oder 

Werkzeuge zu erwerben. Das haben Sie sicherlich 

alle schon einmal gesehen.  

Sehr erhellend waren die Anhörungen im Rahmen 

unserer Beratungen. Es wurde insbesondere deut-

lich, dass das Thema viele Menschen bewegt. Des-

wegen begrüßt die CDU-Fraktion den vorliegenden 

Antrag in der geänderten Fassung. Es ist gut, dass 

wir den Antrag einen konnten, da er wichtige Maß-

nahmen für den Jugendschutz und die Suchtprä-

vention vorschlägt. 
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Die Anhörungen haben klar gezeigt, dass Hand-

lungsbedarf besteht. Zu schnell und zu einfach wer-

den die User dazu verleitet, mit einfachen Klicks 

vertragliche Verpflichtungen einzugehen, und sie 

werden subtil an Glücksspiele herangeführt. Das 

birgt ein erhebliches Suchtpotenzial. Es ist daher 

richtig, strengere Regulierungen zu prüfen. Hierzu 

eignen sich etwa Altersfreigaben ab 18 für Spiele 

mit Pay-to-Win-Elementen oder die Kennzeich-

nungspflicht für problematische Mechanismen. 

Auch Maßnahmen wie spielübergreifende Limitda-

teien und Warnhinweise zur Spielzeit sind sicherlich 

sinnvolle Ansätze. 

Doch wir dürfen nicht über die Köpfe der Branche 

hinweg entscheiden - ein Punkt, der uns jedenfalls 

zu Beginn der Beratungen zu kurz kam. Deswegen 

war für uns der Hinweis aus der Anhörung von 

Gaming in Niedersachsen e. V. wichtig, dass kos-

metische Lootboxen differenziert zu Pay-to-Win- 

und Pay-to-Progress-Elementen gesehen werden 

müssen. Nur so lassen sich praktikable Lösungen 

finden, die sowohl den Jugendschutz stärken als 

auch die Innovationskraft der Games-Branche er-

halten.  

Abschließend bedanke ich mich im Namen von 

Frau Jensen bei allen Fraktionen, dass wir dieses 

Thema gemeinsam zu einem Antrag entwickelt ha-

ben, der von breiter Zustimmung getragen wird. Ich 

freue mich tatsächlich auch, dass wir damit das An-

liegen des verstorbenen Kollegen Dennis True hier 

noch einmal angemessen würdigen.  

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Kollegin Bode. - Als Nächstes hat 

sich zu Wort gemeldet: für die Landesregierung 

Frau Ministerin Staudte. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Miriam Staudte, Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Was Kinder und Jugendliche genau ma-

chen, wenn sie Videospiele an der Konsole, am PC 

oder am Handy spielen, entzieht sich oft der Kennt-

nis der Eltern. Auch in der Politikwelt ist die Auf-

merksamkeit für diese Themen recht ausbaufähig. 

Dennis True war da eine löbliche Ausnahme. Auch 

von meiner Seite noch einmal herzlichen Dank für 

sein Wirken hier und sein Engagement bei diesem 

Antrag! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Auch vielen Dank an Pascal Leddin, unseren jüngs-

ten Abgeordneten, der die Initiative für diesen An-

trag hier eingebracht hat und heute ebenfalls nicht 

dabei sein kann. Ich kann nur sagen: Es ist immer 

bereichernd, wenn ein Parlament vielfältig zusam-

mengesetzt ist, auch was die Altersstruktur angeht.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bei der Einbringung und auch bei den Beratungen 

im Ausschuss haben, glaube ich, alle sehr viel ge-

lernt, was diese Lootboxen - die Beuteboxen - und 

ihren glücksspielähnlichen Charakter, aber auch die 

Pay-to-Progress- oder Pay-to-Win-Modelle angeht, 

die gerade angesprochen worden sind - also quasi 

das Gegenteil von Fair Play, weil man nur weiter-

kommt, wenn man zahlt.  

Es wurde festgestellt, dass es insgesamt an Trans-

parenz fehlt, was zum Beispiel die Höhe der Kosten 

von Mikrotransaktionen oder die Umrechnung bei 

den In-Game-Währungen angeht, die häufig ver-

schleiert werden.  

Es wurde auch deutlich, dass Hersteller ganz be-

wusst auf manipulative Designtechniken setzen. Ich 

kann da wirklich nur empfehlen, sich einmal den 

Vortrag von Torulf Jernström - er ist zwar auf Eng-

lisch, aber wirklich sehenswert - anzuschauen. Er 

ist CEO des Spieleanbieters Tribeflame, der auf  

YouTube alle Tricks darstellt, wie man Leute an den 

Haken kriegt. Er sagte „Let’s go whaling“, also: „Las-

sen Sie uns auf Walfang gehen!“ Und wer sozusa-

gen die dicken Fische sind - es sind zwar Säuge-

tiere -, wird eben auch deutlich: Das sind die Spie-

lerinnen und Spieler.  

Diese Rede wurde später als „berüchtigte Rede“ 

und als moralische Bankrotterklärung von der Fach-

seite www.pcgames.de bezeichnet. Obwohl das 

stark kritisiert worden ist, sind diese fragwürdigen 

Methoden heute massenhaft in den Videospielen 

wiederzufinden. Es ist also ganz klar, dass interve-

niert werden muss und dass Kinder und Jugendli-

che diesen Mechanismen nicht schutzlos ausge-

setzt werden sollen.  

Ich finde im Antrag sehr gut, dass es um Kennzeich-

nungspflichten im Rahmen des Jugendschutzge-

setzes geht, dass es um die Freigabe von Lootbo-

xen erst ab 18 Jahren geht, dass es aber zum Bei-
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spiel auch um die Einrichtung von anbieterübergrei-

fenden Limitdateien geht, die, glaube ich, wirklich 

sehr wichtig sind, um den Gesamtüberblick behal-

ten zu können. Wir brauchen mehr Transparenz 

durch Angabe der Gesamtkosten. 

Alles das sind Beiträge für mehr Verbraucher-

schutz. Ich glaube, wir müssen uns alle zusammen 

diesen Thematiken und problematischen Praktiken 

mehr widmen. Ich freue mich wirklich sehr, dass hier 

heute dieser Beschluss gefasst wird.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Jens Nacke:

Vielen Dank, Frau Ministerin Staudte.  

Weitere Wortmeldungen zu diesem Tagesord-

nungspunkt sehe ich nicht.  

Wir haben unter diesem Tagesordnungspunkt zwei 

Abstimmungen.  

Wir kommen zunächst zur Abstimmung zu der Nr. 1 

der Beschlussempfehlung. Wer der Nr. 1 der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 

damit den Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der sich aus der 

Beschlussempfehlung ergebenden geänderten 

Fassung annehmen will, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - 

Dann ist das bei Enthaltung der AfD-Fraktion ein-

stimmig so beschlossen.  

Wir haben noch die Nr. 2 der Beschlussempfeh-

lung. Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung fol-

gen und damit den Einsender der in die Beratung 

einbezogenen Eingabe 557/07/19 über die Sach- 

und Rechtslage unterrichten möchte, den bitte ich 

jetzt um ein Handzeichen. - Wer ist dagegen? - Wer 

enthält sich? - Dann ist auch das bei Enthaltung der 

AfD einstimmig so beschlossen.  

Bevor wir in den nächsten Tagesordnungspunkt 

einsteigen, darf ich Sie kurz darauf hinweisen, dass 

die Fraktionen übereingekommen sind, den Tages-

ordnungspunkt 9 noch vor der Mittagspause zu be-

raten. Bitte stellen Sie sich also darauf ein, dass der 

Tagesordnungspunkt 9 noch aufgerufen wird. 

Ich sehe Frau Kollegin Tippelt schon in den Startlö-

chern. Deswegen wechseln wir den Sitzungsvor-

stand noch vor dem nächsten Tagesordnungs-

punkt. Ich bitte um einen Moment Geduld.  

(Vizepräsidentin Sabine Tippelt 

übernimmt den Vorsitz)

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 7: 

Abschließende Beratung: 

Repair-Cafés fördern - Verbraucherschutz stär-

ken - Antrag der Fraktion der SPD und der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/6436 - Beschluss-

empfehlung des Ausschusses für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz - Drs. 19/6548 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. 

Wir steigen in die Beratung ein. Gemeldet hat sich 

der Abgeordnete Christian Schroeder von der Frak-

tion Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Christian Schroeder (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren! Jedes Jahr landen Millionen Ton-

nen Elektroschrott auf dem Müll - viel zu oft und viel 

zu unnötig, weil es sich vielfach um Geräte handelt, 

die durchaus reparabel wären. Doch Ersatzteile 

sind teuer und Spezialwerkzeug fehlt, und die Re-

paratur lohnt sich dadurch finanziell kaum. Das ist 

nicht nur eine ökologische Katastrophe, sondern vor 

allem ein Problem für die Verbraucherinnern und 

Verbraucher, also eine zutiefst soziale Frage.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

2024 wurde durch die EU das Recht auf Reparatur 

beschlossen. Die entsprechende Richtlinie ist im 

letzten Sommer in Kraft getreten und muss bis Juni 

2026 in nationales Recht umgewandelt werden. Wir 

begrüßen dieses Recht sehr, denn es bedeutet zum 

Beispiel, dass ein günstiges Smartphone, bei dem 

die Akkus nicht getauscht werden können, nicht 

mehr automatisch gleich im Müll landet.  

Doch dieses Recht allein hilft uns wenig, denn das 

nötige Fachwissen fehlt, oder es ist schlicht nicht 

das richtige Werkzeug zu haben. Hier kommen die 

Repair-Cafés und andere Reparaturinitiativen ins 

Spiel. Sie sind Teil der Lösung dieser Probleme. 

Hier helfen Freiwillige dabei, Dinge wieder in Gang 

zu bringen - nachhaltig, ressourcenschonend und 

sozial. Diesen Einsatz der Ehrenamtlichen, der 
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Nachbarschaftshilfe, wollen wir mit diesem Antrag 

würdigen.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, hier geht es bei Weitem 

nicht nur um die Reparatur von schnöden Produk-

ten. Die Cafés sind soziale Treffpunkte. Hier geht es 

darum, sich gegenseitig zu helfen. Das ist wirklich 

ein Punkt, der in dieser Gesellschaft ab und zu fehlt. 

Die Initiativen bekommen die Unterstützung, die sie 

brauchen. Werkzeuge und Messtechnik werden be-

nötigt, Ersatzteile müssen beschafft werden, und 

sogar 3D-Drucker werden gebraucht, um Ersatz-

teile nachzufertigen. Auch die Vernetzung zu Wei-

terbildungen soll gestärkt werden.  

Deshalb bitten wir die Landesregierung, genau hier 

anzusetzen: mit einer gezielten Förderung, besse-

rer Öffentlichkeitsarbeit und der Stärkung der Ver-

bindung zu Bildung, Integration sowie Inklusion.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, das Schöne dabei ist: 

Das Geld steht dank der politischen Liste, die wir im 

Dezember beschlossen haben, zur Verfügung. 

400 000 Euro hat Rot-Grün in dem Haushalt für 

2025 bereitgestellt, das heißt bis zu 3 000 Euro 

netto je Initiative, die im Verfahren unkompliziert 

ausgezahlt werden sollen.  

Darüber hinaus fordern wir die Bundesregierung 

auf, sich stärker für den Verbraucherschutz bei 

Elektroprodukten einzusetzen. Eine Kennzeich-

nung mittels Reparaturindex, wie es zum Beispiel in 

Frankreich passiert, kann dafür der Weg sein.  

Einen besonderen Dank möchte ich der CDU an 

dieser Stelle aussprechen, denn sie hat unseren 

sehr guten Antrag durch eigene Vorschläge noch 

besser gemacht.  

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU - Volker Bajus 

[GRÜNE]: Das muss man auch mal lo-

ben!) 

- Genau! 

Ein weiterer Dank geht an die Ministerin, die mit ih-

rem Team bereits in den Startlöchern steht, um die 

Umsetzung auf den Weg zu bringen. Danke schön 

dafür! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Meine Damen und Herren, wir brauchen eine Kultur 

der Reparatur, nicht der Verschwendung. Wir brau-

chen eine Kultur des gegenseitigen Helfens. Mit die-

sem Antrag werden wir den Verbraucherschutz, die 

sozialen Strukturen, unsere lokale Wirtschaft und 

ganz nebenbei auch noch den Umweltschutz stär-

ken.  

Danke schön. Vielen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Vielen Dank, Herr Schroeder. - Die nächste Wort-

meldung kommt von der CDU-Fraktion. Frau Bode, 

bitte schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der CDU) 

Veronika Bode (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! In Helmstedt haben wir bereits seit Mai ver-

gangenen Jahres ein Repair-Café. Dieses wurde 

von Beginn an so gut angenommen, dass schon 

nach kurzer Zeit nach größeren Räumlichkeiten ge-

sucht werden musste. 16 ehrenamtliche Helferin-

nen und Helfer sind hier inzwischen im Einsatz, um 

Gegenstände zu reparieren. Egal ob Fernseher, 

Toaster, Uhren oder Spielzeug, für alle Gewerke 

sind Hobbybastler im Team, die sich der Dinge an-

nehmen, die dort abgegeben werden. Manchmal 

müssen die Geräte lediglich gereinigt werden, es 

fehlt nur ein Tropfen Öl, oder es liegt ein Kabelbruch 

vor, der sich in der Regel auch schnell beheben 

lässt.  

Insgesamt wird die Einrichtung regelrecht als ein Er-

folgsprojekt bewertet, denn letztlich dient sie auch 

der Kommunikation. Vielfach werden von den Men-

schen liebgewonnene Gegenstände gebracht, die 

zum Wegschmeißen zu schade sind, sodass die 

Freude natürlich groß ist, wenn ein Mangel oder ein 

Schaden behoben werden kann.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der vorlie-

gende Antrag von SPD und Grünen kommt für 

Helmstedt ein bisschen zu spät, denn hier wird be-

reits im Sinne der Nachhaltigkeit ein gutes Angebot 

unterbreitet. Als CDU-Fraktion haben wir weitere 

Änderungen vorgeschlagen - Sie haben bereits da-

rauf hingewiesen -, die in die Beschlussempfehlung 

aufgenommen wurden. Auch vom Helmstedter Re-

pair-Café werden unsere Anregungen befürwortet. 

Das habe ich mit den Kollegen dort besprochen.  
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Denn es macht natürlich durchaus Sinn, solche Re-

paraturwerkstätten im Sinne der Integration und In-

klusion zu nutzen. Zum einen kann hierdurch über 

unterschiedliche Bearbeitungsweisen gefachsim-

pelt werden, aber es lassen sich dadurch natürlich 

auch Menschen sinnvoll beschäftigen, die insofern 

gar nicht erst auf dumme Gedanken kommen. Und 

natürlich können auch Synergien entstehen, wenn 

junge Menschen hier zum Beispiel zum Zwecke der 

Berufsorientierung eingebunden werden können. 

Viel Wissen um pragmatische Lösungen geht an-

sonsten möglicherweise auch für immer verloren.  

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen sagen: In 

Helmstedt läuft das bereits, und zwar sehr gut. Und 

wenn dieser Antrag dazu dient, solche Erfolgspro-

jekte auch in anderen Kommunen des Landes Nie-

dersachsen umzusetzen, so werden wir ihm in der 

geänderten Fassung natürlich sehr gern zustim-

men.  

Rückfragen gern unter www.reparatur-cafe-he.de. 

Übrigens werden dort händeringend Fernseh- und 

Radiotechniker gesucht. Wer also Lust darauf hat, 

hier einzuspringen: Den Kontakt stelle ich sehr gern 

her.  

Herzlichen Dank und Glück auf! 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Bode. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der SPD-Fraktion. Herr Do-

meier, bitte! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Jörn Domeier (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Frau Bode hat es richtig ge-

sagt: Es gibt ein Repair-Café in Helmstedt, in der 

Begegnungsstätte der AWO. Es gibt allerdings noch 

ein weiteres in Zusammenarbeit mit dem DRK und, 

weil wir ein Flächenlandkreis sind, darüber hinaus 

weitere in anderen Orten. Als Ihr Wahlkreisabgeord-

neter sage ich Ihnen: Die schauen wir uns auch 

gerne mal gemeinsam an. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Und das ist richtig so! Denn so vielfältig und so bunt, 

wie Niedersachsen ist, so ist es auch die Struktur 

der Repair-Cafés. Man braucht nicht nur eines an 

einem Ort, sondern in ganz vielen Ortschaften ist 

das gut. Osnabrück - das konnte ich eben gerade 

von den Kollegen Henning und Bajus erfahren - hat 

zum Beispiel 20 dieser Einrichtungen, alle mit unter-

schiedlichen Schwerpunkten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Anne Kura [GRÜNE]: Großar-

tig!) 

Dafür benötigt es auch gar nicht viel: In erster Linie 

natürlich engagierte Menschen, selbstverständlich 

auch Know-how - mein handwerkliches Geschick 

würde wenig helfen - und natürlich Platz und Start-

hilfe.  

Diese Starthilfe wollen wir geben. Als wir die politi-

sche Liste dankenswerterweise mit 400 000 Euro 

bestücken konnten, war uns natürlich klar, dass wir 

keine Stellen oder Ähnliches schaffen, sondern 

ganz konkrete Hilfe: typisch Niedersachsen, so un-

bürokratisch wie möglich, schneller, einfacher, da-

mit das Geld dort eben ankommt. Und das hat ge-

klappt! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Die Projektkosten werden nämlich gemäß der 

Richtlinie - das ML war so schnell, dass es sogar 

schon veröffentlicht hat, wie es sich das vor-

stellt - zu 100 % getragen. Ohne Vergabeverfahren! 

Solche Punkte machen das schnell und gut - zum 

Beispiel für Spezialwerkzeug, das man immer wie-

der gebrauchen kann.  

Dieser Antrag ist also topaktuell. Wir brauchen ihn. 

Er ist ein Baustein dafür, um die Gesellschaft dich-

ter zusammenzuhalten, damit wir wieder Formen 

und Formate finden, die einfach möglich sind. In 

dem Beispiel mit der Kirche wird nebenbei auch ge-

kocht. Die Menschen kommen zusammen.  

Wenn ich an die Kaffeemühle meiner alten Oma 

denke - sie war zu arm, um es sich leisten zu kön-

nen, Sachen zweimal zu kaufen -: Dieses Ding 

nutze ich nicht nur täglich, sondern halte es auch in 

Ehren. Und weil ich es nicht selber reparieren kann, 

werde ich immer dankbar für solche Hilfe sein. 

Die Handwerksfirmen bei mir, auch die Handwerks-

kammer, unterstützen das sogar. Die sagen: Wir 

haben erstens gar nicht mehr die Ausbildung und 

zweitens auch nicht die zeitlichen Ressourcen, um 

uns um solche alten, schönen Stücke zu kümmern. 

Sie unterstützen mit Werkzeug und mit anderen 

Dingen. Aber für Spezialwerkzeug braucht es 

manchmal Geld. Die Richtlinie vom ML hilft genau 

da und ist fantastisch.  
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Diese Form des Miteinanders, Orte zu finden, Be-

gegnungsmöglichkeiten zu haben, den Zusammen-

halt der Gesellschaft zu stärken, ist einfach richtig! 

Dafür gibt es selbstverständlich nicht nur eine Maß-

nahme, dafür gibt es viele Bausteine. Einen haben 

Sie gerade vor sich. Ich würde mich freuen, wenn 

wir das einstimmig unterstützen können und Sie zu-

stimmen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Domeier. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der AfD-Fraktion. Herr Dan-

nenberg, bitte! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der AfD) 

Alfred Dannenberg (AfD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Eines 

vorweg: Das Tempo, mit dem dieser Antrag die ein-

zelnen Etappen genommen hat, ist wirklich bemer-

kenswert: Einbringung, Beratung im Unteraus-

schuss, Beratung im Hauptausschuss, Unterrich-

tung durch die Landesregierung und jeweils der Ab-

schluss der Beratung nebst Votum. Das alles an ei-

nem einzigen Tag! Donnerschlag, da blitzte sie mal 

kurz auf, die neue Deutschlandgeschwindigkeit.  

(Jörn Domeier [SPD]: Danke schön!) 

Um was im Kern zu erreichen, Herr Domeier? Was 

war der konkrete Anlass? Fördergelder bekommen! 

Ach so. Dem Vernehmen nach ging es wohl darum, 

dass eine Bundesförderung nur bis Ende dieses 

Monats beantragbar ist. Das war also verdammt 

eng auf Kante genäht. Aber ich lasse Ihnen die 

Freude, dass das so geklappt hat.  

Schauen wir mal aufs Inhaltliche! Meine Damen und 

Herren, Bewährtes bewahren, etwas Funktionieren-

des am Laufen halten, das ist ein zutiefst konserva-

tiver Gedanke. Ressourcen schonen und weniger 

Müll produzieren, auch das ist konservativ. Als Va-

ter von zwei kleinen Kindern ärgere ich mich jedes 

Mal darüber, wenn von einem Spielzeug ein Teil ab-

bricht, was dann aber die gesamte Funktion zu-

nichtemacht. Ersatzteil ordern? Vergiss es! Gibt’s 

nicht, lohnt nicht! Kauf das Spielzeug einfach neu 

und schmeiß das alte weg, ist manchmal die Kon-

sequenz. Wirklich charmant finde ich die Idee, mit 

einem 3D-Drucker das benötigte Ersatzteil einfach 

selbst herzustellen. Einen 3D-Drucker haben aber 

wohl nur die wenigsten Haushalte.  

Es wäre wirklich gut, eine Anlaufstelle zu haben, wo 

jemand, der sich mit den Möglichkeiten der Technik 

auskennt, für 'nen schmalen Taler das Ersatzteil 

herstellt. Wenn dann vor Ort auch andere Fachleute 

sind, die sich mit Elektronik, zum Beispiel in Haus-

haltsgeräten, oder mit Reparaturen am Fahrrad 

auskennen und das eine oder andere wieder hin-

kriegen, könnte das eine feine Sache sein. 

Ich bin nicht umsonst ein bisschen vorsichtig in den 

Konjunktiv gewechselt, denn gestatten Sie mir bei-

spielhaft einen Blick auf die Bilanz eines solchen 

Repair-Cafés am Beispiel des Repair-Cafés Hanno-

ver. Es nutzt zeitweise neun verschiedene Stand-

orte, und zwar in Räumlichkeiten in der Stadt. Es 

hat in den letzten zehn Jahren pro Monat durch-

schnittlich 27 Reparaturversuche unternommen, 

davon waren im Schnitt 18 erfolgreich, das heißt 4,5 

erfolgreiche Reparaturen pro Woche. Bei aller Liebe 

zur Nachhaltigkeit: So richtig viel ist das nicht. 

Also was passiert denn da beim Repair-Café? Auf 

jeden Fall Kaffee trinken, Kuchen essen und einen 

Klönschnack halten, unabhängig davon, ob man 

was zu reparieren hat oder nicht. Das geht aus den 

diversen Berichten und Homepages im Netz hervor 

- so weit, so gemütlich.  

Angegliedert ist das Repair-Café Hannover der so-

genannten Werk-statt-Schule, die vom gleichnami-

gen Verein getragen wird. Es ist anzunehmen, dass 

es Vereine wie diese sind, denen mit dem vorliegen-

den Antrag die Unterstützung zukommen soll. Und 

jetzt kommen wir von der gemütlichen Kaffee- und 

Kuchen-Reparaturrunde in einen ungemütlichen 

Mischbereich.  

Die Werk-statt-Schule Hannover ist Mitglied im 

Bündnis „Bunt statt Braun“. Liebe CDU, das sind 

die, die Ihnen bei Ihren Wahlkampfständen jüngst 

massiv auf die Pelle gerückt sind. Ja, zum Beispiel 

am 8. Februar in Hannover, da war sogar Polizei-

schutz nötig - auch für Ihren Stand, liebe CDU. Und 

zehn Tage später steht Ihr Parteiname auf einem 

Antrag, der fröhlich und undifferenziert Initiativen 

mit solchen Querverbindungen unterstützt? Schon 

vergessen, was da bei Ihnen los war? Na, Waid-

mannsheil! 

Und kommen Sie mir jetzt nicht mit „Einzelfall“. Es 

gibt weitere Beispiele: Das Repair-Café Dorfmark 

bei mir zu Hause im Heidekreis wird getragen vom 

links-grünen Verein „Klimaschutz“. Das Reparatur-

Café Cadenberge in der Nähe von Cuxhaven wird 

unter anderem getragen von der Bürgerinitiative 

„Cadenberge hilft“, die offen gegen die AfD hetzt 
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und übrigens auch die CDU aufs Korn nimmt. Kön-

nen Sie im Netz nachgucken! 

(Eva Viehoff [GRÜNE]: Das sind ganz 

nette Leute da!) 

Der Nachbarschaftsverein „Leineberg“ in Göttingen, 

der das dortige Reparatur-Café trägt, betreibt die 

üblichen Aufrufe und Vorträge gegen rechts, womit 

in letzter Zeit ja zunehmend auch die CDU gemeint 

ist, wie wir alle beobachten konnten. Und so weiter 

und so fort. Liebe CDU, haben Sie das alles gar 

nicht recherchiert? Oder tun Sie das als belanglos 

ab? Oder verschließen Sie davor Ihre Augen? 

Meine Damen und Herren, diese ganzen Detailin-

formationen hatte ich aufgrund der engen zeitlichen 

Taktung - schöne Grüße an Herrn Domeier - dieses 

Antrags erst vor ein paar Tagen beisammen. Sie 

zeichnen insgesamt ein Bild, das uns als AfD-Frak-

tion bewogen hat, von unserer noch letzte Woche 

im Ausschuss angekündigten Enthaltung nun doch 

auf Ablehnung zu gehen. 

(Christian Schroeder [GRÜNE]: Vom 

Fachlichen aufs Ideologische schwen-

ken, das passt!) 

Und da nutzt auch die Verknüpfung mit sonstigen 

hehren Punkten in diesem Antrag nichts, wie zum 

Beispiel verstärkt vor qualitativ mangelhaften Pro-

dukten zu warnen oder sich für einen Reparaturin-

dex bei neuen Elektronikprodukten einzusetzen. 

Das klingt zwar gut, aber es sind Langzeitziele von 

ganz anderem Format, die eigentlich einen eigenen 

Antrag verdient haben. Und ich meine, das wissen 

Sie auch. 

Das einzig Konkrete, was der vorliegende Antrag in 

seiner Zusammenstellung von Punkten kurzfristig 

erreichen wird, ist: Staatsknete für links-grüne Initi-

ativen. Und da gehen wir von der AfD so nicht mit, 

auch wenn es gewiss Reparatur-Cafés ohne auffäl-

ligen Linksdrall gibt, die gut angenommen werden, 

was wir auch ausdrücklich begrüßen. 

Noch ein letztes Wort an Sie, liebe CDU: Setzen Sie 

doch mal auf konservative Partner, nicht auf diese 

Links-Grünen, auch wenn es auf den ersten Blick 

harmlos aussieht! 

Danke schön. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr Dannenberg, lassen Sie eine Zwischenfrage 

von Bündnis 90/Die Grünen zu? 

(Klaus Wichmann [AfD]: Wir sind am 

Ende einer Rede! Die Rede ist doch 

vorbei!) 

- Gut. 

Die nächste Wortmeldung liegt uns vor von der Mi-

nisterin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbrau-

cherschutz. Frau Staudte, bitte! Sie haben das 

Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Miriam Staudte, Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Da-

men und Herren Abgeordnete! Ich muss erst etwas 

zu Ihren Ausführungen sagen, Herr Dannenberg.  

Diese Diskreditierung ehrenamtlichen Engage-

ments ist wirklich unerträglich. Sie haben in Ihrer 

Rede das Thema verfehlt. Sie scheinen die ganze 

Welt nur noch durch Ihre ideologische Brille zu be-

trachten und in „für AfD“ und „gegen AfD“ einzutei-

len. 80 % haben Sie nicht gewählt, und Sie werden 

häufiger damit rechnen müssen, dass Menschen 

Ihre Auffassung nicht teilen, egal wo Sie sich enga-

gieren. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU - Zuruf von Jens-

Christoph Brockmann [AfD]) 

- Ja, genau, regen Sie sich ruhig auf! 

Jetzt zum Sachthema! Meine Eltern haben in ihrer 

Küche ein Radio stehen. Das haben sie ange-

schafft, als ich in der Grundschule war. Ich habe da-

mals mit einem Kassettendeck Lieder aufgenom-

men. Ich glaube, wenn irgendjemand noch eine 

Leerkassette hätte, dann würde das wahrscheinlich 

auch heute noch funktionieren. Das Radio steht im 

Übrigen auf einer Mikrowelle. Die haben sie ange-

schafft, als ich in der fünften Klasse war. Auch die 

funktioniert noch einwandfrei.  

Die beiden Firmen, die diese Geräte hergestellt ha-

ben, gibt es aber nicht mehr; sie haben nämlich zu 

gute Geräte hergestellt und wurden von Firmen ver-

drängt, die auf Verschleiß und darauf gesetzt ha-

ben, den Menschen das Geld aus der Tasche zu 

ziehen, indem sie immer wieder neue Produkte kau-

fen müssen. Man hat sich daran gewöhnt, dass Pro-

dukte, bei denen man früher auf Langlebigkeit ge-

setzt hat, heute schnell ersetzt werden müssen, weil 

sie vielleicht gar nicht mehr reparierbar sind oder 
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weil es die Geschäfte auch gar nicht mehr gibt, die 

diese Geräte reparieren würden. 

Das ist ein Problem; wir haben einen unglaublichen 

Ressourcenverbrauch. Knapp 5 Millionen t Elektro-

schrott werden jährlich in Deutschland produziert. 

80 % des europäischen Elektroschrotts gehen in 

Länder in Asien und Afrika. Dort werden sie unter 

sehr fragwürdigen Bedingungen und mit einfachs-

ten Hilfsmitteln per Hand auseinandergenommen. 

Wir importieren dann wieder die recycelten Roh-

stoffe. Das alles hat wirklich nichts mit Nachhaltig-

keit und Umweltschutz zu tun. 

Aber es gibt eine Gegenbewegung. In Repair-Cafés 

kommen diejenigen zusammen, die Produkte wie-

der zum Laufen bringen wollen. Erfahrene Tüftler 

und Tüftlerinnen helfen denjenigen, die mit ihren ka-

putten Haushaltsgeräten kommen. Auch politisch 

tut sich einiges. Die EU-Ökodesign-Verordnung ist 

angesprochen worden; sie soll dafür sorgen, dass 

eine Reparierbarkeit dieser Gerätschaften in der 

ganzen Bandbreite überhaupt wiederhergestellt 

wird. 

Es gibt nicht nur die Initiativen, die gerade schon 

angesprochen worden sind. Wir haben ungefähr 

170 Reparatur-Initiativen in Niedersachsen, wo sich 

viele Ehrenamtliche einsetzen und damit letztend-

lich auch dazu beitragen, dass finanzschwache Fa-

milien und Haushalte ihren Geldbeutel schonen 

können. Die Szene ist sehr vielfältig. Die Menschen 

kommen nicht nur in eingetragenen Vereinen, son-

dern auch in losen Zusammenschlüssen oder mit 

engagierten Enthusiasten zusammen. Es ist gut, 

dass man sich auch noch austauscht und einen so-

zialen Treffpunkt hat, wo auch Kaffee getrunken 

werden kann. Auch das wollen wir unterstützen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Es passt sehr gut. Die Förderung durch den Bund 

läuft aus. Wir werden die Landesförderung auf den 

Weg bringen, um mit geringen Mitteln Ehrenamtli-

che zu unterstützen. Die 3D-Drucker sind inzwi-

schen schon für wenige Hundert Euro erhältlich. 

Man kann so fehlende Ersatzteile herstellen. Natür-

lich lohnt sich das alles nur, wenn man sich zusam-

menschließt, und nicht für das einzelne Gerät. Inso-

fern sind das gemeinsame Reparieren und das ge-

meinsame Nutzen von Werkzeugen sehr wichtig. 

Ich freue mich, dass wir diese Förderung auf den 

Weg bringen können. Ich freue mich auch schon, 

bei Instagram zu sehen, dass viele Abgeordnete 

ihre Initiativen vor Ort mit einem kaputten Bügelei-

sen oder Föhn besuchen werden und dann glück-

lich wieder nach Hause gehen können. Machen Sie 

bitte Werbung für diese Förderung und unterstützen 

Sie Ihre Repair-Cafés vor Ort dabei, etwas für den 

gesellschaftlichen Zusammenhalt, für Nachhaltig-

keit, für Bildung und für Integration zu tun! Ich finde, 

das ist wirklich ein tolles gemeinsames Projekt. 

Vielen Dank, auch an die CDU. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Ministerin. 

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Wir 

treten in die Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktionen der 

SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

sich aus der Beschlussempfehlung ergebenen ge-

änderten Fassung annehmen will, den bitte ich um 

ein Handzeichen. - Das sind die SPD-Fraktion, die 

Grünen und die CDU-Fraktion. Wer ist dagegen? - 

Das ist die AfD-Fraktion. Enthaltungen? Das frage 

ich vorsichtshalber noch. - Niemand. Damit ist der 

Beschlussempfehlung gefolgt worden. 

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 8: 

Abschließende Beratung: 

Europa in Niedersachsen sichtbar machen: Die 

Vielfalt der Regionen sozial und ökologisch ent-

wickeln. - Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5325 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Bun-

des- und Europaangelegenheiten und Regionale 

Entwicklung - Drs. 19/6499  

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten in die Beratung ein. Die erste Wortmel-

dung kommt aus der SPD-Fraktion, von Herrn 

Wook. Bitte schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Tim Julian Wook (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Die Europäische Union und ihre Mit-

gliedstaaten stehen vor zahlreichen wichtigen Her-

ausforderungen - politisch, wirtschaftlich und auch 

für die Umwelt.  

Politisch ist es schwieriger geworden, mit den USA 

zusammenzuarbeiten. Das liegt vor allem an der 

Wahl von Donald Trump als Präsident. Deshalb 

müssen wir Europäer nun enger und entschlosse-

ner denn je gemeinsam an einem Strang ziehen. 

Auch wirtschaftlich gibt es Veränderungen. Die Ver-

einigten Staaten werden als Handelspartner anders 

sein. Sie werden mehr Zölle und andere Handelsre-

geln einsetzen. Das kann für europäische Unter-

nehmen schwierig werden, vor allem, wenn sie Wa-

ren in den USA verkaufen. 

Auch der Klimawandel bleibt eine große Herausfor-

derung. Die Vereinigten Staaten sind aus dem Pari-

ser Klimaabkommen ausgetreten. Das ist richtig 

schlecht für die Umwelt. Wir spüren den Klimawan-

del schon jetzt. Im Sommer gibt es Hitze und Dürre, 

im Winter Überschwemmungen. Das Hochwasser 

in Niedersachsen zum Jahreswechsel 2023/2024 

bleibt leider noch in Erinnerung. 

Deshalb ist es wichtig, dass die Europäische Union 

handelt. Wir brauchen gute Maßnahmen, um die 

Umwelt zu schützen und die Wirtschaft langfristig 

zukunftssicher zu machen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, letzten Herbst 

habe ich schon einmal über die europäische Kohä-

sionspolitik gesprochen. Diese Politik hilft, die Regi-

onen in Europa zu stärken. Sie sorgt dafür, dass es 

überall gleiche Chancen gibt - wirtschaftlich, sozial 

und ökologisch. 

Auf dieser Basis kann es uns gelingen, ein Europa 

des Friedens, der Rechtsstaatlichkeit und der Sta-

bilität zu sichern - für künftige Generationen, aber 

auch für die jetzige. Denn Europa ist vielfältig. Jede 

Region hat andere Bedürfnisse. Die Kohäsionspoli-

tik hilft dabei, Unterschiede auszugleichen. Sie 

stärkt die Wirtschaft, das soziale Miteinander und 

den Austausch zwischen den Regionen. 

Das ist auch ganz besonders wichtig für Nieder-

sachsen. Mit einer guten Kohäsionspolitik können 

wir unsere Regionen weiterentwickeln und Europa-

politik endlich für die Menschen auch richtig greifbar 

machen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine wirksame Ko-

häsionspolitik kann aber nur dann funktionieren, 

wenn es eine strategisch ausgerichtete Zielsetzung 

in der Regionalentwicklung und effiziente Struktu-

ren gibt. Für Niedersachsen heißt das ganz konkret: 

Wir müssen genau schauen, welche Regionen wel-

che Unterstützung brauchen. Städte und Gemein-

den müssen mehr Hilfen bekommen, und Förder-

programme müssen einfacher und unbürokratischer 

werden. 

Dafür, dass dies auch so umgesetzt werden kann, 

müssen wir hier als Parlament Sorge tragen. Es 

freut mich daher, dass wir als SPD, Grüne und nun 

auch zusammen mit der CDU gemeinsam an einem 

Strang ziehen, damit wir in Niedersachsen die Re-

gionen weiterhin mit einer effektiven Regionalförde-

rung unterstützen werden. Damit wird Ministerin  

Osigus mit einem starken demokratischen Mandat 

ausgestattet, um sich im Rahmen der Europaminis-

terkonferenz und in Brüssel auch dafür einzusetzen, 

dass eine Mittelverteilung im Sinne der europäi-

schen Kohäsionspolitik weiterhin gewährleistet 

wird.  

Niedersachsen profitiert erheblich von der EU-Regi-

onalförderung. Über 1 Milliarde Euro fließen in 

Wettbewerbsfähigkeit, Innovation, sozialen Zusam-

menhalt sowie Klima- und Umweltschutz. Nieder-

sachsen kennt seine Stärken und Herausforderun-

gen am besten. Entscheidungen über Fördermittel 

müssen weiterhin regional getroffen werden. Auch 

starke Regionen stehen vor Herausforderungen. 

Um den Wandel zu gestalten und die Wettbewerbs-

fähigkeit der EU zu sichern, braucht es eine verläss-

liche Regionalförderung und kein Gießkannenprin-

zip. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Zum Abschluss: Niedersachsen braucht eine Kohä-

sionspolitik, die direkt vor Ort hilft - genau da, wo sie 

gebraucht wird. Und das ist hier bei uns in Nieder-

sachsen. Da soll sie bleiben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Wook. - Die nächste Wort-

meldung kommt von Bündnis 90/Die Grünen. Frau 

Reinecke, bitte! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 
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Tamina Reinecke (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-

leg*innen! Europa in Niedersachsen sichtbar ma-

chen - für viele klingt das noch nach einer großen, 

abstrakten Idee. Was ist Europa, und was bedeutet 

Europa in Niedersachsen? Lassen Sie mich dazu 

etwas weiter ausholen. 

Der Wahlkampf zur EU- und Bundestagswahl war 

geprägt von Angst, von Abschottung und von gro-

ßer Verunsicherung - Angst davor, nicht über das 

eigene Leben mitbestimmen zu können, und Angst 

vor wirtschaftlichem und sozialem Abstieg. 

Diese Ängste sind nachvollziehbar, denn Populisten 

schüren sie, ohne ehrliche Lösungen anzubieten. 

Diese Ängste sind auch nachvollziehbar, weil der 

Klimawandel immer weiter voranschreitet - Hitzepe-

rioden, Starkregen, kranke Wälder. Wir alle kennen 

das; das ist längst Realität. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Was wir früher nur aus Katastrophenfilmen kannten, 

ist heute Alltag. Und während in Filmen charismati-

sche Held*innen die Welt retten, den Egoismus 

durchschauen und sich für die Schwächeren einset-

zen, stellt sich die Frage: Wer rettet die Welt in der 

Realität? 

Die regionalen Förderprogramme der EU sind viel-

leicht nicht so glamourös. Aber sie sorgen dafür, 

dass diejenigen, die weniger haben, mehr bekom-

men. In unseren Dörfern, Gemeinden und Städten 

ermöglichen sie neue Gestaltungsmöglichkeiten 

und machen Europa erlebbar. 

EU-Gelder kofinanzieren zum Beispiel die Förde-

rung des Infrastrukturausbaus, die Schaffung von 

mehr Orten zum Zusammenkommen in unseren 

Dörfern - zum Beispiel durch das Dorfentwicklungs-

programm -, die Gestaltung von Innenstädten, die 

im Sommer vor Hitze schützen und bei Starkregen 

nicht untergehen, und mittelständische Unterneh-

men, damit diese wettbewerbsfähig bleiben und In-

novationen vorantreiben können. 

In Niedersachsen setzen die Ämter für regionale 

Landesentwicklung mit großem Engagement und 

einem geschulten Blick für die lokalen Bedürfnisse 

diese Förderprojekte um. Vielen Dank an der Stelle! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Sie arbeiten mit der Verwaltung, der Politik und den 

engagierten Bürger*innen vor Ort zusammen. Denn 

obwohl Themen wie Arbeitskräftemangel, eine al-

ternde Gesellschaft und der Umbau zu einer klima-

freundlichen Wirtschaft uns alle betreffen, gibt es 

keine pauschalen Lösungen. Sie müssen vor Ort in-

dividuell gefunden werden. Und genau das macht 

gute Förderpolitik in Niedersachsen aus. 

Deshalb setzen wir mit unseren Anforderungen an 

die neue Förderstrategie noch stärker auf die Unter-

stützung der sozial-ökologischen Transformation - 

mit regionalen Wertschöpfungsketten und Innovati-

onsökosystemen. Wir fordern eine Vereinfachung 

der Regeln und mehr Flexibilität in den Förderfonds, 

damit genau das gefördert werden kann, was regio-

nal auch wirklich gebraucht wird. Denn die Grundla-

gen für eine gute Zukunft werden vor Ort gelegt, da-

mit niemand Angst haben muss, abgehängt zu wer-

den. 

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der CDU-Fraktion. Frau 

Bauseneick, Sie haben das Wort. Bitte schön! 

(Beifall bei der CDU) 

Anna Bauseneick (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Von der Küste über das flache Land 

bis zum Harz, das ist Niedersachsen, von der pul-

sierenden Großstadt bis zum beschaulichen Dorf - 

ein Land voller Vielfalt und voller Potenziale. Doch 

wir alle sehen die Herausforderungen: demografi-

scher Wandel, Fachkräftemangel, Klimafolgen, Di-

gitalisierung. Unsere Aufgabe ist es, Lösungen zu 

präsentieren - durchdachte, praxisnahe, wirksame 

Lösungen. Denn Fortschritt darf keine Frage des 

Wohnorts sein. 

Die europäische Kohäsionspolitik soll unsere Regi-

onen stärken, neue Chancen schaffen, den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt sichern. Die EU stellt 

uns dafür umfangreiche Fördermittel zur Verfügung. 

Aber diese Mittel müssen genutzt werden. Wir re-

den hier über Millionenbeträge, die Niedersachsen 

voranbringen könnten. Ein Verfallen wäre nicht hin-

nehmbar. 

Besonders deutlich zeigt sich das in der schönen 

Übergangsregion Lüneburg. Die OECD hat der Re-

gion eine Innovationsschwäche bescheinigt. Inno-

vationsschwäche: ein Alarmsignal, ein Weckruf! 
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Und die Landesregierung hat reagiert mit: Wir wol-

len die Region nach vorne bringen und immer mal 

wieder Prüfungen vornehmen. - Immer mal wieder? 

Das klingt nicht nach Tatkraft; das klingt nicht nach 

Fortschritt. Das klingt nach: Wir legen uns noch mal 

hin. 

Die Entwicklung dieses Antrages könnte man unter 

die Überschrift stellen: Vom leeren Antrag zu mehr 

Inhalt. Der ursprüngliche Antrag von SPD und Grü-

nen war ein klassisches Beispiel für Symbolpolitik. 

Die Rede ist von „Vielfalt der Regionen“ über „so-

zial-ökologische Transformation“ bis hin zu „Innova-

tionsstrategie“ - aber kaum Konkretes, keine klaren 

Maßnahmen, keine greifbaren Ziele. 

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!) 

Das Ziel der CDU ist klar: Die Landesregierung 

muss die EU-Fördermittel vollständig und rechtzei-

tig binden und verausgaben. Deshalb haben wir ge-

fordert, die Förderkriterien an den tatsächlichen Be-

darf anzupassen, die Verfahren zu vereinfachen 

und zu beschleunigen - und die Antragsteller besser 

zu beraten und zu ermutigen. 

Was ist mit den Forderungen passiert? - SPD und 

Grüne haben unsere Vorschläge übernommen. Ein 

wirklich gutes Zeichen für Niedersachsen! 

(Beifall bei der CDU - Immacolata Glo-

semeyer [SPD]: Das ist ein gutes Zei-

chen für eine gute Kooperation, aber 

nicht so!) 

Doch der Kern des Problems: Das Ministerium ver-

harrt zu oft. In einer der internen Krisensitzungen im 

Dezember 2024, über die auch am 8. Dezember im 

Rundblick berichtet wurde, fiel eine alarmierende 

Einschätzung. Die bisherigen Mittelbindungen 

seien besorgniserregend. Denn von 770 Millionen 

Euro möglichen EFRE-Mitteln waren zu diesem 

Zeitpunkt nur 104,6 Millionen Euro gebunden. Das 

sind kaum 14 %, und in Lüneburg lag die Quote so-

gar unter 9 %. Man wusste also: Niedersachsen 

läuft Gefahr, Millionen an Fördermitteln ungenutzt 

zu lassen. 

Erst nachdem die Medien berichteten, erst nach-

dem wir als CDU-Fraktion Druck gemacht hatten, 

kam Bewegung in die Sache. Und das Problem 

reicht weit über die aktuelle Förderperiode hinaus. 

Wenn Niedersachsen seine Mittel nicht nutzt, dro-

hen bei den EU-Verhandlungen nach 2027 Kürzun-

gen. 

Deutschland kann kaum glaubhaft höhere Bedarfe 

anmelden, wenn einzelne Bundesländer ihre Gelder 

ungenutzt lassen. Niedersachsen könnte in Zukunft 

deutlich weniger EU-Fördermittel erhalten, mit dra-

matischen Folgen für die Wirtschaft und die Infra-

struktur. 

Schauen wir in die Antwort der Landesregierung auf 

unsere Kleine Anfrage! Dort steht, man solle sich 

keine Sorgen machen, der Mittelbindungsstand sei 

nicht automatisch ein Problem. Der langsame Start 

sei ein europäisches Phänomen. Niedersachsen sei 

im Vergleich mit anderen Bundesländern gar nicht 

auffällig. 

Meine Damen und Herren, das ist Schönrederei. 

Während die Landesregierung versucht - - - 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Frau Bauseneick lassen Sie eine Zwischenfrage 

von Frau Glosemeyer zu? 

(Immacolata Glosemeyer [SPD]: Nein, 

ich möchte eine Kurzintervention ma-

chen!) 

- Eine Kurzintervention? - Gut, dann führen Sie zu-

nächst zu Ende aus! 

Anna Bauseneick (CDU): 

Während die Landesregierung versucht, ihre eigene 

Verantwortung kleinzureden, zeigt ein Blick ins De-

tail, dass wir eigentlich weiter sein müssten. In einer 

Übergangsregion Lüneburg sind zum Beispiel nur 

7,64 % der Mittel im Bereich „intelligente Speziali-

sierung“ gebunden. 

Statt diese alarmierenden Zahlen ernst zu nehmen, 

schiebt die Landesregierung die Schuld auf die mul-

tiplen Krisen und eine Investitionszurückhaltung. 

Und ja, es gibt Herausforderungen, da sind wir uns 

alle einig, aber diese müssen wir angehen. Es reicht 

nicht, Gespräche zu führen, eine externe Analyse in 

Auftrag zu geben, zu überprüfen und zu evaluieren. 

Es muss gehandelt werden! 

Wir stimmen als CDU diesem Antrag zu, weil er 

durch unsere Arbeit substanziell verbessert wurde. 

Wir freuen uns, dass wir nun gemeinsam diesen 

Weg einschlagen können. Das ist gut und vernünf-

tig. Niedersachsen muss in Brüssel aktiv unsere In-

teressen vertreten. Wir müssen nun endlich auch 

mit Blick auf Berlin die neuen Chancen für die Men-

schen in Niedersachsen ergreifen. Ein besseres 

Niedersachsen ist machbar. 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Bauseneick. - Auf Ihre Rede 

gibt es eine Kurzintervention aus der SPD-Fraktion. 

Frau Glosemeyer, bitte schön! Sie haben das Wort. 

Immacolata Glosemeyer (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Ich muss sagen, 

ich bin wirklich enttäuscht, denn das spiegelt über-

haupt nicht das wider, was wir im Ausschuss be-

sprochen haben. Ja, es hat einen Antrag unserer 

Fraktion gemeinsam mit den Grünen gegeben, weil 

es nämlich wichtig ist, als Land ein deutliches Zei-

chen zu setzen. Die Kohäsionspolitik muss von Nie-

dersachsen aus gesteuert werden, wie es bisher 

stattgefunden hat, und nicht von der Bundesseite 

aus. 

Und weil wir das gemeinsam so gesehen haben, ha-

ben wir in diesem Antrag unsere Punkte verankert. 

Das sollte als deutliches Signal gemeinsam mit an-

deren Ländern nach draußen getragen werden. 

Jetzt fangen Sie an, hier ins Klein-Klein zu gehen; 

bei Dingen, die schon lange geregelt worden sind. 

Wir wurden im Ausschuss über den IMAK unterrich-

tet. Genau dort werden nämlich die Punkte erörtert, 

was den Abbau von Bürokratisierung anbelangt. 

Dort wurde darüber gesprochen, wie wir die Förder-

richtlinien anders gestalten können, damit die Pro-

jekte schneller und besser gefördert werden kön-

nen. Die Förderrichtlinien und die Zeiträume sind 

verändert worden. Über all das ist dort unterrichtet 

worden. 

Jetzt tun Sie gerade so, als ob der CDU gerade erst 

eingefallen ist, dass dort noch Handlungsbedarf 

wäre. Der Handlungsbedarf ist längst gesehen wor-

den. Darüber ist auch in den Ausschüssen unter-

richtet worden. 

Wenn Sie dem Antrag jetzt zustimmen möchten, 

würde ich mich sehr freuen, denn das ist im Aus-

schuss auch miteinander vereinbart worden. Sie ha-

ben im Ausschuss gesagt, das sei ein guter Antrag, 

den wir gemeinsam unterstützen können. Jetzt dar-

zulegen, das sei alles nicht in Ihrem Sinne, finde ich 

sehr traurig. Dies kann man nicht als gemeinsames 

Zeichen werten. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Danke schön, Frau Glosemeyer. - Frau Bauseneick 

möchte antworten. Bitte schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der CDU) 

Anna Bauseneick (CDU): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Liebe Frau Kollegin Glosemeyer, vie-

len Dank, dass Sie diese Kurzintervention gemacht 

haben. Das gibt mir die Möglichkeit, darauf einzu-

gehen.  

Sie haben vorhin den Handlungsbedarf dargelegt, 

der auch aus unserer Sicht besteht. Genau dies 

habe ich dargelegt: Dieser Handlungsbedarf hat 

sich im Rahmen der Beratung ganz klar gezeigt. Wir 

werden aus genau den Gründen, die Sie dargestellt 

haben, jetzt bei diesem Antrag mitgehen.  

Ich denke, es ist wichtig, zu zeigen, dass ein Hand-

lungsbedarf besteht. Wir haben gewisse Punkte kri-

tisiert, die nun in diesem Antrag aber auch wieder-

zufinden sind. Ich habe ganz deutlich gesagt: Weil 

wir einen gemeinsamen Weg gehen müssen und 

sollten und dies für Niedersachsen und alle Men-

schen in unserem Bundesland wichtig ist, stimmen 

wir zu und gehen diesen gemeinsamen Weg mit. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Kollegin. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der AfD-Fraktion. Herr Jahn, 

bitte! Sie haben das Wort. 

Dennis Jahn (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden Ihren Antrag aufgrund der folgenden 

drei Punkte ablehnen. 

Punkt 1: Die Kohäsionspolitik der EU ist ein Para-

debeispiel für Umverteilung nach Brüsseler Guts-

herrenart. Laut der Unterrichtung durch die Landes-

regierung stehen sogar Pläne zur Debatte, die För-

derstrukturen künftig weiter zu zentralisieren, 

wodurch unsere Kommunen noch weniger Kontrolle 

hätten. Zudem wurde in der Sitzung am 28. Novem-

ber 2024 eingeräumt, dass die aktuelle Kohäsions-

politik nicht effizient arbeitet. Die Mittel sollen künftig 

verstärkt in den Bundeshaushalt fließen. Das ist 

nichts anderes als ein schleichender Souveränitäts-

verlust. 

Punkt 2: Die sogenannte sozial-ökologische Trans-

formation ist eine ideologische Zwangsjacke. Die 

Wahrheit ist: Die Maßnahmen verteuern das Leben 

der Menschen, zerstören Arbeitsplätze und drängen 

Unternehmen aus Niedersachsen hinaus. Die Lan-

desregierung selbst gibt in ihrer Unterrichtung zu, 

dass die Kosten für Kommunen und Unternehmen 
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immens sind. Sie räumt ebenfalls ein, dass die 

Transformation zu erheblichen Herausforderungen 

führt - sowohl für die Wirtschaft als auch für den Ar-

beitsmarkt. Trotzdem hält man an diesen teuren 

und ineffektiven Maßnahmen fest. 

Punkt 3: Die Fördermaßnahmen sind ein bürokrati-

scher Albtraum. Selbst die Landesregierung räumt 

ein, dass die Mittelbindung unzureichend ist. Die 

Zahlen sprechen für sich. Millionenbeträge aus dem 

Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung und 

dem Europäischen Sozialfonds bleiben ungenutzt. 

Was wir jetzt brauchen, ist eine radikale Zeiten-

wende. Schluss mit ineffizientem Förderchaos! 

Schluss mit der planwirtschaftlichen Klima-Utopie! 

Schluss mit der finanziellen Ausblutung unserer Re-

gionen! 

Die Unterrichtung durch die Landesregierung hat 

gezeigt, dass dieser Antrag voller Widersprüche 

steckt und keine tragfähigen Lösungen liefert. 

Aus diesem Grund lehnen wir den Antrag ab. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Die nächste Wortmeldung: die Ministerin für Bun-

des- und Europaangelegenheiten und Regionale 

Entwicklung. Frau Osigus, bitte schön! Sie haben 

das Wort. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Wiebke Osigus, Ministerin für Bundes- und Euro-

paangelegenheiten und Regionale Entwicklung: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Wir haben uns bereits heute 

Morgen über die Wichtigkeit von Europa unterhal-

ten. Wir haben uns darüber unterhalten, dass wir 

Stabilität und Zusammenhalt brauchen, dass wir 

den europäischen Gedanken großmachen müssen. 

Europa ist dieser Tage wichtiger denn je. Um genau 

das zu verbinden - Europa und Regionales -, 

kommt dieser Entschließungsantrag genau zur rich-

tigen Zeit. Er spricht die künftige EU-Förderung an - 

etwas, das uns allen sehr am Herzen liegen sollte. 

Transformationsherausforderungen machen an kei-

ner Grenze halt. Sie berühren uns alle - unabhängig 

davon, wo wir leben, unabhängig davon, wo wir ar-

beiten oder was wir arbeiten möchten. Transforma-

tion erfordert erhebliche Mittel; das ist bereits ge-

sagt worden. Es muss notwendige, zukunftsorien-

tierte Anpassungen in den Bereichen Verkehr, 

Energie, private Haushalte, Industrie oder Gewerbe 

geben, um nur einige Beispiele zu nennen. Mit Mit-

teln der EU kann Niedersachsen diese Herausfor-

derungen haushaltsneutral besser bewältigen. 

Die Hebelwirkung der europäischen Fördermittel 

spielt hierbei eine ganz entscheidende Rolle. Hierzu 

sei das Stichwort „Kofinanzierung“ genannt. Durch 

gezielte Investitionen aus EU-Fonds können zu-

sätzlich private und öffentliche Finanzierungen mo-

bilisiert werden. Diese Mittel wirken sozusagen als 

Multiplikator, da sie nicht nur direkte finanzielle Un-

terstützung leisten, sondern auch Anreize bilden, 

um weitere Investitionen zu hebeln. Ohne diese He-

beleffekte würde es Niedersachsen erschwert wer-

den, die notwendige Dynamik nicht zuletzt in den 

Transformationsprozessen zu entwickeln. EU-Mittel 

bewirken darüber hinaus weit mehr. Sie sind dazu 

da, um die europäischen Belange in Niedersachsen 

vor Ort greifbar und sichtbar zu machen.  

Die Europäische Union lebt von ihren Regionen - 

die Regionen brauchen andersherum aber auch 

eine starke EU. Deswegen wenden wir uns aus-

drücklich gegen die Zentralisierung - es ist gerade 

angesprochen worden -, weil wir uns vor Ort um die 

Belange kümmern wollen und die Mittel für Maß-

nahmen vor Ort gesteuert einsetzen möchten - nicht 

zuletzt, um unsere Regionen resilient, widerstands-

fähig und zukunftsorientiert aufzustellen. 

Meine Damen und Herren, richtig ist, dass die Ko-

häsionspolitik moderner werden sollte, ohne dass 

dabei allerdings die Grundprinzipien eingerissen 

werden. Die Gestaltung und die Verwaltung in den 

Regionen und im Partnerschaftsprinzip waren in der 

Vergangenheit durchaus ein Erfolgsgarant, was 

auch zukünftig so bleiben muss. Wir müssen uns al-

lerdings auch gut überlegen, für was und wie die 

Mittel genutzt werden sollen. Auch dies geht nur 

partnerschaftlich. 

Um auf das Stichwort „Krisensitzung“ zurückzukom-

men, Frau Abgeordnete Bauseneick: Es war eine 

Controllingsitzung, bei der genau geschaut worden 

ist, wie der Mittelabfluss konkret ist, um direkt den 

Finger in die Wunde zu legen und zu schauen: Wo 

stehen wir in der Mitte der Förderperiode? Wie kann 

man das optimieren? - Das ist Ihnen im Ausschuss 

deutlich dargelegt worden. Insofern danke ich für 

die Kurzintervention an dieser Stelle. 

Eine zielgerichtete Nutzung der Fördermittel bedeu-

tet auch eine Vereinfachung. Das ist auch ein Hand-

in-Hand-Denken. Unabhängig davon, wie der 

Fonds heißt - ELER, EFRE oder ESF -: Es geht nur 

in dieser gemeinsamen Verantwortung.  
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Dieser Entschließungsantrag sendet heute ein star-

kes Signal aus diesem Landtag. Ich freue mich über 

die Unterstützung von CDU, SPD und Grünen und 

bedanke mich herzlich für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN sowie von Carina Her-

mann [CDU]) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Ministerin.  

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Wir 

kommen zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der sich 

aus der Beschlussempfehlung ergebenden geän-

derten Fassung annehmen will, den bitte ich um ein 

Handzeichen. - Das ist die SPD, das sind die Grü-

nen, und das ist die CDU. Wer ist dagegen? - Das 

ist die AfD-Fraktion. Damit wurde der Beschluss-

empfehlung gefolgt. 

Wir kommen jetzt zu: 

Tagesordnungspunkt 9: 

Abschließende Beratung: 

Die Fachkräfte von morgen brauchen jetzt un-

sere bestmögliche Unterstützung - berufliche 

Orientierung an niedersächsischen Schulen 

ausbauen und weiterentwickeln! - Antrag der 

Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen - Drs. 19/628 - Beschlussempfehlung des 

Kultusausschusses - Drs. 19/6456 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-

ändert anzunehmen. Eine Berichterstattung ist nicht 

vorgesehen. 

Wir treten in die Beratung ein. Als Erstes hat sich 

gemeldet: von der SPD-Fraktion Herr Meyn. Bitte 

schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der SPD) 

Philipp Meyn (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Es gibt einen Dschungel voller 

Berufsmöglichkeiten. Wir haben heute viele junge 

Menschen hier. Es stellt sich erst einmal recht un-

übersichtlich dar, welche Möglichkeiten man später 

im Beruf hat.  

In diesen Dschungel wagen sich auch nicht alle Ju-

gendlichen sofort und so ganz ohne Begleitung hin-

ein. Es braucht eine strukturierte Unterstützung 

beim Zurechtfinden. Es braucht einfach berufliche 

Orientierung, denn dieser Dschungel muss betreten 

werden, um dort einen passenden Platz zu finden. 

Das heißt: Raus aus der Hütte und rein in diesen 

Dschungel! Im übertragenen Sinne: Raus aus der 

Schule und rein in die Unternehmen, rein in die Wirt-

schaft! Das ist gelebte berufliche Orientierung.  

Genau das wollen wir forcieren, indem wir sagen: In 

der Sekundarstufe I, auch bei den Gymnasien, gilt 

es jetzt bereits für die Jahrgänge 8 und 9: Raus der 

Schule und rein ins Wirtschaftsleben! Insofern ist es 

ein ganz wichtiges Zeichen, das wir heute mit die-

sem Antrag setzen. Man muss sagen: 70 % der be-

fragten Schulleitungen und Lehrkräfte unterstützen 

genau dieses Ansinnen. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Der Antragstitel lautet passend: „Die Fachkräfte von 

morgen brauchen jetzt unsere bestmögliche Unter-

stützung - berufliche Orientierung an niedersächsi-

schen Schulen ausbauen und weiterentwickeln!“ Ich 

zitiere einen Kollegen der CDU, der hinten in der 

letzten Reihe sitzt, aus dem Januar-Plenum: 

„Ihr Antragstitel enthält eine richtige Feststel-

lung, nämlich dass die Fachkräfte von mor-

gen unsere Unterstützung jetzt brauchen - 

jetzt, nicht in einem Jahr, nicht in anderthalb 

Jahren, sondern jetzt! … Wir können eigent-

lich schon heute über diesen Antrag abstim-

men. Wir haben alle Informationen.“ 

(Vereinzelt Beifall bei der CDU - Zuruf 

von Christian Frölich [CDU]) 

Richtig! So ist es. Herr Reinken, Sie haben das Zu-

cken der Parlamentarischen Geschäftsführer dabei 

nicht gesehen. Eine ganz direkte Abstimmung war 

da nicht gewollt. Aber ich denke, es ist durchaus ein 

zügiges Vorgehen, wenn im Januar ein Antrag ein-

gebracht und heute beschlossen wird. Wir bringen 

das heute auf den Weg. Gesagt, getan! 

Es wurde deutlich - das ist jetzt frei von jeglicher Iro-

nie -, dass Sie dieser Antrag inhaltlich überzeugt 

hat. Eine Zustimmung heute wird dadurch schlüssig 

sein. Der Antrag besitzt nämlich zwei ganz zentrale 

Vorteile gegenüber dem Antrag der CDU, der im 

letzten Plenum abgelehnt werden musste. 
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Erster Vorteil: Die Ergebnisse aus dem Aus-

schuss - aus der Unterrichtung, aus der Exkursion, 

aus den Expertengesprächen und auch aus der 

Evaluation seitens des MK - sind eingeflossen. Das 

ist bei Ihrem Antrag nicht geschehen. 

Der zweite Punkt, der inhaltlich zentral ist: In diesem 

Antrag wird keine Zwangskooperation zwischen all-

gemeinbildenden und berufsbildenden Schulen dar-

gelegt. Denn berufliche Orientierung lässt sich nicht 

verordnen. Kooperationen lassen sich nicht erzwin-

gen. Wir geben die Kompetenz in die Schulen vor 

Ort. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Eine Frage, die ich auch bei der Unterrichtung im 

Ausschuss gestellt habe, betrifft das Thema „lan-

deseigenes Konzept versus schuleigenes Kon-

zept“. Die überzeugende Antwort lautete: Wir haben 

die Erfahrung gemacht - so ein Experte aus dem 

MK -, dass die Schulen passgenauer beschreiben 

können, welche Angebote für ihre Schülerinnen und 

Schüler die richtigen sind, wenn sie sich intensiv mit 

ihrer lokalen Situation auseinandersetzen.  

Das hängt natürlich von der Schulform ab. Aber wir 

legen Wert darauf, dass das gesamte Spektrum an 

möglicher beruflicher Orientierung für die Schülerin-

nen und Schüler abgebildet wird. Die gesamte Pa-

lette und auch die Durchlässigkeit zwischen Ausbil-

dung und Studium sollen deutlich werden. 

Dann hängt es davon ab, welche lokalen Strukturen 

von Ausbildungsplätzen vorliegen, welche Ausbil-

dungsplätze angeboten werden und welche Prakti-

kumsmöglichkeiten bestehen. Diese Fragestellun-

gen können nicht landesweit, sondern nur vor Ort 

unter Beteiligung der zahlreichen Stakeholder be-

antwortet werden. 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, wir 

setzen genau darauf, diese Schulkonzepte noch 

weiter zu stärken und nicht das zu „rasieren“, was 

seit 2018 durch den Erlass in den jeweiligen Schu-

len aufgebaut wurde. 

Wichtige Kernaspekte habe ich beim letzten Mal 

vorgetragen: Praxistage flexibilisieren und an Gym-

nasien weiter erhöhen. Das ist zeitintensiv. Deshalb 

müssen wir Unterstützungsmöglichkeiten für leh-

rendes und nicht lehrendes Personal schaffen. Ein 

zentraler Punkt ist auch die Verankerung beruflicher 

Orientierung in allen Fächern. Das ist eine fach-

übergreifende Aufgabe, die bereits in der Lehramts-

ausbildung durch Fortbildung und auch in die Curri-

cula Eingang finden muss.  

Als letzten Punkt nenne ich als ein weiteres High-

light, die Einführung einer Schüler-ID bzw. Auszu-

bildenden-ID voranzubringen. Die Schüler-ID kann 

im Zusammenhang mit einer besseren Nachvoll-

ziehbarkeit von Bildungsbiografien zur digitalen Do-

kumentation - die Dokumentation ist nämlich mo-

mentan noch nicht optimal - der Teilnahme an 

BO-Maßnahmen hinzugezogen werden. Der Daten-

schutzbeauftragte hatte dazu noch Gesprächsbe-

darf. Aber das ist eine Aufgabe, die wir sicherlich in 

den nächsten Monaten angehen werden.  

Kurzum: Mit dem 2018 in Kraft getretenen Runder-

lass zur beruflichen Orientierung wurde diese schon 

erfolgreich als gesamtschulische Querschnittsauf-

gabe definiert.  

Gelingende berufliche Orientierung geht aber noch 

darüber hinaus. Es ist nicht nur eine schulische 

Querschnittsaufgabe, sondern eine gesamtgesell-

schaftliche. Da muss man sagen, im Land passiert 

genau in Bezug auf diese gesellschaftliche Aufgabe 

unheimlich viel. Die Zusammenarbeit mit dem 

Bund, der Berufsberatung vor Ort, aber auch mit 

den Kammern ist wirklich häufig glänzend. Die wol-

len wir hiermit weiter stärken, damit wir Fachkräfte 

von morgen bekommen, die die bestmögliche Un-

terstützung erhalten und sich mit Selbstbewusstsein 

auf das Berufsleben freuen können.  

Besten Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Kollege. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der CDU-Fraktion. Herr Rein-

ken, bitte! Sie haben das Wort.  

(Beifall bei der CDU) 

Lukas Reinken (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die Wiederholung ist ein wichtiges didakti-

sches und pädagogisches Mittel. Deswegen spre-

chen wir heute erneut über das Thema Berufsorien-

tierung, dieses Mal über den Antrag von Rot-Grün. 

Ich glaube, das kann uns alle freuen.  

Meine Damen und Herren, Sie haben diesen An-

trag - Herr Meyn hat es schon ausgeführt - im letz-

ten Plenum eingebracht. Wir wären auch damals 

schon abstimmungsbereit gewesen. Sie wollten 

gerne den Weg über die Ausschussberatung ge-

hen. Im Ausschuss selbst waren wir gespannt, was 
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Sie noch haben wollen: nicht mal eine Unterrich-

tung. Sie haben dort sofort abgestimmt. Das ist ir-

gendwie schon ein sehr skurriler Verfahrensgang 

und hat uns am Ende einen Monat gekostet.  

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, auf einen Punkt von 

Herrn Meyn will ich doch noch einmal sehr deutlich 

eingehen. Herr Meyn hat uns vorgeworfen, wir hät-

ten in unserem Antrag - es ist übrigens auch span-

nend, wie Sie sich heute an unserem alten Antrag 

abgearbeitet haben, anstatt über Ihren eigenen zu 

sprechen - eine Zwangskooperation gefordert. Das 

müssen Sie mir einmal zeigen. Herr Meyn, Sie soll-

ten aufhören, hier die Unwahrheit zu erzählen. Das 

steht nicht in unserem Antrag.  

(Beifall bei der CDU) 

In unserem Antrag stand, dass wir regionale Koope-

rationen und Netzwerke fördern und bestehende 

Hürden für diese Netzwerke und Kooperationen ab-

bauen wollen; denn eine gute Berufsorientierung 

funktioniert eben nur auf regionaler Ebene mit ent-

sprechenden Kooperationen. Sie sollten aufhören, 

hier das Gegenteil dessen behaupten, was in unse-

rem Antrag steht.  

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr Reinken, lassen Sie eine Zwischenfrage von 

Herrn Meyn zu?  

Lukas Reinken (CDU): 

Nein.  

Meine Damen und Herren, man kann beim Lesen 

Ihres Antrags nur feststellen: Sie bleiben in nahezu 

allen Punkten unkonkret. Es ist einfach ein mutloser 

Antrag, den Sie hier vorgelegt haben. Ihr Antrag 

enthält 14 Forderungen. Fünf davon sind nur Prüf-

aufträge. Als ob wir nicht schon in allen Reden in 

den letzten Monaten festgestellt hätten, dass wir 

kein Erkenntnisproblem bei der Berufsorientierung 

haben, sondern in die Umsetzung kommen wollen! 

Was wollen Sie denn bitte noch prüfen? Alles liegt 

längst auf dem Tisch. Es geht jetzt um die Umset-

zung, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie bleiben gerade bei den ganz entscheidenden 

Themenfeldern maximal unkonkret. Sie wollen, so 

schreiben Sie, schulische Betriebspraktika und Pra-

xistage ausbauen und flexibilisieren. Wie Sie das 

machen wollen? Keine Antwort. Sie wollen die Zu-

sammenarbeit zwischen allgemeinbildenden und 

berufsbildenden Schulen intensivieren und Koope-

ration stärken. Wie Sie das machen wollen? Keine 

Antwort. Sie wollen die Einführung einer Schüler-ID 

voranbringen. Wie Sie das machen wollen? Keine 

Antwort.  

Sie trauen sich einfach nicht, konkret zu werden, 

weil das hieße, dass Sie Verantwortung für Ihre Po-

litik übernehmen müssten. Sie sind lieber ambiti-

onslos als mutig, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU) 

Vor allem aber ignorieren Sie gesellschaftliche 

Trends. 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr - - - 

Lukas Reinken (CDU): 

Ihr Antrag ist Berufsorientierung von gestern. Sie 

haben - darüber haben wir gerade schon gespro-

chen - die nötigen Netzwerke und Kooperationen 

mit Kammern, mit Unternehmen und mit gesell-

schaftlichen Akteuren vergessen, die es für eine re-

gional wirkungsvolle Berufsorientierung braucht.  

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herr - - - 

Lukas Reinken (CDU): 

Ich lasse keine Zwischenfrage zu. Wir haben im 

Ausschuss lange genug über dieses Thema ge-

sprochen.  

(Beifall bei der CDU - Philipp Meyn 

[SPD]: Schwach! - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Sie müssen nicht reden, 

wenn Sie nicht wollen!) 

Meine Damen und Herren, Sie wollen auch die 

Lehrkräfte nicht wirklich unterstützen. Wie sollen 

denn die BO-Beauftragten an den Schulen eigent-

lich alle Konzepte und Aufgaben schaffen, die Sie 

da vorschlagen? Sie bauen eine Vision von Berufs-

orientierung auf, die in der Praxis keiner umsetzen 

können wird.  

Wenigstens die Anrechnungsstunden für die BO-

Beauftragten hätten Sie wieder einführen können. 

Zumindest hätten Sie in Ihrem Antrag einen Satz 

darüber verlieren können, wie das an den Schulen 

in der Praxis umgesetzt werden soll, auch als Mini-

malzeichen der Wertschätzung für die Arbeit derje-

nigen, die es in der Schule am Ende leisten sollen.  

(Beifall bei der CDU) 
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Meine Damen und Herren, welches Konzept haben 

Sie eigentlich für die Schülerinnen und Schüler, die 

ohne Perspektive aus der Schule gehen? Das sind 

doch gerade die ehemaligen Schülerinnen und 

Schüler, die wir am meisten in den Blick nehmen 

müssen, um Perspektiven zu schaffen. Was Sie für 

diese wachsende Gruppe an jungen Menschen ma-

chen wollen, geht aus Ihrem Antrag nicht hervor. Es 

ist mir schleierhaft, wie Sie das einfach so außen 

vor lassen wollen. Das ist Ihnen offenbar überhaupt 

nicht wichtig.  

Meine Damen und Herren, wir diskutieren nach der 

Mittagspause noch Ihren Antrag und unseren An-

trag zum Thema Schuldigitalisierung. Ich hätte mich 

gefreut, wenn Sie zumindest mal in diesen Antrag 

reingeschaut hätten, wenn Sie über das Thema Be-

rufsorientierung sprechen. Wie ernst Sie das 

Thema Schuldigitalisierung nehmen, sehen wir an 

diesem Antrag zum Thema Berufsorientierung. Di-

gitale BO-Angebote? Fehlanzeige. Einsatz von 

künstlicher Intelligenz? Fehlanzeige. Apps oder On-

line-Tools, um das Matching zwischen Schüler und 

Beruf zu verbessern? Fehlanzeige. Mit Ihnen dürfen 

die Schülerinnen und Schüler weiterhin Berufsori-

entierung mit Stift, Lineal und Papier machen. Sie 

trauen den Schulen keine einzige Maßnahme der 

digitalen Berufsorientierung zu. Das ist schade, und 

das ist ziemlich peinlich, meine Damen und Herren.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir werden auch den hoffentlich bald öffentlich er-

scheinenden Berufsorientierungserlass kritisch be-

gleiten und dann überprüfen, ob zumindest darin die 

Punkte stehen, die von mir angesprochen worden 

sind. Sie jedenfalls bleiben maximal unkonkret. Sie 

bleiben wenig zielführend und blenden wichtige Zu-

kunftsthemen aus. Deswegen werden wir diesen 

Antrag selbstverständlich ablehnen; denn er bringt 

uns kein Stück voran.  

Herzlichen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Reinken. - Die nächste Wort-

meldung kommt aus der AfD-Fraktion. Herr Rykena, 

bitte! Sie haben das Wort.  

(Beifall bei der AfD) 

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Da-

men und Herren! „Die Fachkräfte von morgen brau-

chen jetzt unsere bestmögliche Unterstützung - be-

rufliche Orientierung an niedersächsischen Schulen 

ausbauen und weiterentwickeln!“ Das ist ja ein 

Ding! Genau darüber haben wir im vergangenen 

Plenum doch debattiert, und zwar gleich zweimal. 

Abgestimmt haben wir dann aber nur über den 

CDU-Antrag mit ziemlich ähnlichem Inhalt, und den 

hat die Regierungsmehrheit dann übrigens abge-

lehnt.  

Warum wurde eigentlich der vorliegende Antrag 

nicht im Plenum als Änderungsantrag eingebracht? 

Dann hätten wir nämlich schon im Januar abstim-

men können. Einer Überweisung in den Ausschuss 

zur weiteren Beratung, wie es immer heißt, hätte es 

gar nicht bedurft. Im Ausschuss haben wir nämlich 

gar nichts dazu beraten. Nicht ein Wort. Dort wurde 

gleich abgestimmt. Ich finde, das hätten wir einfa-

cher haben können.  

Erwartet hatte ich bei dieser zusätzlichen Beratung, 

dass wenigstens einige wichtige Aspekte, die Herr 

Reinken gerade angesprochen hat, in einen ge-

meinsamen Entwurf übernommen worden wären, 

zum Beispiel die stärkere Einbindung digitaler Res-

sourcen oder die Initiative - und das fehlt mir hier 

ganz - zur Stärkung der Gleichwertigkeit beruflicher 

und akademischer Qualifikationen oder den Abbau 

von landesrechtlichen Hürden, die derzeit noch in-

novative Kooperationsprojekte behindern.  

Auch die Rolle der Umsetzung der Berufsorientie-

rung an Gymnasien, die ich in ihrer derzeitigen 

Form kritisch sehe, hätte ich gern noch beleuchtet 

gesehen. Aber: Fehlanzeige! Nun haben wir das 

Thema heute halt wieder im Parlament, und zu den 

Inhalten ist eigentlich alles gesagt worden. 

Deswegen komme ich zum Fazit: Es ist gut, dass 

ein Zeichen für die Wichtigkeit des Themas Berufs-

orientierung gesetzt wird. Daher werden wir nicht 

ablehnen. Aufgrund der letztendlich trotz allem un-

zureichenden Befassung mit dem Thema - und das, 

obwohl dieses Themengebiet mittlerweile seit sage 

und schreibe 16 Monaten im Ausschuss vorgelegen 

hat - werden wir uns, wie schon zuvor, zum CDU-

Antrag enthalten. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank. - Die nächste Wortmeldung 

kommt von Bündnis 90/Die Grünen. Herr Mennen, 

bitte! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Ich bin sicher, fast jeder von uns hat ab und 

zu Praktikant*innen - oft sind es ja Schulpraktika. 

Mit Glück ist dann eine Sitzungswoche dabei - das 

betrifft in dieser Woche sicherlich auch einige. Fast 

immer ist der Zeitraum zu kurz, und einen Tag in der 

Sitzungswoche hinten dranzuhängen, ist schulisch 

und organisatorisch fast nie möglich. 

Wir wollen mit unserem Antrag mehr Flexibilität für 

alle und somit bessere Erfahrungen ermöglichen. 

Darüber freue ich mich nicht nur aus Eigennutz, 

sondern vor allem auch wegen all der Erfahrungen, 

die dadurch zukünftig möglich werden. 

Gerade ist von Herrn Reinken die Kritik geäußert 

worden, dass Begrifflichkeiten wie „mehr Flexibilität 

ermöglichen“ und andere nicht konkret genug for-

muliert worden sind. Ich bin sicher - und im Kultus-

ausschuss können wir das auch immer wieder fest-

stellen -, dass im Kultusministerium sehr kompe-

tente Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind, die ge-

nau für diese Aufgabe verantwortlich sind: eine kon-

krete Umsetzung unserer Richtungsentscheidun-

gen vorzulegen. 

Als Lehrer habe ich auch Praktika betreut, bin zu 

meinen Schüler*innen in die Betriebe und Einrich-

tungen gefahren und habe bei der Reflexion gehol-

fen. Im Rahmen meiner Schulbesuche war ich kürz-

lich an einer Schule in Lüneburg in der Woche nach 

den Praktika und habe eine gute Methode kennen-

gelernt: Alle Schüler*innen haben ihre Praktikums-

erfahrungen vor der Klasse vorgetragen und sich 

anschließend den Fragen ihrer Mitschüler*innen 

zum erlebten Beruf und dem Praktikum gestellt. 

Es gibt unzählige Stellschrauben in diesem System, 

die wie in diesem Fall oft auch pädagogische sind. 

Auch dabei wollen wir mit Qualifizierungsangeboten 

für die Fachlehrkräfte unterstützen. Vor allem wol-

len wir aber insgesamt den Rahmen der Berufsori-

entierung weiter verbessern. 

Sehr geehrte Abgeordnete, wir können es uns 

schlicht nicht leisten, Berufsorientierung als 

„Schnickschnack“ nebenher laufen zu lassen. Fach-

kräftemangel, unbesetzte Ausbildungsstellen, Zu-

kunftsängste und unklare Perspektiven für Schulab-

gänger*innen: Um diese vielschichtigen Probleme 

zu lösen, muss Berufsorientierung eine wichtige 

Dauermaßnahme in Schulen sein, und zwar fächer-

übergreifend. Genau das bezwecken wir mit diesem 

Antrag. 

Außerdem beschließen wir Folgendes mit unserem 

Antrag - einige Highlights hat mein Kollege gerade 

schon genannt -: Wir helfen den Schüler*innen 

künftig, frühzeitig durch ein verpflichtendes flexibles 

Schulpraktikum in der Sekundarstufe I auszuloten, 

wo ihre Interessen und ihre Begabungen sind. Wir 

beziehen - auch das ist neu - die Eltern in diesen 

Prozess ein. Ihr inhaltlicher Rat und ihre organisa-

torische Unterstützung sind dabei nämlich wichtig. 

Last, but not least: Wir forcieren die Zusammenar-

beit zwischen den Schulen und den Agenturen für 

Arbeit bzw. den Jugendberufsagenturen. Sehr ge-

ehrte Abgeordnete, das ist mir ein besonders wich-

tiges Anliegen. Deshalb habe ich mich in der ver-

gangenen Woche mit dem Vorsitzenden der Regio-

naldirektion Niedersachsen-Bremen und dem Leiter 

der Agentur für Arbeit Lüneburg-Uelzen getroffen. 

Wir haben über die Stellschrauben gesprochen, da-

mit letztlich keine Schüler*innen ohne Anschluss an 

die Schule durch das System fallen, und auch über 

den vorliegenden Antrag. Tenor: Nichts auszuset-

zen, viele richtige und wichtige Entschließungen für 

klare Verbesserungen und somit genau der richtige 

Weg. 

Das lese ich auch aus der Stellungnahme des Lan-

desschülerrats Niedersachsen heraus. Ihre Kritik 

greift hier also überhaupt nicht. In diesem Sinne 

bitte ich um Zustimmung zu unserem Antrag. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Herr Abgeordneter. - Die nächste 

Wortmeldung kommt von unserer Kultusministerin. 

Frau Hamburg, bitte schön! Sie haben das Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Bereits 2018 wurde in Niedersachsen 

mit einem neuen Berufsorientierungserlass ein gro-

ßer Meilenstein gelegt. Trotzdem konnten wir in den 

letzten Jahren sehen, dass immer noch viel zu viele 

Schülerinnen und Schüler am Ende ihrer Schulzeit 

nicht wissen, was sie werden wollen. Das können 

wir schlichtweg nicht akzeptieren. 

Vor diesem Hintergrund hat die Landesregierung 

entschieden, eine Evaluation des Berufsorientie-

rungserlasses vorzunehmen, und in der Folge in 
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Werkstattgesprächen mit den Unternehmen, den 

Schulen, den berufsbildenden Schulen sowie vielen 

Verbänden über die konkrete Umsetzung und Ver-

besserung der Berufsorientierung in Niedersachsen 

zu sprechen. Ich möchte allen Beteiligten ganz 

herzlich dafür danken, dass Sie sich mit viel Zeit und 

Ideenreichtum eingebracht haben. Auch meinem 

Fachreferat möchte ich danken, dass es viele der 

Impulse künftig aufnehmen will. Vielen Dank dafür. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Uns ist es wichtig, dass die Maßnahmen, die in ei-

nem Berufsorientierungserlass geregelt werden, am 

Ende auch wirklich umgesetzt werden. Wenn er am 

Ende in der Praxis nicht funktioniert, ist er das Pa-

pier nicht wert, auf dem er steht. An dieser Stelle 

möchte ich mich bei SPD und Grünen bedanken, 

dass sie mit ihrem Antrag zeigen, dass sie den Ver-

bänden sehr gut zugehört und wichtige Impulse für 

die Weiterentwicklung der Berufsorientierung ge-

setzt haben. 

Die Stärkung der Verbindlichkeit von Berufsorientie-

rung in allen Schulformen ist ein Thema, das un-

glaublich wichtig ist und von allen Seiten genannt 

wurde. Allerdings muss das zwangsläufig damit ein-

hergehen, dass Schulen mehr Freiräume und mehr 

Autonomie, mehr Flexibilität bei der Frage der Or-

ganisation von Berufsorientierung erhalten. Es 

bringt nichts, wenn alle Schulen in der gleichen Wo-

che im Februar Praktika anbieten. Manch ein Schü-

ler, manch eine Schülerin in der 8. oder 9. Klasse 

hat auch anderes im Kopf als Mathematik. Da 

könnte es helfen, stattdessen in einen Betrieb oder 

in einen Beruf zu gehen. Ein Praktikum könnte da-

bei unterstützen, zu verstehen, warum er oder sie 

eigentlich Mathematik lernen sollte. 

Ich bin sehr dankbar für die Forderung, die Kompe-

tenzfeststellungsverfahren an dieser Stelle noch 

einmal zu überprüfen und noch einmal sehr syste-

matisch zu implementieren. Wir werden das aufneh-

men, Kompetenzfeststellungsverfahren vorgeben 

und mit den Lehrkräften implementieren, damit 

diese am Ende in der Schule auch tatsächlich eine 

Wirkung entfalten.  

In dem Zuge, Herr Reinken, würde ich gern noch 

einmal sagen: Natürlich setzen wir auch auf digitale 

Tools im Bereich der Berufsorientierung. Es wäre ja 

auch absurd, wenn wir das nicht täten. Niedersach-

sen ist ganz vorn mit dabei - gemeinsam mit dem 

Bund und weiteren Ländern -, eine Berufswahlapp 

zu programmieren und stetig weiterzuentwickeln 

sowie die Kompetenzfeststellungsverfahren digital 

durchzuführen. Das möchte ich ganz deutlich beto-

nen. 

(Zuruf von Lukas Reinken [CDU]) 

Die berufsbildenden Schulen haben mittlerweile mit 

ihren vollzeitschulischen Schulformen noch einmal 

eine ganz andere Aufgabe, Berufsorientierung mit-

zudenken. Wir wollen sie noch viel stärker als Motor 

für Berufsorientierung in den allgemeinbildenden 

Schulen nutzen. 

Am Ende muss es auch darum gehen, die vielen tol-

len Best-Practice-Beispiele, die wir schon im Land 

haben, noch viel bekannter zu machen. Denn natür-

lich soll sich nicht jede Schule alles selber aus-

denken und das Rad neu erfinden müssen. Aber: 

Die Eigenverantwortliche Schule wurde von Kultus-

minister Althusmann eingeführt, und ich denke, wir 

alle sind uns einig, dass es gut ist, Entscheidungen 

vor Ort zu treffen. 

Herr Reinken, es ist ja das Wesen des Landtags, 

dass er Leitlinien beschließt, und das Wesen eines 

Ministeriums, die Umsetzung zu organisieren. 

(Jens Nacke [CDU]: Das wäre ja mal 

was Neues!) 

Wir tun gut daran, Schulen und Unternehmen zu be-

stärken, eigene regionale Lösungen zu finden, und 

die Verwaltung ihre Arbeit machen zu lassen. Wir 

machen sie nämlich gerne und in diesem Bereich, 

wie ich finde, auch wirklich gut. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Natürlich ist die Gleichwertigkeit von Studium und 

Berufsbildung ein Thema, das uns sehr wichtig ist. 

Deshalb möchte ich Sie alle motivieren, im März an 

der „Woche der beruflichen Bildung“ teilzunehmen 

und auch selber zu Unternehmen und berufsbilden-

den Schulen zu fahren, um darauf aufmerksam zu 

machen. 

Den Aspekt, auch Eltern stärker in den Blick zu neh-

men, finde ich sehr wichtig. Denn 70 % aller Schü-

lerinnen und Schüler lassen sich ganz maßgeblich 

von den Eltern bei der Berufsorientierung beeinflus-

sen. Insofern bringt der Antrag sehr gute Impulse für 

die Weiterentwicklung der Berufsorientierung auf 

den Weg. Ich bin zuversichtlich, dass unser Erlass 

das entsprechend ausfüllen wird. 

Ich möchte deswegen SPD und Grünen für den An-

trag danken, aber auch der CDU dafür, dass sie das 

Thema so priorisiert und hier immer wieder Impulse 

setzt.  
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Wir bleiben natürlich an dieser Stelle nicht stehen, 

sondern müssen uns immer weiterentwickeln, weil 

das Thema einfach unglaublich schnelllebig ist. 

In diesem Sinne wünsche ich Ihnen jetzt eine gute 

Abstimmung. Vielleicht, liebe CDU, können Sie sich 

ja doch noch dafür erwärmen, diesen Antrag zu un-

terstützen. Denn wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie 

zugeben, dass er viele Punkte enthält, die Sie mit-

tragen können. Und hier ein geschlossenes Bild ab-

zugeben, mag auch mit Blick auf die öffentliche Wir-

kung im Land eine gute Idee sein. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Sabine Tippelt:

Herzlichen Dank, Frau Ministerin.  

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Wir 

treten in die Abstimmung ein.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

Drucksache 19/6283 unverändert annehmen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind die 

SPD-Fraktion und die Grünen-Fraktion. Wer ist da-

gegen? - Das ist die CDU-Fraktion. Wer enthält 

sich? - Das ist die AfD-Fraktion. Ich stelle fest: Das 

Erste war die Mehrheit. Der Beschlussempfehlung 

wurde gefolgt. 

Wir treten jetzt in die Mittagspause ein. Wir sehen 

uns heute Nachmittag um 14:15 Uhr wieder. 

(Unterbrechung der Sitzung von 

12:41 Uhr bis 14:15 Uhr) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir steigen nun 

in die Nachmittagssitzung ein.  

Wir kommen zu: 

Tagesordnungspunkt 10: 

Abschließende Beratung: 

Selbstbestimmte Schwangerschaft - Beratungs- 

und Versorgungsstrukturen in Niedersachsen 

weiter verbessern - Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 

19/5324 - Beschlussempfehlung des Ausschusses 

für Soziales, Arbeit, Gesundheit und Gleichstellung 

- Drs. 19/6495 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag unver-

ändert anzunehmen. Eine Berichterstattung ist nicht 

vorgesehen.  

Wir steigen in die Beratung ein. Eine, nein, zwei 

Wortmeldungen liegen uns vor. Wir können starten.  

Es beginnt die Fraktion der SPD mit der Kollegin 

Emken. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Karin Emken (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen! Schwanger oder nicht, das ist 

im Zweifel schnell geklärt. Schwangerschaft gilt als 

eine der natürlichsten Sachen der Welt. Sie wird 

gerne als eine Zeit voller Wunder, Veränderungen 

und schönster Gefühle dargestellt, wird gerne ro-

mantisiert und idealisiert. Aber diese Vorstellung 

verdeckt eine ganze Reihe von Fragen, Konflikten 

und Entscheidungen.  

Eine Schwangerschaft ist ein bedeutendes Ereignis 

im Leben einer Frau - einzigartig, individuell und für 

die meisten Frauen ein Grund zur Freude, keine 

Frage. Doch nicht jede Frau wird gewollt schwanger 

oder wünscht sich Kinder, auch bleiben viele 

Frauen ungewollt kinderlos. Schwangerschaft und 

Geburt verändern das Leben einer Frau lebenslang 

und fundamental.  

Jetzt wird es politisch! Denn zur Wahrheit gehört, 

dass, wer schwanger wird, plötzlich keine umfas-

sende Autorität mehr über den eigenen Körper hat, 

nicht selbstbestimmt und frei entscheiden darf, ob 

sie schwanger sein will oder nicht. Denn dieser 

freien Entscheidung steht § 218, der Schwanger-

schaftsabbrüche als Straftat kriminalisiert und 

gleich nach Mord und Totschlag einordnet, entge-

gen. Dabei ist das Recht auf körperliche Selbstbe-

stimmung ein fundamentales Menschenrecht und 

findet sich in Artikel 2 unseres Grundgesetzes wie-

der. Reproduktive Rechte sind Menschenrechte.  

Eine selbstbestimmte Schwangerschaft ist ein re-

produktives Recht und bedeutet vor allem die freie 

Entscheidung für eine Mutterschaft oder dagegen - 

frei von Diskriminierung, Zwang und Gewalt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Sie bedeutet das Recht, über die dafür nötigen In-

formationen, Kenntnisse und Mittel verfügen zu 

können.  
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Jede Frau und jedes Mädchen sollte selbstver-

ständlich und vorbehaltlos über dieses Recht verfü-

gen können. Wenn wir also ehrlich über selbstbe-

stimmte Schwangerschaft sprechen wollen, müs-

sen wir über alle Aspekte von Schwangerschaft 

sprechen - über alle Fragen, Konflikte und Entschei-

dungen, die eine Schwangerschaft begleiten, auch 

über Abbruch.  

Wir sollten uns, ehrlich gesagt, fragen, warum wir 

einer Frau während ihrer Schwangerschaft, bei ei-

ner so zutiefst persönlichen Sache, ihre Integrität, 

ihre Eigenverantwortung, ihre Selbstbestimmtheit 

und ihre moralische und ethische Kompetenz ab-

sprechen, die wir ihr in allen anderen Entscheidun-

gen ihres Lebens selbstverständlich und uneinge-

schränkt zugestehen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir sollten uns fragen, ob es nicht im Gegenteil un-

sererseits unmoralisch und unethisch ist, dass wir, 

die Gesellschaft, uns herausnehmen, per Gesetz 

und Strafandrohung über ihren schwangeren Kör-

per, über ihr zukünftiges Leben entscheiden zu wol-

len.  

Unser Entschließungsantrag ist deshalb als eindeu-

tiges Statement zu begreifen. Wir erkennen unein-

geschränkt das Recht der Frau auf eine selbstbe-

stimmte Schwangerschaft an. Die Frau und ihre Be-

dürfnisse stehen im Mittelpunkt.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir wollen Frauen sowohl medizinisch als auch be-

ratend bei ihrer Entscheidung für oder gegen eine 

Schwangerschaft bestmöglich unterstützen und die 

Beratungs- und Versorgungsstrukturen in Nieder-

sachsen weiter verbessern, in allen Aspekten. Das 

ist die Grundlage unseres Antrages.  

Wir fordern ein Ende der Stigmatisierung, der Krimi-

nalisierung und mangelnden Unterstützung bei 

Schwangerschaftsabbruch und bitten die Landesre-

gierung, sich auf Bundesebene, idealerweise mit ei-

ner Bundesratsinitiative, für eine Rechtmäßigstel-

lung von Schwangerschaftsabbrüchen in den ersten 

zwölf Wochen, also einer Streichung von § 218 aus 

dem Strafgesetzbuch, einzusetzen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Gemäß der Empfehlung der Kommission zur repro-

duktiven Selbstbestimmung - sie hat dies einstim-

mig empfohlen - werden die aktuellen Regelungen 

im Strafgesetzbuch einer verfassungsrechtlichen, 

völkerrechtlichen und europarechtlichen Prüfung 

nicht standhalten. Diese Empfehlung gilt es, jetzt 

endlich umzusetzen. Dabei ist uns wichtig, dass das 

Recht auf Beratung bei Schwangerschaftskonflikten 

beibehalten wird.  

Wir wollen bei uns in Niedersachsen die medizini-

sche Versorgung bei einem Schwangerschaftsab-

bruch verbessern und unter anderem auch die digi-

tale Schwangerschaftskonfliktberatung mit Ausstel-

lung des Beratungsscheins zulassen. Diese Maß-

nahme wird eine wichtige Verbesserung sein und 

einen deutlichen Schutz vor Stigmatisierung und 

Diskriminierung bieten.  

Wir wollen die Aufklärung und Beratung zur Präna-

taldiagnostik verbessern. Hier sehen wir eine starke 

Überversorgung mit Risikofokussierung. Deshalb 

brauchen wir ein Beratungskonzept, das über Wirk-

samkeit, Nutzen und Risiken informiert und Frauen 

eine aufgeklärte Entscheidung zu diagnostischen 

Methoden ermöglicht.  

Wir wollen die Hebammenversorgung stärken und 

vor Ort passgenaue Angebote entwickeln. Zudem 

brauchen wir ein Konzept zur Unterstützung der 

Hebammenversorgung in strukturschwachen Regi-

onen.  

Und wir wollen die Förderung von Kinderwunschbe-

handlungen für alle Frauen diskriminierungsfrei, un-

abhängig vom Familienstand und bis zu einer Al-

tersgrenze von 45 Jahren gewähren und Kinder-

wunschbehandlungen damit zeitgemäß gestalten.  

Dies sind einige Punkte aus unserem Antrag.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich glaube, es ist deutlich geworden: Eine selbstbe-

stimmte Schwangerschaft ist für uns ein grundle-

gendes Recht. Wir wollen, dass dieses Recht in Nie-

dersachsen mit einem ganzen Bündel von Maßnah-

men weiter gestärkt wird. Ich bitte um Zustimmung 

zu unserem Antrag.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Als Nächstes hat das Wort: die Kol-

legin von der Fraktion der AfD. Frau Behrendt, bitte 

sehr! 

(Beifall bei der AfD) 
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Vanessa Behrendt (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Überlebende!  

(Zurufe von der SPD, von der CDU und 

von den GRÜNEN) 

Ich stelle fest: Keiner von Ihnen wurde abgetrieben. 

Sie alle wurden geboren.  

(Anne Kura [GRÜNE]: Das ist jetzt 

wirklich nicht wahr! - Weitere Zurufe 

von der SPD, von der CDU und von 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Entschuldigen Sie bitte, Frau Kollegin Behrendt! 

Das, was Sie gerade in Ihrem Redebeitrag gesagt 

haben, sollten Sie noch mal überdenken. Oder Sie 

nehmen es zurück. „Überlebende“ geht so gar nicht!  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Vanessa Behrendt (AfD) 

Dann: Liebe Menschen, die nicht abgetrieben wur-

den! Denn Sie alle wurden geboren - nicht von einer 

„gebärenden Person“, nicht von einem „Menschen 

mit Bonusloch“, nicht von einem „Elter 1“ oder „El-

ter 2“, sondern von einer Frau, von Ihrer Mutter. Sie 

wurden auch nicht als irgendetwas geboren, son-

dern als Mensch, als Mensch mit Rechten. Dazu 

gratuliere ich Ihnen ganz herzlich, denn dieses 

Glück hat nicht jeder. 

Wir alle sind die Überlebenden eines Systems, das 

weit über 100 000 Mitmenschen im Jahr das funda-

mentalste Recht verweigert: das Recht auf Leben. 

Das ist eine Zweiklassengesellschaft der Gebore-

nen auf der einen und der Ungeborenen auf der an-

deren Seite, eine Gesellschaft, die tötet - nicht, weil 

sie es darf, sondern weil sie es kann, weil Sie hier, 

SPD und Grüne, sich darauf geeinigt haben, dass 

es okay ist, Babys zu töten.  

(Beifall bei der AfD - Widerspruch bei 

der SPD und bei den GRÜNEN) 

Das können Sie auch nicht wegdiskutieren, egal wie 

viel rhetorische Watte Sie um Ihre Anträge herum-

wickeln.  

Was ist denn ein Schwangerschaftsabbruch? Ein 

Eingriff, der dann als erfolgreich bezeichnet wird, 

wenn das Leben des Kindes beendet wird. „Mein 

Körper, meine Entscheidung“, sagen Sie. Ich sage: 

Die Freiheit der Geborenen endet dort, wo die Frei-

heit der Ungeborenen anfängt. Es gibt keinen qua-

litativen Unterschied zwischen Geborenen und Un-

geborenen. Es sind alles Menschen. 

In Ihrem politischen Vorfeld nennt man ungeborene 

Babys gerne „Zellhaufen“. Dasselbe könnte ich über 

Sie sagen. Sie wären Zellhaufen in Anzügen.  

(Zuruf von Dr. Dörte Liebetruth [SPD]) 

Jeder Mensch beginnt das Leben mit exakt zwei 

Zellen: einer Zelle von seiner Mutter, einer von sei-

nem Vater. Bis ein Mensch erwachsen ist, werden 

es etwa 37 Billionen Zellen. Und nun? Macht Sie 

das besser? 

(Zuruf von der SPD: „Zellhaufen im An-

zug“ geht nicht!) 

- Ich habe nicht „Zellhaufen im Anzug“ gesagt. Wir 

bestehen alle aus Zellen. Das haben Sie scheinbar 

falsch verstanden.  

(Zuruf von der SPD: Das haben Sie ge-

nau so gesagt!) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Nein, da muss ich Sie korrigieren. Frau Behrendt, 

bitte! Wir reden zu einem ernsthaften Antrag. „Zell-

haufen im Anzug“ geht gar nicht. Dafür erteile ich 

Ihnen jetzt einen Ordnungsruf.  

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN - Jens-Christoph 

Brockmann [AfD]: Sie hat „könnte“ ge-

sagt!) 

Vanessa Behrendt (AfD): 

Okay. Gut. 

In Ihrem Antrag, Drucksache 19/5324, fordern Sie 

auf Seite 3 unter Punkt 1, das Töten von ungebore-

nen Menschen zu legalisieren.  

(Zuruf von der SPD: Das ist falsch!) 

Sie beklagen, dass Abtreibungen gesellschaftlich 

nach wie vor stigmatisiert sind. Ich sage: Die gesell-

schaftliche Stigmatisierung von Abtreibungen ist 

gut, weil sie Menschen gerade in schwierigen Le-

bensphasen daran erinnert, was richtig und was 

falsch ist. 

Ihre Argumentation ist völlig paradox. Sie maßen 

der Gesellschaft der Geborenen einerseits an, über 

das Leben der Ungeborenen zu entscheiden. Ande-

rerseits aber wollen Sie dieser Gesellschaft nicht 

zumuten, Verantwortung für ihr Handeln zu über-

nehmen. Sie sagen, Abtreibungen müssen legal 
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und sogar erleichtert werden. Ärzte sollen gezwun-

gen werden, Abtreibungen vorzunehmen, sogar 

Hausärzte sollen Abtreibungen durchführen dürfen. 

Und warum? Weil nicht jedes Kind geplant ist.  

Ach, nein? Zur Erinnerung: Kinder entstehen durch 

Geschlechtsverkehr, und keine Verhütungsme-

thode ist zu 100 % sicher. Das weiß jeder. Die logi-

sche Konsequenz ist: Wenn Sie kein Kind wollen, 

dann haben Sie keinen Geschlechtsverkehr. Wer 

Kuchen isst, kann dick werden. 

(Unruhe) 

Wer Geschlechtsverkehr hat, auch mit Verhütung, 

geht das Risiko ein, dass dabei ein Kind entstehen 

könnte - eine Handlung, für die man selbst die Ver-

antwortung zu tragen hat und nicht das ungeborene 

Kind.  

(Anhaltende Unruhe - Glocke der Prä-

sidentin) 

Und weil Sie das gern völlig verzerrt darstellen, sei 

erwähnt: Von den über 100 000 Abtreibungen im 

Jahr haben 35 eine kriminologische Indikation. 

Nein, wir brauchen nicht mehr Abtreibungen! Wir 

brauchen mehr Respekt und Hilfe für Eltern, die ein 

ungeplantes Baby nicht zu einem ungewollten ma-

chen.  

(Claudia Schüßler [SPD]: Manchmal 

ist es nur eine Mutter!) 

Ihren Antrag lehnen wir daher selbstverständlich 

und mit Nachdruck ab. Und wenn ich mir diese per-

sönliche Bemerkung erlauben darf: Sie sollten sich 

schämen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD - Wiard Siebels 

[SPD]: Die Einzige, die sich schämen 

muss, sind Sie! Unglaublich!) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Jetzt haben wir als nächste Rednerin Frau Dr.in 

Meyer von Bündnis 90/Die Grünen. Bitte schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Kommen wir wieder zur Realität zurück! 

Welche Qualität der Gesundheitsversorgung ich be-

komme, hängt von vielen Faktoren ab. Einer davon 

ist das Geschlecht. Die bisherige Forschung und 

Entwicklung in der Medizin sind vielfach immer noch 

auf den mittelalten weißen Mann ausgerichtet.  

(Vereinzelt Beifall bei den GRÜNEN) 

Über 50 % der Bevölkerung - wir Frauen - werden 

dabei nicht ausreichend berücksichtigt, und die Fol-

gen sind klar: Symptome und Therapien sind oft-

mals nicht spezifisch auf die Frau ausgelegt, was in 

der Folge zu einer gesundheitlichen Fehl- und Man-

gelversorgung führen kann. 

Dazu kommt: Wenn etwas wie der Schwanger-

schaftsabbruch im Strafgesetzbuch verankert ist, 

dann fehlen diese Inhalte in der Regel in der Ausbil-

dung, es gibt keine Kostenübernahme durch die 

Krankenkassen, und das Angebot an spezialisierten 

Ärzt*innen bleibt verständlicherweise überschau-

bar.  

Ob eine Frau ein Kind bekommen möchte oder 

nicht, ist eine zutiefst persönliche Entscheidung der 

Frau. Die Folgen einer Schwangerschaft tragen 

auch zu großen Teilen die Frauen. Es geht hierbei 

immer um ihre Gesundheit. Aber es geht auch um 

finanzielle Folgen. Denn die Mutter ist diejenige, die 

überwiegend die Sorgearbeit leistet. Das bedeutet 

in der Regel gravierende Einschnitte, vor allen Din-

gen, wenn man den ganzen Lebensverlauf in den 

Blick nimmt. Altersarmut trifft nicht umsonst viele 

Frauen. Der Equal Care Day am kommenden 

Samstag thematisiert genau das.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Für die Lebensplanung der Frau spielt also die Aus-

einandersetzung damit, ob sie Mutter werden 

möchte oder nicht, eine herausragende Rolle. 

Frauen brauchen deswegen zu jeder Frage rund um 

eine Schwangerschaft die bestmögliche Unterstüt-

zung. Das reicht vom Zugang zu neutraler und fach-

kompetenter Information und Beratung über eine 

gute Begleitung durch Hebammen und Ärzt*innen 

bis hin zum Zugang zu einer passenden medizini-

schen Versorgungsstruktur sowie zum Recht auf 

Selbstbestimmung. Und keiner dieser Punkte funk-

tioniert bisher selbstverständlich.  

Es ist beispielsweise auch in Niedersachsen vom 

Wohnort abhängig, ob Frauen Zugang zu einer 

Hebamme oder zu einer passenden medizinischen 

Versorgung haben. Es ist bisher vom Alter und nicht 

allein von der medizinischen Empfehlung abhängig, 

ob ich bei einer Kinderwunschbehandlung finanziell 

unterstützt werde. Und es ist von dem persönlichen 

Interesse abhängig, ob ich als Fachmediziner*in 
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lerne, wie ein Schwangerschaftsabbruch durchge-

führt wird.  

Was mir ganz wichtig ist: Wenn eine schwangere 

Frau entscheidet, das Kind nicht zu bekommen, 

dann ist das eine sehr schwierige Entscheidung. 

Keine einzige Frau fällt diese Entscheidung leicht-

fertig. Ich will hier überhaupt nicht über die vielen 

möglichen Konstellationen sprechen, die eine Frau 

in diese Lage bringen. Denn nie sollte sich eine Frau 

für diese Entscheidung rechtfertigen müssen. Das 

ist immer sehr real. Es ist eine Notlage, in der sich 

diese Frau dann befindet.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Das Einzige, was sie dann braucht, ist Hilfe, und 

zwar sowohl medizinische Hilfe als auch mentale 

Unterstützung.  

Das wirklich Allerletzte, was dann angebracht ist, 

sind Anschuldigungen oder Lügen, wie Sie von der 

AfD-Fraktion sie heute hier verbreitet haben.  

(Vereinzelt Beifall bei den GRÜNEN - 

Widerspruch bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Auch jemanden einer Lüge zu bezichtigen, ist kein 

parlamentarischer Sprachgebrauch.  

Dr.in Tanja Meyer (GRÜNE): 

Okay. Gut. Danke. 

Liebe Kolleg*innen, wir wollen mit unserem Antrag 

dazu beitragen, dass sich die Informationslage und 

die Versorgungssituation für Frauen bei uns in Nie-

dersachsen verbessern, wenn sie schwanger wer-

den möchten, wenn sie es sind und eine gute Be-

gleitung benötigen und natürlich auch, wenn sie ei-

nen Abbruch der Schwangerschaft vornehmen wol-

len - und alles das unabhängig von ihrer Lebenssi-

tuation. 

Auch wenn der Antrag auf Abschaffung des § 218 

und das Recht auf kostenlose Verhütungsmittel im 

derzeitigen Bundestag nicht mehr abschließend be-

handelt werden, so halten wir an unseren Forderun-

gen fest und richten sie auch an die neue Bundes-

regierung.  

Dass auch heute noch Frauen und Ärzt*innen krimi-

nalisiert werden, wenn sie einen Schwangerschafts-

abbruch durchführen, kommt aus der Zeit, in der 

Frauen nicht wählen und Ehemänner über sie ent-

scheiden durften. Wir sollten doch meinen, dass wir 

im Jahr 2025 über diese Punkte hinweg sind und 

dass wir Frauen über unser Leben und über unse-

ren Körper selber entscheiden können und eine 

Versorgung nicht daran scheitert, dass wir Frauen 

sind.  

(Beifall bei der SPD, bei den GRÜNEN 

und von Carina Hermann [CDU]) 

Ich bitte Sie, liebe CDU: Unterstützen Sie uns bei 

diesem Vorhaben! Denn es geht hier um nichts we-

niger als um die Anerkennung, dass Frauen eine 

umfassende medizinische Versorgung zusteht und 

sie selbstbestimmt über ihren Körper entscheiden 

können.  

Es geht in diesem Fall um - das möchte ich vielleicht 

einmal geraderücken - - - Nein, ich kann es nicht 

mehr geraderücken. Ich bin fassungslos über diese 

Rede eben.  

Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Jetzt hat aus der Fraktion der CDU das Wort: die 

Kollegin Hopmann. Bitte schön!  

(Beifall bei der CDU) 

Laura Hopmann (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Im September wurde dieser Antrag 

von den Fraktionen von Rot und Grün eingebracht. 

Sie sprechen darin wirklich viele unterschiedliche 

Themenfelder an, wie ich schon in der Beratung zur 

Einbringung angesprochen habe. Einige davon sind 

absolut sinnvoll und notwendig, beispielsweise der 

Mutterschutz für Selbstständige, die Verbesserung 

der Hebammenversorgung oder auch eine verbes-

serte Aufklärung und Beratung in der Pränataldiag-

nostik.  

Sie sprechen aber auch den Rechtsrahmen für 

Schwangerschaftsabbrüche an. Er verdient und er-

fordert - dieser Meinung bin ich immer noch - ganz 

grundsätzlich einen anderen, einen würdigeren 

Rahmen. Denn ein Schwangerschaftsabbruch ist 

aus meiner Sicht keine Gesundheitsleistung wie 

jede andere auch. Es ist nicht angemessen und 

auch mit Blick auf das Grundgesetz, das den Staat 

verpflichtet, ungeborenes Leben zu schützen, nicht 

angemessen, dieses Thema im Vorbeigehen in ei-

nem Entschließungsantrag zu behandeln.  

(Beifall bei der CDU) 
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Nichtsdestotrotz haben wir uns der inhaltlichen Be-

ratung des Antrags, insbesondere der Punkte, die 

in unserer Hand liegen, hier auf Landesebene nicht 

verweigert.  

Wir hatten Ende November eine Unterrichtung 

durch die Landesregierung zu dem Antrag im Aus-

schuss. Dabei haben wir alle gar nicht mal wenig 

nachgefragt und diskutiert, vor allem darüber, wie 

die Versorgungslage in Niedersachsen für Frauen 

ist, die sich für einen Schwangerschaftsabbruch 

entscheiden. Denn selbstverständlich muss es eine 

flächendeckende medizinische Versorgung für 

schwangere Frauen geben, die sich im Rahmen un-

serer Regelungen für einen Abbruch entscheiden. 

Es darf besonders in dieser schwierigen und sen-

siblen Situation keine Rolle spielen, ob ich als Frau 

in Hannover, im Harz oder auf einer Insel wohne.  

(Beifall bei der CDU und bei den GRÜ-

NEN) 

Das Bild ist leider etwas unvollständig geblieben. 

Die Versorgung sei gerade so noch ausreichend, 

sagte die Landesregierung, man müsse dazu aber 

wissen, dass eine Tagesreise als zumutbare Entfer-

nung gelte. Das fanden wir alle nicht in Ordnung. Mit 

Hinweis auf den Datenschutz konnte oder wollte 

das Gesundheitsministerium nicht sagen, wie viele 

durchführende Praxen und Kliniken in den nieder-

sächsischen Landkreisen den Frauen zur Verfü-

gung stehen.  

Eine Kleine Anfrage meinerseits an die Landesre-

gierung gab dann immerhin darüber Auskunft, wie 

viele in den niedersächsischen Versorgungsregio-

nen zur Verfügung stehen, die Schwangerschafts-

abbrüche zumindest in der Theorie durchführen. 

Denn auch wenn theoretisch jede Klinik mit geburts-

hilflicher Abteilung diesen Eingriff anbieten muss, 

kann keine Ärztin bzw. kein Arzt dazu gezwungen 

werden, diesen auch durchzuführen. Das muss 

man wissen. 

Wir müssen leider festhalten, dass das Bild der Ver-

sorgungslage niedersachsenweit keineswegs aus-

geglichene Verhältnisse zeigt. Es spielt leider eben 

doch eine Rolle, ob Sie als Frau im Harz oder in 

Hannover wohnen. Hier liegt doch der Hase im Pfef-

fer, wenn wir die Situation von Frauen in dieser sen-

siblen Situation spürbar verbessern wollen.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich bin der Meinung: Statt unvollendete Projekte der 

ehemaligen Ampelregierung pauschal zu begrü-

ßen, sollten wir uns lieber auf die Aufgaben kon-

zentrieren, die wir hier vor unserer Haustür in Nie-

dersachsen liegen haben.  

Eine Ihrer Lösungen lautet, dass künftig Hausärztin-

nen und Hausärzte medikamentöse Schwanger-

schaftsabbrüche durchführen sollen. Da stellt sich 

mir schon die Frage, ob das wirklich eine gute Idee 

ist. Denn es handelt sich bei dem Medikament eben 

nicht um ein Aspirin-Pillchen, sondern um ein We-

hen auslösendes Mittel. Dieser ganze Vorgang dau-

ert seine Zeit, kann sehr schmerzhaft sein und Kom-

plikationen hervorrufen.  

Genau aus diesen Gründen findet auch die Bundes-

ärztekammer, dass Schwangerschaftsabbrüche in 

die Hand der Fachärzteschaft gehören. Wie ich re-

cherchiert habe! Denn leider haben wir im Aus-

schuss keine Anhörung von Expertinnen und Exper-

ten durchgeführt und nach der Unterrichtung auch 

nicht weiter beraten, weil Sie der Meinung waren, 

das tue nicht not.  

Das finde ich wirklich schade. Denn wir hätten uns 

sehr gerne in diesem offiziellen Forum im Aus-

schuss darüber unterhalten, was wir als Land tun 

können, um die medizinische Versorgung der 

Frauen in dieser Frage verlässlich, sicher und gut 

erreichbar zu gestalten.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Liebe Kollegin Hopmann, lassen Sie eine Zwischen-

frage der Kollegin Meyer zu?  

Laura Hopmann (CDU): 

Nein, danke. 

Unterm Strich überzeugt der Entschließungsantrag 

nicht. Sie werfen hier und da richtige Schlaglichter, 

bleiben aber oberflächlich und vermischen unpas-

send, finde ich, immer noch unterschiedlichste The-

men. Ehrlich gesagt, machen Sie auch den Frauen 

in Niedersachsen etwas vor, wenn Sie sagen, dass 

dieser Entschließungsantrag in der Praxis irgendet-

was verbessern würde. Das tut er nämlich nicht. An-

spruch und Wirklichkeit liegen hier leider auseinan-

der. 
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Wenn Sie beim nächsten Mal Frauengesundheit 

und Gesundheit rund um die Geburt etwas tieferge-

hend und seriöser aufgreifen und beraten wollen, 

freue ich mich sehr. Heute werden wir diesen Antrag 

ablehnen.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat das 

Wort: der Minister für Soziales, Arbeit, Gesundheit 

und Gleichstellung. Bitte sehr, Herr Minister Philippi! 

Dr. Andreas Philippi, Minister für Soziales, Arbeit, 

Gesundheit und Gleichstellung:  

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren Abgeordnete! Eine Chance auf eine Neure-

gelung des Schwangerschaftsabbruchs außerhalb 

des Strafgesetzbuches war zum Greifen nahe. Ich 

sage es offen: Aus meiner Sicht wurde hier eine his-

torische Chance verschenkt. Vor allem aber wurde 

eine echte Reform verhindert, die die Rechte der 

Frauen gestärkt hätte. Gemeint ist in diesem Zu-

sammenhang insbesondere das Recht der Frauen 

auf Selbstbestimmung. Das ist also insgesamt ein 

herber Rückschlag.  

Als niedersächsischer Gleichstellungsminister ist 

mir dieses Thema wichtig. Deshalb werde ich mich 

weiterhin auf der Bundesebene für die Entkriminali-

sierung von Schwangerschaftsabbrüchen in den 

ersten zwölf Wochen einsetzen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Die Legalisierung ist der wichtigste Schritt, um der 

Stigmatisierung ein Ende zu setzen und ein flächen-

deckendes und vielfältiges Angebot an Ärztinnen 

und Ärzten, die Schwangerschaftsabbrüche durch-

führen, auch hier in Niedersachsen vorhalten zu 

können. Es muss also aufhören, dass Ärztinnen und 

Ärzte sich vor Anfeindungen sorgen, weil sie Abtrei-

bungen durchführen. Das hat etwas mit unserer 

derzeitigen Gesetzeslage zu tun. Abtreibungen ge-

hören also nicht in das Strafrecht. Gleichwohl wer-

den wir auch unter der bestehenden Rechtslage al-

les dafür tun, dass ungewollt Schwangeren der Zu-

gang zu vielfältigen Beratungsangeboten und im 

Falle eines Abbruchs zu einer Ärztin oder einem 

Arzt so leicht wie möglich gemacht wird.  

Als Landesregierung nehmen wir Entwicklungen 

wie die zunehmend wichtige Rolle von digitalen Be-

ratungsformaten ernst. So wird in meinem Haus be-

reits die rechtssichere Umsetzung von digitalen 

Schwangeren- und Schwangerschaftskonfliktbera-

tungen sowie die Ausstellung der entsprechenden 

Beratungsscheine geprüft. Dazu steht Niedersach-

sen im engen Austausch auch mit anderen Bundes-

ländern. Denn eine kontinuierliche Überprüfung und 

Verbesserung der Beratungs- und Betreuungsstruk-

turen für Frauen und Schwangere ist ein wichtiges 

Ziel für uns alle.  

Der vorliegende Entschließungsantrag enthält ein 

weitreichendes Paket an Vorschlägen zur weiteren 

Verbesserung der Beratungs- und Versorgungs-

strukturen rund um die Themen Schwanger-

schaft - gewollt und/oder ungewollt. Mit der Fortfüh-

rung des Aktionsbüros „Gesundheit rund um die 

Geburt in Niedersachsen“ werden wir zur Stärkung 

der geburtshilflichen Versorgung und zur Umset-

zung des national definierten Gesundheitsziels „Ge-

sundheit rund um die Geburt“ definitiv beitragen. 

Dabei stehen die Bedarfe der Frauen, Eltern und 

Kinder stets im Mittelpunkt.  

Das Aktionsbüro und auch der Runde Tisch „Ge-

burtshilfe“ befassen sich dabei auch mit der Fach-

kräfteproblematik, insbesondere mit den Herausfor-

derungen in der Hebammenversorgung. Das aktuell 

von der Landesregierung geförderte Projekt 

„Bauchgefühl 2.0“ zielt darauf, die natürliche Geburt 

regional zu fördern sowie das Verständnis für die 

Geburt als natürlichen Prozess zu stärken. Ein Bau-

stein dabei ist unter anderem ein Angebot von kos-

tenlosen Hebammensprechstunden für Schwan-

gere.  

Als zweiter Projektbaustein steht nun das Klinikum 

Osnabrück kurz vor der Zertifizierung als erste nie-

dersächsische Einrichtung mit einem hebammen-

geführten Kreißsaal.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir wollen, dass diese Beispiele Schule machen. 

Meine Damen und Herren Abgeordnete, die Anre-

gungen und Forderungen des Entschließungsan-

trags sind getragen von unserem gemeinsamen In-

teresse, dass sich Frauen rund um ihre Schwanger-

schaft auf ein stabiles Netzwerk von Beratungsstel-

len, medizinischem Personal und klaren Strukturen 

in der Versorgung verlassen können. Daran werden 

wir auch in Zukunft gemeinsam weiterarbeiten. 

Vielen Dank. Glück auf! 

(Beifall bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank.  

Hiermit ist die Beratung abgeschlossen. Wir kom-

men nun zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der 

Drucksache 19/5324 unverändert annehmen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Dafür ist Rot-

Grün. - Wer ist dagegen? - CDU und AfD. Wer ent-

hält sich? - Keine Enthaltungen. Der Beschluss-

empfehlung wurde also gefolgt. 

Wir sind jetzt bei: 

Tagesordnungspunkt 11: 

Abschließende Beratung: 

Mit mehr Entschiedenheit: häusliche Gewalt be-

kämpfen - Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/5660 - 

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres 

und Sport - Drs. 19/6496 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. 

Wir steigen jetzt in die Beratung ein. Es beginnt aus 

der Fraktion der SPD: der Kollege Saade. 

(Unruhe bei der SPD) 

- Kann die SPD die Gespräche mit dem Kollegen 

Eike Holsten bitte nach draußen verlagern, vielleicht 

bei einem Kaffee? Hier ist ein Grundrauschen, das 

es nicht einfacher macht. - Vielen Dank. 

Der Kollege Saade hat das Wort. Bitte sehr! 

Alexander Saade (SPD): 

Verehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Eine 

Frau hat sich in einem Nebenzimmer ihrer Woh-

nung eingeschlossen und ruft mit zitternder Stimme 

den Notruf: „Er ist wieder da!“ Die Beamten eilen 

zum Einsatzort. Als sie eintreffen, ist die Frau brutal 

zusammengeschlagen worden und schwer verletzt. 

Eine einstige Liebesbeziehung endet im brutalen 

Angriff - wie so oft. Auch wenn das eine fiktive Ge-

schichte ist: So ereignet sie sich in Deutschland je-

den Tag.  

Ein Blick auf die Realität: Häusliche Gewalt ist ein 

gesamtgesellschaftliches Problem. Sie zieht sich 

durch alle sozialen Schichten, Bildungsniveaus und 

alle kulturellen Hintergründe. Die Ursachen sind oft 

toxische Männlichkeitsbilder und mangelnde Täter-

kontrolle. Die Strafverfolgung gestaltet sich sehr oft 

schwierig; denn viele Opfer schweigen aus Angst  

oder weil sie nicht wissen, wo und wie sie Schutz 

finden können. Entscheiden sie sich irgendwann 

mal zur Strafanzeige, dann hapert es oft an der 

mangelnden Beweislage. Hier setzt unser Antrag 

an. 

Wir wissen, dass eine bessere Dokumentierung die 

Strafverfolgung erleichtern würde. Deshalb unter-

stützen wir den Ausbau der digitalen Beweissiche-

rung durch die App „Gewaltfrei in die Zukunft“. Sie 

ermöglicht es Betroffenen, Gewaltvorfälle sicher zu 

dokumentieren, und speichert Beweise. Diese Do-

kumentation kann vor Gericht helfen und die Wahr-

scheinlichkeit erhöhen, dass die Täter am Ende 

auch zur Rechenschaft gezogen werden. 

Unsere Anhörung der Experten im Innenausschuss 

hat deutlich gemacht, dass Gesetze allein nicht aus-

reichen. Was wir brauchen, sind effektivere Schutz-

maßnahmen. Denn was hilft es, wenn das Opfer vor 

Gericht ein Annäherungsverbot gegen den Täter er-

wirkt und er dann trotzdem vor der Tür steht? Nichts 

hilft das. Das haben zahlreiche Femizide in der Ver-

gangenheit bereits gezeigt.  

Das Versagen liegt aber nicht an den Gesetzen, die 

wir zur Strafverfolgung haben, sondern an den feh-

lenden Schutzmaßnahmen. Spanien hat es vorge-

macht: Täter werden nicht nur elektronisch per Fuß-

fessel überwacht, sondern sobald sie sich dem Op-

fer nähern, wird das Opfer entsprechend informiert. 

Das gibt es bei uns noch nicht. Aber wir sagen: Das 

werden wir ändern. Wir werden das mit der Novel-

lierung des NPOG ändern. Wir werden nach diesem 

spanischen Modell die elektronische Fußfessel für 

Täter einführen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, eine App können 

wir den Opfern zur Unterstützung nur anbieten. Wir 

werden den Druck auf die Täter auch mit der Mo-

dernisierung des NPOG erhöhen müssen, und wir 

werden den Opfern besseren Schutz bieten. Ziel 

muss aber eine bundesweit einheitliche Regelung 

sein.  
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Wir müssen Frauen wirksam schützen, und zwar 

völlig egal, ob sie in Hessen oder in Niedersachsen 

leben. Es ist unsere Verantwortung, Opfer häusli-

cher Gewalt besser zu schützen. Deshalb heute un-

ser Antrag. Lassen Sie uns diesen wichtigen Schritt 

gemeinsam gehen! 

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Als Nächstes hat das Wort: aus der 

Fraktion der AfD der Kollege Marzischewski-Dre-

wes. Bitte schön! 

(Beifall bei der AfD) 

Stefan Marzischewski-Drewes (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kollegen! Ent-

schlossenheit gegen häusliche Gewalt. Häusliche 

Gewalt ist keine Privatsache. Es ist unser aller 

Pflicht, entschlossen gegen diese Straftat vorzuge-

hen. Fast alle zwei Minuten wird in Deutschland ein 

Mensch Opfer von häuslicher Gewalt. Das ist eine 

alarmierende Statistik, die zeigt, wie allgegenwärtig 

dieses Problem in unserer Gesellschaft ist. 

Besonders betroffen sind Frauen. Diese erschre-

ckenden Zahlen verdeutlichen die Dringlichkeit, mit 

der häusliche Gewalt bekämpft werden muss. Je-

den Tag leben Frauen unter uns in der Angst, durch 

ihren Partner oder Ex-Partner Opfer von Gewalt zu 

werden. Und nahezu täglich kommt es leider 

dadurch auch zum Tod von Frauen.  

Der Kampf gegen häusliche Gewalt erfordert um-

fassende Maßnahmen sowohl auf politischer als 

auch auf gesamtgesellschaftlicher Ebene, um den 

Schutz der Betroffenen zu verbessern und Täter 

konsequent zur Verantwortung zu ziehen. Es muss 

die Maxime gelten, Frauen zu schützen, statt Täter 

zu schützen. 

Häusliche Gewalt betrifft jeden von uns. Sie ist in 

allen Gesellschaftsschichten verankert und zeigt in 

erschreckender Art und Weise, dass auch schein-

bar heile Familienstrukturen davon nicht verschont 

bleiben. Besonders auffällig ist hierbei jedoch auch 

die Überrepräsentation von Tätern mit Migrations-

hintergrund. Dies ist keine vorurteilsbelastete Aus-

sage, sondern eine belegbare Tatsache, die wir im 

Sinne der Betroffenen ansprechen müssen. Mut zur 

Wahrheit auch bei diesem sensiblen Thema! 

Opferschutz geht uns alle an. Ich sage Ihnen: Han-

deln ist nötig und überfällig. Wir unterstützen ent-

schieden den Einsatz elektronischer Überwachung 

für gewalttätige Täter. Diese Technologie darf nicht 

als Eingriff in die Freiheit der Täter gesehen werden, 

sondern als kluger Schritt zum Schutz der Frauen.  

Ihr Antrag ist ein erster kleiner Schritt in die richtige 

Richtung. Mehr aber auch nicht. Die AfD-Fraktion 

fordert unmissverständlich: Konsequenzen dürfen 

nicht nur auf dem Papier bleiben, sondern müssen 

im Alltag gelebt werden. Artikel 2 Abs. 2 Grundge-

setz: Das Recht auf körperliche Unversehrtheit und 

Leben ist nicht verhandelbar.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Jetzt kommt aus der Fraktion der 

CDU die Kollegin Butter. Bitte sehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Birgit Butter (CDU): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kol-

leginnen und Kollegen!  

Geschlechtsspezifische Gewalt ist keine Pri-

vatsache. Im Gegenteil, sie ist das brutalste 

Symbol für die Ungleichheit, die in unserer 

Gesellschaft herrscht. Sie ist Gewalt, die sich 

gegen Frauen richtet, nur weil sie Frauen 

sind und weil sie von ihren Angreifern als 

rechtlos angesehen werden, ohne die ele-

mentarsten Rechte wie Freiheit, Respekt und 

das Recht auf eigene Entscheidungen.  

Mit diesen Worten beginnt das vom spanischen 

Parlament 2004 verabschiedete Gesetz über um-

fassende Schutzmaßnahmen gegen geschlechts-

spezifische Gewalt. Und richtig: Häusliche Gewalt 

ist nicht nur ein privates Drama, sondern ein gesell-

schaftliches Versagen. Es ist unsere Aufgabe, den-

jenigen beizustehen, die oft im Verborgenen leiden, 

in Angst, Isolation und ohne Zugang zu Hilfen. 

Als Politik haben wir die Verantwortung, diese Men-

schen zu schützen und Perspektiven zu geben. 

Spanien - wir haben es gehört - macht uns erfolg-

reich vor, wie effektiver Schutz vor häuslicher Ge-

walt funktioniert. Dort hat die elektronische Aufent-

haltsüberwachung - kurz: EAÜ - dazu beigetragen, 

dass es in überwachten Fällen keine tödlichen Ge-

walttaten mehr gab. 
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Und wir? Es gibt in Niedersachsen zwar zahlreiche 

und absolut sinnvolle Maßnahmen: Frauenhäuser, 

Unterstützungs- und Hilfsangebote und jetzt auch 

die Gewaltschutz-App, deren Einführung wir heute 

hier als CDU-Fraktion zustimmen werden.  

Aber diese vielen Maßnahmen sind wie die elektro-

nische Fußfessel nur Mosaiksteinchen. Gleichzeitig 

stehen sie aber hinter der Effektivität dieser elektro-

nischen Fußfessel zurück, die, so zeigt es Spanien 

bereits seit 2009, ein effektives Mittel zur Durchset-

zung von Annäherungsverboten ist. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, im November letz-

ten Jahres habe ich die Regierungsfraktionen an 

dieser Stelle gefragt: Worauf warten wir? Bei Ein-

bringung dieses Antrags hatte die CDU-Fraktion be-

reits ausdrücklich kritisiert, dass die Vorschläge von 

Rot-Grün nicht ausreichend sind, um die Opfer von 

häuslicher Gewalt schnell und effektiv zu schützen. 

Mehr noch: Die CDU-Fraktion hatte Sie, Frau Innen-

ministerin Behrens, bereits im letzten Jahr aus-

drücklich aufgefordert, selbst tätig zu werden. 

Als von Ihnen und der Justizministerin behauptet 

wurde, dass auf Bundesebene eine Regelung im 

Gewaltschutzgesetz ausreiche, so war das falsch. 

Sie suggerierten, wenn der Bund eine Regelung 

treffe, sei das Problem gelöst; erst, wenn er dies 

nicht täte, müssten die Länder handeln. Falsch! 

Eine solche Einschätzung verkennt das Verhältnis 

der zivilrechtlichen Schutzinstrumente des Gewalt-

schutzgesetzes zu den polizeirechtlichen Schutzin-

strumenten aus dem NPOG. 

(Beifall bei der CDU) 

Wir hier im Niedersächsischen Landtag sind in der 

Lage, das eigenständig zu regeln, ohne auf den 

Bund zu warten. Diese Rechtsauffassung der CDU 

wurde auch im Innenausschuss von Prof. Dr. Mat-

tias Fischer ausdrücklich bestätigt und wurde durch 

den geänderten Entschließungsantrag nunmehr be-

rücksichtigt. Und das ist auch gut. Aber wir brau-

chen eben schnellstmöglich eine präventiv-polizeili-

che Befugnisnorm. 

Schon im November letzten Jahres wäre es das Ge-

bot der Stunde gewesen, selbst tätig zu werden und 

die elektronische Überwachung im Polizeirecht zu 

verankern. Von Rot-Grün blieb es bei diesem Ent-

schließungsantrag, der in einigen Punkten abgeän-

dert wurde. Aber das reicht nicht. 

Jetzt können wir uns hier gerne wieder darüber un-

terhalten, was der Unterschied zwischen einem Ent-

schließungsantrag und einem Gesetzentwurf ist, 

Herr Saade. Ich bringe es für alle hier auf den Punkt: 

Ein Entschließungsantrag ist bestenfalls Wollen, ein 

Gesetzentwurf ist Machen. Und das brauchen wir 

hier, meine Kolleginnen und Kollegen! 

(Beifall bei der CDU) 

Wir sind es den Frauen da draußen schuldig. Doch 

die unter Ziffer 3 geäußerte Bitte an die Landesre-

gierung - das sage ich ausdrücklich - reicht uns in 

diesem geänderten Entschließungsantrag eben 

nicht. 

Auf einen Gesetzentwurf von Rot-Grün warten wir 

noch heute. Die CDU-Fraktion hatte Ihnen bereits 

im letzten Jahr das Angebot gemacht, behilflich zu 

sein, um die elektronische Fußfessel zeitnah im 

NPOG zu verankern, weil von den Regierungsfrak-

tionen nichts kam. 

(Sebastian Zinke [SPD]: Das schaffen 

wir auch so! - Laura Hopmann [CDU]: 

Das wollen wir mal sehen! Dann mal 

los!) 

- Hören Sie mal bitte zu! Es geht hier wirklich um 

jeden Tag. Dass Sie hier sitzen und am Handy spie-

len, finde ich bei diesem Thema unangemessen. Es 

geht um jeden Tag, an dem wir keine gesetzliche 

Grundlage haben, obwohl wir tätig werden könnten! 

(Beifall bei der CDU und bei der AfD - 

Grant Hendrik Tonne [SPD]: Es wird 

Zeit, dass Sie sich hier mal einkriegen! 

Das ist eine Unverschämtheit!) 

Denn, weil es von den Regierungsfraktionen - - - 

- Hören Sie mal zu! Es wird zum Schluss noch ver-

söhnlich, kann ich Ihnen sagen. Zugunsten der 

Frauen wird es versöhnlich. 

(Grant Hendrik Tonne [SPD]: Das ist 

zu spät, Frau Kollegin!) 

Weil von den Regierungsfraktionen nichts kam, war 

es die CDU, die hier tätig geworden ist. Und wir ha-

ben einen Gesetzentwurf vorgelegt, um die EAÜ in 

Fällen häuslicher Gewalt schnellstmöglich einsetz-

bar zu machen. Mehr noch: Wir haben Ihnen sogar 

angeboten, unseren Gesetzentwurf als Diskussi-

onsgrundlage zu nehmen. Sie hätten ihn ergänzen, 

verbessern, verändern dürfen. Wir wären zum 

Wohle der Frauen alles mitgegangen. Denn die 

CDU will nicht noch mehr Tage untätig verstreichen 

lassen. 

(André Bock [CDU]: Jeden Tag ein 

Femizid!) 
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Erst recht wollen wir nicht auf den in Aussicht ge-

stellten großen Wurf der Novellierung des NPOG 

warten. Denn wie lange hier große Würfe dauern, 

das wissen wir - siehe das Beispiel Brandschutzge-

setz. 

Das ausdrückliche Angebot der CDU, gemeinsam 

an einem Strang zu ziehen und zusammen die 

elektronische Aufenthaltsüberwachung im NPOG 

zu verankern, steht nach wie vor. Obwohl wir uns in 

diesem Thema so einig sind, ging es leider nicht um 

die Sache. Unsere Initiative eines zeitnahen Ge-

setzentwurfes war gut und zielführend. Sie darf 

nicht den unüberwindlichen Haken haben, dass 

diese Gesetzesinitiative von der CDU kam. Opposi-

tion ist Mist, aber Opposition kann Druck machen, 

und den machen wir. Unser Gesetzentwurf liegt auf 

dem Tisch. Wir warten nun auf Ihren Beitrag. 

Wir haben im Innenausschuss vereinbart, dass Ihre 

in Aussicht gestellte Änderung des Polizeigesetzes 

vorgezogen und damit schneller, als es bisher über 

die Polizeigesetznovelle geplant war, in Kraft treten 

könnte. Dass die SPD hier ein beschleunigtes Ver-

fahren will, damit kommt sie der CDU dankenswert-

erweise einen guten Schritt entgegen. Aber es 

bleibt dabei: Wollen ist nicht Machen. 

(Beifall bei der CDU) 

Deswegen, meine Kolleginnen und Kollegen vor al-

lem der SPD und Bündnis 90/Die Grünen, verspre-

che ich Ihnen: Wir werden jeden Tag, der ohne Vor-

lage Ihres Gesetzentwurfs ungenutzt verstreicht, 

genau zählen. Denn - und da zitiere ich aus Ihrem 

Entschließungsantrag -: „Jeden Tag versucht ein 

Mann, seine (Ex-)Partnerin zu ermorden, und bei-

nahe jeden Tag stirbt tatsächlich eine Frau durch ei-

nen Femizid.“ Und deswegen geht es hier wirklich 

um jeden Tag! 

Genauso wie bei Manuela A. aus meiner Heimat-

stadt Buxtehude, die von ihrem Ex-Mann, der ein 

Annäherungsverbot hatte, in ihrer Wohnung aufge-

sucht und mit einer brennbaren Flüssigkeit übergos-

sen wurde und einen Tag darauf ihren schweren 

Verletzungen erlegen ist. Mit jedem Tag, der ver-

streicht, ohne dass wir als Landesgesetzgeber tätig 

werden, überlassen wir Opfer von häuslicher Ge-

walt ihrem Schicksal, genauso wie Manuela A. 

Denn ihr Tod wäre mit einer elektronischen Fußfes-

sel höchstwahrscheinlich zu verhindern gewesen. 

Meine sehr geehrten Kollegen, ich komme zum 

Schluss. Es kommt auf jeden einzelnen Tag an. Je-

der einzelne Tag, an dem wir auch nur einer einzi-

gen Frau das Martyrium, welches sie zu Hause er-

lebt, durch die elektronische Fußfessel ersparen 

können, ist mit nichts aufzuwiegen und möglicher-

weise lebensrettend. Kommen Sie ins Machen! Je-

der Tag zählt. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Von der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen hat nun das Wort: die Kollegin Camuz. Bitte 

schön! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Evrim Camuz (GRÜNE): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Sehr geehrte Ab-

geordnete! Regelmäßig beginnen wir die Plenarsit-

zung mit einer Schweigeminute für all jene, die die-

sem Haus angehörten. So auch heute.  

Würden wir am Ende eines Jahres eine Schweige-

minute für jede in Deutschland von ihrem (Ex-)Part-

ner ermordete Frau halten, schwiegen wir über 

sechs Stunden. Gedächten wir aller Frauen und 

Mädchen, die ein Tötungsdelikt überlebt haben, wä-

ren es weitere neuneinhalb Stunden. Und würden 

wir für jede frauenverachtende Tat, jede erlittene 

Körperverletzung, Beleidigung, ob in der Schule  

oder auf der Arbeit, Herabwürdigung in der Partner-

schaft, sexuelle Nötigung auf Partys und Belästi-

gung auf der Straße den Mund halten, könnten wir 

das Reden langfristig einstellen. Aber: Schweigen 

ist keine Option! - So ähnlich beginnt Christina 

Clemm, Rechtsanwältin und Autorin, ihr Buch „Ge-

gen Frauenhass“. 

Heute wollen wir das Schweigen brechen. Mit unse-

rem Entschließungsantrag möchten wir zum einen 

alle von Gewalt betroffenen Frauen in Niedersach-

sen mit Hilfe einer geschützten App dabei unterstüt-

zen, frühzeitig die ersten Anzeichen einer gefährli-

chen Beziehung zu erkennen, Beweise zu sichern 

und Hilfe zu suchen.  

Auch wenn in den Medien immer wieder fälschli-

cherweise die Rede von Beziehungsdramen ist, 

wissen wir, dass Täter nicht aus dem Affekt heraus 

handeln. Wir wissen, dass Femizide planvoll erfol-

gen, und wir wissen, dass jeder einzelne Femizid 

als radikalste Form von geschlechtsspezifischer 

Gewalt eine Vorgeschichte hat.  
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Wir wissen, dass Täter ihre Partnerin zunächst von 

ihren engsten Freund*innen und nahestehenden 

Familienangehörigen isolieren, ihr Taschengeld 

auszahlen und sie so finanziell kontrollieren, letzt-

endlich die Partnerin von sich abhängig machen. 

Erst sind es vielleicht harmlose Beleidigungen, 

dann Demütigungen und Erniedrigungen und plötz-

lich der Gewaltausbruch - die Hand, die zum ersten 

Mal „ausrutscht“, gefolgt von Blumen als Wiedergut-

machung, Reue und dem Versprechen, dass man 

sich bessern möchte, um kurz danach festzustellen, 

dass sich nichts geändert hat. Geschlechtsspezifi-

sche Gewalt hat System.  

Und wenn sich dann eine Frau dazu entscheidet, 

genau aus einem solchen System auszubrechen, 

die Beziehung also zu verlassen, der Täter aller-

dings keine neue Beziehung, also kein neues Opfer 

gefunden hat, und der Täter einen Kontrollverlust 

erleidet, endet es im schlimmsten Fall mit einem 

Femizid. 

Mit der Verteilung der geschützten App wollen wir 

genau diese Gewaltspirale durchbrechen und 

Frauen den Ausweg aus einer gewaltvollen Bezie-

hung erleichtern. Denn: Man(n) tötet nicht aus 

Liebe. Niemals! 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Und wir gehen weiter. Wir wollen nach dem Vorbild 

des spanischen Modells die Möglichkeit der Anord-

nung der Fußfessel für Täter, um Frauen weiter zu 

schützen. Nicht selten erleben wir, dass Täter ein 

Annäherungsverbot ignorieren und die Frauen trotz-

dem aufsuchen. Damit ist bald Schluss. Das bedeu-

tet, sobald sich ein Täter dem Opfer trotz eines An-

näherungsverbots nähert, wird ein Alarm bei der 

Polizei sowie beim Opfer ausgelöst und die Frau da-

mit gewarnt. 

„Wer schlägt, der geht“, und wir in Niedersachsen, 

sehr geehrte Abgeordnete, werden dieses Verspre-

chen zu 100 % durchsetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich spreche oft von Opfern, weil das im Strafrecht 

so üblich ist. Aber mir ist es ein besonderes Anlie-

gen, zu betonen: Diese Frauen, die tagtäglich durch 

ihre pure Existenz dem Patriarchat die Stirn bieten, 

sind keine Opfer. Sie müssen sich nicht dafür schä-

men, was ihnen angetan wurde.  

Die Scham muss die Seite wechseln! Sie sind viel-

mehr Kämpferinnen und Überlebende. Wir spre-

chen über Frauen wie Vanessa Münstermann, die 

von ihrem Ex-Partner mit Säure übergossen wurde 

und heute hier im Niedersächsischen Landtag Ge-

sicht zeigt. Ihr ist dieser Antrag gewidmet. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Ich bewundere ihre Stärke und den Lebensmut je-

der dieser Frauen. 

Mit der Einführung der psychosozialen Prozessbe-

gleitung im Gewaltschutzverfahren in diesem Jahr, 

der Verteilung der geschützten App sowie der bal-

digen Einführung der Fußfessel möchten wir Grüne 

gewaltbetroffenen Frauen mehr Werkzeuge in die 

Hand geben und häuslicher Gewalt entschieden 

den Kampf ansagen.  

Und natürlich ist das nicht genug. Daher, sehr ge-

ehrte Abgeordnete, seien Sie gewiss: Es wird mehr 

folgen müssen. 

Diesen Weg bis hierher bin ich nicht alleine gegan-

gen. Mir war es stets ein großes Anliegen, die CDU 

mit ins Boot zu holen. Und obgleich Sie gleich aus 

parteitaktischen Gründen abstimmen, weiß ich, 

dass kein Innenminister dieser Welt an den starken 

Frauen der CDU wie Birgit Butter oder Carina Her-

mann vorbeikommt und es ansatzweise wagen 

würde, die Fußfessel in Zweifel zu ziehen. Das ist 

ein gutes Gefühl. Das ist ein gutes Zeichen für alle 

niedersächsischen Frauen. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

An dieser Stelle möchte ich mich besonders für die 

kollegiale Zusammenarbeit mit Frau Doris 

Schröder-Köpf bedanken, die den Antrag an ent-

scheidenden Stellen geschärft hat, und auch bei In-

nenministerin Daniela Behrens und Justizministerin 

Dr. Kathrin Wahlmann. 

Das ist unser Moment. Wir Frauen wissen, was wir 

geleistet haben und wer die treibende Kraft dieses 

Antrags ist. In diesem Sinne: Ni una menos - nicht 

eine weniger! 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 
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Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Für die Landesregierung hat das 

Wort die Ministerin für Inneres und Sport. Bitte 

schön! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Daniela Behrens, Ministerin für Inneres und Sport: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-

legen! Ich möchte mich sehr herzlich bedanken: für 

den Antrag zu diesem wichtigen Thema, für die gute 

Debatte bei der ersten und bei dieser abschließen-

den Beratung, für Ihre intensive Beratung im Aus-

schuss und für das sehr große Einvernehmen zum 

Thema Bekämpfung von häuslicher Gewalt.  

Denn leider müssen wir miteinander feststellen, 

dass der gefährlichste Ort für Frauen das eigene 

Zuhause ist. Der gefährlichste Ort ist das eigene Zu-

hause! Ein Blick auf die Zahlen in Niedersachsen ist 

erschreckend, die Zahlen für ganz Deutschland sind 

es auch. Für diese Zahlen gibt es keine Sondersen-

dung in den Medien, gibt es keinen „Brennpunkt“, 

gibt es keine besonderen Einrichtungen. Das zeigt, 

dass die Empörung in unserer Gesellschaft für die-

ses schwerwiegende Thema, das wir seit Jahrzehn-

ten bearbeiten und bei dem der Trend leider nicht 

besser wird, nicht gegeben ist. Daher ist jede De-

batte - in diesem Landtag und auch an anderen 

Stellen - dermaßen wichtig. Herzlichen Dank für 

Ihre intensive Debatte dazu! 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Auch in Niedersachsen sind die Zahlen entsetzlich. 

Ich werde im kommenden Monat die Polizeiliche 

Kriminalstatistik 2024 vorstellen. Ich darf nichts vor-

wegnehmen, aber ich werde Ihnen sagen: Der 

Trend beim Thema häusliche Gewalt ist nicht bes-

ser geworden. Die Zahlen aus 2023 sind schon ent-

setzlich - mit fast 30 000 Fällen häuslicher Gewalt 

und über 11 vollendeten und 14 versuchten Morden 

und 21 vollendeten sowie 36 versuchten Totschlag-

delikten nur in Niedersachsen -  

(Laura Hopmann [CDU]: Unglaublich! 

Das ist ein Skandal!) 

und bundesweit jeden Tag. Das geht doch gar nicht! 

Daher müssen wir daran arbeiten, wie wir besser 

werden. Zwei Themen sind in dem Antrag genannt. 

Das ist erstens die „Gewaltfrei“-App. Wir sind das 

einzige Bundesland in Deutschland, das die „Ge-

waltfrei“-App eingeführt hat - schon im Oktober 

2022, zuerst in den beiden Polizeidirektionen 

Braunschweig und Oldenburg, und die nächsten 

werden folgen. Sie ist wichtig für die Beweissiche-

rung, sie ist wichtig für die Information der Frauen, 

sie ist wichtig, um Hilfe zu bekommen.  

Aber wir brauchen weitere Instrumente. Deswe-

gen - zweitens - ist die elektronische Fußfessel sehr 

wichtig. Wir haben in anderen Bereichen - Terroris-

musbekämpfung, Gefährder und andere - gute Er-

fahrungen mit der elektronischen Fußfessel ge-

macht. Wir brauchen sie auch für die Bekämpfung 

häuslicher Gewalt.  

Wir brauchen sie aber in der Form des spanischen 

Modells, nämlich mit einer Distanzüberwachung 

des Täters, der geschlagen oder weitere Körperver-

letzungen begangen hat. Daher finde ich es gut, 

dass wir darüber diskutieren.  

Der Gesetzentwurf der CDU ist eine Anregung 

dazu, aber inkludiert eben nicht das spanische Mo-

dell. Wir werden Ihnen zeitnah die Novelle des 

NPOGs vorlegen, die Regelungen zur elektroni-

schen Fußfessel umfasst und die auch weitere The-

men enthält, die für die Polizei wichtig sind. Sie wer-

den in Ihrer eigenen Geschwindigkeit hier im Land-

tag entscheiden, welche Steps Sie wann beschlie-

ßen.  

Es ist wichtig, dass wir heute allen Betroffe-

nen - auch Ihnen, liebe Frau Münstermann, und al-

len anderen, denen so etwas Schlimmes passiert 

ist - sagen: Das wird jetzt keine Jahre mehr dauern, 

sondern wir wollen das zeitnah miteinander ma-

chen.  

Ich habe heute die große Unterstützung von Ihnen 

allen dazu bekommen. Ich freue mich, dass wir hier 

einen Schritt weiter kommen, damit wir auch dieses 

Instrument in Niedersachsen einsetzen können 

und, weil alle Frauen betroffen sind, hoffentlich bald 

auch in ganz Deutschland. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank, Frau Ministerin Behrens.  
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Wir kommen nun zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der SPD 

und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der sich 

aus der Beschlussempfehlung ergebenden geän-

derten Fassung annehmen will, den bitte ich um das 

Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der SPD, 

von Bündnis 90/Die Grünen, der CDU und der AfD. 

Möchte sich jemand der Stimme enthalten? - Das 

habe ich nicht erkannt. Gegenstimmen? - Habe ich 

auch nicht gesehen. Somit ist der so wichtige Antrag 

einstimmig angenommen worden.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vereinbarungsge-

mäß rufe ich zusammen auf:  

Tagesordnungspunkt 12: 

Abschließende Beratung: 

Digitalisierung an Schulen landesweit gerecht 

voranbringen - Antrag der Fraktion der SPD und 

der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 19/2753 

- Beschlussempfehlung des Kultusausschusses - 

Drs. 19/6502 

Tagesordnungspunkt 13: 

Abschließende Beratung: 

Digitalisierung als Chance - die Rahmenbedin-

gungen für die digitale Schule jetzt verbessern!

- Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/877 - Be-

schlussempfehlung des Kultusausschusses - Drs. 

19/6544 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag der Ko-

alitionsfraktionen unter Tagesordnungspunkt 12 in 

geänderter Fassung anzunehmen und den Antrag 

der Fraktion der CDU unter Tagesordnungspunkt 

13 abzulehnen. Eine Berichterstattung ist zu beiden 

Tagesordnungspunkten nicht vorgesehen.  

Wir steigen in die Beratung ein. Es beginnt der Kol-

lege Mennen aus der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen. Bitte sehr! 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Pascal Mennen (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Am Montag wurde in meinem Wahlkreis 

wie auch an vielen anderen Orten und auch hier 

heute Morgen an den dritten Jahrestag des Beginns 

des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine 

gedacht. Ich erinnere mich an eine Szene einige 

Monate nach Kriegsbeginn, die mich im Zusam-

menhang mit dem Thema, über das wir jetzt spre-

chen, sehr beeindruckt hat: In der Lüneburger Ju-

gendherberge waren etwa 20 Kinder eines ukraini-

schen Waisenheims untergebracht, die vor Putins 

Bomben fliehen mussten. Es war am Vormittag, die 

Schüler*innen im Alter von 8 bis ca. 15 Jahren sa-

ßen verteilt im Speisesaal, auf den Fluren, auf den 

Zimmern und im Aufenthaltsraum, hatten iPads in 

der Hand und nahmen völlig selbstverständlich am 

Unterricht aus der Ukraine teil.  

Sehr geehrte Abgeordnete, Tausende Kinder und 

Jugendliche aus der Ukraine nehmen nach wie vor 

am Schulunterricht teil - hier an unseren Schulen, 

aber auch online, verteilt auf andere Länder in Eu-

ropa, die ihnen eine sichere Unterbringung geben. 

Häufig findet das auch in ihren alten Kohorten, ihren 

alten Klassen und mit den vertrauten Lehrkräften 

statt. Wie geht das? Es geht mit den ukrainischen 

Educational Technologies - kurz: EdTechs - der On-

line-Schule Optima, den Online-Schulbüchern von 

Shkola oder den Lernplattformen Numo und EdEra. 

EdTechs vereinen technologieorientierte Firmen 

und Start-ups, die Lösungen, Services und Pro-

dukte im Bereich der Lern- und Bildungsanwendun-

gen anbieten.  

Und wir? Klar, wir haben als Land, das deutlich frü-

her mit der Digitalisierung begonnen hat, völlig an-

dere Voraussetzungen. Aber auch hier in Deutsch-

land gibt es zahlreiche Bildungs-Start-ups, die 

längst Initiativen gestartet haben. Mike Shangkuan, 

CEO der Online-Sprachschule Lingoda, sagte dem 

Handelsblatt: Bisher wurde das Potenzial hier aber 

noch nicht ausreichend ausgeschöpft. 

Das, sehr geehrte Abgeordnete, ist der Grund, wa-

rum wir beim Thema Digitalisierung an Schulen 

nicht zaudern dürfen. Wir schaffen mit unserem An-

trag wichtige Grundlagen, die seit Langem unge-

klärt sind und in der Praxis immer wieder zu Proble-

men führen. Das schafft Potenziale. 

Sehr geehrte Damen und Herren, der Digitalisie-

rungsprozess muss vor allem konzeptionell weiter-

entwickelt werden, um die Frage hinreichend zu be-

antworten, inwieweit und auf welchem Weg digitale 

Medien die Unterrichtsqualität tatsächlich verbes-

sern können bzw. Gegenstand des Lernens sein 

sollten. Darauf basierend erfolgt die Einrichtung ei-

ner IT-Infrastruktur. Denn Digitalisierung in Schulen 

erschöpft sich eben nicht darin, Geräte anzuschaf-

fen und regelmäßig zu erneuern. Es bedarf zuerst 

fachlich geschulten Personals, das die Infrastruktur 

betreuen, weiterentwickeln und auch warten kann. 
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Das lehrende und das pädagogische Personal hin-

gegen müssen durch medienpädagogische und di-

daktische Fortbildungen in die Lage versetzt wer-

den, Unterricht und weitere an Schule stattfindende 

Angebote unter Einbeziehung digitaler Geräte und 

Medien durchzuführen. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte Ihnen 

die Kernforderungen unseres Antrags vorstellen. 

Wir wollen Digitalisierung an allen Schulen in Nie-

dersachsen gleichwertig umsetzen. Das bedeutet, 

dass wir genau schauen müssen, wohin bisher Gel-

der des DigitalPakts 1.0 geflossen sind, wo viel-

leicht aber auch noch Nachholbedarf besteht. 

Mit dem DigitalPakt 2.0 wollen wir die schrittweise 

Bereitstellung von Endgeräten in Abstimmung mit 

den Schulen und Schulträgern voranbringen. So 

wollen wir in dieser Dekade auch eine nachhaltige 

Finanzierung einer IT-Infrastruktur auf den Weg 

bringen. 

Wir wollen endlich klären, welche Personengruppen 

an Schulen für Beschaffung, Einrichtung, Bereitstel-

lung und Wartung von technischer Infrastruktur zu-

ständig sind. In diesem Zusammenhang wollen wir 

den Erlass „Beschäftigung von Schulassistentinnen 

und Schulassistenten an öffentlichen Schulen“ ak-

tualisieren. Denn in der Berufsbeschreibung, die 

aus den beginnenden 1990er-Jahren stammt, steht 

noch, dass diese Damen und Herren an unseren 

Schulen Kassettenrekorder reparieren und Over-

headprojektoren pflegen sollen. Ich denke, da ist ei-

nige Erneuerung notwendig. Das hat dann übrigens 

auch mit dem Gehalt zu tun. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Wir wollen zügig prüfen, wie digitaler und hybrider 

Unterricht datenschutzkonform und technisch so 

aufgebaut zur Verfügung gestellt werden kann, 

dass ein kurzfristiger Zugriff bei Schulausfällen 

möglich ist. 

Last, but not least möchte ich auf die Veränderun-

gen durch KI an Schule hinweisen. Hier fordern wir 

ein notwendiges Umdenken im Bereich von Haus-

aufgaben, Leistungskontrollen usw. 

Sehr geehrte Kolleg*innen, wir haben uns im Aus-

schuss umfänglich mit beiden vorliegenden Anträ-

gen beschäftigt und hatten drei Ausschusssitzun-

gen lang Unterrichtungen des Kultusministeri-

ums - ich kann sagen: es lohnt sich, die Aus-

schussprotokolle zu lesen - zu Themen wie KI, der 

neuen Organisationsplattform NEO und vielen wei-

teren spannenden Entwicklungen zur Digitalisie-

rung, die im Ministerium stattfinden, entgegenge-

nommen. Da ist viel mehr auf dem Weg, als man 

manchmal denkt. 

Sehr geehrte Abgeordnete, wir legen heute einen 

Grundlagenantrag zur Verbesserung der Digitalisie-

rung an unseren Schulen zur Abstimmung vor. Er 

greift Themen auf, die schon lange liegen. Dieser 

Antrag ist ein großer Schritt nach vorn, der Voraus-

setzungen für eine bessere Digitalität schafft und 

auf den wir natürlich auch aufbauen wollen und wer-

den. Ich bitte deshalb um Zustimmung. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Als Nächstes hören wir aus der Frak-

tion der CDU den Kollegen Reinken. Bitte sehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Lukas Reinken (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir alle kennen die Begriffe „künstli-

che Intelligenz“, „Social Media“, „Apps“, „Fake 

News“. Die digitale Welt ist sicher das prägende 

Element unserer Zeit. Natürlich betrifft diese Digita-

lisierung nicht nur unsere Freizeit oder das Leben 

nach dem Schulabschluss, sondern auch die 

Schule an sich. 

Wissen Sie, als ich zur Schule ging, wurden gerade 

die ersten Smartboards in den Klassen angeschafft. 

(Zurufe von der CDU: Oh! - Reinhold 

Hilbers [CDU]: Das ist noch gar nicht 

so lange her!) 

- Das ist noch gar nicht so lange her; Sie haben es 

genau erfasst.  

15 Jahre später sehen wir in der Schullandschaft al-

lerdings weiterhin einen Flickenteppich und immer 

noch keine beständige Digitalisierung. 

Dabei wollen wir ja auch nicht alle Technologien 

und alle Bildungsansätze blind übernehmen. Nein, 

im Gegenteil: Es geht doch darum, mit Augenmaß 

die Lebenswirklichkeit in der Schule abzubilden und 

die Schülerinnen und Schüler auf ein selbstbe-

stimmtes, selbstbewusstes und sicheres Leben in 

der digitalen Welt vorzubereiten. 
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Ich bin sicher: Wir müssen die Digitalisierung als 

Chance begreifen. Deswegen haben wir heute ei-

nen umfangreichen Antrag vorgelegt.  

Wir brauchen endlich Klarheit: Wo stehen wir bei 

der Schuldigitalisierung, und wo wollen wir noch 

hin? Deshalb fordern wir eine echte Bestandsauf-

nahme. Nur mit einer breiten wissenschaftlichen Ex-

pertise können wir sicherstellen, dass unser Schul-

system auf dem neuesten Stand der pädagogi-

schen Erkenntnisse arbeiten kann und dabei auch 

neue Themen mit einbezieht. Dazu müssen wir als 

Land eine konkrete Digitalisierungsstrategie für die 

Schulen entwickeln. Was ist dabei unser Zielbild? 

Welche Schritte müssen wir bis dahin umsetzen? 

Wie wird sich dadurch auch der Unterricht als sol-

cher verändern? Mit all diesen Fragen sollten wir 

Lehrer und Schüler nicht alleinlassen. 

Um Lehrer zu einem guten Digitalunterricht zu befä-

higen, müssen wir dem Thema der Medienkompe-

tenz insbesondere in der Aus-, aber auch in der 

Fortbildung der Lehrkräfte einen höheren Stellen-

wert beimessen. Denn nur wenn alle Lehrer up to 

date sind, können die Schüler effektiv in einer digi-

talen Welt lernen. Medienkompetenz bedeutet da-

bei ja nicht nur, Fake News zu erkennen oder 

PowerPoint zu bedienen. Wir müssen endlich si-

cherstellen, dass alle Lehrkräfte auch in der Lage 

sind, digitale Tools bedarfsgerecht für einen innova-

tiven Unterricht zu nutzen. Ganz viele Lehrkräfte ha-

ben sich da schon auf den Weg gemacht und sind 

dort auch Vorreiter. Aber wir müssen umfangreiche 

Aus- und Weiterbildungsangebote für alle schaffen. 

Das bleibt eine Daueraufgabe. Denn auch wenn 

man heute auf aktuellem Stand ist, heißt das nicht, 

dass man in fünf Jahren wirklich noch vor der Lage 

ist. Sonst bleibt Digitalisierung eben nur ein leeres 

Versprechen. 

Meine Damen und Herren, KI, Robotik, digitale Prü-

fungen, Kampf gegen Fake News - wir alle wissen, 

die Kultuspolitiker sowieso: Die Schule muss mit der 

Zeit gehen. Früher - ebenfalls in meiner Schul-

zeit - gab es den Internetführerschein. Vielleicht hat 

der eine oder andere hier ihn auch gemacht. Heute 

bräuchten wir eigentlich so etwas wie eine KI-Lizenz 

für die Schülerinnen und Schüler. Warum? Weil di-

gitale Kompetenz eben kein Extra, sondern mittler-

weile auch für die spätere Berufstätigkeit essenziell 

ist. 

Wie oft wollen wir diese Debatte eigentlich noch füh-

ren? Wir hängen weit zurück. Es gibt da ja viele Bei-

spiele. In Estland findet spielerischer Programmier-

unterricht teilweise schon in der Grundschule statt. 

Bei uns müssen wir hingegen immer noch darüber 

diskutieren, ob Schulen iPads nutzen können oder 

Videokonferenzen datenschutzrechtlich abgesi-

chert sind. Herr Mennen hat auch das wirklich gute 

Beispiel der ukrainischen Schülerinnen und Schüler 

genannt. Daran kann sich das niedersächsische Bil-

dungssystem ein großes Beispiel nehmen, wie 

schnell und wie einfach manche Fragen zu lösen 

sind. Das Kultusministerium müsste sich jedenfalls 

stärker bezüglich der Lösung von Datenschutzfra-

gen einsetzen. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Wenn ich einmal kurz unterbrechen darf! Ich weiß 

nicht, wie es dem Redner geht, aber hier ist so ein 

Grundrauschen, und es ist unheimlich anstrengend, 

zuzuhören. - Vielen Dank für ein wenig mehr Ruhe 

im Saal. 

(André Bock [CDU]: Der Redner ist so 

laut!) 

Lukas Reinken (CDU): 

Ich werde mich bemühen, dass ich Ihre Gespräche 

nicht unterbreche. Aber ein bisschen müssen Sie 

mir schon noch zuhören. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich will nämlich 

auch ein ernstes Thema ansprechen, das bisher in 

den Beratungen im Ausschuss noch keine große 

Rolle gespielt hat. Bei all den nötigen Diskussionen, 

ob nun unser Antrag oder Ihr Antrag der zielfüh-

rende ist, gibt es ein Thema, bei dem wir gemein-

sam handeln sollten.  

Ein Großteil des Lebens und auch Erlebens unserer 

Schülerinnen und Schüler findet außerhalb des Un-

terrichts statt, in der Freizeit, im Schulbus oder auch 

in den Schulpausen. Wir werden natürlich nicht al-

les bis ins kleinste Detail regeln können, und das 

wollen wir auch gar nicht. Wir müssen aber eine 

Antwort auf die teilweise erschütternden und dra-

matischen Hilferufe finden, die wir von Eltern und 

Lehrern und zunehmend auch von Schülern hören. 

Auch ich habe in den letzten Wochen viele entspre-

chende Nachrichten aus den Schulen meines Wahl-

kreises bekommen.  

Viel zu viele Kinder sind heute nämlich mit Darstel-

lungen von brutaler Gewalt, Kriegsbildern oder por-

nografischen Inhalten in Social Media konfrontiert. 

Das betrifft auch schon ganz junge Schülerinnen 

und Schüler. Ich bin sicher, dass viele von Ihnen 

ähnliche Geschichten in ihren Wahlkreisen hören. 
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Hierzu müssen wir, glaube ich, gesamtgesellschaft-

liche Lösungen finden, denn diese Bilder belasten 

und traumatisieren unsere Schülerinnen und Schü-

ler. Wir sollten uns über die beiden Anträge, die wir 

heute beraten, hinaus konkrete Gedanken dazu 

machen, wie wir mit diesem Phänomen umgehen 

können und wie wir auch in Schulen ein Unterstüt-

zungsnetzwerk aufbauen können, um den Kindern 

zu helfen und sie zu schützen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte als Beispiel 

insbesondere Silke Müller nennen, die viele von 

Ihnen kennen. Sie ist nicht nur Digitalbotschafterin 

Niedersachsens und mittlerweile auch Bestseller-

autorin, sondern auch Schulleiterin einer Ober-

schule im Landkreis Oldenburg. Sie hat ein bewe-

gendes Buch geschrieben, das ich Ihnen wirklich 

ans Herz legen möchte, in dem sie schildert, was 

eigentlich passiert, wenn Kinder in der digitalen 

Welt alleingelassen werden.  

Sie hat bei sich an der Schule sehr niedrigschwellig 

eine Idee umgesetzt, und zwar eine Social-Media-

Sprechstunde für Schüler, aber auch für Lehrer. Ich 

finde, diese Idee, die dort in der Praxis gut funktio-

niert, ist ein gutes Beispiel. Wir sollten uns überle-

gen, wie wir solche Strukturen flächendeckend im 

ganzen Land anbieten können, denn nur durch sol-

che niedrigschwelligen Angebote können wir den 

Schülerinnen und Schülern wirklich helfen, im Alltag 

mit solchen Geschehnissen umzugehen. 

Wir müssen - auch das gehört heute zur Schuldigi-

talisierung - zum Beispiel digitale Endgeräte als 

Lernmittel anerkennen, um einen spielerischen und 

bedarfsgerechten Umgang damit zu ermöglichen.  

Übrigens hat der niedersächsische Landesdaten-

schutzbeauftragte - ich freue mich, dass er heute 

hier im Hause ist und unserer Debatte bei-

wohnt - vor zwei Wochen im Ausschuss sehr deut-

lich zu den Tablets ausgeführt, die Sie in dieser 

Wahlperiode schrittweise einführen wollen; so steht 

es zumindest im Koalitionsvertrag. Der Landesda-

tenschutzbeauftragte hat im Ausschuss sehr deut-

lich gesagt: „Halten Sie sich an Ihren Koalitionsver-

trag!“ Ich füge die Frage an: Wann wollen Sie ei-

gentlich den ersten Schritt gehen? 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, der Landesdatenschutz-

beauftragte sagte im Ausschuss auch, dass die Si-

tuation der Datensicherheit an den Schulen - ich zi-

tiere - „zunehmend gefährlich“ werde. Ihr Ansatz, zu 

prüfen, inwiefern bestehende Strukturen schon aus-

reichen würden, reicht aus meiner Sicht nicht. Wer 

Datensicherheit in der Schule künftig gewährleisten 

will, der muss heute für unseren Antrag stimmen, 

denn wir setzen auf professionelle IT-Administrato-

ren mit einer schulspezifischen Ausbildung, die 

ganz genau wissen, welche Datensicherheitsfragen 

sich in den Schulen stellen. Ihr Antrag ist bei diesem 

Thema eher wie ein Hochglanz-Tablet ohne Akku. 

Es sieht toll aus, aber am Ende können wir damit 

wenig anfangen. 

Meine Damen und Herren, Sie ignorieren auch die 

beständigen Forderungen der Experten, dass eine 

Whitelist für Programme und Apps eine wirkliche 

Vereinfachung im Schulalltag bedeuten würde. Sie 

wollen auch kein professionelles IT-Personal mit 

schulspezifischer Ausbildung, sondern Sie wollen 

erst mal so weitermachen wie bisher. Sobald es 

konkret wird - das haben wir eben schon beim 

Thema Berufsorientierung gehört, und das gilt auch 

hier - lehnen Sie sich zurück und nennen es „Prüf-

auftrag“. Sie betreiben hier wirklich eine Politik der 

Pausentaste, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich verstehe, dass 

es nicht einfach für Sie ist. Und wenn Sie da keine 

wirklichen Ambitionen entwickeln können, dann ist 

es auch schwierig, einen solchen Antrag zu vertei-

digen.  

Eines hat mich wirklich etwas irritiert: Ich muss 

Ihnen offensichtlich auch noch erklären, was ein 

Entschließungsantrag ist. Mit einem Entschlie-

ßungsantrag macht der Landtag ja nicht nur eine 

politische Haltung deutlich, sondern gibt der Lan-

desregierung auch einen Handlungsauftrag. Aber in 

Ihrem Antrag taucht das Wort „Landesregierung“ 

nicht ein einziges Mal auf - nicht ein einziges Mal! 

Sie haben überhaupt nicht mehr den Anspruch, Ih-

rer Regierung zu sagen, was mit einem solchen An-

trag passiert. Das ist nicht nur handwerklich 

schlecht, sondern auch ziemlich peinlich für Sie, 

meine Damen und Herren. 

Dieser Antrag, in den Sie zwar ganz viel hinein-

schreiben, in dem Sie aber keine einzige konkrete 

Forderung - Sie nennen es „Bitte“, das sei Ihnen ge-

stattet - an die Landesregierung stellen, ist die 

Bytes nicht wert, auf denen er gespeichert ist. 

Und um ein letztes Mal den Landesdatenschutzbe-

auftragten zu zitieren: „Jeder Zustand ist besser als 

der, den wir jetzt haben.“ Wie recht er hat! Rot-Grün 

gibt sich beim Thema Digitalisierung jedenfalls of-

fensichtlich auf.  
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Es gibt heute nur einen Antrag in diesem Verfahren, 

der konkrete Maßnahmen aufzeigt und einfordert. 

Das ist unser Antrag, und diesen sollten wir frakti-

onsübergreifend unterstützen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Barbara Otte-Kinast:

Vielen Dank. - Aus der Fraktion der AfD hat nun das 

Wort: der Kollege Rykena. Bitte sehr! 

(Beifall bei der AfD) 

(Vizepräsident Marcus Bosse über-

nimmt den Vorsitz) 

Harm Rykena (AfD):

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren! Die Gegenwart ist digital, die Zukunft 

wird digitaler, Schule wird darauf reagieren müssen. 

Die Frage ist nur: Wie? Beide Anträge, die wir heute 

debattieren, führen da viele bedenkenswerte Maß-

nahmen auf.  

So wird von der SPD und den Grünen in gleich fünf 

Punkten von der Landesregierung eingefordert, sich 

in den Verhandlungen zum DigitalPakt 2.0 beim 

Bund dafür einzusetzen, dass die Bundesmittel 

passgenau den Anforderungen der Schulpraxis zu-

gutekommen. Das ist an und für sich sehr richtig. 

Doch leider scheinen diese Punkte von der Zeit 

überholt worden zu sein. In der im Dezember mit der 

alten Bundesregierung erzielten sogenannten Eini-

gung haben die Länder fast alle ihre Verhandlungs-

positionen aufgegeben und sind auf die vor allem 

für unsere Schulen und damit auch für die Schüler 

ungünstigen Vorstellungen der Bundesseite einge-

schwenkt. An dieser Stelle kann ich nur hoffen, dass 

mit der neuen Bundesregierung das letzte Wort hier 

noch nicht gesprochen wurde. 

Auch im CDU-Antrag finden sich gute Ideen. Beson-

ders wichtig erscheint mir die Forderung nach ei-

nem stringenten Konzept für die Aus-, Fort- und 

Weiterbildung für einen pädagogisch sinnvollen Ein-

satz von digitalen Medien und Methoden. Derzeit 

findet dies zumeist unsystematisch und abhängig 

von den persönlichen Interessen der jeweiligen 

Lehrer statt. 

Auch die Forderung nach einer landesweiten Digi-

talisierungsstrategie für Schulen, die auf die konkre-

ten Anforderungen der unterschiedlichen Schulfor-

men und Klassenstufen eingeht, ist sicherlich rich-

tig. 

Und trotzdem fehlt uns in beiden Anträgen das 

Grundsätzliche. Wichtige Fragen werden gar nicht 

angeschnitten. Wie sieht es zum Beispiel mit den 

negativen Folgen der Digitalisierung aus? Viele 

Schulen berichten bereits heute über abgelenkte 

Schüler, über mangelnde Konzentrationsfähigkeit 

der Generation TikTok und sogar über heimliches 

Spiele-Zocken während des Unterrichts. 

Auch die Lesefertigkeit insbesondere von längeren 

Texten scheint bei umfangreicher Nutzung digitaler 

Inhalte zu leiden, genauso wie das eigenständige 

Mitschreiben von Inhalten. Das delegiert man an 

Mitschüler und hat nachher irgendetwas auf dem 

Rechner, was man sich selber aber gar nicht ange-

schaut hat. 

Und dann schließlich: Ist Digitalisierung beim Erler-

nen der grundsätzlichen Kulturtechniken wie Lesen 

und Schreiben überhaupt eine Hilfe? Oder ist sie 

vielleicht sogar eine Bürde?  

Und schließlich: Was ist mit den Kosten für die digi-

talen Endgeräte? Derzeit werden diese nahezu voll-

ständig auf die Eltern abgewälzt - mit der unange-

nehmen Begleiterscheinung, dass die Schule aus 

rechtlichen Erwägungen keinen Zugriff auf die Kon-

figuration des Gerätes erhält. 

Aus diesen Gründen hat man in Skandinavien, wo 

die digitalen Vorreiter sitzen, bereits angefangen 

zurückzurudern. Die Erfahrungen waren einfach zu 

schlecht. Der Fokus liegt dort nun darauf, den Un-

terricht wieder stärker auf traditionelle Methoden 

wie Stift, Papier und gedruckte Bücher auszurich-

ten, insbesondere in den früheren Schuljahren. 

Selbstverständlich muss die Digitalisierung ein 

Thema im Unterricht werden. Es muss sicherge-

stellt werden, dass es in Deutschland unter den 

Schulabgängern keine digitalen Analphabeten gibt. 

Trotzdem plädieren wir dafür, dies mit Augenmaß 

zu tun und so richtig erst in Klasse 8 damit zu be-

ginnen. Zuvor sollten digitale Geräte allenfalls gele-

gentlich als unterstützende Lernhelfer eingesetzt 

werden. 

Ich fasse zusammen: Beide Anträge haben gute 

Einzelideen, lassen jedoch die grundsätzlichen Fra-

gestellungen gänzlich außer Acht. Wir werden uns 

deshalb in der Abstimmung zu beiden Anträgen ent-

halten. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 



Niedersächsischer Landtag  -  19. Wahlperiode  -  60. Plenarsitzung am 26. Februar 2025 

4808 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Herr Abgeordneter Rykena. - Die 

nächste Wortmeldung: aus der Fraktion der SPD 

die Kollegin Kirsikka Lansmann. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ich gehöre noch der Generation Krei-

detafel an und habe auch keinen Internetführer-

schein in der Schule gemacht. Aber immerhin hat-

ten wir schon eine Computer AG.  

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Digitalisierung 

kein Trend ist, den man aussitzen kann. Digitalisie-

rung hat unseren Alltag verändert, unsere Art zu ar-

beiten, zu kommunizieren, zu lernen, und, wenn wir 

ehrlich sind, natürlich auch unseren Schulalltag.  

Künstliche Intelligenz, die viele noch als Science-

Fiction abgetan haben, ist mittlerweile Realität und 

fester Bestandteil unseres Alltags. ChatGPT hat 

beispielsweise in nur zwei Monaten die Marke von 

100 Millionen Nutzerinnen und Nutzern erreicht - 

schneller als jede andere Anwendung. Zum Ver-

gleich: TikTok brauchte neun Monate, Instagram 

zweieinhalb Jahre. Nun gibt es auch noch Deep-

Seek, eine weitere spannende Entwicklung, die 

zeigt, wie rasant sich dieser Bereich weiterentwi-

ckelt. Doch gerade hier ist Vorsicht geboten, insbe-

sondere was den Datenschutz angeht.  

Digitalisierung ist da und macht keine Pause. Die 

Frage ist nicht mehr, ob sie Teil der Schule sein soll, 

sondern wie wir sie sinnvoll und gerecht gestalten. 

Daher brauchen wir eine Weiterentwicklung der lan-

desweiten Strategie, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. 

Doch lassen Sie mich eines klarstellen: Digitalisie-

rung bedeutet nicht, dass Kinder und Jugendliche 

nur noch auf Bildschirme starren. Sie bedeutet, 

dass wir Lernwelten erweitern, dass wir neue Mög-

lichkeiten der Zusammenarbeit, der Individualisie-

rung und der Kompetenzentwicklung schaffen. Eine 

gute digitale Bildung bedeutet, dass ein Kind auf 

dem Land dieselben Lernchancen hat wie ein Kind 

in einer Großstadt mit guter Infrastruktur. 

Gleichzeitig heißt das aber nicht, dass Kinder kein 

klassisches Buch mehr aufschlagen oder nicht 

mehr mit dem Stift schreiben sollen - ganz im Ge-

genteil. Ich halte es für essenziell, dass diese 

Grundkompetenzen erhalten und gefördert werden. 

Das eine schließt das andere nicht aus, sondern 

kann sich sinnvoll ergänzen. Digitale Tools können 

dabei helfen, das Schreiben gezielt zu erlernen, 

Texte interaktiv zu analysieren oder Lesekompeten-

zen zu vertiefen. Digitalisierung ist kein Ersatz für 

bewährte Methoden, sondern eine wertvolle Ergän-

zung. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Es war ein großer Erfolg, dass Niedersachsen die 

Mittel aus dem DigitalPakt 1.0 ausgeschöpft hat. 

Dies zeigt, dass die Digitalisierung unserer Schulen 

vorangetrieben wird. Nun gibt es bereits Vereinba-

rungen zum DigitalPakt 2.0 - ein wichtiger Schritt, 

den die neue Bundesregierung nun auch umsetzen 

muss. Denn der DigitalPakt 2.0 wird dringend benö-

tigt. 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Frau Kollegin Lansmann, einen Moment, bitte! 

Der Besucherdienst hat Sie auf den Tribünen mit Si-

cherheit darüber informiert, dass Fotoaufnahmen 

sehr wohl möglich sind, Filmaufnahmen aber nicht. 

Ich wurde gerade darauf hingewiesen, dass hier 

Filmaufnahmen gemacht werden. Ich bitte, das zu 

unterlassen.  

Bitte schön, Frau Lansmann! 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Vielen Dank.  

Der DigitalPakt 2.0 wird dringend benötigt für die 

Ausstattung mit digitalen Endgeräten, für die War-

tung und Administration der IT-Infrastruktur, aber 

auch für die Fortbildung der Lehrkräfte. Wir haben 

im Koalitionsvertrag festgehalten, dass alle Schüle-

rinnen und Schüler ab Klasse 8 mit Tablets ausge-

stattet werden sollen. Dafür brauchen wir den Digi-

talPakt 2.0. Natürlich ist das eine große finanzielle 

Kraftanstrengung. Aber wir müssen hier liefern, 

denn es ist eine notwendige Investition in die Zu-

kunft unserer Kinder, liebe Kolleginnen und Kolle-

gen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wie wir eben gehört haben, fordert die CDU eine 

zentrale Whitelist für Apps in Schulen. Der Wunsch 

nach mehr Sicherheit bei der Softwareauswahl ist 

nachvollziehbar. Allerdings ist es mit erheblichem 

Verwaltungsaufwand verbunden, eine solche Liste 

stets aktuell zu halten. Wer soll kontinuierlich prü-

fen, welche Anwendungen datenschutzkonform 

sind und welche nicht mehr genutzt werden dürfen? 
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Der Datenschutz ist grundsätzlich ein zentrales 

Thema in der digitalen Bildung. Erst kürzlich haben 

wir, wie wir gehört haben, im Ausschuss eine Unter-

richtung durch den Landesdatenschutzbeauftragten 

erhalten, in der betont wurde, wie essenziell der 

Schutz sensibler Daten ist. 

Gleichzeitig müssen die Regelungen praktikabel 

bleiben, um den Schulalltag nicht unnötig zu ver-

komplizieren. Es braucht Lösungen für die Realität 

an den Schulen, um den Schulen gerecht zu wer-

den und praktikabel zu sein. Daher ist es erfreulich, 

dass das Ministerium und der Datenschutzbeauf-

tragte regelmäßig im Austausch stehen, um ge-

meinsam an tragfähigen Lösungen zu arbeiten. 

Das Kultusministerium stellt bereits zentrale Soft-

warelösungen zur Verfügung, die den Schulen eine 

sichere Nutzung ermöglichen. Gleichzeitig arbeitet 

die Medienberatung kontinuierlich an Empfehlun-

gen für Schulen. Zudem wird im Rahmen eines län-

derübergreifenden DigitalPakt-Projekts daran gear-

beitet, Kriterien für Softwarelisten zu erarbeiten, die 

Schulen eine verlässliche Orientierung bieten kön-

nen. Datenschutz ist ein fortlaufender Prozess, der 

eng begleitet wird. Es bleibt abzuwarten, welche Lö-

sungen sich aus diesen Bestrebungen entwickeln 

werden. 

Digitalisierung kann nicht nur Schülerinnen und 

Schüler unterstützen, sondern auch Lehrkräfte ent-

lasten - insbesondere bei Verwaltungsaufgaben. Mit 

dem Projekt „Smarte Schulverwaltung Niedersach-

sen“ wird die Schulverwaltung umfassend moderni-

siert. Ziel ist es, die IT-Fachverfahren weiterzuent-

wickeln und eine effiziente, zukunftssichere Infra-

struktur zu schaffen. Dies soll insbesondere Schul-

leitungen, Lehrkräfte sowie Verwaltungs- und nicht 

lehrendes Personal entlasten. Die neue Schulver-

waltungssoftware NEO soll dabei helfen, Arbeits-

prozesse zu vereinfachen, Mehrfacheingaben zu 

vermeiden und Schnittstellen zu bestehenden Sys-

temen zu schaffen.  

Interessant sind ganz neue Entwicklungen in Rhein-

land-Pfalz. Vor wenigen Tagen wurde dort eine Ko-

operation mit IServ geschlossen. Wir werden genau 

beobachten, wie sich diese Entwicklung gestaltet. 

Gleichzeitig ist es gut, dass wir in Niedersachsen 

weiter an unseren eigenen Lösungen arbeiten. Den-

noch muss man sich die Entwicklung in Rheinland-

Pfalz genau anschauen, evaluieren und daraus 

Schlüsse ziehen. 

Letztendlich geht es darum, effizient zu sein und un-

sere Lehrkräfte zu entlasten. Verwaltung darf nicht 

zu einer zusätzlichen Belastung werden, sondern 

muss digital einfacher und schneller funktionieren. 

Die Digitalisierung entwickelt sich rasant. Wir sollten 

offen dafür bleiben, sinnvolle Ansätze zu prüfen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, digitale Bildung 

bedeutet auch, neue Lehr- und Lernformate zu ent-

wickeln. Moderne Prüfungsformate müssen digitale 

Kompetenzen abbilden. Ein Beispiel: Warum sollen 

Schülerinnen und Schüler im Englischunterricht 

noch klassische Aufsätze schreiben, wenn sie statt-

dessen einen Podcast aufnehmen oder ein Erklär-

video erstellen können? Das sind Fähigkeiten, die 

in der digitalen Welt wirklich gebraucht werden. Ei-

nen klassischen Aufsatz erstellt ChatGPT in weni-

gen Sekunden. 

Niedersachsen geht hier bereits neue Wege, indem 

es alternative Leistungsnachweise in der Oberstufe 

ermöglicht. Es ist gut, dass im Zuge der Oberstufen-

reform genau überlegt wird, wie Prüfungen zukünf-

tig noch stärker an die digitalen Möglichkeiten an-

gepasst werden können.  

Manche tun so, als sei künstliche Intelligenz das 

Ende des klassischen Lernens. Das stimmt nicht. 

Vielmehr müssen wir Schülerinnen und Schüler be-

fähigen, KI-Tools kritisch und produktiv zu nutzen. 

Niedersachsen setzt dabei auf praxisnahe Fortbil-

dungen für Lehrkräfte und auf die Integration von KI 

in den Unterricht. Aber wir müssen auch schauen, 

wie wir digitalen und hybriden Unterricht technisch 

und datenschutzkonform gestalten können, um bei 

Schulausfällen einsatzfähig zu sein.  

All diese Maßnahmen zeigen: Digitalisierung ist 

nicht nur ein Technikthema, sondern eine zentrale 

Aufgabe für eine zukunftsfähige Bildung. Wir müs-

sen nicht nur Geräte besorgen, sondern auch Struk-

turen schaffen, die nachhaltige und sichere digitale 

Bildung ermöglichen. Eine ganzheitliche Strategie, 

die pädagogische Konzepte, IT-Infrastruktur, Da-

tenschutz und Lehrkräftefortbildung gleichermaßen 

berücksichtigt, ist entscheidend für den Erfolg der 

digitalen Transformation an unseren Schulen. 

Herr Reinken, wir sind ja gar nicht so weit auseinan-

der. Wir haben Ihnen angeboten, einen gemeinsa-

men Antrag daraus zu machen. Das haben Sie ab-

gelehnt, das ist ja auch in Ordnung. Aber es zeigt, 

dass wir gar nicht so weit auseinander sind. 

Sie sagen, es gebe zu wenige Punkte. Unser Antrag 

hat 16 Punkte. Ich weiß, Sie als Opposition wissen 

das nicht so: Wir haben ein gutes Verhältnis zu un-

seren Ministerinnen.  

(Lachen bei der CDU) 
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Da ist es logisch, dass wir sie bitten. Wir brauchen 

sie nicht aufzufordern, unsere Punkte abzuarbeiten. 

Deswegen lehnen wir den Antrag der CDU ab und 

wollen, dass Sie unseren Antrag unterstützen. Herr 

Reinken, Sie haben immer noch die Chance, mitzu-

machen. Denn Niedersachsen braucht eine Digita-

lisierungsstrategie, die nicht nur laut fordert, son-

dern klug umsetzt. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Für die Landesregierung hat sich Frau Kultusminis-

terin Julia Willie Hamburg zu Wort gemeldet. Bitte 

schön, Frau Hamburg! 

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Herr Reinken, das Schöne bei regie-

rungstragenden Fraktionen ist, dass das, was sie 

beschließen, umgesetzt wird, dass sie deutlich ma-

chen können, wie in Niedersachsen gestaltet wer-

den soll. Ich kann Ihnen versichern, dass ich, auch 

wenn da nicht steht, dass sie mich bitten, das als 

Bitte/Aufforderung wahrnehme und selbstverständ-

lich als Rückenwind für unsere Digitalstrategie in 

Niedersachsen empfinde. 

Die Digitalisierung in Niedersachsen ist eine Not-

wendigkeit. Das ist in der Debatte deutlich gewor-

den. Mir ist auch wichtig, dass Digitalisierung ein 

Werkzeug ist, um attraktiven Unterricht zu machen 

und auch Selbstlernmöglichkeiten anzubieten. Sie 

ist kein Selbstzweck. 

Hier gilt es, immer eine gesunde Balance zu finden 

zwischen Stift und Papier, Kreidetafel, Smartboard, 

aber auch iPad-Arbeiten und guten Programmen. 

Hier kann ein Handy zum Fotografieren und Kartie-

ren im Biologieunterricht ebenso genutzt werden 

wie eine Videokonferenz, um mit der Partnerschule 

in England nicht nur während eines Austausches in 

Kontakt zu treten, sondern auch ansonsten mitei-

nander zu reden.  

Ich bin froh, dass die Corona-Pandemie, so belas-

tend sie auch war, einen enormen Schub im Bereich 

der Digitalisierung gebracht hat und dass der Digi-

talPakt 1.0 in Niedersachsen vieles an kommunalen 

Investitionen für mehr digitale Ausstattung ermög-

licht hat. 

Das hat tatsächlich Wirkung erzielt. Und ich bin froh, 

dass es uns in Niedersachsen gelungen ist, wirklich 

alle Mittel des DigitalPaktes 1.0 zu binden und künf-

tig zu verausgaben.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Aber zur Wahrheit gehört auch: Wir hatten 3 000 

Anträge, die in den Kommunen offengeblieben sind. 

Das zeigt, dass weiterhin darüber hinaus ein erheb-

licher Handlungsbedarf besteht und natürlich nach 

vier bis fünf Jahren erhebliche Ersatzbeschaffungen 

zu leisten sind. Deswegen ist es so notwendig, dass 

es einen DigitalPakt 2.0 gibt. Wir brauchen ihn drin-

gend.  

Ich möchte Sie als CDU-Fraktion noch einmal deut-

lich adressieren - ich habe das hier mehrfach ge-

sagt, und da Sie jetzt den nächsten Kanzler stellen 

werden, ist das für Sie relevant -: Wir brauchen ei-

nen DigitalPakt 2.0, der mindestens den gleichen 

Umfang hat wie der DigitalPakt 1.0. Eine Hälfte ist 

zu wenig. Eigentlich brauchen wir sogar mehr, denn 

wir haben, wie ich Ihnen gesagt habe, viel mehr 

Handlungsbedarf. Vielleicht ist das, da die FDP in 

Zukunft weder das Finanz- noch das Bildungsminis-

terium im Bund stellt, möglich. Ich hoffe sehr, dass 

wir hier alle miteinander für die Digitalisierung in 

Niedersachsen vorankommen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Ich möchte an der Stelle auch deutlich sagen: Län-

der und Kommunen werden sich das nicht aus den 

Rippen schneiden können. Wir brauchen dauer-

hafte finanzielle Mittel des Bundes, weil die Bil-

dungsausgaben immer weiter explodieren. Land 

und Kommunen haben nicht ausreichend eigene 

Einnahmemöglichkeiten. Insofern muss der Bund 

das an dieser Stelle als Dauerausgabe anerkennen, 

weil eine Projekteritis bei der Schulentwicklungspla-

nung am Ende einfach nicht hilft.  

Sie als CDU haben in Ihrem Antrag viele Forderun-

gen gestellt, was wir im DigitalPakt 2.0 berücksich-

tigen mögen. Die regierungstragenden Fraktionen 

haben zu Recht noch einmal auf die Möglichkeit hin-

gewiesen, auch Tablets zu finanzieren. Sie wissen 

um die wirtschaftliche Lage und die Steuerentwick-

lung im Land. Wir brauchen den DigitalPakt 1.0, um 

die Forderungen des Landesdatenschutzbeauftrag-

ten und unseren Koalitionsvertrag umzusetzen und 

wirklich für jedes Kind an den Schulen ein Tablet zu 

haben.  
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Sie haben vielleicht wahrgenommen, dass wir viele 

der Forderungen in den letzten Monaten in den Ver-

handlungen um den DigitalPakt 2.0 mit Verve ver-

treten und berücksichtigt haben. Auch das Thema 

Entbürokratisierung spielt da meines Erachtens 

eine Rolle. Sollte die Bildungsministerin tatsächlich 

von der CDU/CSU kommen, kann ich nur appellie-

ren: Machen Sie es für die Kommunen und das 

Land einfach, und überladen Sie die Schulen nicht 

mit Bürokratie, wenn Sie ihnen Geld geben! Das 

wäre eine große Hilfe.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Da Sie als CDU in Ihrem Antrag die Forderung er-

heben, die Tablets als Lernmittel anzuerkennen, 

möchte ich Ihnen deutlich sagen, dass auch das 

eine Bundesregelung ist, die sich ändern müsste, 

weil das Land gar nicht entscheiden darf, dass Tab-

lets ein Lernmittel sind, sie von den Sozialbehörden 

zu erstatten und von den Eltern zu finanzieren sind. 

Da braucht es sozialrechtliche Vorgaben des Bun-

des, die anerkennen, dass eine digitale Ausstattung 

mit Tablets zur Grundausstattung gehört. Dann 

kann ich mit dem Lernmittel in Niedersachsen etwas 

für arme Familien bewegen und die Eltern grund-

ständig über die Anerkennung entlasten. Ansonsten 

ist eine Anerkennung nicht mehr als ein Lippenbe-

kenntnis. Insofern können Sie im Bund in den Koa-

litionsverhandlungen jetzt einen deutlichen Fokus 

darauf legen und uns hier im Land Rückenwind ge-

ben.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es ist in den letzten Jahren vieles entstanden. In der 

Tat ist es gerade unsere Aufgabe, zu konsolidieren; 

denn die digitale Ausstattung ist an den Schulen 

und auch in den Landkreisen sehr, sehr unter-

schiedlich. Es gibt Schulen, die komplett mit Tablets 

arbeiten, Selbstlernangebote haben, Lernen im ei-

genen Takt machen und jahrgangsübergreifende 

Projekte über digitale Möglichkeiten umsetzen, und 

es gibt andere Schulen, die noch nicht einmal aus-

reichend Tablets haben, um damit sinnvoll zu arbei-

ten. Insofern ist es jetzt unsere Aufgabe, hier grund-

legende Standards und eine Digitalstrategie zu ent-

wickeln und in diesem Zusammenhang auch mit 

den Kommunen zu sprechen.  

Natürlich widmen wir uns den vielen inhaltlichen 

Fragen. Das Thema KI ist hier mehrfach angespro-

chen worden. Auch die Frage: „Wie kann man Lehr-

kräfte befähigen, lernförderliche Umgebungen 

durch digitale Tools zu schaffen?“, ist total entschei-

dend. Abzugrenzen: „Was machen wir digital und 

was nicht?“, ist natürlich auch unsere Aufgabe.  

In diesem Zusammenhang haben wir diverse Fort-

bildungen, die wir sehr passgenau anbieten. Ich 

möchte auch noch einmal darauf hinweisen, dass 

wir sehr, sehr viele Selbstlernangebote für Lehr-

kräfte haben, und zwar genau aus dem Grund, Herr 

Reinken, den Sie genannt haben: Nicht jede Lehr-

kraft kann zu einer Fortbildung fahren, nicht jede 

Lehrkraft priorisiert das. Es passt auch nicht immer 

in den Stundenplan. Insofern sind Selbstlernange-

bote ein sehr niedrigschwelliges Angebot, um es 

wirklich allen Lehrkräften zu ermöglichen, sich in 

diesem Bereich fortzubilden. Das NLQ ist in diesem 

Bereich hervorragend aufgestellt. Wir haben eine 

ganze Abteilung zum Thema Digitalisierung, die 

sich gerade im Bereich KI über Modellprojekte, Pra-

xisangebote und Lehrkräftequalifizierungen sehr, 

sehr hervorgetan hat. Natürlich sind wir gewillt, das 

weiterzuentwickeln und auszubauen.  

Auch das Thema „witterungsbedingter Unterrichts-

ausfall“ steht in beiden Anträgen. Ich finde das ganz 

wichtig. Wir arbeiten gerade daran, die Vorausset-

zungen dafür zu schaffen, dass wir für den Fall, 

dass aufgrund von Schneechaos Unterricht in der 

Schule nicht stattfinden kann, aus der Corona-Pan-

demie lernen und digitale Lernangebote vorhalten.  

Das Land hat diverse Apps beschafft, gerade um 

diese Datenschutzunsicherheiten zu überwinden 

und den Schulen zu sagen: Mit diesen Tools könnt 

ihr gut arbeiten. - Wir sind gerade dabei, mit den 

Schulen zu schauen: Welche haben sich bewährt? 

Welche funktionieren? - Die sind sehr weitreichend 

von „Binogi“, einem mehrsprachigen Lernpro-

gramm, über „Westermann Grundschule“, wo man 

wirklich den Lernstand der Kinder erheben kann, bis 

hin zu Dingen für Förderbedarfe.  

Vizepräsident Marcus Bosse:

Frau Ministerin Hamburg, lasst Sie eine Zwischen-

frage des Abgeordneten Frölich zu?  

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Natürlich.  

Vizepräsident Marcus Bosse:

Bitte schön, Herr Frölich! 
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Christian Frölich (CDU): 

Frau Ministerin, herzlichen Dank für das Zulassen 

dieser Zwischenfrage.  

Ich war am Montag in einer berufsbildenden Schule 

bei mir im Wahlkreis. Da geht jetzt der Schulassis-

tent in Rente. Er hat die ganze Administration für die 

IT an der Schule gemacht. Die Schulleiterin ist 

schier am Verzweifeln, wie das zukünftig weiterge-

hen soll. Welche Antwort haben Sie als Ministerin 

darauf?  

Julia Willie Hamburg, Kultusministerin: 

Es ist gut, dass Sie das ansprechen, weil ich näm-

lich gleich darauf zu sprechen komme. Wenn Sie 

gestatten, würde ich meinen Aspekt zu Ende aus-

führen und dann darauf eingehen.  

Die Digitalisierung ermöglicht, dass zum Beispiel 

die sogenannten Vergleichsarbeiten künftig für 

Schulen einen echten Mehrwert erzeugen. Wir kön-

nen dann landesweit monitoren, aber auch der ein-

zelnen Lehrkraft Feedback zum Lernstand der 

Schülerinnen und Schüler und für die individuelle 

Förderung geben.  

Das Thema IT-Administration verhandeln wir ge-

rade mit den Kommunen. Im Zuge dessen habe ich 

unabhängig von dem, was diese Verhandlungen er-

geben, entschieden, den Erlass zur Schulassistenz 

neu zu gestalten. Er wird demnächst in die Anhö-

rung gehen. Das, was Sie beschreiben, Herr 

Frölich, ist derzeit noch gar nicht offiziell Aufgabe 

der Schulassistenten, wird sie aber künftig sein. Der 

Erlass ist aus den Achtzigern, das heißt, da finden 

sich Matrizen; Sie hatten vom Kassettenrekorder 

gesprochen. Künftig werden wir hier verschiedene 

Berufsbilder abbilden. Die Verwaltungsassistenz 

kann damit abgebildet werden, aber eben auch IT 

oder aber Technik. Ich glaube, das ist zukunftswei-

send und einfach auf der Höhe der Zeit. Sie werden 

den Erlass demnächst über die Anhörung in den 

Händen halten. Wir werden hier vorangehen und 

die Schulassistenten künftig anders für die Schulen 

einsetzen.  

Auf SSVN und NEO ist bereits eingegangen wor-

den. Ich glaube, es ist gut, dass das Land entschie-

den hat, eine breite Lösung für alle Kommunen zu 

finden und hier wirklich zu vereinfachen und Einheit-

lichkeit zu schaffen.  

Sie sehen, liebe Kolleginnen und Kollegen, im Be-

reich der Digitalisierung gibt es viel zu tun. Ich emp-

finde den Antrag von SPD und Grünen als Rücken-

wind. Packen wir es gemeinsam an und bohren die 

Bretter weiter!  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Für die CDU-Fraktion hat sich noch mal zu Wort ge-

meldet: der Kollege Lukas Reinken mit einer Rest-

redezeit von 3:13 Minuten. Bitte schön!  

Lukas Reinken (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und 

Herren! Die Zeit werde ich sicherlich nicht vollstän-

dig brauchen, aber ich will schon auf das eingehen, 

was die Kultusministerin gerade gesagt hat.  

Das war so eine 80/20-Rede. Zu 80 % wurde darauf 

verwiesen, was der Bund mit Schuldigitalisierung, 

mit dem DigitalPakt und dem Startchancen-Pro-

gramm alles macht. Es kam relativ wenig, was tat-

sächlich an großen Neuerungen bis zur Hälfte der 

Amtszeit der Kultusministerin aus Niedersachsen 

gekommen ist. Die anderen 20 % waren das, was 

wir schon seit zweieinhalb Jahren hören: Wir befin-

den uns im Prozess, wir reden darüber.  

Ich habe einen neuen Begriff gelernt: „Wir konsoli-

dieren jetzt unsere Ansätze.“ Sie müssen mal erklä-

ren, was genau Sie damit meinen. Am Ende zeigt 

sich, Sie sprechen ganz viel. Sie fangen ganz viele 

Prozesse an. Vielleicht haben Sie auch schon den 

einen oder anderen Ihrer tausend Schritte ange-

setzt. Aber wirklich aufgesetzt haben Sie nicht, und 

Sie kommen nicht voran.  

(Beifall bei der CDU) 

Deswegen wäre heute eine gute Möglichkeit gewe-

sen, Frau Ministerin, die einzelnen Punkte aus Ih-

rem Koalitionsvertrag zur Schuldigitalisierung näher 

anzusprechen und zu sagen, was Sie konkret vor-

haben und wann Sie - wie gesagt, Sie sind auf der 

Hälfte Ihrer Amtszeit - irgendwann mal Schritte ge-

hen wollen.  

Sie haben nichts dazu gesagt, wie Sie konkret in der 

Lehrkräfteausbildung zwischen MWK und MK agie-

ren wollen. In Ihrem Koalitionsvertrag steht, dass 

Sie das nun alles besser machen und dort viel en-

ger miteinander arbeiten wollen. Ich sitze in beiden 
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Ausschüssen; ich habe dazu aber noch gar nichts 

im Ausschuss gehört.  

Sie haben in Ihren Koalitionsvertrag geschrie-

ben - ich habe es in meiner Rede schon angespro-

chen -, Sie wollen schrittweise digitale Endgeräte 

zur Verfügung stellen. In Ihrem Koalitionsvertrag 

steht aber nicht: „nur für die armen Schülerinnen 

und Schüler“, wie Sie gerade hier am Rednerpult 

gesagt haben, sondern „für alle Schülerinnen und 

Schüler“. Sie sollten ehrlich sagen, dass Sie gar 

nicht mehr vorhaben, das wirklich umzusetzen.  

(Beifall bei der CDU) 

Zur Schüler-ID schreiben Sie in Ihrem Antrag, dass 

sie sie umsetzen wollen. Wie das konkret aussehen 

soll oder welche Initiative Sie auf Bundesebene er-

griffen haben, konnten Sie heute nicht sagen. Es 

bleibt dabei: ganz viele Ankündigungen - und ganz 

wenig kommt dabei rum. 

Frau Lansmann hat eben gesagt, wir hätten die 

Hand mal wieder ausgeschlagen - zumindest im 

übertragenen Sinne hat sie das gesagt. 

(Kirsikka Lansmann [SPD]: Ich habe 

dieses Mal keine Hände genannt!) 

- Nein, Sie haben keine Hände genannt - das war 

schon mal schön. Vielleicht sollten wir diese Meta-

pher auch irgendwann mal beerdigen. 

Aber Sie haben zumindest gesagt, wir hätten uns 

dem verweigert. Das ist so nicht richtig. Wir haben 

einen Antrag mit vielen Forderungen gestellt, haben 

darüber im Ausschuss auch lange diskutiert, und 

Sie haben über ein Jahr lang immer wieder gesagt: 

Von uns kommt etwas, von uns kommt etwas, und 

darüber können wir dann reden. 

Dann kam ein Antrag, wir haben uns den ange-

schaut und auch miteinander darüber gesprochen, 

welche Möglichkeiten es gibt. Sie waren aber über-

haupt nicht bereit, auch nur an einer einzigen Stelle 

konkreter zu werden. Deswegen haben wir dann 

ganz klar gesagt: Wer nie konkret wird und immer 

nur in Phrasen verharrt, braucht nicht zu erwarten, 

dass die Opposition bei diesen Anträgen mitstimmt.  

Wir stimmen Anträgen zu, die für dieses Land tat-

sächlich etwas verändern. Das ist in Ihrem Antrag 

nicht ersichtlich, und deswegen werden wir ihn ab-

lehnen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU - Pascal Mennen 

[GRÜNE]: Da werden sich die Schul-

assistenten freuen!) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Für die SPD-Fraktion nochmals die Kollegin Lans-

mann mit einer Restredezeit von 5:07 Minuten. 

Kirsikka Lansmann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident, vielen Dank. - Ich will 

vorweg schon eine Sorge nehmen: Ich werde die 

nicht brauchen. 

Herr Reinken, erst mal stimmt es nicht, dass wir 

nicht auf irgendetwas eingegangen wären. Wir sa-

ßen zusammen, und Sie haben gesagt: Wir können 

uns darüber nicht einigen. Das ist okay, das kann 

man so machen. Aber das jetzt hier so darzustellen, 

als ob wir auf überhaupt nichts eingegangen wären, 

entspricht nicht der Sachlage.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir hatten im Ausschuss drei sehr, sehr ausführli-

che Unterrichtungen, die quasi über Stunden gin-

gen. Lesen Sie sich gerne noch einmal gründlich die 

Protokolle durch! Dann werden Sie sehen, was 

schon alles auf dem Wege ist. Und mit dem Antrag 

geht es ja auch noch weiter, wir sind noch nicht am 

Ende. Es empfiehlt sich, noch mal ein paar Haus-

aufgaben zu machen und nachzulesen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Weitere Wortmeldungen liegen uns nicht vor. Wir 

treten somit in die Abstimmung ein.  

Es gibt mehrere Abstimmungen, ich bitte um Auf-

merksamkeit.  

Ich komme zur Abstimmung zu Tagesordnungs-

punkt 12, dem Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wer der Be-

schlussempfehlung des Ausschusses folgen und 

damit den Antrag der Fraktion der SPD und der 

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der sich aus der 

Beschlussempfehlung ergebenden geänderten 

Fassung annehmen will, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Das sind die Fraktionen von SPD und 

Bündnis 90/Die Grünen. Ich frage nach Gegenstim-

men. - Das ist die Fraktion der CDU und der frakti-

onslose Abgeordnete. Ich frage nach Enthaltungen. 

- Das ist die Fraktion der AfD. Damit wurde der Be-

schlussempfehlung gefolgt. 
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Wir kommen nun zur Abstimmung zu Tagesord-

nungspunkt 13, dem Antrag der Fraktion der CDU. 

Wer der Nr. 1 der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 

der CDU in der Drucksache 19/877 ablehnen will, 

den bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind die 

Fraktionen der SPD und Bündnis 90/Die Grünen. 

Ich frage nach Gegenstimmen. - Das ist die Fraktion 

der CDU und der fraktionslose Abgeordnete. Ich 

frage nach Enthaltungen. - Das ist die Fraktion der 

AfD. Das Erste war die Mehrheit. Damit wurde der 

Nr. 1 der Beschlussempfehlung gefolgt. 

Wer der Nr. 2 der Beschlussempfehlung folgen und 

damit den Einsender der dort aufgeführten, in die 

Beratung einbezogenen Eingabe 224/04/19 über 

die Sach- und Rechtslage unterrichten möchte, den 

bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind die SPD 

und Bündnis 90/Die Grünen. Ich frage nach Gegen-

stimmen. - Die Fraktionen der CDU und der AfD. Ich 

frage trotz alledem nach Enthaltungen. - Die liegen 

nicht vor. Das Erste war die Mehrheit. Der Nr. 2 der 

Beschlussempfehlung wurde gefolgt. 

Wir kommen somit zu: 

Tagesordnungspunkt 14: 

Abschließende Beratung: 

Die Errichtung von Floating-Photovoltaikanla-

gen einfacher und wirtschaftlicher gestalten - 

Antrag der Fraktion der CDU - Drs. 19/3546 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, 

Energie und Klimaschutz - Drs. 19/6509 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. 

Zu Wort hat sich gemeldet: für die CDU-Fraktion die 

Kollegin Heike Koehler. Bitte schön, Frau Koehler! 

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte kurz darauf hinweisen, Frau Koehler, 

dass das Ihre erste Rede hier ist. 

(Beifall) 

Heike Koehler (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Wir stehen vor einer der größten Her-

ausforderungen unserer Zeit: der Energiewende. 

Sie ist notwendig, um unser Klima zu schützen und 

unsere Energieversorgung zukunftsfähig zu gestal-

ten. Doch wir als CDU sagen ganz klar: Eine erfolg-

reiche Energiewende muss technologieoffen, wirt-

schaftlich tragfähig und nachhaltig gestaltet werden. 

Dazu gehört auch, dass wir neue Wege gehen. Ge-

nau deshalb wollen wir die Floating-Photovoltaikan-

lagen stärken. 

Die Errichtung von Photovoltaikanlagen auf Was-

serflächen bietet eine großartige Chance, Solar-

energie auszubauen, ohne wertvolle landwirtschaft-

liche Flächen in Anspruch zu nehmen. Das Land 

Niedersachsen hat sich das ambitionierte Ziel ge-

setzt, bis 2035 mindestens 65 GW installierte Pho-

tovoltaikleistung zu erreichen, wovon 15 GW auf 

Freiflächen-PV entfallen sollen. Wir müssen Alter-

nativen schaffen, die den landwirtschaftlichen Bo-

denmarkt entlasten. Floating-PV ist eine dieser Al-

ternativen. 

Trotz der vorhandenen Potenziale gibt es erhebli-

che Hürden. Das Wasserhaushaltsgesetz erlaubt 

Floating-PV-Anlagen nur auf künstlichen oder stark 

veränderten Gewässern. Zudem schränken die 

strengen Auflagen wie die Begrenzung auf 15 % der 

Wasserfläche und Einhaltung eines Mindestab-

stands von 40 m zum Ufer die wirtschaftliche Um-

setzung der Potenziale zur Gewinnung erneuerba-

rer Energien stark ein - und somit auch den Klima-

schutz. Diese Regelung bremst Floating-PV oftmals 

aus. 

Daher fordern wir als CDU eine Anpassung des 

Wasserhaushaltsgesetzes, um die Nutzung dieser 

Technologie auf künstlichen oder erheblich verän-

derten Gewässern zu vereinfachen, von denen wir 

bundesweit übrigens mehr als 6 000 haben. Gerade 

in Niedersachsen gibt es zahlreiche dieser unge-

nutzten Gewässer ohne ökologische oder Naherho-

lungsfunktion, die für Floating-PV geeignet wären. 

Viele Unternehmen in der Sand- und Kiesindustrie 

haben ihre Maschinenparks bereits auf Elektroan-

trieb umgestellt oder planen es in naher Zukunft. 

Energie aus Floating-PV-Anlagen schafft hierfür 

eine klimaneutrale Energiequelle. Wir sollten diese 

Chance nicht ungenutzt lassen, sondern den Mut 

dazu haben. Denn Niedersachsen kann mehr! 

(Beifall bei der CDU) 

Ein Beispiel für die erfolgreiche Umsetzung solcher 

Projekte liefert ein niederrheinisches Unternehmen 

mit einer Anlage an einem Kieswerk. Der erzeugte 

Strom dient der Eigenversorgung des Kieswerks 

und senkt die CO2-Emissionen um ganze 2 100 t 

pro Jahr. Doch der lange Genehmigungsprozess 

von vier Jahren zeigt deutlich, wie dringend wir in 

ganz Deutschland die bürokratischen Hürden für 
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solche Projekte abbauen müssen. Das Unterneh-

men beweist, dass Floating-PV nicht nur einen Bei-

trag zur Energiewende leisten kann, sondern auch 

Rohstoffunternehmen eine nachhaltige und wirt-

schaftliche Zukunft ermöglicht. 

Fakt ist: Im Umgang mit der Natur ist Vorsicht gebo-

ten. Auch wenn bestehende Untersuchungen keine 

negativen Folgen zeigen, setzen wir uns weiterhin 

dafür ein, dass Niedersachsen verstärkt in die For-

schung investiert. 

(Beifall bei der CDU) 

Zudem ist entscheidend, dass wir bei jedem einzel-

nen Projekt den Naturschutz genau im Blick behal-

ten und auch berücksichtigen. Bereits eine geringe 

Anzahl solcher Anlagen leistet einen hervorragen-

den Beitrag zum Klimaschutz. 

Die regierungstragenden Fraktionen blenden die 

vielfach in den Stellungnahmen im Ausschuss her-

vorgehobenen möglichen Vorteile für die Umwelt 

aus, darunter zum Beispiel die Verringerung der 

Gewässererwärmung oder die Verringerung der 

Wasserverdunstung. Zudem ist bei Floating-PV-An-

lagen keine Bodenverdichtung notwendig, und es 

gibt, wie vorhin schon einmal erwähnt, keine Kon-

kurrenz zu landwirtschaftlichen Flächen. 

Solche Floating-Anlagen können dazu beitragen, 

die Energiewende wirtschaftlich sinnvoll und nach-

haltig zu gestalten, da diese Anlagen zudem um 

ca. 10 % höhere Erträge als konventionelle erzie-

len. Doch um davon zu profitieren, müssen wir die 

richtigen politischen Rahmenbedingungen schaf-

fen. 

All diese Punkte sprechen eindeutig dafür, dass wir 

mit einem technologieoffenen Weg unsere selbst 

gesteckten Klimaziele erreichen können, und dazu 

sind wir auch verpflichtet. Aus diesem Grund müs-

sen wir die Regularien dahin gehend ändern, dass 

gesetzliche Regelungen die Potenziale nicht von 

Beginn an einschränken bzw. ausschließen. Nie-

dersachsen bietet dafür außerordentlich gute geo-

grafische Bedingungen.  

Lassen Sie uns den Mut dazu haben! Denn Nieder-

sachsen kann mehr. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Frau Koehler. Es war sogar eine 

Punktlandung, was die Redezeit anbelangt. 

Die nächste Wortmeldung kommt aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen: die Kollegin Marie Kollen-

rott. Bitte schön, Frau Kollenrott! 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Marie Kollenrott (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Kolleginnen! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Erst einmal herz-

lichen Glückwunsch, liebe Kollegin von der CDU-

Fraktion, zur ersten Rede aus dem Bereich Umwelt, 

Energie und Klimaschutz. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und bei der CDU) 

Mein Herz brennt für die Erneuerbaren, Sie wissen 

das alle. Deshalb ist die heutige Rede für mich et-

was diffizil. 

Wir alle in diesem Haus sind uns einig: Wasser ist 

ein hohes, ein lebenswichtiges Gut, gerade in Zei-

ten des rasant voranschreitenden Klimawandels. 

Das haben wir, denke ich, mit unserem interfraktio-

nellen Entschließungsantrag zum Wassermanage-

ment bereits sehr deutlich gemacht. Der Schutz un-

serer Gewässer muss oberste Priorität haben. Das 

bedeutet eben auch, dass wir genau abwägen müs-

sen, welche Nutzungen wir auf und in unseren Ge-

wässern zulassen. 

Der CDU-Antrag schlägt vor, die Errichtung von 

Floating-Photovoltaikanlagen zu erleichtern und be-

stehende Schutzregelungen aufzuweichen. Wir 

meinen aber, hier ist Vorsicht geboten.  

Der Gesetzgeber hat zum Schutz dieses sensiblen 

Guts bewusst enge Grenzen gesetzt. Floating-PV 

ist nur auf minderwertigen künstlichen Gewässern 

und nicht in sensiblen Uferbereichen erlaubt, sie 

darf maximal 15 % der Gewässerfläche bedecken. 

Das ist ein kluges Vorgehen, denn so können erste 

Projekte entstehen, mit denen Erkenntnisse gewon-

nen werden können. Gleichzeitig aber steht der Ge-

wässerschutz weiterhin an erster Stelle. 

Wir wissen noch zu wenig über die Auswirkungen 

schwimmender Solaranlagen auf Wasserqualität, 

Temperatur, Sauerstoffgehalt und die Lebens-

räume verschiedener Arten. Wissenschaft und For-

schung haben hier noch zu viele offene Fragen.  
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Wenn der Grundsatz „Wasser- und Biotopschutz 

first“ gilt - und das sollte er -, dann müssen wir an 

den bestehenden Schutzmechanismen festhalten 

und dürfen keine vorschnellen Lockerungen vor-

nehmen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und verein-

zelt bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, wer 

den Schutz unserer Gewässer ernst nimmt, sollte 

nicht gleichzeitig eine beschleunigte Genehmigung 

und eine Privilegierung einer Technologie fordern, 

deren Folgen für unsere Gewässer noch nicht aus-

reichend erforscht sind. Auch wenn wir große Sym-

pathie für Floating-PV haben und darauf hinwirken 

werden, hier schnell, aber eben erkenntnisbasiert 

voranzukommen, können wir Ihrem Antrag leider so 

nicht zustimmen. 

Gleichwohl kann und soll Floating-PV zukünftig ein 

potenzieller Baustein einer klimaneutralen Energie-

versorgung sein. Aktuell läuft das vom BMWK ge-

förderte Forschungsprojekt PV2Float, das Floating-

PV umfassend untersucht, von der wirtschaftlichen 

und technischen Machbarkeit bis hin zu ökologi-

schen Auswirkungen auf unsere Gewässer. Ebenso 

warten wir gespannt auf die Ergebnisse des BfN-

Projekts zu den Auswirkungen schwimmender PV-

Anlagen auf Natur und Landschaft. 

Solche Forschungsergebnisse müssen wir aber ab-

warten, bevor wir über genehmigungsrechtliche Er-

leichterungen sprechen. Falls sich die Befürchtun-

gen zu negativen Auswirkungen nicht bewahrhei-

ten, können wir zu gegebener Zeit erneut diskutie-

ren - und das werden wir auch -, in welcher Größen-

ordnung Floating-PV einen Beitrag zur Energie-

wende leisten kann. Bis dahin gilt das umweltrecht-

liche Vorsorgeprinzip. Denn auch für Gewässer 

sollte gelten: Better safe than sorry. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung: aus der Fraktion der AfD 

der Abgeordnete Lilienthal. 

(Beifall bei der AfD) 

Peer Lilienthal (AfD):

Vielen Dank. - Herr Präsident! Unser Herz schlägt 

naturgemäß nicht für erneuerbare Energien. Ich 

möchte aber nicht verabsäumen, Ihnen, liebe Kolle-

gin, alles Gute zur erste Rede zu wünschen. Und 

dann zu solch einem Antrag! Ich dachte erst, er 

kommt von den Grünen - kam er aber tatsächlich 

nicht. 

Kommen wir erst einmal zum Grundsätzlichen: Wir 

haben ganz grundsätzliche Einwände gegen diese 

Art der Energieerzeugung. Warum? Deutschland ist 

ein Industrieland, ein Hochtechnologieland. Wir 

brauchen immer Energie: 365 Tage im Jahr, 24 

Stunden am Tag. Und das ist mit Flatterstrom, zum 

Beispiel aus PV-Anlagen, ob sie nun auf dem Was-

ser oder an Land stehen, halt nicht zu gewährleis-

ten. 

Das war lange, lange zu gewährleisten - durch 

Kernenergie, die nicht nur CO2-neutral ist, sondern 

auch ansonsten keine Emissionen verursacht. 

(Zurufe von der SPD) 

Hier hat leider, leider die im Abschied befindliche 

rot-grüne Mehrheit in diesem Landtag und auch im 

Bundestag dafür gesorgt, dass eines der leistungs-

fähigen Kernkraftwerke in Deutschland, nämlich 

Grohnde, vor Kurzem abgeschaltet wurde - ein 

Schritt, den niemand versteht, den im Übrigen auch 

grüne Parteien außerhalb Deutschlands nicht ver-

stehen. 

(Beifall bei der AfD - Zuruf von Jörn Do-

meier [SPD]) 

Meine Vorrednerin hat - dass ich das einmal sagen 

muss, hätte ich nicht gedacht - in dieselbe Kerbe 

geschlagen, in die auch ich schlage: PV auf dem 

Wasser ist einfach noch zu wenig erforscht. Selbst 

wenn man sich auf den Standpunkt stellt, dass man 

diese Anlagen braucht - was mich im Übrigen wun-

dert, denn der Umweltminister hat mir hier im De-

zember lautstark erklärt, wir hätten schon über 

100 % Strom aus erneuerbaren Energien. Wozu 

brauchen wir dann jetzt eigentlich noch Sonnen-

energie aus PV-Anlagen, die auf dem Wasser floa-

ten? Das habe ich nicht ganz nachvollziehen kön-

nen. 

Schauen wir in die Realität! Hier wird ja immer von 

Labormodellen ausgegangen, sowohl bei diesen 

PV-Anlagen als auch beim Wasserstoff, bei dem wir 

in der Realität eine Katastrophe erlebt haben, zum 

Beispiel in Herrenhausen. Da wurden Steuergelder 

in Millionenhöhe versenkt, weil es zwar im Labor 

klappt, aber nicht in der Realität.  
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So ähnlich sieht es auch mit diesen PV-Anlagen 

aus. Sie kennen die Bilder aus Amerika. Sie kennen 

aber vor allem auch den ganz aktuellen Fall aus 

Cottbus, wo diese tollen PV-Anlagen jetzt auf dem 

Grunde des Ostsees liegen und geborgen werden 

müssen. So etwas muss man bei ehrlicher Betrach-

tung mit bilanzieren. Was aufgewendet werden 

muss, um diese Naturkatastrophe wieder geradezu-

ziehen, muss man mit einpreisen. 

Von daher lehnen wir diesen Antrag natürlich ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD - Grant Hendrik 

Tonne [SPD]: Bei Ihrer Berechnung 

müssen Sie auch bei der Atomenergie 

noch so einiges einpreisen!) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung: aus der Fraktion der 

SPD der Kollege Gerd Hujahn. Bitte schön, Herr Hu-

jahn! 

(Beifall bei der SPD) 

Gerd Hujahn (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, 

liebe Kollegen! Meine Damen und Herren! Ich kann 

mich nur anschließen und der Kollegin zunächst 

dazu gratulieren, dass sie ihre Rede so toll vorge-

tragen hat. Herzlichen Glückwunsch, Frau Koehler! 

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und 

bei den GRÜNEN) 

Inhaltlich ist die Diskussion - bis auf den einen Bei-

trag, in dem es um die Kernenergie und den Weg 

zurück zu ihr ging - auf einem Stand, dem ich mich 

anschließen kann und von dem aus man sie weiter-

führen kann. 

Im Ausschuss haben wir über dieses Thema aus-

giebig gesprochen, und wir haben dazu eine schrift-

liche Anhörung durchgeführt. Wer sie auswertet, 

wird sehen, dass die Brandenburgische Technische 

Universität sowie das Kompetenzzentrum Natur-

schutz und Energiewende in ihren Stellungnahmen 

berichten, dass - wie Frau Kollenrott angeführt 

hat - derzeit mehrere Forschungsvorhaben laufen, 

welche sich mit den Auswirkungen von Floating-PV 

auf die ökologische Funktionsfähigkeit der Gewäs-

ser beschäftigen. 

Aus unserer Sicht würde man den zweiten Schritt 

vor dem ersten tun, wenn man jetzt die Bundesge-

setze - das Wasserhaushaltsgesetz und das Bun-

desbaugesetz - nach dem Antrag der CDU ändern 

würde. Der erste Schritt muss sein, sich anzuhören, 

was die Wissenschaft nach ihren Untersuchungen 

zu den Auswirkungen auf die Gewässer, auf das 

Plankton usw. sagt. Dann kann man im zweiten 

Schritt entscheiden, ob der Mindestabstand vom 

Ufer - derzeit 40 m - verringert und die Begrenzung 

auf 15 % der Wasserfläche gelockert werden kann. 

Grundsätzlich stehen wir zur Floating-PV als einer 

Art der Energiegewinnung. Ich habe nicht ganz ver-

standen, Frau Koehler, warum Sie meinen, dass wir 

hier ein Problem mit Technologieoffenheit hätten. 

Für diese Thematik sind wir eigentlich ganz offen; 

PV ist etabliert. Ich stimme allerdings Ihrer Priorisie-

rung zu: lieber PV-Anlagen auf dem Baggersee auf-

stellen als auf Ackerland, das dann nicht mehr land-

wirtschaftlich genutzt werden kann. Da stimmen wir 

überein. 

Dass wir da übereinstimmen, sieht man auch an 

dem gemeinsamen Antrag zum Wassermanage-

ment, den wir auf den Weg gebracht haben. Unter 

Punkt 18 steht nämlich, dass die Landesregierung 

gebeten wird, zu prüfen, inwiefern Genehmigungs-

verfahren für den Bau von Floating-PV-Anlagen ver-

einfacht werden können usw. Das heißt, wir haben 

diesen Punkt bereits thematisiert - und das war ein 

gemeinsamer Antrag mit der CDU -, sodass er uns 

nicht verloren geht, sondern dann zum Tragen 

kommt, wenn wir die wissenschaftliche Grundlage 

dafür haben. Deshalb lehnen wir den Antrag, ob-

wohl wir gegen Floating-PV nichts haben, jetzt ab, 

da wir nicht den zweiten vor dem ersten Schritt ma-

chen wollen.  

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit und 

spende die Restredezeit dem Feierabend.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Für die Landesregierung hat sich Umweltminister 

Christian Meyer gemeldet. Bitte schön, Herr Meyer! 

Christian Meyer, Minister für Umwelt, Energie und 

Klimaschutz: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Die große Mehrheit ist sich einig: Es gibt 

den Klimawandel. Wir brauchen den Ausbau der er-

neuerbaren Energien, auch der Solar- und der 

Windenergie.  

Die AfD muss sich irgendwann mal entscheiden, 

was sie eigentlich will. Ich habe hier einen Artikel 
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aus der Wolfsburger Allgemeinen Zeitung von 2021 

vorliegen, in dem die AfD Wolfsburg fordert, Floa-

ting-PV auf Teichanlagen zu prüfen. Gleichzeitig 

haben Sie hier einen Antrag eingebracht: Baustopp 

für Wind- und Solaranlagen.  

Sie meinen jetzt, die brächten keinen Strom - ich 

weiß nicht, woher er dann kommt -, und kommen 

schon wieder mit der teuren Atomenergie. Die Kon-

zerne haben Ihnen schon dreimal vorgerechnet, 

dass der Atomstrom der teuerste Strom ist, den wir 

haben. Auch der RWE-Chef sagt: Wenn man ein 

neues Atomkraftwerk bauen will, dann muss man 

das massiv subventionieren. Herr Krebber von 

RWE sagt, dass Sonne und Wind dauerhaft billiger 

sind. Wir haben hier den Strom aus erneuerbaren 

Energien, und das ist auch gut so, denn das ist der 

günstigste Strom, den wir haben. Deshalb sollten 

wir sachlich über den Ausbau diskutieren.  

(Zuruf von Klaus Wichmann [AfD]) 

Die Bundesregierung hat die Bestimmungen zum 

Thema Floating-PV mithilfe des Gesetzes für den 

Ausbau der erneuerbaren Energien zum 1. Januar 

2023 im Wasserhaushaltsgesetz des Bundes gere-

gelt. Die Anforderungen sind, dass man diese nicht 

auf naturbelassenen Gewässern, sondern lediglich 

auf künstlichen und erheblich veränderten Gewäs-

sern im Sinne von § 3 Wasserhaushaltsgesetz, ein-

schließlich kleinerer Gewässer wie Baggerseen, 

Tagebauseen, sonstige angelegte Seen und Häfen 

installieren darf. Da können bis zu 15 % der Gewäs-

serfläche mit Floating-PV belegt werden.  

Zu diesem Thema haben wir auch eine Debatte in 

der Landwirtschaft. Wir sind der Auffassung, dass 

nicht alles, also nicht die guten landwirtschaftlichen 

Böden, mit PV belegt werden soll. Das Hauptziel 

muss vielmehr sein, PV auf unsere Dächer zu in-

stallieren. Dafür brauchen wir keine Versiegelung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Der Strom aus den PV-Anlagen auf den Seen, die 

dort draußen sind, auch auf den Baggerseen, muss 

dann wieder in die Zentren abgeleitet werden. Auch 

das ist eher ein teures Modell. Wir wollen es aus-

probieren, wir wollen dazu weitere wissenschaftli-

che Arbeiten, wir wollen gucken, welche ökologi-

schen Auswirkungen das auf solche künstlichen Be-

reiche hat. Aber ausgerechnet Floating-PV kann 

eben nicht das alleinige privilegierte Mittel sein, 

während wir alle anderen PV-Anlagen im Außenbe-

reich nicht privilegiert haben. Das ist eine komische 

Debatte. Wir sollten schauen, dass wir an dieses 

Thema mit Sachlichkeit und Wissenschaftlichkeit 

herangehen.  

Ja, im Einzelfall kann die Errichtung von Floating-

PV-Anlagen sinnvoll sein und einen Beitrag mit 

Blick auf die Nachnutzung eines künstlichen Ge-

wässers leisten. Das muss man aber weiter erfor-

schen, und da sind wir genauso technologieoffen, 

wie es die CDU sagt. Das muss man sich jetzt an-

sehen.  

Aber eine riesige Privilegierung für Freiflächen-PV-

Anlagen, wie Sie es fordern, während wir im land-

wirtschaftlichen Bereich bislang keine Kaskade hat-

ten, halte ich nicht für sinnvoll. Da würde ich mir 

wünschen, dass man, so wie wir es im Klimagesetz 

angelegt haben, sagt: Die wertvollen Ackerböden, 

die besonders zu schützenden Böden, sollten mög-

lichst nicht ausgewiesen werden. Das haben wir 

den Kommunen empfohlen.  

Die Richtlinie, die Arbeitshilfe, die wir mit den Kom-

munen entwickelt haben, betrifft Freiflächenanla-

gen, die raumwirksam sind, und das sind gerade 

diese kleinen Floating-Anlagen in der Regel nicht. 

Von daher hat es keinen Sinn, Ihre Forderungen, 

die auch von den Kommunen nicht geteilt werden, 

weiterzuverfolgen. Unsere sehr gute Arbeitshilfe zu 

Freiflächen-PV, die wir gerne mit den Kommunen 

zusammen erstellt haben, sollte möglichst umge-

setzt werden. Zugleich kann man überlegen, wie 

auch das einen Beitrag leisten kann, aber es ist 

eben nur ein kleiner Beitrag und nicht die Lösung.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Herr Minister Meyer.  

Weitere Wortmeldungen liegen uns zu diesem Ta-

gesordnungspunkt nicht vor. Wir treten somit in die 

Abstimmung ein.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 

in der Drucksache 19/3546 ablehnen will, den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Das sind die Fraktionen 

der SPD und von Bündnis 90/Die Grünen. Ich frage 

nach Gegenstimmen. - Das ist die Fraktion der 

CDU. Ich frage nach Enthaltungen.  

(Omid Najafi [AfD]: Wir haben abge-

lehnt!) 

- Sie haben abgelehnt.  

Damit war das Erste die Mehrheit. Der Beschluss-

empfehlung wurde somit gefolgt.  
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Wir kommen somit zu:  

Tagesordnungspunkt 15: 

Abschließende Beratung: 

Ländlicher Wegebau: Die Erschließung des 

ländlichen Raums anforderungsgerecht weiter-

entwickeln und bedarfsgerecht finanzieren - An-

trag der Fraktion der CDU - Drs. 19/1234 - Be-

schlussempfehlung des Ausschusses für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz - Drs. 

19/6545 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen.  

Wir treten somit in die Beratung ein. Zu Wort hat 

sich aus der CDU-Fraktion der Kollege Uwe Doren-

dorf gemeldet. Bitte schön, Herr Dorendorf! 

(Beifall bei der CDU) 

Uwe Dorendorf (CDU): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wenn ich in meinem Wahlkreis unterwegs 

bin und mit den Menschen vor Ort spreche, gibt es 

einige Themen, die mir immer wieder begegnen. 

Neben dem Erhalt unserer Schulen und der ärztli-

chen Versorgung ist es vor allem der ländliche We-

gebau, der den Bürgern, kommunalen Entschei-

dungsträgern und Vertretern der Land- und Forst-

wirtschaft am Herzen liegt.  

Ob Landwirte, Forstbesitzer, Radfahrer oder Wan-

derer, sie alle berichten von den Herausforderun-

gen, die marode Wege mit sich bringen. Sie erzäh-

len von Maschinen, die nicht mehr sicher fahren 

können, von Wegen, die nach Regenfällen unpas-

sierbar sind, und von der Sorge, dass ohne Unter-

stützung wichtige Verkehrsbedingungen verloren 

gehen. Ein Top-Thema in den Gemeinden und den 

Landkreisen überall in Niedersachsen ist daher seit 

Jahren die Förderung des ländlichen Wegebaus.  

Dass dieser Förderungsbedarf besteht, sieht man 

nicht nur in meinem Wahlkreis, sondern in allen 

ländlichen Regionen Niedersachsens. Feld- und 

Forstwege sind weit mehr als nur Wege für die 

Landwirtschaft. Sie sind von zentraler Bedeutung 

für unsere Land- und Forstwirte, die moderne Ma-

schinen effizient und sicher einsetzen müssen.  

Doch sie sind auch für den Tourismus, für Radfah-

rer, für Wanderer und für die Freizeitnutzung unse-

rer Bürgerinnen und Bürger von großer Bedeutung.  

(Beifall bei der CDU - Unruhe) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Moment bitte mal, Kollege Dorendorf! - Ich bitte die 

CDU-Fraktion, ein bisschen ruhiger zu sein.  

(Widerspruch und Heiterkeit bei der 

CDU) 

- Die SPD-Fraktion! 

(Uwe Dorendorf [CDU]: „CDU“ hast du 

gerade gesagt!) 

- Habe ich gesagt? Ich meine aber die SPD.  

(Uwe Dorendorf [CDU]: Du guckst 

deine Leute an und denkst an die 

CDU! Das finde ich aber auch nicht 

schlecht! - Immacolata Glosemeyer 

[SPD]: Weil die das ansonsten immer 

sind!) 

- Ich bitte um Ruhe. Kollege Dorendorf hat das Wort.  

Uwe Dorendorf (CDU): 

Gerade in Zeiten, in denen nachhaltige und klima-

freundliche Mobilität eine immer größere Rolle 

spielt, müssen wir dafür sorgen, dass Radwege und 

Straßen gut ausgebaut sind. Hinzu kommt der Na-

tur- und Klimaschutz. Durch Renaturierungsmaß-

nahmen, insbesondere in unseren Moorgebieten, 

entstehen neue Herausforderungen für die Wegein-

frastruktur. Sackungen in Moorregionen und er-

höhte Anforderungen durch Naturschutzmaßnah-

men erfordern zusätzliche Investitionen, um die 

Wege weiterhin nutzbar zu halten.  

Niedersachsen als Moorland Nummer eins muss 

diese Problematik besonders ernst nehmen. Un-

sere dünne Siedlungsstruktur, der große Anteil an 

Land- und forstwirtschaftlichen Flächen sowie die 

unterschiedlichen Nutzungsanforderungen machen 

den ländlichen Wegebau zu einer ebenso bedeut-

samen wie anspruchsvollen Aufgabe.  

Doch die meisten Kommunen können dieser Auf-

gabe aufgrund ihrer begrenzten Finanzkraft kaum 

noch angemessen nachkommen. Bis zum Ende der 

vergangenen Förderperiode der gemeinsamen Ag-

rarpolitik wurde der ländliche Wegebau noch durch 

das Programm zur Förderung der Entwicklung im 

ländlichen Raum Niedersachsen und Bremen unter-
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stützt. Diese Fördermittel aus dem ELER-Fonds er-

möglichten es den Kommunen, Feld- und Forst-

wege instand zu setzen und an moderne Anforde-

rungen anzupassen. Doch mit der neuen Förderpe-

riode der Gemeinsamen Agrarpolitik - GAP - seit 

dem 1. Januar 2023 sind diese Mittel ersatzlos ge-

strichen worden.  

Niedersachsen stellt nun außer für Wegebaumaß-

nahmen im Rahmen der Flurbereinigung keine Mit-

tel mehr für den ländlichen Wegebau zur Verfü-

gung. Aber wie sollen die Kommunen die fehlenden 

finanziellen Mittel auffangen? Darauf gab es bis 

jetzt keine zufriedenstellende Antwort. Die Allianz 

Ländlicher Raum hat bereits festgestellt, dass das 

Wegenetz in Niedersachsen in Qualität und Quanti-

tät den Anforderungen der verschiedenen Nutzer-

gruppen nicht mehr entspricht. Zu Recht weisen 

Entscheidungsträger aus Politik und Verwaltung im 

ländlichen Raum deshalb immer wieder darauf hin, 

dass es dringend einer neuen Unterstützung bedarf. 

Denn wie wir alle wissen, ist der Neubau von We-

gen, die nicht mehr repariert werden können, we-

sentlich kostenintensiver als eine fachgerechte In-

standhaltung.  

Wir haben die eingegangenen Hilferufe der Kom-

munen ernst genommen und deshalb bereits vor 

fast zwei Jahren diesen Antrag eingebracht. Bevor 

nun von der linken Seite gesagt wird, dass wir ja 

noch die Unterrichtung abwarten mussten: Das ist 

auch schon wieder lange her. Wir haben zwei Mo-

nate danach die Wiederaufnahme dieser Beratung 

beantragt. Insofern ist das ein wichtiges Thema.  

Die bisherigen Unterrichtungen durch die Landesre-

gierung waren jedoch ernüchternd: Es gibt keine 

Aussicht auf Fördermöglichkeiten durch beste-

hende Richtlinien wie etwa die 1 000-Moore-Förder-

richtlinie. In unserem Antrag fordern wir ein Sofort-

programm in Höhe von 10 Millionen Euro, um die 

Kommunen zu unterstützen und eine Förderlücke 

zu schließen. Selbstverständlich ist uns bewusst, 

dass der ländliche Wegebau eine Daueraufgabe ist 

und auch die von uns in den Haushaltsberatungen 

geforderten Beträge, wie SPD und Grüne meinen, 

nur wie der berühmte Tropfen auf dem heißen Stein 

gewirkt hätten.  

Aber auch und gerade beim Wegebau gilt: Steter 

Tropfen höhlt den Stein. Ein auf Dauer angelegtes, 

mit Mitteln in ausreichender Höhe dotiertes und ver-

lässlich finanziertes Förderprogramm für den We-

gebau, von dem nach und nach alle Kommunen 

profitieren können, ist der Schlüssel zur Lösung der 

Infrastrukturprobleme im ländlichen Raum.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir können es uns nicht leisten, unsere ländliche 

Infrastruktur zu vernachlässigen. Der ländliche We-

gebau ist eine wesentliche Grundlage für die Wirt-

schaft, die Mobilität und die Lebensqualität in Nie-

dersachsen. Unsere Kommunen brauchen Unter-

stützung, und zwar jetzt. Wir dürfen nicht zulassen, 

dass durch fehlende Finanzierung der Zugang zu 

land- und forstwirtschaftlichen Flächen erschwert 

wird oder touristische Potenziale ungenutzt bleiben. 

Um deshalb dennoch ein Zeichen zu setzen, haben 

wir in den Haushaltsberatungen 5 Millionen Euro 

beantragt. Das ist ein Kompromiss angesichts der 

angespannten Haushaltslage. 

Pascal Leddin, der heute leider krank ist - von hier 

natürlich die besten Grüße und der Wunsch, dass 

er bald wieder auf den Beinen ist -, hat im Aus-

schuss gesagt, es sei unehrlich, wenn wir in den 

Haushaltsberatungen einen Antrag einbringen, der 

vor anderthalb Jahren eine andere Summe enthal-

ten hat. Wir aber sagen: Das ist einfach nur ehrlich. 

Wir reagieren auf Veränderungen, wir machen Re-

alpolitik und versprechen den Menschen nicht et-

was, was am Ende nicht bezahlt werden kann.  

(Beifall bei der CDU) 

Die Aufgaben im Bereich des ländlichen Wegebaus 

sind riesig, und nicht alle Kommunen können auf 

Flurbereinigungsverfahren zurückgreifen. Auch mit 

5 Millionen oder 10 Millionen Euro kann man nicht 

alle Probleme lösen, sie könnten aber die ersten 

Schritte ermöglichen und lokale Initiativen stärken. 

Lassen Sie uns deshalb gemeinsam Verantwortung 

übernehmen und diesem Antrag zustimmen! Damit 

setzen wir ein klares Signal für die Zukunft unserer 

ländlichen Regionen und für die Menschen, die dort 

leben und arbeiten.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Herr Dorendorf. - Die nächste Wort-

meldung ist aus der Fraktion der SPD: die Kollegin 

Karin Logemann. Bitte schön! 

(Beifall bei der SPD) 

Karin Logemann (SPD): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 

und Herren Abgeordnete! Ein Kilometer ländlicher 

Weg kostet, konservativ gerechnet, etwa 150 000 

Euro, in Moorgebieten locker um die 450 000 Euro. 
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Das ist leicht zu recherchieren. Diese Zahlen wur-

den uns in der Unterrichtung zu dem vorliegenden 

Antrag der CDU am 28. Juni 2023 durch das Land-

wirtschaftsministerium genannt. 

Ich lade Sie zu einem Blick über den Tellerrand ein: 

Nordrhein-Westfalen zum Beispiel hat 2023 ein För-

derprogramm für den ländlichen Wegebau mit etwa 

7 Millionen Euro aufgelegt. Und jetzt aufgepasst: 

Damit konnten ganze 29 Maßnahmen mit rund 

39 km zu erneuernder Wegstrecke gefördert wer-

den.  

Sehr geehrte Damen und Herren der CDU, ich 

stimme Ihnen absolut zu, dass wir den ländlichen 

Wegebau fördern müssen. Das können die Kommu-

nen nicht allein schultern. Leider gibt es dabei min-

destens eine große Herausforderung, und zwar die 

finanzielle Ausstattung. Die Förderlandschaft im 

Bund - Herr Dorendorf hat es eben schon angeris-

sen - und in der EU, auf die wir dringend angewie-

sen sind, lässt es nicht zu, Gelder für eine solche 

Unterstützung zu leisten. Das sind harte Fakten. 

Das Förderkonzept KLARA, das die ELER-Förde-

rung in der neuen Förderperiode ersetzt hat, be-

rücksichtigt den Wegebau nicht mehr. Das müssen 

wir zähneknirschend zur Kenntnis nehmen. Hier for-

dere ich alle auf, nicht müde zu werden, nicht locker 

zu lassen und die multifunktionale Wichtigkeit des 

Wegebaus - auch das hat Herr Dorendorf ge-

sagt - für die Landwirtschaft wie auch für den Tou-

rismus bei den Beratungen für die kommende EU-

Förderphase immer wieder deutlich zu machen. Es 

muss erreicht werden, dass die EU den Wegebau 

wieder in ihren Fördermaßnahmen zulässt. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, ich weiß es 

noch ganz genau: Bereits in der letzten Legislatur-

periode hat die damalige Landwirtschaftsministerin 

Barbara Otte-Kinast sehr gerungen, um Mittel für 

den ländlichen Wegebau zu finden. - Das ist der 

Nachteil, wenn hier Leute sind, die damals schon 

dabei waren. Die wissen, was da los war. - Es war 

leider nicht erfolgreich. 2018 ging es zum Beispiel 

um die Umschichtung von PFEIL-Mitteln in den We-

gebau, die uns die EU-Kommission verweigert hat. 

Auch die Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und 

Küstenschutz des Bundes, über die Mittel für den 

ländlichen Wegebau flossen, wurde gekürzt.  

Abwarten wollten wir noch die Informationen zu 

zwei Förderrichtlinien des Bundes im Bereich Moor-

bodenschutz, über die man vielleicht zumindest im 

Umkreis der wiederzuvernässenden Flächen den 

Wegebau hätte einbeziehen können. Das war übri-

gens auch der Grund - das möchte ich hier noch 

einmal erwähnen -, aus dem der Antrag über einen 

recht langen Zeitraum im Verfahren war. Und, liebe 

Kolleginnen und Kollegen, auch das gehört zur Ehr-

lichkeit dazu: Das war gemeinsam so verabredet. 

Leider wurde auch diese Hoffnung zerschlagen. 

Das Ergebnis: Die Richtlinie „Information, Aktivie-

rung, Steuerung und Unterstützung von Maßnah-

men zur Wiedervernässung von Moorböden“ - kurz: 

InAWi - fördert nur die Erstellung von Konzepten 

und keine investiven Maßnahmen. Die 1 000-

Moore-Richtlinie definiert Möglichkeiten bei der Ori-

entierungsberatung und Identifizierung von Flächen 

sowie investive Maßnahmen für die Umsetzung der 

Vernässung. Dabei geht es um wasserbauliche 

Maßnahmen, um Monitoringsysteme zur Überwa-

chung von Wiedervernässungsmaßnahmen. Das 

alles ist ganz wichtig, aber Erschließungseinrichtun-

gen in Form von Wegen sind - hier füge ich aber von 

mir aus ein „bisher“ ein - nicht in den Möglichkeiten 

der Förderung erwähnt.  

Nun löst sich das Problem ja nicht in Luft auf. Das 

hat Herr Dorendorf vollkommen zu Recht gesagt. 

Vielmehr müssen wir versuchen, klug zu agieren 

und zu kombinieren, wo wir können. Etwa im Rah-

men von Flurbereinigungsverfahren ist Wegebau 

möglich. Auch eine Verknüpfung von Wegebau und 

Wiedervernässung könnte ja - darin liegt meine 

große Hoffnung - an der einen oder anderen Stelle 

vielleicht doch noch möglich sein.  

Natürlich heißt das nicht, dass wir die Flinte ins Korn 

werfen. Wir werden uns weiterhin auch bei der EU 

für eine Förderung des Wegebaus einsetzen und 

darüber hinaus schauen, wo wir kreativ mit den Akt-

euren vor Ort Möglichkeiten finden können, hier vo-

ranzukommen. Der Wegebau ist für die Entwicklung 

des ländlichen Raums in Niedersachsen absolut 

wichtig.  

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen der CDU, in 

Ihrem Antrag fordern Sie, ein Förderprogramm in 

Höhe von 10 Millionen Euro aufzulegen. Hier lohnt 

sich ein Blick in Ihre Haushaltsaufstellung. Da findet 

sich für 2025 nur eine Fördersumme von 5 Millionen 

Euro. Ihr Haushaltsplan 2024 sah immerhin noch 

die volle Summe von 10 Millionen Euro vor. Was 

denn nun, verehrte Kolleginnen und Kollegen der 

CDU-Fraktion? Deutlicher kann man eigentlich gar 

nicht zeigen, dass Sie ganz genau wissen, dass un-

ter den aktuellen Bedingungen leider einfach nichts 

möglich ist. 
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Und noch einmal ein Blick zum Gießkannenprinzip 

von NRW mit einem Schwenk nach Niedersachsen: 

Hier müssen laut der Unterrichtung durch das Land-

wirtschaftsministerium jährlich etwa 1 850 km er-

neuert werden. Uns wurde in der Unterrichtung 

auch gesagt, dass in den letzten beiden Förderperi-

oden, in denen noch Mittel für den ländlichen We-

gebau zur Verfügung standen, Anträge in einem Vo-

lumen von ca. 50 Millionen Euro gestellt wurden. 

Selbst zu dieser Zeit mussten die meisten Anträge 

abgelehnt werden, was in den Regionen zu einem 

unglaublichen Unmut und bei allen Beteiligten zu ei-

ner hohen Frustration geführt hat.  

(Ulf Thiele [CDU]: Und dann lässt man 

es besser gleich?) 

Wie entscheiden Sie, wie die von Ihnen veran-

schlagten 5 Millionen Euro wo eingesetzt werden? 

(Ulf Thiele [CDU]: Nach Priorität!) 

So wichtig auch für uns der ländliche Wegebau 

ist - das im vorliegenden Antrag vorgeschlagene 

Sofortprogramm ist weder umsetzbar noch zielfüh-

rend, und es kann schon gar nicht gerecht sein. Es 

wäre reine Symbolpolitik, die in der Konsequenz 

den Unmut der ländlichen Regionen steigern würde. 

So etwas lehnen wir absolut ab. Eine zufriedenstel-

lende Lösung, lieber Herr Dorendorf, ist das natür-

lich nicht. Wir wollen Realpolitik und keine Augen-

wischerei. Deshalb lehnen wir diesen Antrag ab. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Bevor ich die nächste Wortmeldung aufrufe, möchte 

ich bekannt geben, dass sich die Parlamentari-

schen Geschäftsführer darauf verständigt haben, 

dass der TOP 31 heute nach dem Tagesordnungs-

punkt 17 behandelt werden soll. Ich bitte die Red-

nerinnen und Redner, sich entsprechend vorzube-

reiten.  

Die nächste Wortmeldung liegt aus der Fraktion der 

AfD vor: der Abgeordnete Alfred Dannenberg.  

(Beifall bei der AfD) 

Alfred Dannenberg (AfD): 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wege-

bau ist sehr teuer. Wir hörten es eben schon. Die 

Kosten, die ich mir in der Ausschussanhörung no-

tiert habe, belaufen sich im Durchschnitt auf 

200 Euro pro laufendem Meter, also auf 200 000 

Euro pro Kilometer. Je nach Ausführung und Umge-

bungsbedingungen ist es etwas mehr oder etwas 

weniger. Angesichts Tausender fraglicher Kilometer 

allein in Niedersachsen kommen sehr schnell ge-

waltige Summen zustande, die haushalterisch 

kaum darstellbar sind.  

In dem vorliegenden Antrag sind eine Reihe von 

sinnvollen Ideen aufgelistet, wie man sich - Ach-

tung: Wortspiel! - zumindest auf den Weg begeben 

kann, der Herausforderung ländlicher Wegebau zu 

begegnen. Insofern begrüßen wir den CDU-Antrag 

grundsätzlich und stimmen auch gleich zu seinen 

Gunsten.  

Zwei Anmerkungen bitte noch:  

Erstens. Eine geschickte Flurbereinigung kann 

dazu führen, dass sich viel Bedarf an Wegebau von 

selbst erledigt. Ein konkretes Beispiel konnte ich 

selbst in meinem Nahbereich erleben.  

Zweitens. Wir haben in unserem Land - so ehrlich 

müssen wir uns auch machen - kein Einnahmeprob-

lem, sondern ein Ausgabenproblem. Vielleicht den-

ken wir alle einmal darüber nach, und in Zukunft 

lässt sich doch noch etwas umschichten.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Die nächste Wortmeldung ist aus der Fraktion 

Bündnis 90/Die Grünen: der Kollege Christian 

Schroeder. Bitte schön, Herr Schroeder! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Christian Schroeder (GRÜNE): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und 

Herren! Herr Dorendorf, in der Analyse sind wir uns, 

glaube ich, zu 100 % einig. Darum will ich gar nicht 

herumreden. Wir alle wissen, wie die Probleme aus-

sehen. Auch ich würde gerne sehr viel mehr Geld 

für den ländlichen Wegebau bereitstellen, wenn es 

denn da wäre. Die 10 Millionen Euro könnte ich al-

leine bei mir in Wittingen ausgeben. Damit hätte ich 

überhaupt keine Probleme. Dann wäre das Geld 

morgen alle, und alle anderen hätten nichts davon.  

Es stellt sich also schon die Frage, was genau mit 

diesen 10 Millionen Euro eigentlich passieren soll. 

Wie viele Kilometer Straße davon gebaut oder in-

standgehalten werden können, haben wir gerade 

gehört. Ich glaube, die Zahlen sind eindrücklich und 

machen klar, dass das hier so nicht funktioniert. Wo, 

in welcher Kommune soll dieses Geld ausgegeben 
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werden? Denn nur für eine wird es ja reichen. Meine 

Damen und Herren, solange wir es nicht als Kofi-

nanzierungsmittel nutzen können, ist es eben nur 

der von Ihnen genannte Tropfen auf dem heißen 

Stein.  

Dass der Oppositionshaushalt nicht immer der Re-

alität entspricht, liegt vielleicht ein Stück weit in der 

Natur der Sache, und das ist so auch okay. Dass 

Sie es aber nicht einmal geschafft haben, wie Frau 

Logemann dargestellt hat, diese 10 Millionen Euro 

wirklich weiterzutragen, und nur noch 5 Millionen 

Euro in Ihrem Haushalt stehen, zeigt ja dann doch, 

wie die Priorität aussieht.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mein Kollege Pascal Leddin - krankheitsbedingt 

heute ausgefallen; auch von mir gute Besse-

rung! - hat im Ausschuss genau das gesagt, was 

auch Herr Dorendorf gesagt hat. Dazu bekenne 

auch ich mich. Wenn Sie der Bevölkerung verkau-

fen wollen, dass Sie konkret 10 Millionen Euro für 

den ländlichen Wegebau bereitstellen wollen, dann 

schreiben Sie die bitte auch in Ihren Haushalt und 

nicht nur die 5 Millionen Euro! Dann ist das einfach 

so, wie es jetzt ist: nur eine reine Schaufenster-

show.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Herr Schroeder. - Für die Landesre-

gierung hat sich die Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz gemeldet. Frau 

Staudte, bitte schön! 

Miriam Staudte, Ministerin für Ernährung, Land-

wirtschaft und Verbraucherschutz: 

Vielen Dank. - Herr Präsident! Sehr geehrte Abge-

ordnete! Ich glaube, wir sind uns alle einig: Der Be-

darf wäre da, und wir könnten das Geld zigmal aus-

geben. Ich habe auch noch einmal ein kleines Re-

chenbeispiel: Wenn jetzt 5 Millionen Euro im Haus-

haltsänderungsantrag eingesetzt würden, dann 

würde das letztendlich für 700 bis 800 m Schotter-

weg pro Landkreis reichen. Ich glaube, das macht 

deutlich: Wir können kein Programm auflegen, mit 

dem letztendlich nur Frustration ausgelöst würde 

und in das viel Vorarbeit hineingesteckt würde, wäh-

rend wir letztendlich eigentlich nichts zu verteilen 

hätten. 

Die EU-Mittel, die man mal hätte einsetzen können, 

sind schon in der letzten Wahlperiode unter den so-

genannten PFEIL-Programmen 2017 eingestellt 

worden. Auch bei KLARA wurde es nicht auf den 

Weg gebracht. 2018, als ein Änderungsantrag pro-

biert wurde, gab es die Rückmeldung der EU-Kom-

mission: Ihr in Niedersachsen kümmert euch bitte 

mehr um die Umweltproblematiken, die ihr habt, 

und verwendet die EU-Mittel bitte hierfür, auch 

wenn das im Gesamtkontext des GAP-Strategie-

plans in Deutschland möglich wäre.  

Insofern haben wir hier das Problem, dass wir alle, 

glaube ich, nicht wissen, woher wir eine ausrei-

chende Summe für ein sinnvolles Sanierungspro-

gramm nehmen sollen. Ich glaube, wir müssen dar-

über weiter im Austausch bleiben. Denn, wie ge-

sagt, der Bedarf ist da. Wir tun als Ministerium in der 

Flurbereinigung zum Beispiel das, was möglich ist, 

und prüfen auch alle anderen Förderrichtlinien - das 

ist ja auch dieses Mal bei den ANK-Mitteln gesche-

hen, bei denen es um den natürlichen Klimaschutz 

geht -, ob sich da Möglichkeiten auftun. Das ist nicht 

der Fall gewesen. Insofern müssen wir bei diesem 

Thema einfach noch weitersuchen, wie wir diese Fi-

nanzierung bereitstellen können.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Marcus Bosse:

Vielen Dank, Frau Ministerin Staudte.  

Weitere Wortmeldungen liegen uns zu diesem Ta-

gesordnungspunkt nicht vor. Wir treten somit in die 

Abstimmung ein.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit den Antrag der Fraktion der CDU 

in der Drucksache 19/1234 ablehnen will, den bitte 

ich um ein Handzeichen. - Die Fraktionen der SPD 

und von Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist dagegen? 

- Die Fraktionen der CDU und der AfD. Ich frage 

trotzdem nach Enthaltungen. - Die liegen nicht vor. 

Das Erste war die Mehrheit. Damit wurde der Be-

schlussempfehlung gefolgt.  

Wir werden jetzt, bevor der Tagesordnungspunkt 16 

aufgerufen wird, einen Wechsel im Sitzungsvor-

stand vornehmen. Ich bitte auch die jeweiligen 

Schriftführer, sich bereit zu machen.  

(Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer 

übernimmt den Vorsitz) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Wir fahren jetzt fort: 

Tagesordnungspunkt 16: 

Abschließende Beratung: 

Ausrüstung der Polizei erweitern und Einsatz-

taktik bei Bedrohungslagen auf den Prüfstand 

stellen - Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 19/5731 

- Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inne-

res und Sport - Drs. 19/6546 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag abzu-

lehnen. Eine Berichterstattung ist nicht vorgesehen. 

Wir kommen jetzt zur Beratung. Der Antrag wird von 

dem Herrn Abgeordneten Bothe von der Fraktion 

der AfD eingebracht. Herr Bothe, kommen Sie 

gerne nach vorne! 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Bothe (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! Gewalt gegen Polizeibe-

amte ist ein dringendes Thema, das größere Auf-

merksamkeit verdient, als es bisher von der Lan-

desregierung erhält. Aber unser Land hat sich ver-

ändert, und das spüren vor allem unsere Polizeibe-

amten. Genau hier gilt es, die Ausrüstung sowie die 

Aus- und Weiterbildung auf die neuen Einsatzlagen 

anzupassen. So kommen wir wieder einmal zum 

Thema Taser. 

Nach dem tödlichen, aber notwendigen Schusswaf-

feneinsatz der Polizei am 30. März letzten Jahres in 

Nienburg wiesen wir als AfD-Fraktion darauf hin, 

dass solche Situationen vermieden werden könn-

ten, wenn Polizeibeamten geeignete Abwehrmittel 

zur Verfügung stehen würden. Das Gleiche gilt für 

den 18. Dezember letzten Jahres in Göttingen, wo 

sich ein ähnlicher Vorfall ereignete: Ein Mann greift 

Polizisten mit einem Messer an. Auch hier mussten 

die Beamten die Schusswaffe richtigerweise einset-

zen, da den Beamten kein milderes Einsatzmittel 

zur Verfügung stand. Und es gab wieder einen To-

ten.  

Ich weiß, Sie von Rot-Grün wollen es einfach nicht 

verstehen, aber die Sturheit von Ihnen hat in Nien-

burg und Göttingen wieder einmal dazu geführt, 

dass den Beamten kein milderes Einsatzmittel als 

die Schusswaffe zur Verfügung stand - mit tödli-

chem Ausgang. 

Genauso ignorieren Sie, dass polizeiliche Ein-

satzerfahrungen in Nordrhein-Westfalen und Rhein-

land-Pfalz deutlich zeigten, dass bereits die Andro-

hung des Tasers in vielen Fällen eine deeskalie-

rende Wirkung auf die Gewalttäter hatte. Aber das 

verweigern Sie den niedersächsischen Polizisten, 

was wiederum dazu führt, dass die betroffenen Be-

amten beim Einsetzen der Schusswaffe in ein lang-

wieriges und belastendes Ermittlungsverfahren ge-

raten trotz ihres Einsatzes für die Sicherheit der All-

gemeinheit in unserem Land. Es ist unverantwort-

lich, wie die Landesregierung die Polizisten in Stich 

lässt. 

(Beifall bei der AfD) 

Aber, meine Damen und Herren, auch das von 

Ihnen so hoch gelobte Training zur Abwehr von 

Messerangriffen scheint ineffektiv, und auch die 

Ausbildung im Umgang mit psychisch auffälligen 

Personen muss verbessert werden. So wurden zum 

Beispiel in einer Nacht im Januar dieses Jahres im 

Landkreis Osnabrück fünf Polizisten bei verschiede-

nen Einsätzen verletzt. Es fehlte hier scheinbar 

nicht nur an der richtigen Ausrüstung wie dem Ta-

ser, sondern offenbar auch an modernem Training 

zur Bewältigung der jeweiligen Einsatzlage. Genau 

hier gibt unser Antrag die richtigen Impulse. 

Aber auch die Schutzausrüstung der Polizisten in 

Niedersachsen bleibt unzureichend. Ein vollständi-

ger Schutz der Beamten schließt auch den Halsbe-

reich mit ein. Während andere Bundesländer vor-

bildlicherweise den Schnittschutzschal einführten, 

werden in Niedersachsen weiterhin Ausreden ge-

funden, es nicht zu tun. Der Tod des Polizeibeam-

ten Rouven Laur bleibt ein trauriges Mahnmal. 

Meine Damen und Herren, die Ausbildung sowie die 

Ausrüstung der Polizisten in Niedersachsen bleiben 

unvollständig und ungenügend. Unser Antrag gibt 

hierzu die richtigen Impulse. Da kann man nur sa-

gen: Meine Hoffnung stirbt zuletzt, dass Rot-Grün 

hier irgendwann einsichtig wird. Aber wahrschein-

lich wird es nicht der Fall sein.  

(Michael Lühmann [GRÜNE]: Ja, weil 

das Unsinn ist!)  

Meine Damen und Herren, wer die Polizei in Nieder-

sachsen stärken will, kann unserem Antrag nur zu-

stimmen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der AfD) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Als Nächstes hat sich zu Wort gemeldet: von der 

Fraktion der SPD Herr Abgeordneter Saade. Herr 

Saade, kommen Sie gerne nach vorne! 

Alexander Saade (SPD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 

heute vorliegende AfD-Antrag ist leider kein Sach-

beitrag zur Sicherheitspolitik, sondern ein ideologi-

scher Trojaner. Er bedient bewährte Muster: Ein-

zelne Fälle werden dramatisiert, Statistiken werden 

selektiv interpretiert, und Lösungen werden vorge-

gaukelt. Die sind weder evidenzbasiert noch rechts-

staatlich vertretbar.  

Lassen Sie uns gemeinsam einen Blick hinter die-

sen Antrag werfen, dann aber gestützt auf aktuelle 

Daten, rechtswissenschaftliche Expertise und eine 

Analyse der politischen Agenda hinter diesem Vor-

stoß.  

Kommen wir erst einmal zur Kausalitätslüge „Migra-

tion und Gewalt“. Die AfD behauptet, der Ausländer-

anteil unter Tatverdächtigen sei 2023 gestiegen, 

und verknüpft dies mit illegaler Massenmigration. 

Diese Darstellung verletzt allerdings grundlegende 

Prinzipien kriminologischer Forschung. Das Bun-

deskriminalamt weist in seinem jüngsten Bericht 

nach, dass die Gewaltkriminalität in Deutschland 

seit 2015 um 12 % gesunken ist -- trotz gestiegener 

Zuwanderungszahlen. Entscheidend sind in Wirk-

lichkeit sozioökonomische Faktoren. In Stadtteilen 

mit hoher Arbeitslosigkeit zum Beispiel liegt die Ge-

waltrate laut dem Institut für Wirtschaftsforschung 

unabhängig von der Herkunft der Bewohner um 

63 % höher.  

Die AfD ignoriert diese Trends ganz bewusst, um 

ein Feindbild zu zementieren. Ihr Verweis auf den 

Nienburg-Vorfall dient hier als rein emotionaler Kö-

der. Aber selbst Ihre eigenen genannten Quellen 

bestätigen: Der gambische Staatsbürger handelte 

in einer psychischen Ausnahmesituation, ausgelöst 

durch eine private Beziehungskrise. Das ist, wie wir 

alle wissen, kein migrationsbedingtes Phänomen. 

Kommen wir also zu Ihrer Forderung nach Tasern, 

der Risikotechnologie mit tödlichen Nebenwirkun-

gen. Der Hersteller selbst warnt vor der Verwen-

dung eines Tasers gegenüber Personen, die psy-

chisch krank sind oder unter dem Einfluss von Sub-

stanzen stehen. Ihre Forderung nach einer flächen-

deckenden Taser-Ausrüstung beruht somit auf ei-

ner Verharmlosung der Fakten. Die Verknüpfung 

mit dem Ereignis in Nienburg wiederum zeigt ent-

weder Ihre völlige Unkenntnis oder Ihre Ignoranz, 

wann ein Taser überhaupt eingesetzt werden darf. 

Professorin Dr. Lena Schröder von der Uni Göttin-

gen bringt es, wie ich finde, auf den Punkt: Taser 

gaukeln eine scheinbar harmlose Deeskalation vor, 

bergen aber ähnliche Risiken wie Schusswaffen. 

Ein Beispiel aus Rheinland-Pfalz zeigt das Problem. 

Ein psychisch kranker Mann erlitt nach einem Ta-

ser-Einsatz, obwohl keine unmittelbare Lebensge-

fahr bestand, eine dauerhafte Lähmung. Zahlen aus 

anderen Bundesländern zeigen massive Anstiege 

von Taser-Einsätzen, allerdings ohne dass sich da-

bei die Zahl der Schusswaffeneinsätze reduziert 

hätte. 

Ich rede hier nicht von angedrohten Taser-Einsät-

zen, wie Sie es getan haben. Ich ziehe mal das Bei-

spiel aus Nordrhein-Westfalen von 2023 hervor. 

Dort gab es 261 tatsächlich erfolgte Taser-Einsätze, 

was uns eigentlich nur zeigt: Der Taser ist kein Er-

satz für die Waffe, sondern er ist ein zusätzliches 

Mittel, das man dann einsetzen kann, wenn man 

nicht in der Lage ist, verbal zu deeskalieren. Die Hu-

manistische Union dokumentierte seit 2021 übri-

gens zehn Todesfälle nach Taser-Einsätzen.  

Kommen wir zu den von Ihnen kritisierten Einsatz-

taktiken. Ja, der Nienburg-Einsatz offeriert reale 

Probleme. 14 Beamte konnten die Eskalation nicht 

verhindern. Eine Polizistin wurde durch friendly fire 

verletzt. Aber Ihre Forderung nach mehr Ausrüs-

tung trifft hier einfach nicht den Kern. Die richtige 

Antwort wäre: geschultes Personal, das Erfahrung 

im Umgang mit psychischen Krisen hat. Laut dem 

Deutschen Beamtenbund fehlen bundesweit 

35 000 Stellen bei der Polizei. 78 % der Beamten 

leiden unter chronischem Stress. Statt neuer Tech-

nik braucht unsere Polizei Entlastung - auch, damit 

vielleicht mehr Zeit für Training da ist.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Da-

men und Herren, die AfD nennt Messerangriffe als 

Beleg für eine Krise. Aber die Polizeiliche Kriminal-

statistik differenziert. Ich nehme mal NRW als Bei-

spiel: 68 % der Tatverdächtigen waren deutsche 

Staatsbürger, was uns sagt: Die Staatsbürgerschaft 

hat überhaupt gar nichts mit dem Phänomen der 

Messerkriminalität zu tun.  

Was viel interessanter ist: 43 % der Fälle standen in 

Verbindung mit Bandenkriminalität. Das ist ein 

Problem. Eine Studie der Uni Bielefeld identifizierte 

Armut und Perspektivlosigkeit als Haupttreiber. Das 

sind die Haupttreiber und nicht die Ethnizität. In Ber-
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lin-Neukölln sank die Jugendgewalt um 39 %, nach-

dem mobile Jugendeinrichtungen und Sozialarbei-

ter eingesetzt wurden. Gleichzeitig deckte der WDR 

auf, dass 80 % der Messerstraftäter aus bildungs-

fernen Haushalten stammen - ein Problem, das wir 

auch nicht durch einen Schnittschutzschal lösen 

können. Es braucht Prävention.  

Kommen wir zu Ihrer ideologischen Agenda, näm-

lich Sicherheit als reiner Vorwand. Hinter Ihrem An-

trag steht gar kein Sicherheitskonzept, sondern 

ausschließlich das in Ihrem Bundestagswahlpro-

gramm verankerte Ziel der Remigration. 

(Wiard Siebels [SPD]: Genau!) 

Ich schließe mich da dem Verfassungsschutzbe-

richt von 2024 an, in dem zu Recht gewarnt wird: 

Die AfD instrumentalisiert Sicherheitsdebatten, um 

autoritäre Staatsvorstellungen zu normalisieren. 

(Stephan Bothe [AfD] lacht) 

Das ist genau das, was wir hier heute sehen.  

Ein Blick nach Ungarn unter Viktor Orbán zeigt, wo-

hin uns das führen kann. Da gab es 2022 eine Poli-

zeireform. Da sind die unrechtmäßigen Gewaltein-

sätze um 212 % gestiegen, während gleichzeitig die 

Aufklärungsrate bei Kapitalverbrechen sank. Die-

sen Weg wollen wir hier nicht beschreiten. 

Der AfD-Antrag ist kein Beitrag zur Sicherheit, son-

dern ausschließlich ein Angriff auf unseren Rechts-

staat. Er nutzt tragische Ereignisse, um eine 

Agenda der Spaltung voranzutreiben, und deshalb 

lehnen wir ihn ab. Denn wir stehen für eine Gesell-

schaft, die auf Zusammenhalt setzt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Saade. - Auf Ihren Beitrag gibt es 

eine Kurzintervention von Herrn Bothe. Herr Bothe, 

kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Bothe (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Herr Kollege Saade, so ein Wortbeitrag 

nach dem Mord von Aschaffenburg und nach den 

Morden von Solingen zeigt, dass die SPD nicht 

mehr regierungsfähig ist. Meine Güte! 

(Beifall bei der AfD) 

Sie nehmen Zahlen und sagen, dass 68 % der Mes-

sertäter deutsche Staatsbürger waren. Das bedeu-

tet aber, dass 32 % ausländische Staatsbürger wa-

ren, und das bei einem Bevölkerungsanteil von 

12 %. Vielleicht hat es doch mit der Migration zu tun. 

Machen Sie hier einmal Ihren Taschenrechner auf! 

Sie sprechen des Weiteren davon, dass der Taser 

ungeeignet ist. Komischerweise ist er zum Beispiel 

in den Ländern Rheinland-Pfalz und Nordrhein-

Westfalen erfolgreich eingeführt worden; das haben 

alle Studien dort belegt. 

(Michael Lühmann [GRÜNE]: Zehn 

Tote! Erfolgreich? Glückwunsch!) 

Die Niederlande und Großbritannien verwenden 

den Taser. In den USA wird er seit Jahren erfolg-

reich verwendet. Warum geht Niedersachsen hier 

einen Sonderweg? Warum glauben Sie, dass Sie 

klüger sind? Nein, ich kann Ihnen versichern, Sie 

sind nicht klüger als die anderen Länder, Herr 

Saade. 

Und dann kommen Sie mit der Populismuskeule: 

Wir hätten keinen Weg. Unser Antrag zeigt genau 

den richtigen Weg! Unsere Beamten brauchen 

Schulungen, gerade im Umgang mit psychisch er-

krankten, meistens ausländischen Tätern, wie in Lü-

neburg oder in Zetel. Vor Kurzem gab es auch hier 

in Niedersachsen Fälle, bei denen die Beamten vor 

großen Herausforderungen standen, um überhaupt 

mit der Situation umzugehen. 

Sie haben keine Lösung, Sie haben keine Kon-

zepte, und das ist ganz schlecht für die Sicherheit 

in Niedersachsen. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Ich gehe davon aus, dass Sie antworten möchten. 

Kommen Sie gerne nach vorne, Herr Saade! 

Alexander Saade (SPD): 

Vielen Dank, Frau Landtagspräsidentin. 

(Stephan Bothe [AfD]: Kein Staatsver-

ständnis!) 

Herr Bothe, vielleicht können Sie mir doch mal er-

klären, wenn Sie sagen, dass der Taser das Allheil-

mittel ist: 

(Stephan Bothe [AfD]: Das habe ich 

nicht gesagt!) 
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Wieso ist bei der hohen Anzahl von Taser-Einsät-

zen nicht die Zahl der Schusswaffeneinsätze zu-

rückgegangen? Wieso gibt es da gar keinen kausa-

len Zusammenhang? Weil es den nicht gibt! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN - Stephan Bothe [AfD]: Die Zahl 

der verletzten Polizisten ist zurückge-

gangen! - Gegenruf von Wiard Siebels 

[SPD]: Du hast es immer noch nicht 

verstanden!) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Saade. - Die nächste Wortmel-

dung, die mir vorliegt, ist von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen: Herr Abgeordneter Lühmann. 

Herr Lühmann, kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleg*innen! 

Ewig lockt der Taser, schon wieder. Es wundert 

mich nicht, dass das Thema hier aufkommt. Ich 

setze auf die Vorhersehbarkeit kommender An-

träge: Das wird uns immer wieder beschäftigen. Der 

Taser ist ja sowas wie der Wolf der Debatte zur in-

neren Sicherheit. 

(Beifall von Dr. Andreas Hoffmann 

[GRÜNE]) 

Wenn inhaltlich nichts mehr geht, dann eben dieses 

Thema. Da ist man ganz bei sich, ganz egal, wie oft 

der Sachstand hier oder durch die Beantwortung 

Kleiner Anfragen vorgetragen worden ist - und das 

ist oft geschehen.  

Allein, ein neuer Ansatz zu dem Thema, er fehlt. 

Neue valide Kenntnisse - komplette Fehlanzeige! 

Denn es bleibt ja bei der weiterhin kritischen Stu-

dienlage. Es bleibt dabei, dass der Einsatz des so-

genannten Tasers, wie etwa in Schleswig-Holstein, 

nicht gegen erkennbar unter 14-Jährige, Schwan-

gere oder gegen Personen mit bestimmten Vorer-

krankungen angezeigt ist. Und noch mal lieben 

Gruß von meiner Frau, die ist Hebamme: Sie kriegt 

das nicht hin, einfach nur auf Blickkontakt heraus-

zufinden, ob jemand schwanger ist. Außerdem ist 

bei psychischen Ausnahmezuständen die Konfron-

tation mit dem Taser weder zur Fremd- noch zur Ei-

gensicherungen geeignet und hilft da auch nicht.  

So weit, so oft vorgetragen. Die Lernkurve und der 

Erkenntniszuwachs bleibt beim rechtsextremen 

Verdachtsfall gleich null. 

Wirklich problematisch ist hingegen, wie Sie hier 

versuchen, unsere niedersächsische Polizei in 

Misskredit zu bringen: Ausbildungskonzepte wür-

den fehlen. Ein ganzheitlicher Ansatz für komplexe 

Einsatzsituationen würde auch fehlen. Ich könnte ja 

über diese unsachlichen Äußerungen und diese Un-

kenntnis hinwegsehen, würden Sie hier nicht voll-

kommen kenntnisfrei und vor allen Dingen auch an-

maßend behaupten, Polizei würde aus Fällen wie in 

Nienburg nichts lernen, und es bräuchte ausgerech-

net Ihre Hinweise. 

Das zeigt letztlich doch nur, dass Sie zwar wortrei-

che Anträge schreiben können, aber offenkundig 

nie mit Polizei im Gespräch sind. Das aber empfehle 

ich Ihnen einfach mal uneingeschränkt: mit den 

Praktikern sprechen, mit Polizei vor Ort, mit der Po-

lizeiakademie Nienburg - das habe ich getan nach 

dem Fall - oder mit der Polizeiakademie in Hanno-

versch Münden, wo übrigens - auch das scheint 

Ihnen entgangen zu sein - vor wenigen Tagen ein 

neuer Schießstand eröffnet wurde. Auch das ist ja 

Thema Ihres Antrags. 

Und wenn Sie wirklich etwas für Polizei tun wollen, 

dann kümmern Sie sich doch lieber um Ihre eigenen 

bewaffneten Parteianhänger und Mitglieder, um 

Rechtsterroristen und Reichsbürger, die sich be-

waffnen, die auf Polizist*innen schießen oder den 

bewaffneten Umsturz planen. 

(Wiard Siebels [SPD]: So ist es! Davon 

haben Sie noch nie etwas gehört? - 

Klaus Wichmann [AfD]: Das ist doch 

lächerlich!) 

Ich jedenfalls habe von Ihnen nichts gehört zu je-

nem Rechtsextremisten aus Hannover, der - herzli-

chen Glückwunsch, Herr Wichmann; hier große Re-

den halten zu Antisemitismus - in der Gedenkstätte 

Ahlem am Abend nach dem Holocaust-Gedenken 

Kränze zerstört hat, der laut Polizei eine Maschi-

nenpistole zu Hause hat und der laut Bericht des 

NDR Ihr Parteibuch hat. Ihr Parteibuch! 

(Klaus Wichmann [AfD]: Geben Sie mir 

doch mal einen Nachweis! Das wird 

eine Verleumdungsklage geben! - Ge-

genruf von Wiard Siebels [SPD]: So ist 

es! Und das klären Sie mal auf! - Wei-

tere Zurufe von der AfD) 

- Stellen Sie doch eine Kleine Anfrage, dann kriegen 

Sie das auch beantwortet! 
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Also tun Sie uns und der Polizei den Gefallen und 

kümmern Sie sich um die Gefahr aus Ihren Partei-

strukturen! Ich erinnere hier an Ihren Fraktionsmit-

arbeiter mit Tötungsfantasien im Internet. 

Und ansonsten bitte ich Sie auch: Hören Sie auf, 

das subjektive Sicherheitsgefühl der Menschen zu 

manipulieren und sich damit gegen die Arbeit der 

Polizei in Niedersachsen zu wenden. Herzliche 

Grüße von Polizeipräsident Johann Kühme! Das 

war ein Zitat von ihm. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD - Ansgar Georg Schledde [AfD]: 

Das ist unglaublich!) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Lühmann. Auch auf Ihren Beitrag 

gibt es eine Kurzintervention durch Herrn Bothe. 

Herr Bothe, kommen Sie nach vorne! 

(Beifall bei der AfD) 

Stephan Bothe (AfD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Werter Kollege Lüh-

mann! Ich bin von Ihnen ja viel gewohnt. Ich bin 

auch gewohnt, dass Sie es in Ihren Reden mit den 

Fakten nicht so genau nehmen. Genauso wie mit 

Ihren wissenschaftlichen Studien, da sind wir es ja 

auch gewohnt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der AfD) 

Aber was Sie hier machen, ist Verleumdung, und es 

ist die Unwahrheit. Es gab diesen Bericht vom NDR, 

der wurde aber wieder runtergenommen. Es han-

delte sich anscheinend um eine Falschinformation - 

der Sie ja immer gerne erliegen.  

Wir haben mit Rechtsterroristen nichts zu tun! 

(Michael Lühmann [GRÜNE] und Ale-

xander Saade [SPD] lachen) 

Wir haben mit Rechtsextremisten nichts zu tun! Und 

ganz bestimmt haben Mitglieder nicht auf Polizisten 

geschossen. Ich fordere Sie auf, zu einer sachli-

chen Debatte in diesem Bereich zurückzukommen. 

Ihre Anschuldigungen sind so schwer, da würde 

man außerhalb des Parlaments sagen, dass man 

über rechtliche Schritte diskutieren müsste. Aber 

das machen wir nicht. 

Ich kann Sie nur auffordern: Kommen Sie zur Sach-

lichkeit zurück, wenn Sie innenpolitisch ernst ge-

nommen werden möchten! 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Lühmann, ich gehe davon aus, dass Sie ant-

worten möchten. Bitte! 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Dieser gerichtli-

chen Auseinandersetzung sehe ich sehr entspannt 

entgegen. Ich möchte mal daran erinnern, dass in 

Sachsen gerade erst eine Terrorzelle hochgenom-

men worden ist. Da waren drei Mitglieder Ihrer Par-

tei betroffen. Ich möchte daran erinnern, dass Ihre 

ehemalige justizpolitische Sprecherin im Bundes-

tag - eine Richterin - einem Terrorprozess entge-

genschaut. Sie ist ein Mitglied Ihrer Partei und sogar 

noch bei der Wiederholungswahl in Berlin angetre-

ten. 

(Stephan Bothe [AfD]: Es gilt die Un-

schuldsvermutung!) 

Ich möchte daran erinnern, dass Walter Lübcke von 

einem Anhänger Ihrer Partei ermordet worden ist, 

der Plakate für Ihre Partei aufgehängt hat und der 

auf der großen AfD-Demonstration in Chemnitz 

2018 den Entschluss gefasst hat, Walter Lübcke zu 

ermorden. Das alles ist gerichtsfest. Ich sehe der 

Klage, die Sie sich hier überlegen, ganz entspannt 

entgegen. 

Ansonsten ist das ein Polizeibericht gewesen, und 

das ist eben auch ein Fernsehbericht gewesen. 

(Stephan Bothe [AfD]: Der wurde zu-

rückgezogen!) 

- Ja, dann stellen Sie doch die Anfrage, dann wer-

den wir hier endgültig klären, bei welcher Partei er 

Mitglied ist. 

(Jens-Christoph Brockmann [AfD]: 

Stellen Sie doch die Anfrage! - Klaus 

Wichmann [AfD]: Sie machen doch 

hier die Verleumdung! - Weitere Zurufe 

von der AfD) 

- Ich muss das nicht. Ich weiß, dass das Ihr Partei-

mitglied war. 

Kümmern Sie sich bitte einfach darum, dass Sie 

Ihre eigenen Leute in den Griff bekommen und dass 

Sie Ihre Sprache in den Griff bekommen, weil diese 

Sprache, die Sie regelhaft wählen, immer wieder für 

rechten Terror sorgt. Da gibt es einfach einen Zu-

sammenhang.  
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In Ihrer Partei gibt es so viele Verbindungen zum 

Rechtsterrorismus und zum Rechtsextremismus. 

(Ansgar Georg Schledde [AfD]: Oder 

Linksextremisten! Reden wir doch mal 

darüber, was Ihre Partei in den letzten 

Wochen und Monate gemacht hat!) 

Und wenn Sie sagen, Sie kennen keinen Rechtsext-

remisten, Herr Bothe, dann kann ich nur sagen: Sie 

gehen regelmäßig mit einem Rechtsextremisten auf 

Demonstrationen, und dieser Rechtsextremist heißt 

Björn Höcke. 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Lühmann, Ihre Redezeit ist vorbei! 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Sie müssen sich mal überlegen, mit wem Sie auf 

Demonstrationen gehen! 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Lühmann! 

Michael Lühmann (GRÜNE): 

Wer mit einem Faschisten wie Höcke demonstriert, 

(Glocke der Präsidentin) 

der ist eben auch mit einem Faschisten wie Höcke 

demonstrieren gewe - - - 

(Die Präsidentin schaltet dem Redner 

das Mikrofon ab. - Beifall bei den GRÜ-

NEN und bei der SPD - Klaus Wich-

mann [AfD]: Absolut armselig!) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Es tut mir leid. Ich würde vorschlagen, Sie klären 

das mithilfe von Anfragen. Ihnen stehen dazu parla-

mentarische Mittel zur Verfügung. 

Es liegen mir derzeit keine weiteren Wortmeldun-

gen vor. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung.  

Wer der Beschlussempfehlung folgen und damit 

den Antrag der Fraktion der AfD in der Drucksache 

19/5731 ablehnen will, den bitte ich um ein Hand-

zeichen. - Das sind die Fraktionen der SPD, von 

Bündnis 90/Die Grünen und der CDU. Wer ist dage-

gen? - Das ist die Fraktion der AfD. Wer enthält 

sich? - Niemand. Damit wurde der Beschlussemp-

fehlung gefolgt. 

Wir kommen nun zu: 

Tagesordnungspunkt 17: 

Abschließende Beratung: 

Unterstützung für Opfer bildbasierter sexuali-

sierter Gewalt verbessern - spezialisierte Infor-

mationsangebote bereitstellen - Antrag der Frak-

tion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 19/5983 - Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Rechts- und Verfassungsfragen - 

Drs. 19/6547 - Änderungsantrag der Fraktion der 

CDU - Drs. 19/6602 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, den Antrag in ge-

änderter Fassung anzunehmen. Eine Berichterstat-

tung ist nicht vorgesehen. Der Änderungsantrag der 

Fraktion der CDU zielt darauf ab, den Antrag in ei-

ner anderweitig geänderten Fassung anzunehmen. 

Damit kommen wir zur Beratung. Die erste Wort-

meldung liegt mir von Herrn Abgeordneten 

Schröder von der Fraktion der SPD vor. Herr 

Schröder, kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Jan Schröder (SPD): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Wir stehen heute vor einer wichtigen Ent-

scheidung: Wollen wir weiter zusehen, wie Men-

schen durch bildbasierte sexualisierte Gewalt ent-

würdigt und bedroht werden, oder ergreifen wir ent-

schlossen Maßnahmen, um sie zu schützen? Ich 

unterstütze den vorliegenden Entschließungsantrag 

mit Nachdruck, denn er ist ein wichtiger Schritt, um 

den Opfern zu helfen und Strafbarkeitslücken zu 

schließen.  

Die Digitalisierung hat unser Leben in vielen Berei-

chen bereichert und vor allen Dingen erleichtert, 

aber sie hat auch neue Formen von Gewalt hervor-

gebracht. Bildbasierte sexualisierte Gewalt ist eine 

dieser perfiden Entwicklungen, die in den letzten 

Jahren massiv zugenommen haben. Täter nutzen 

intime Bilder als Waffe, sei es durch Sextortion, also 

Erpressung mit Nacktbildern, Revenge Porn, die wi-

derrechtliche Verbreitung privater Aufnahmen, oder 

Deepfakes, die Betroffene durch KI-generierte Bil-

der in sexualisierte Kontexte zwingen.  
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Diese Taten haben dramatische Konsequenzen für 

die Opfer. Sie verlieren die Kontrolle über ihr eige-

nes Bild, erleben Scham, Angst, Depression. Man-

che verlieren gar ihren Job. Sie verlieren ihren sozi-

alen Rückhalt, ihre Lebensperspektive. Und das 

Schlimmste dabei ist: Das Internet vergisst nicht. 

Meine Damen und Herren, es handelt sich hierbei 

nicht etwa um digitale Streiche. Nein, diese Form 

der Gewalt ist nicht nur demütigend, sie zerstört 

Existenzen. Betroffene fühlen sich allein, wissen 

nicht, wo sie Hilfe bekommen, und haben oft den 

Eindruck, sich gegen diese Art der Gewalt nicht 

wehren zu können.  

Hierfür müssen wir als Gesellschaft Verantwortung 

übernehmen, denn wir dürfen nicht hinnehmen, 

dass Täter ihre Opfer auf digitalem Wege entwürdi-

gen und unser Rechtssystem zu langsam oder un-

zureichend reagiert. Wir haben die Verantwortung, 

den Opfern Schutz zu geben und den Tätern klare 

Grenzen aufzuzeigen. Deshalb ist dieser Entschlie-

ßungsantrag so wichtig und fordert zwei zentrale 

Maßnahmen. 

Erstens. Die Schaffung einer zentralen Informa-

tions- und Koordinationsstelle für Opfer bildbasier-

ter sexualisierter Gewalt, damit Betroffene schnell 

und unkompliziert Unterstützung erhalten, sei es 

rechtlich, psychologisch oder technisch.  

Zweitens. Eine Prüfung der bestehenden Rechts-

lage mit dem Ziel, mögliche Strafbarkeitslücken zu 

schließen und gegebenenfalls eine Bundesratsiniti-

ative zur Anpassung des Sexualstrafrechts zu erar-

beiten, um konsequent handeln zu können.  

Diese beiden Punkte sind essenziell, um Opfern 

wirksam zu helfen und gleichzeitig den rechtlichen 

Schutz gegen bildbasierte sexualisierte Gewalt zu 

verbessern.  

Lassen Sie mich zunächst auf den ersten Punkt ein-

gehen!  

Die Schaffung einer zentralen Informations- und Ko-

ordinationsstelle ist dringend erforderlich. Wer 

heute Opfer von digitaler sexualisierter Gewalt wird, 

sieht sich mit einem Dschungel aus rechtlichen Fra-

gen und Zuständigkeiten konfrontiert: Wo kann ich 

meine Bilder löschen lassen? Welche rechtlichen 

Schritte kann ich einleiten? Was passiert, wenn die 

Bilder auf ausländischen Servern liegen? Und vor 

allem: An wen kann ich mich wenden, wenn ich un-

ter psychischem Druck stehe? 

Doch bisher gibt es hierauf keine zentralisierten, 

leicht zugänglichen Antworten. Die Polizei ist in vie-

len Fällen die erste Anlaufstelle. Aber Strafverfol-

gung allein reicht nicht. Die Opfer brauchen auch 

psychologische Beratung, technische Unterstüt-

zung beim Entfernen von Inhalten und einen ge-

schützten Raum, um sich zu informieren und ihre 

nächsten Schritte zu planen. Eine zentrale Anlauf-

stelle kann hier helfen, indem sie bestehende Res-

sourcen bündelt, mit Polizei, Justiz und Opfer-

schutzorganisationen kooperiert und gezielt auf die 

spezifischen Bedürfnisse der Betroffenen eingeht.  

Der zweite Punkt, die Überprüfung und gegebenen-

falls die Erweiterung der Strafbarkeit, ist ebenso 

entscheidend. Ja, es gibt bereits strafrechtliche Re-

gelungen, die verschiedene Formen bildbasierter 

Gewalt erfassen. Aber diese Regelungen sind lü-

ckenhaft und oft unzureichend. Gerade die 

Deepfake-Technologie stellt unser Strafrecht vor 

völlig neue Herausforderungen.  

Bisher muss eine strafbare Handlung immer mit der 

Verbreitung existierender echter Aufnahmen zu-

sammenhängen. Doch was ist mit den Bildern, die 

durch KI erst erschaffen werden? Die betroffene 

Person war niemals in der dargestellten Situation, 

wird aber dennoch bloßgestellt, gedemütigt und so-

zial geächtet. Und genau hier braucht es klare, ein-

deutige gesetzliche Regelungen, die Deepfake-

Missbrauch als das anerkennen, was es ist: eine 

Form sexualisierter Gewalt, die genauso strafbar 

sein muss wie die Verbreitung realer Bilder. 

Ein weiteres Problem ist, dass viele Täter bislang 

unbestraft davonkommen, weil bestehende Para-

grafen nicht konsequent auf digitale Gewalt ange-

wendet werden können. Der Gesetzentwurf für ei-

nen neuen Straftatbestand zur Verletzung von Per-

sönlichkeitsrechten durch Deepfakes ist ein wichti-

ger Schritt, doch er reicht nicht aus, denn er umfasst 

nicht alle Formen von bildbasierter sexualisierter 

Gewalt. Deshalb ist es dringend nötig, die Rechts-

lage weiter zu prüfen und gegebenenfalls eine Bun-

desratsinitiative für eine umfassendere Regelung zu 

erarbeiten.  

Meine Damen und Herren, wir alle wissen, die digi-

tale Welt entwickelt sich rasant. Unser Rechtssys-

tem darf nicht hinterherhinken. Opfer von bildbasier-

ter sexualisierter Gewalt brauchen schnelle unbüro-

kratische Unterstützung, und sie brauchen eine 

Strafverfolgung, die dieser neuen Form der Gewalt 

konsequent begegnet.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Es geht nicht nur um Frauen, auch wenn sie beson-

ders häufig betroffen sind. Es geht um den Schutz 

aller Menschen, deren Bilder ohne ihre Zustimmung 

verbreitet oder manipuliert werden. Es geht um Ju-

gendliche, die oft gar nicht wissen, welche Gefahren 

in scheinbar harmlosen Bildaufnahmen stecken. Es 

geht um Lehrerinnen und Politiker, deren Karrieren 

durch Deepfake-Pornografie zerstört werden könn-

ten. Es geht um unsere gesamte Gesellschaft, die 

nicht akzeptieren darf, dass das Internet ein rechts-

freier Raum für Täter bleibt. 

(Glocke der Präsidentin) 

Deshalb müssen wir jetzt handeln. Lassen Sie uns 

gemeinsam sicherstellen, dass Betroffene nicht län-

ger im Dunkeln tappen, sondern schnell Hilfe und 

den Schutz erhalten, den sie brauchen! Lassen Sie 

uns die Strafbarkeitslücken schließen, bevor noch 

mehr Menschen diesem perfiden Missbrauch zum 

Opfer fallen! 

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie daher um 

Ihre volle Unterstützung für diesen Antrag. Lassen 

Sie uns ein klares Zeichen setzen: Niedersachsen 

schützt die Opfer bildbasierter sexualisierter Ge-

walt!  

Ich nehme noch kurz Bezug auf den Änderungsan-

trag der CDU. Ich würde sagen, er ist mit heißer Na-

del gestrickt gewesen. Er nimmt Bezug auf unseren 

Ursprungsantrag und nimmt nicht - - - Jetzt habe ich 

einen kleinen Hänger.  

(Heiterkeit) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Schröder, ich weiß, dass das schwer ist, aber 

Ihre Redezeit ist verstrichen. 

Jan Schröder (SPD): 

Okay.  

Wir lehnen den Änderungsantrag ab. Die vorge-

schlagenen Punkte bezüglich - - - 

(Die Präsidentin stellt dem Redner das 

Mikrofon ab) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Schröder. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Die nächste Wortmeldung, die mir vorliegt, ist von 

der Fraktion der CDU: Frau Abgeordnete Machulla. 

Frau Machulla, kommen Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei der CDU) 

Martina Machulla (CDU): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolle-

ginnen und Kollegen Abgeordnete! Darüber, dass 

bildbasierte sexualisierte Gewalt eine ernst zu neh-

mende Bedrohung ist, die durch die Digitalisierung 

rasant an Bedeutung gewonnen hat, dürfte Einver-

nehmen bestehen. Darüber besteht kein Streit; das 

sehen wir als CDU-Fraktion genauso wie Sie. Der 

Schutz der Opfer und die konsequente Verfolgung 

der Täter sind uns daher durchaus ein zentrales An-

liegen. Sie müssen damit dann auch parteiübergrei-

fend auf unserer Agenda stehen. Deshalb unterstüt-

zen wir als CDU grundsätzlich den Antrag der Re-

gierungsfraktionen - jedenfalls die Idee, die dahin-

tersteht. Jedoch sehen wir erheblichen Nachbesse-

rungsbedarf. 

Wir sehen in Bezug auf diesen Nachbesserungsbe-

darf - nachdem ich mir gerade die Rede des Kolle-

gen Schröder angehört habe -, dass Sie da offen-

sichtlich schon nachgebessert haben. In Ihrem An-

trag - ich habe ihn mir extra, mit Laptop bewaffnet, 

ans Pult mitgenommen - haben Sie lediglich bean-

tragt, dass die Landesregierung „bei der Stiftung 

Opferhilfe Niedersachsen eine zentrale Informati-

onsstelle für Opfer bildbasierter sexualisierter Ge-

walt“ schaffen soll. Den weiteren Antrag, den Sie 

hier im Langen begründet haben, Herr Schröder, 

haben Sie gar nicht gestellt. Das ist etwas, was in 

unserem Änderungsantrag steht. 

Auf unseren Änderungsantrag möchte ich an dieser 

Stelle auch eingehen. Die Kernpunkte unserer Er-

gänzung sind die Folgenden: Wir möchten die Opfer 

unterstützen, aber eben nicht nur mit Informationen, 

sondern mit wirksamen Maßnahmen zur Löschung 

von Bildmaterial. Die Schaffung einer zentralen In-

formationsstelle bei der Stiftung Opferhilfe ist erst 

mal ein richtiger Schritt. Aber das allein reicht eben 

mal wieder nicht. Wir fordern daher, dass es nicht 

nur um Beratung geht, sondern dass die Landesre-

gierung gemeinsam mit Bund und Ländern Kon-

zepte entwickelt, um Bildmaterial wirksam und 

nachhaltig aus dem Internet zu löschen. 

(Beifall bei der CDU) 
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Was hilft es dem Opfer, wenn einmal ein Deepfake, 

irgendeine fiese Darstellung, im Internet ist, die im-

mer wieder aufpoppt? Da hilft auch die beste psy-

chologische Beratung nicht, wenn man sie nach drei 

Jahren immer noch findet? Wir können einfach nicht 

hinnehmen, dass Betroffene ein Leben lang oder je-

denfalls lange Zeit immer wieder mit diesen Bildern 

konfrontiert werden. Es gibt solche technischen Lö-

sungen bereits. Insoweit sollten wir diese auch nut-

zen. 

Außerdem müssen wir mit den Betreibern der digi-

talen Plattformen zusammenarbeiten und diese in 

die Verantwortung nehmen. Unternehmen, die es 

ermöglichen, dass intime oder gefälschte Bilder von 

Personen unkontrolliert verbreitet werden können, 

müssen verpflichtend Maßnahmen ergreifen, um 

solche Inhalte effizient zu identifizieren und zu ent-

fernen. Hierfür braucht es klare, effiziente Regelun-

gen, um die Verantwortung mit den Plattformbetrei-

bern zu klären. 

Wie mein Kollege Schröder hier schon lang ausge-

führt hat, müssen wir die Täter auch konsequent mit 

Unterstützung der Strafverfolgungsbehörden verfol-

gen. Die Verbreitung von Deepfake-Technologien 

erfordert natürlich eine Anpassung der strafrechtli-

chen Ermittlungsinstrumente. Daher fordern wir 

auch, dass sich die Landesregierung im Bundesrat 

für eine erneute Initiative zur Einführung eines Ge-

setzes zum strafrechtlichen Schutz vor Deepfakes 

einsetzt. Bereits im vergangenen Jahr hat der Bun-

desrat einen entsprechenden Vorschlag des Frei-

staats Bayern beschlossen. Diesen müssen wir nun 

aufgreifen und erneut in den Bundestag einbringen. 

Darüber hinaus müssen wir die Mindestspeicherfrist 

für IP-Adressen auf drei Monate setzen und die 

Speicherung auch endlich einführen und nutzen. 

Ohne diese Regelungen haben Strafverfolgungsbe-

hörden oft keine Möglichkeiten, Täter im digitalen 

Raum zu identifizieren. Es kann doch nicht sein, 

verehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete, 

dass der Schutz der persönlichen Daten von Tätern 

höher gewichtet wird als der Schutz von Opfern bild-

basierter sexualisierter Gewalt! 

(Beifall bei der CDU) 

Die Anonymität im Internet darf kein Schutzschild 

für Straftäter sein. Die Strafverfolgung muss durch 

den Einsatz digitaler Forensik gestärkt werden. Da-

bei ist es auch notwendig, die Staatsanwaltschaften 

und Ermittlungsbehörden mit spezialisierten Fach-

kräften und modernster Technologie auszustatten. 

In Bezug auf die Technologien fordern wir die Im-

plementierung zur Erkennung und Kennzeichnung 

von Deepfakes unter Nutzung künstlicher Intelli-

genz. Diese Technologien müssen dringend initiiert 

und auf den Weg gebracht werden. Nur so können 

wir unsere Unternehmen und staatlichen Stellen in 

die Lage versetzen, effektiv und effizient gegen 

missbräuchliche Deepfakes vorzugehen. 

Mein Fazit: Wir brauchen eine ganzheitliche Strate-

gie und nicht nur einen Antrag, in dem gefordert 

wird, eine Beratungsstelle anzugliedern. Das reicht 

nicht aus. Wenn wir das machen sollen, Herr 

Schröder, was Sie gesagt haben, nämlich ent-

schlossene Maßnahmen ergreifen, dann müssen 

wir auch entschlossen sein und Maßnahmen auf 

breiter Front ergreifen. 

(Beifall bei der CDU) 

Unsere Maßnahmen zielen darauf ab, nicht nur zu 

informieren, sondern tatsächlich handlungsfähig zu 

werden - durch die Löschung von Inhalten, eine 

konsequente Strafverfolgung, effektive Prävention 

und Einsatz von Technologien. Nur wenn wir diese 

Aspekte gleichermaßen berücksichtigen, können 

wir bildbasierter sexueller Gewalt nachhaltig entge-

gentreten. Wir dürfen nicht erst dann aktiv werden, 

wenn die Bilder längst im Netz kursieren, sondern 

müssen die Rahmenbedingungen so setzen - und 

zwar sofort -, dass sie erst gar nicht ins Netz gera-

ten. 

Daher appelliere ich an Sie - wir wollen im Grunde 

doch das Gleiche -: Nutzen Sie diese Möglichkeit 

hier, und stimmen Sie für unseren Änderungsan-

trag, damit wir uns auf ganzer Linie tatsächlich für 

den Schutz dieser Opfer einsetzen können. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Frau Machulla. - Auf Ihren Beitrag gibt 

es eine Kurzintervention des Abgeordneten Herrn 

Schröder. Herr Schröder, kommen Sie gerne nach 

vorne! 

(Beifall bei der SPD) 

Jan Schröder (SPD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. Ich bin auch wieder 

bei Stimme. Alles ist gut.  

Frau Machulla, ich weiß nicht, ob Ihnen entgangen 

ist, dass wir zu unserem Ursprungsantrag am 

18. Februar, also noch vor der Ausschusssitzung in 
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der letzten Woche, eine Vorlage 1 eingebracht ha-

ben. Darin ist nicht mehr von der Opferhilfe Nieder-

sachsen die Rede. Vielmehr beziehen wir uns da-

rauf - das wurde auch in der Unterrichtung durch 

das MJ deutlich -, dass die Angliederung der Infor-

mations- und Koordinationsstelle bei der Referats-

gruppe Prävention und Opferschutz erfolgen soll - 

also nicht bei der Stiftung Opferhilfe; zumindest ich 

habe es eben so wahrgenommen, dass uns das un-

terstellt worden ist. 

Was den Antrag sonst betrifft: Ja, in der letzten Wo-

che wurden im Ausschuss noch einige Dinge in den 

Raum geworfen - wir könnten noch mal verhandeln 

usw. Jetzt kommt ein Änderungsantrag, einen Tag 

vor dem Plenum. Uns geht es darum, diese Stelle 

auf den Weg zu bringen. Bringen Sie die übrigen 

Punkte in Ihrem Antrag gerne noch mal in den Aus-

schuss ein. Stellen Sie einen extra Antrag. Dann un-

terhalten wir uns gerne darüber. Aber wir wollen 

jetzt diese Opferhilfestelle auf den Weg bringen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Frau Machulla, möchten Sie erwidern? 

(Martina Machulla [CDU]: Nicht mehr!) 

- Nein. 

Dann kommen wir zum nächsten Redner. Das ist 

von der Fraktion der AfD der Abgeordnete Herr Mo-

riße. Herr Moriße, Sie haben das Wort. 

(Beifall bei der AfD) 

Thorsten Paul Moriße (AfD): 

Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren 

Kollegen! Das Thema, das wir heute abschließend 

diskutieren, berührt eine wesentliche gesellschaftli-

che Herausforderung. Die bildbasierte sexualisierte 

Gewalt hat durch die Digitalisierung stark zugenom-

men und betrifft immer mehr Menschen in Nieder-

sachsen. Erpressung mittels Sex- oder Pornobil-

dern, auch durch KI verändertes Bildmaterial, ist 

eine real existierende Bedrohung, die in das Leben 

der Betroffenen eingreift. Wir erleben eine traurige 

Realität, in der die Rechte vieler Menschen verletzt 

werden und auch ihre Psyche erheblich belastet 

wird. Zu der Realität gehört leider auch, dass die 

Tatverdächtigen aus dem Ausland tätig werden und 

für die deutsche Polizei schwer zu ermitteln sind. 

Die AfD-Fraktion steht für den uneingeschränkten 

Schutz der Persönlichkeitsrechte unserer Bürger 

ein. 

(Beifall bei der AfD) 

Dennoch betrachten wir den vorliegenden Antrag 

zur Einrichtung einer speziellen Informationsstelle 

für Opfer bildbasierter sexualisierter Gewalt aus ei-

ner differenzierten Perspektive. Eine solche Stelle 

mag auf den ersten Blick sinnvoll erscheinen, doch 

stellt sich die Frage, ob sie tatsächlich die Lösung 

der Kernprobleme ist. Was wir brauchen, ist eine 

machtvolle Investition in die Sicherheitsarchitektur 

der Polizei in Niedersachsen - mehr IT-Spezial-

kräfte. Wir brauchen 200, so die Forderung der nie-

dersächsischen Polizeigewerkschaft, aktuell sind es 

gerade mal 50. 

Weiterhin bedarf es zur Aufklärung der Straftaten 

ständiger Ermittlungskommissionen bei den jeweili-

gen Landeskriminalämtern und der Zusammenar-

beit mit ausländischen Ermittlungsbehörden. Dane-

ben sind Spezialdezernate bei den Staatsanwalt-

schaften unabdingbar. Hier würde eine direkte För-

derung bestehender Institutionen, welche die 

Rechte für den Schutz der Bürger effektiv verteidi-

gen könnten, mehr Sinn ergeben. Wir als AfD plä-

dieren für eine umfassende Stärkung und Optimie-

rung dieser bestehenden Strukturen, anstatt neue 

Stellen zu schaffen, die möglicherweise zu einer 

Zersplitterung der verfügbaren Ressourcen führen 

könnten. 

Aber, verehrte CDU: Wir werden Ihrem Änderungs-

antrag hier und heute zustimmen. Den Ursprungs-

antrag der rot-grünen Antragsteller lehnen wir in 

Gänze ab. Die AfD-Fraktion wird sich weiterhin da-

für einsetzen, dass der Schutz der persönlichen 

Freiheit und der Privatsphäre unserer Bürger 

höchste Priorität hat. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Danke, Herr Moriße. - Die nächste Wortmeldung, 

die mir vorliegt, kommt von der Frau Abgeordneten 

Camuz von Bündnis 90/Die Grünen. Frau Camuz, 

bitte kommen Sie nach vorne. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Evrim Camuz (GRÜNE): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Sehr geehrte Ab-

geordnete! Der Staat, also wir, hat stets die Pflicht, 
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für den Schutz seiner Bürger*innen zu sorgen - im 

analogen wie auch im digitalen Raum. Statt Opfer 

bildbasierter sexualisierter Gewalt mit dem Gefühl 

der Ohnmacht, des Kontrollverlustes und der Ein-

schüchterung zurückzulassen, haben wir uns dazu 

entschieden, mit diesem Entschließungsantrag 

endlich Nein zu sagen. Wir stehen an ihrer Seite; 

und genau deswegen wollen wir die Anlaufstelle im 

Justizministerium jetzt einführen. 

Gewalt gegen Frauen geht nämlich uns alle etwas 

an. Wir haben es heute Vormittag gehört. Hier wid-

men wir uns einem Problem, das nicht einfacher 

wird, sondern tagtäglich schwieriger. Ich habe im-

mer dieses Bild vor Augen: Jeff Bezos, Mark Zu-

ckerberg und Elon Musk bei der Amtseinführung 

des amerikanischen Präsidenten. Alles Männer aus 

der Tech-Szene, die ganz bestimmt kein Interesse 

daran haben, gezielt gegen Fake News und 

Deepfakes vorzugehen. Ich bezweifle Ihren Ansatz, 

Frau Martina Machulla, zu sagen, wir sollen jetzt ir-

gendwelche Konzepte schreiben. Nein, wir müssen 

ins Handeln kommen. Genau deswegen ist diese 

Anlaufstelle jetzt so wichtig. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn wenn wir ganz ehrlich sind: Die Täter stam-

men teilweise aus der russischen Gaming-Szene. 

Es gibt zahlreiche Webseiten. Das sind nicht Täter 

in Deutschland, sondern außerhalb von Europa, die 

sich gezielt Frauen heraussuchen - auch Frauen in 

politischen Ämtern -, um sie einzuschüchtern, aus 

dem öffentlichen Raum und den Entscheidungspro-

zessen herauszuhalten und zurückzudrängen. Wir 

wollen heute entschieden die Ansage machen, dass 

wir das nicht weiter akzeptieren. 

Wir wollen diese zentrale Anlaufstelle im Präventi-

onsbereich im Justizministerium ansiedeln, weil wir 

verschiedene Angebote miteinander verzahnen 

wollen. Das sollte eigentlich auch Ihr Interesse sein, 

weil Sie immer wieder sagen: Wir wollen keine Pa-

rallelstrukturen. - Das sehe ich, und genau deswe-

gen hat es mich verwundert, dass Sie jetzt wieder 

eine Rolle rückwärts machen. Wir haben ja gesagt, 

dass wir diese zentrale Anlaufstelle haben wollen, 

in enger Zusammenarbeit mit dem Beirat der Stif-

tung Opferhilfe. Das sollte auch in Ihrem Interesse 

sein. Das ist genau der richtige Ort dafür. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Was ich bei meinen Recherchen total spannend 

fand: Warum gibt es eigentlich solche Deepfakes 

nicht mit Männerkörpern? Eine künstliche Intelli-

genz macht ja nichts anderes als das, wofür wir sie 

programmieren. Warum funktioniert das bei Män-

nern nicht so gut, und warum sieht man dort genau, 

dass es nicht echt ist? Was sagt das über unsere 

Gesellschaft aus? Die Täter sind hauptsächlich 

Männer, die Frauen gezielt aussuchen und sie dif-

famieren, sie erniedrigen und sie aus dem öffentli-

chen Raum drängen wollen. Das ist mir aufgefallen, 

und ich wollte es mit Ihnen teilen. 

Ich freue mich auf die Abstimmung. Das Geld ist be-

reits im Haushalt bereitgestellt worden. Jetzt kommt 

noch der politische Antrag, und ich hoffe, dass wir 

dann in einem halben Jahr genau sehen, wie die 

Umsetzung erfolgt ist. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Frau Camuz. - Für die Landesregie-

rung hat sich die Justizministerin Frau Dr. Wahl-

mann zu Wort gemeldet. Frau Dr. Wahlmann, kom-

men Sie gerne nach vorne! 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Kathrin Wahlmann, Justizministerin: 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehr-

ten Damen und Herren! „Ich hab’s mit eigenen Au-

gen gesehen“, sagen wir gerne. Dabei ist uns längst 

allen klar: Bilder können nicht nur lügen. Bildgewor-

dene Lügen sind heute allgegenwärtig. Der Fanta-

sie sind dank KI kaum Grenzen gesetzt. Auch im 

Bundestagswahlkampf war das zu sehen. 

Besonders trifft es Prominente, aber auch ganz 

„normale“ Menschen. Ein frei verfügbares Pro-

gramm, ein YouTube-Video zur Einführung, ein 

paar Klicks, ein paarmal wischen - und schon ist die 

Ex-Freundin unfreiwillige Hauptdarstellerin eines 

Pornos, der im Netz viral geht. Das ist eine ziemlich 

erschreckende Vorstellung, aber für Hunderte von 

Menschen wird sie jeden Tag bittere Realität.  

Solche Deepfakes sind aber nur die neueste Spitze 

des Eisbergs, der sich hinter dem etwas sperrigen 

Begriff der „bildbasierten sexualisierten Gewalt“ ver-

birgt. Dazu gehören genauso die unerlaubte Veröf-

fentlichung privater Nacktbilder - Stichwort „Rache-

porno“ - oder auch heimliche Bildaufnahmen in Um-

kleidekabinen und auf öffentlichen Toiletten. Den 

Tätern - es sind meistens Männer - ist das Persön-

lichkeitsrecht der Opfer völlig egal. Im Gegenteil: 

Die Erniedrigung der Opfer, die zum bloßen Objekt 

der sexuellen Fantasien anderer werden, ist Teil der 

perversen Motivation. 
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Für die Opfer sind die Folgen oft massiv: Bilder, die 

einmal im Netz sind, sind kaum wieder einzufangen. 

Zur Verletzung und zur Scham kommt die Sorge, 

Freunde oder Kollegen könnten die Bilder sehen. 

Ständig lauert die Gefahr, dass das Material an an-

derer Stelle im Netz wieder auftaucht. Den Opfern 

droht ein Gefühl von Ohnmacht und Kontrollverlust, 

das nicht selten zu Ängsten und sozialer Isolation 

führt.  

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und 

Herren, dieser Entwicklung dürfen wir nicht tatenlos 

zusehen. Wir müssen den Tätern ganz konsequent 

die rote Karte zeigen - und zwar in jeder Hinsicht. 

Strafrechtlich sind die Opfer schon heute nicht 

schutzlos. Als Justiz verfolgen wir solche Taten, 

wenn sie denn angezeigt werden, sehr konsequent 

- insbesondere durch unsere ganz hervorragend ar-

beitende Zentralstelle zur Bekämpfung von Hass 

und Hetze im Internet bei der Staatsanwaltschaft 

Göttingen. 

Wenn Sie, meine Damen und Herren von der AfD-

Fraktion, also morgen fordern werden, genau diese 

Zentralstelle abzuschaffen, dann setzen Sie damit 

eine ganz klare Botschaft. 

(Stephan Bothe [AfD]: Umzuwandeln!) 

Sie stehen jedenfalls nicht auf der Seite der Opfer 

von Deepfakes, der Opfer von Rache-Pornos, der 

Opfer bildbasierter sexualisierter Gewalt. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir hingegen müssen - und wir wollen - uns sowohl 

um die Täter, als auch um die Opfer kümmern. 

Denn die Strafanzeige ist das eine, die Bilder oder 

Videos sind aber schlimmstenfalls immer noch im 

Netz und verbreiten sich viral. Um den Betroffenen 

wirkungsvoll helfen zu können, müssen wir deshalb 

auch die Plattformbetreiber in die Pflicht nehmen. 

Die Betroffenen müssen die Möglichkeit bekom-

men, vor Gericht sehr zügig die Löschung der Bilder 

und Videos und die Sperrung oder Löschung der 

zugehörigen Accounts durchzusetzen.  

Wir brauchen endlich ein wirkungsvolles Digitales 

Gewaltschutzgesetz. Und ich hoffe sehr, dass sich 

die neue Bundesregierung sehr schnell dazu in der 

Lage sieht. 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Frau Wahlmann, entschuldigen Sie bitte! Lassen 

Sie eine Zwischenfrage von Frau Behrendt von der 

AfD-Fraktion zu? 

Dr. Kathrin Wahlmann, Justizministerin: 

Nein, ich sehe, dass ich relativ wenig Restredezeit 

habe, und möchte gerne zu Ende ausführen. 

(Stephan Bothe [AfD]: Die verbrauchte 

Redezeit würden Sie ja dazu bekom-

men!) 

Wir müssen den Opfern aber auch konkret helfen. 

Sie brauchen Unterstützung bei der Anzeigeerstat-

tung, bei der Durchsetzung ihrer Rechte gegen die 

Plattformbetreiber und ganz besonders bei der Be-

wältigung der psychischen Folgen der Tat.  

Damit die Opfer diese Hilfe schnell und einfach be-

kommen, wird im vorliegenden Antrag zu Recht die 

Einrichtung einer Informations- und Koordinations-

stelle gefordert. Als Justizministerium sind wir sehr 

gerne bereit, diese Aufgabe zu übernehmen und die 

Stelle unter enger Kooperation mit der Stiftung Op-

ferhilfe in unserer Referatsgruppe Prävention und 

Opferschutz anzusiedeln.  

Die Stiftung Opferhilfe ist die Institution schlechthin, 

die mit einer Strahlkraft weit über Niedersachsen 

hinaus die Belange der Opfer nicht nur im Blick hat, 

sondern Opfer von Straftaten in jeder Hinsicht tat-

kräftig unterstützt. In Bezug auf unsere Referats-

gruppe für Prävention und Opferschutz kann ich sa-

gen: Opferschutz ist unsere DNA. Wir übernehmen 

das gerne. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei 

den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Frau Dr. Wahlmann.  

Wir kommen damit zur Abstimmung. Nach unserer 

Geschäftsordnung stimmen wir zunächst über den 

Änderungsantrag ab. Falls dieser abgelehnt wird, 

stimmen wir anschließend über die Beschlussemp-

fehlung ab.  

Wer also den Antrag in der Fassung des Ände-

rungsantrags der Fraktion der CDU in der Drucksa-

che 19/6602 annehmen möchte, den bitte ich um 

ein Handzeichen. - Das sind die Fraktion der CDU, 

die Fraktion der AfD und Herr Rakicky. Wer ist da-

gegen? - Das sind die Fraktionen von Bünd-

nis 90/Die Grünen und der SPD. Wer enthält sich? 

- Keine Enthaltungen. Der Änderungsantrag wurde 

abgelehnt. 

Wir stimmen daher jetzt über die Beschlussempfeh-

lung ab. Wer der Beschlussempfehlung des Aus-

schusses folgen und damit den Antrag der Fraktion 

der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in 
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der sich aus der Beschlussempfehlung ergebenden 

geänderten Fassung annehmen will, den bitte ich 

um ein Handzeichen. - Das sind die Fraktionen der 

SPD und von Bündnis 90/Die Grünen. Wer ist da-

gegen? - Das sind die Fraktion der CDU, die Frak-

tion der AfD und Herr Rakicky. Wer enthält sich? - 

Niemand. Der Beschlussempfehlung wurde gefolgt. 

Der Antrag ist somit in der Fassung der Beschluss-

empfehlung angenommen. 

Die Parlamentarischen Geschäftsführer*innen ha-

ben sich meines Wissens darauf verständigt, dass 

wir jetzt den Tagesordnungspunkt 31 behandeln 

werden. - Ich sehe keinen Widerspruch. 

Dann kommen wir zum Tagesordnungspunkt 31. 

(Unruhe) 

- Es ist sehr laut hier. Das habe ich eben schon be-

merkt. Ich würde Sie bitten, wenn Sie Gespräche 

führen möchten, gerne nach draußen zu gehen und 

vielleicht einen Kaffee zu trinken. Ansonsten wäre 

es schön, wenn Sie zuhören würden. 

Ich rufe auf: 

Tagesordnungspunkt 31: 

Erste Beratung: 

Bürokratieabbau für Niedersachsen - Effizienz 

fördern, Handwerk stärken - Antrag der Fraktion 

der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 19/6543 

Die Einbringung übernimmt von der Fraktion der 

SPD der Herr Abgeordnete - - - Frank? Henning? 

(Zuruf von der SPD: Frank Henning!) 

- Jedes Mal! Es tut mir sehr leid, Herr Henning. Ich 

bin immer einen Moment irritiert. 

Frank Henning (SPD): 

Es gibt ihn als Vor- und als Nachnamen. Wir sind da 

flexibel. - Vielen Dank, dass Sie mir das Wort erteilt 

haben.  

Nach einem langen Plenartag stelle ich fest: Das 

Beste kommt immer zum Schluss. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben den ursprünglich letzten Tagesordnungs-

punkt und behandeln sozusagen als Schmankerl 

das Thema Bürokratieabbau.  

Wir wollen das Leben der Menschen einfacher ma-

chen - einfach machen!  

Meine Damen und Herren, ich empfehle jedem ei-

nen Blick in den Koalitionsvertrag von Rot-Grün. Wir 

haben dort dem Thema Bürokratieabbau und der 

Frage, wie wir das Leben der Menschen einfacher 

gestalten wollen, ein eigenes Kapitel gewidmet, 

(Veronika Bode [CDU]: Hat ja schon 

geklappt!) 

überschrieben mit: „Niedersachsen einfach ma-

chen“. Wir machen jetzt einfach. 

Wir wissen, dass viele Verwaltungsabläufe für die 

Menschen in Niedersachsen zu kompliziert sind. 

Bei den Förderprogrammen des Landes sehen wir 

erhebliches Vereinfachungspotenzial. Hier werden 

wir aktiv. Mithilfe der digitalen Möglichkeiten - Stich-

wort „Digitaloffensive“ - wollen wir Niedersachsen 

einfacher machen. So lautet, sinngemäß zusam-

mengefasst, unser Koalitionsvertrag. 

Damit wollen wir heute nicht nur beginnen. Wir wol-

len die Landesregierung auf ihrem Weg zum Büro-

kratieabbau mit unserem heutigen Initiativantrag 

unterstützen und noch einmal ein politisches Signal 

setzen. 

Bürokratieabbau ist in aller Munde. Ich verweise auf 

die vielen Sonntagsreden: kein Politiker, der nicht 

über Bürokratieabbau spricht. Nur, wenn es ernst 

wird, wird häufig wenig gemacht. Wir wollen dage-

gen umsetzen und eben einfach machen.  

Ich verweise darauf, dass die Landesregierung 

schon eine erste Novelle der Niedersächsischen 

Bauordnung vorgelegt hat, die dieser Landtag mit 

großer Mehrheit verabschiedet hat. Mit dieser ers-

ten Novelle haben wir das Bauen einfacher, schnel-

ler und vor allen Dingen kostengünstiger gemacht. 

Die zentrale Vorschrift war der § 85 a, also die Um-

bauordnung, in der es darum ging, dass, wenn ich 

erweitere, wenn ich aufstocke, sozusagen der Neu-

bau nicht mehr können muss als der Bestandsbau.  

Wir haben viele Verfahren entschlackt. Es gibt Ge-

nehmigungsverfahren, die einfacher wurden. Im Be-

reich der Neubauvorhaben wurde der Gebäude-

typ E im Sinne einer Experimentierklausel einge-

fügt. Das führt zu kostengünstigerem und zu schnel-

lerem Bauen und ist damit ein wichtiger Beitrag zum 

Bürokratieabbau, wie man auch an der bundesweit 

positiven Resonanz, die die NBauO erfahren hat, 

sehen kann. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wir unterstützen die Landesregierung also auf ih-

rem Weg. 

Eine zweite Novelle der NBauO ist im Rahmen ei-

nes Fraktionsgesetzes angekündigt, das wir aller 

Voraussicht nach ins März-Plenum einbringen wer-

den. Auch dabei geht es darum, Verfahren zu ver-

einfachen, weniger Bauvorschriften zu haben, we-

niger Baugenehmigungen beantragen zu müssen, 

verfahrensfreie Maßnahmen einzuführen, was auch 

die Kommunen entlastet, weil sie damit weniger 

Baugenehmigungsverfahren durchführen müssen. 

Im Übrigen möchte ich auf den Kernbereich unseres 

Entschließungsantrags verweisen. Wir begrüßen 

ausdrücklich die finanzielle Absicherung der Clea-

ringstelle bis zum Jahre 2028 und die damit verbun-

denen Kompetenzerweiterungen. Wir haben der 

Clearingstelle ja faktisch ein Initiativrecht einge-

räumt. Die Clearingstelle hat in der Vergangenheit 

eher ein Schattendasein geführt, bestimmte beglei-

tende Maßnahmen erledigt und Stellungnahmen 

abgegeben. Wir erwarten jetzt aufgrund der finanzi-

ellen Absicherung und auch des vorhandenen Initi-

ativrechts, dass diese Clearingstelle zukünftig pro-

aktiv, also von selbst, tätig wird, die Landesregie-

rung auf die Problemlagen hinweist und konkrete 

Vorschläge zur bürokratieärmeren Verwaltung und 

zum Bürokratieabbau macht.  

Ich finde, das ist eine Riesenchance auch für die 

IHK und die Handwerkskammern, die im Mittel-

standsbeirat der Clearingstelle mitwirken, sich ein-

zubringen und konkrete Vorschläge zum Bürokra-

tieabbau zu machen. Ich weiß nicht, wie es Ihnen 

geht, meine Damen und Herren, aber immer, wenn 

man mit IHK, Handwerkskammern und Unterneh-

men spricht, dann klagen sie über Bürokratie. Aber 

wenn man nachfragt: „Was meinen Sie denn konk-

ret? Welche konkreten Vorschläge gibt es?“, dann 

kommt da relativ wenig. Deswegen erwarten wir 

jetzt im Rahmen des Initiativrechts der Clearing-

stelle, dass konkrete Vorschläge seitens IHK und 

Handwerkskammern gemacht werden. 

Wir begrüßen in dem Entschließungsantrag noch 

einmal die laufenden Bemühungen der Landesre-

gierung zum Thema „Einfacher. Schneller. Günsti-

ger.“ Das ist ja ein gesamtes Maßnahmenbündel, 

das die Landesregierung schon auf den Weg ge-

bracht hat. Wir sind also nicht bei Tag eins, sondern 

wir wollen hiermit heute - ich hätte fast gesagt, „eine 

Anschubfinanzierung geben“ - einen Gedankenblitz 

einbringen, der die Landesregierung noch einmal 

anschiebt, weitere Bürokratieabbauvorschläge zu 

machen. 

In diesem Zusammenhang begrüßen wir in unse-

rem Entschließungsantrag natürlich auch die wirk-

lich wertvolle Arbeit der Stabsstelle „Transformation 

der Wirtschaft“ im Wirtschaftsministerium. Ich 

möchte die Gelegenheit nutzen, Vanessa Albowitz 

als stellvertretender Leiterin dieser Stabsstelle zu 

danken, denn sie ist immer bei Rückfragen und 

Ideen ansprechbar und bearbeitet das Thema Bü-

rokratieabbau jedenfalls aus meiner Sicht in sehr 

vorbildlicher Art und Weise. Wir wollen mit diesem 

Entschließungsantrag die Kompetenzen der Stabs-

stelle „Transformation der Wirtschaft“ im MW ver-

stärkt nutzen und fordern alle Ministerien auf, die 

Stabsstelle verstärkt in Anspruch zu nehmen, weil 

dort hohe Kompetenzen vorhanden sind. 

Meine Damen und Herren, wenn es um die drän-

gendsten Probleme von Unternehmen geht, dann 

nennen die Unternehmer mir immer wieder, wenn 

ich mit ihnen spreche, das Thema Fachkräfteman-

gel, sie nennen das Thema hohe Energiepreise, 

aber vor allen Dingen lähmende Vorschriften, über-

lange Planungs- und Genehmigungsverfahren und 

Berichts- sowie Dokumentationspflichten als we-

sentlichen Hemmschuh. Auch das haben wir in un-

serem Entschließungsantrag aufgegriffen. Doku-

mentationspflichten müssen abgebaut werden. 

Nach unserer Auffassung wird in Deutschland weit-

gehend überreguliert. Schon seit Jahrzehnten wird 

verlässlich über Bürokratie geklagt. 

Es ist aus unserer Sicht eine Frage der Wettbe-

werbsfähigkeit der Unternehmen. Wir sollten ernst-

haft fragen: Wo muss der Staat überhaupt notwen-

digerweise etwas regeln, und wo kann und sollte er 

sinnvollerweise loslassen? Bei der NBauO haben 

wir gezeigt, wie man loslassen kann. 

Die Antwort liegt aus meiner Sicht in einem präzisen 

Staat. Der Vorschriftendschungel ist zu lichten; das 

ist natürlich eine Herkulesaufgabe. Aber notwendig 

ist vor allen Dingen auch ein Mentalitätswechsel in 

den Verwaltungen, der von oben vorgelebt werden 

muss. Nicht alles ist kritisch zu hinterfragen. Man 

kann den Unternehmen und Antragstellern auch 

einfach mal vertrauen. Ich kenne das aus dem Be-

reich des Steuerrechts, wo es heißt, dass die Steu-

ererklärung natürlich nach bestem Wissen und Ge-

wissen ausgefüllt worden ist und deswegen die Ver-

mutung der Richtigkeit in sich birgt. 

Die Landesregierung ist hier also auf dem besten 

Weg, alles einfacher, schneller und günstiger zu 

machen; ich habe auf das Thema Bauordnung hin-

gewiesen. 
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Ich möchte auf den Punkt 4 hinweisen, unter dem 

wir das Landesvergaberecht thematisiert haben. 

Die Landesregierung ist schon dabei, zu versuchen, 

das Landesvergabegesetz transparenter und einfa-

cher und die Dinge schneller zu gestalten. Das ge-

schieht zurzeit. Wir fordern in unserem Entschlie-

ßungsantrag, die Wertgrenzen anzuheben.  

Nur durch eine Anhebung der Wertgrenzen kommt 

dieses strenge Regime des Landesvergaberechts 

mit den verbundenen europaweiten Ausschreibun-

gen erst später zum Tragen bzw. zur Anwendung. 

Das ist, glaube ich, eine gute Lösung, eine pragma-

tische Lösung, um dann mit Hilfe der Anhebung der 

Wertgrenzen weniger öffentlich ausschreiben oder 

europaweit ausschreiben zu müssen. Neben der 

Anhebung der Wertgrenzen soll aber aus unserer 

Sicht das eigentliche Ausschreibungsverfahren, 

wenn man am Ende europaweit ausschreiben 

muss, weil man die Wertgrenzen erreicht, ver-

schlankt und vereinfacht werden.  

Ziel ist es, Beschaffungen zu beschleunigen und zu 

vereinfachen und vor allen Dingen dadurch perso-

nelle Ressourcen zu schonen, übrigens auch im Be-

reich Wohnungsbau. Die Wohnungsbaugesell-

schaften sind öffentliche Auftraggeber und klagen 

landauf, landab darüber, dass sie als öffentliche 

Auftraggeber häufig europaweit ausschreiben müs-

sen. Auch da können wir etwas tun, um den Woh-

nungsbau günstiger zu machen und zu beschleuni-

gen. 

Ein wichtiger Punkt, den wir in dem Entschließungs-

antrag unter Nr. 4 noch mal einfordern, ist das Ta-

riftreuegesetz. Es soll möglichst einfach geregelt 

werden, dass im Rahmen der Wettbewerbsgleich-

heit und um Wettbewerbsverzerrungen zu vermei-

den, nur noch Aufträge an Unternehmen vergeben 

werden, die Tariflohn zahlen. Das Ganze erfolgt 

auch bürokratiearm, habe ich mir sagen lassen, weil 

dann einfach in den Formularen bei den Ausschrei-

bungen angekreuzt wird, dass nach Tariflohn ge-

zahlt wird. Die Kommunen müssen da nichts über-

wachen, sondern das erfolgt durch die Landesbe-

hörde. Der Tariftreue zum Durchbruch zu verhelfen, 

ist Punkt 4. Das ist uns ganz wichtig, damit in Zu-

kunft keine Wettbewerbsverzerrungen mehr entste-

hen.  

Der letzte Punkt, auf den ich hinweisen möchte, sind 

die Nrn. 3 und 4, die im Grunde genommen durch 

die heutige Presseberichterstattung schon wieder 

überholt sind. Wir haben in den Nrn. 3 und 4 die 

Landesregierung gebeten, sich auf Bundesebene 

dafür einzusetzen, dass das - und jetzt kommt 

es - Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz - das ist 

ein schöner Name, der die Bürokratie schon in sich 

birgt - pragmatisch umgesetzt wird.  

(Glocke der Präsidentin) 

Niemand will Kinderarbeit befördern, niemand will 

Sklavenarbeit befördern. Trotzdem ist das Ganze, 

was da ausgedacht wurde, auch ein Bürokratie-

monster. Seit heute wissen wir, wenn man die Neue 

Osnabrücker Zeitung verfolgt - 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Henning! 

Frank Henning (SPD): 

- oder wenn man im Spiegel nachliest, dass dieses 

Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz ein Jahr ausge-

setzt werden soll - das hat die EU-Ebene entschie-

den - und dass es entscheidend entschlackt werden 

soll, dass es nur noch angewandt werden soll - 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Henning! 

Frank Henning (SPD): 

- für größere Unternehmen mit 1 000 Arbeitneh-

mern und nicht mehr mit 250.  

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Kommen Sie bitte zum Schluss! 

Frank Henning (SPD): 

Ich glaube, das ist ein guter Beitrag zum Bürokratie-

abbau und ein weiterer Beitrag -  

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Nein! 

Frank Henning (SPD): 

- zum Bürokratieabbau, wenn ich jetzt meine Rede-

zeit einhalte, Ihnen einen schönen Feierabend wün-

sche - 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Danke schön. 

Frank Henning (SPD): 

- und mich auf die gute Beratung im Ausschuss 

freue.  

Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Henning. - Die nächste Wortmel-

dung, die mir vorliegt, ist von der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen, von dem Abgeordneten Herrn 

Sachtleben. Herr Sachtleben, kommen Sie gerne 

nach vorne!  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 

und Kollegen! Ja, es ist spät. Wir haben einen lan-

gen Tag hinter uns. Dennoch müssen wir uns jetzt 

mit diesem letzten wichtigen Tagesordnungspunkt 

auseinandersetzen. Und damit sind wir nicht alleine. 

Vielen Handwerksbetrieben geht es genauso. Viele 

Selbstständige und auch ich kennen den Spruch 

„Arbeiten - selbst und ständig". Das liegt nicht nur 

an den vollen Auftragsbüchern, sondern auch an 

den vielen bürokratischen Aufgaben. Als Beispiel 

nenne ich die selbstständige Dachdeckerin:  

Morgens schon früh auf die Baustelle, dann auf dem 

Dach arbeiten, bis es dunkel wird, dann erschöpft 

nach Hause. Das Ganze fünf oder sechs Tage lang 

die Woche, und dann an dem eigentlich freien Tag 

sich nicht erholen, sondern die ganze anfallende 

Büroarbeit erledigen.  

Darunter leidet nicht nur die selbstständige Dachde-

ckerin, sondern auch unsere Volkswirtschaft. Die 

Produktivität wird durch zu große Bürokratie ge-

schwächt, die Arbeitenden werden belastet, und der 

Spaß an der Arbeit bleibt auf der Strecke. In dem 

zurückliegenden Wahlkampf hat jeder und jede von 

Bürokratieabbau gesprochen. Tatsächlich ist es ei-

nes der wenigen Themen, bei dem wir uns einig 

sind. Bürokratie bremst, und sie muss abgebaut 

werden. Aber gerade von Liberalen und Konserva-

tiven wird dann oft etwas durcheinandergebracht, 

und sie wollen anfangen, die Verwaltung abzu-

bauen und Stellen zu kürzen. So wird der Prozess 

in der Realität nur weiter abgebremst. Das ist nicht 

förderlich. Prozesse müssen digitalisiert werden 

und dadurch nicht nur einfacher, sondern auch 

schneller und im besten Fall weniger werden. Ein 

Stellenabbau nach dem Vorbild Trumps in den USA 

würde uns nicht nur bremsen, er würde Stillstand 

bringen. Bürokratieabbau bedeutet nicht Personal-

abbau, sondern vielmehr, Bürokratie zum Funktio-

nieren zu bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wie das gehen kann, haben wir bereits im letzten 

Jahr mit der Novellierung der NBauO gezeigt. Über 

die Jahre hinweg waren immer mehr Regeln, mehr 

Prüfungen, mehr Vorgaben entstanden. Das ergibt 

an vielen Stellen sicherlich Sinn. Man muss aber 

auch gucken, wann es überhandnimmt, und an die-

sen Stellen dieses Regelwerk wieder einfangen und 

praxisnah ausrichten. Genau diesen Prozess gilt es 

jetzt auf die vielen, vielen Bereiche der Wirtschaft 

mit besonderem Blick auf die kleinen und mittelstän-

dischen Unternehmen zu übersetzen.  

Damit das zielgerichtet und praxisnah geschehen 

kann, ist ein ständiger Austausch mit den Interes-

sensvertretungen notwendig und wichtig. Und: Es 

geht. Wir zeigen es mit der NBauO, wir zeigen es 

mit den Genehmigungsverfahren für die Windkraft. 

Wenn wir also über Bürokratieabbau sprechen, 

dann sprechen wir über Vereinfachung und Be-

schleunigung, nicht über Einschnitte in die Verwal-

tung und den öffentlichen Dienst.  

Wir müssen, wie seit Jahren betont, die Digitalisie-

rung in unseren Verwaltungen vorantreiben. Dabei 

können Länder wie Finnland unser Vorbild sein. 

Auch dabei gilt wieder, die Digitalisierung von Pro-

zessen soll unsere Angestellten entlasten und nicht 

belasten. Dafür ist es wichtig, früh mit Fortbildung 

und Schulungen zu beginnen und die Inhalte in Aus-

bildung und Studium zu integrieren. Vor allem aber 

müssen wir darauf achten, dass Prozesse nur ein-

mal gemacht werden und dadurch die Bürokratie 

wieder nutzungsfreundlich wird. Praktisch bedeutet 

das, das Once-Only-Prinzip zu stärken. Daten soll-

ten effektiver genutzt und doppelte Datenerfassun-

gen damit vermieden werden.  

Klar ist auch, dass die neue Bundesregierung, in 

welcher Zusammensetzung auch immer, so schnell 

wie möglich das fünfte Bürokratieentlastungsgesetz 

auf den Weg bringen muss. Wir Demokratinnen und 

Demokraten haben eigentlich alle das gleiche Ziel: 

die Entlastung unserer Betriebe, die Entlastung un-

serer Wirtschaft. - Über den Weg sind wir uns noch 

nicht so ganz einig, aber ich bin zuversichtlich, dass 

wir das hinbekommen und eine effektive, schnelle 

und digitalisierte Bürokratie hinbekommen, genau 

wie bei der NBauO-Novelle, ganz nach dem Motto: 

einfacher, schneller, besser.  

Danke schön.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Sachtleben. - Die nächste Wort-

meldung, die mir vorliegt, ist von der Fraktion der 

AfD, von dem Abgeordneten Najafi. Herr Najafi, Sie 

haben das Wort.  

(Beifall bei der AfD) 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank, Frau Präsidentin. - Meine Damen und 

Herren! Herr Henning hat ja wirklich gerade eine Lo-

beshymne auf diesen Antrag gesungen. Doch müs-

sen wir mal mit der Lupe genauer hinschauen. Ir-

gendwie wird dem das nicht ganz gerecht.  

Der Titel lautet - ich habe den Antrag zur Hand -: 

„Bürokratieabbau für Niedersachsen - Effizienz för-

dern, Handwerk stärken“. Diese Überschrift ist das 

einzig Sinnvolle an diesem Antrag.  

Sie haben gerade die Clearingstelle angesprochen. 

Dazu möchte ich aus Ihrem Antrag zitieren:  

„Vor diesem Hintergrund begrüßt der Land-

tag:  

- den Ausbau der Kompetenzen der Clea-

ringstelle und die Finanzierung der Clea-

ringstelle bis 2028 sowie ihre Weiterent-

wicklung auf Grundlage ihrer Erfolgs-

überprüfung.“ 

Jetzt haben wir aber - ironischerweise oder netter-

weise, dankenswerterweise - im September - - - 

(Zuruf von Grant Hendrik Tonne 

[SPD]) 

- Herr Tonne, bleiben Sie doch ganz ruhig!  

(Zuruf von Grant Hendrik Tonne 

[SPD]) 

- Herr Tonne, bitte! 

Im September vergangenen Jahres haben wir eine 

Anfrage gestellt, Drucksache 19/5610. Im Oktober 

kam die Antwort. Da ging es auch um die Clearing-

stelle. Ich verlese kurz die Frage Nr. 3 und dann die 

Antwort.  

Frage 3 lautet: 

„Wie viele und welche der von der Clearing-

stelle bearbeiteten Vorgänge galten dem Ab-

bau bereits bestehender bürokratischer Vor-

gaben im Rahmen früherer Gesetze und Ver-

ordnungen?“ 

Antwort:  

„Keine. Die Clearingstelle überprüft neue Ge-

setze und Verordnungen des Landes bereits 

im Entstehungsprozess auf etwaige Vereinfa-

chungen.“  

Frage 11: 

„Nach welchen Kennzahlen evaluiert die 

Clearingstelle messbar ihre Effizienz und Ef-

fektivität, etwa bei der Minderung des Erfül-

lungsaufwandes auf Seiten der Unterneh-

men?“ 

Antwort:  

„Nach Kenntnis der Landesregierung werden 

hierzu keine Kennzahlen ermittelt.“ 

Frage 10: 

„Wird in Niedersachsen ein Bürokratieabbau 

bzw. eine Senkung der Erfüllungskosten 

nach der Regel des „one in, one out …“  

- also eine Bürokratie rein, eine raus - 

„vollzogen? Wie wird diese Verfahrensregel 

gegebenenfalls in Niedersachsen evaluiert?“ 

Antwort: 

„Nein, eine wie in der Fragstellung beschrie-

bene Vorgehensweise wird in Niedersachsen 

nicht praktiziert. Eine Evaluierung findet dem-

entsprechend nicht statt.“ 

Sie haben in dem Antrag wirklich ein paar nette 

Punkte. Allerdings halten die einer Realitätsprüfung 

nun mal nicht stand, wenn man einmal die Hand-

werkskammern oder die ganzen Betriebe fragt. Die 

Handwerkskammer Bremen zum Beispiel sagt, 

dass 46 % der Betriebe rund 20 % ihrer Zeit für Bü-

rokratie aufwenden.  

Da muss man sich fragen: Welche genau? Sie ha-

ben das ja auch angesprochen. Und welche Ge-

setze, vor allem auf Bundes- und EU-Ebene, sind in 

den letzten Jahren auf den Weg gebracht worden, 

vor allem von der SPD? Das Tariftreue- und Verga-

begesetz, das Pflegeunterstützungs- und -entlas-

tungsgesetz, das Wachstumschancengesetz mit 

neuen E-Rechnungen ab 2025, das Gesetz der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung, das Entgelttrans-

parenzgesetz, das Lieferkettensorgfaltspflichtenge-

setz, das Hinweisgeberschutzgesetz, die Daten-

schutz-Grundverordnung. Und die elektronische 

Krankschreibung. Früher war das eine Bringschuld 

der Mitarbeiter, mittlerweile ist es eine Holschuld 

der Betriebe. 
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Das sind Gesetze, die Sie eingebracht haben! Und 

da wundert es einen auch nicht, dass Sie bei der 

Bundestagswahl nur 18,4 % - Verzeihung, von 

18 % können Sie nur träumen!-, nein, von nur 

16,4 % eingefahren haben.  

Mit den Grünen ist es das Gleiche. Sie waren wirk-

lich einmal die Arbeitnehmerpartei, aber mittlerweile 

glauben nur noch 26 % Ihrer Wähler, dass Sie sich 

tatsächlich für die Arbeitnehmerrechte einsetzen.  

Das sieht man auch an diesem Antrag. Ich bin ge-

spannt, wie es im Ausschuss aussieht, aber dieser 

Antrag ist nicht wirklich irgendetwas wert und wird 

auch nicht viel bewirken. 

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD - Heiko Sachtleben 

[GRÜNE]: Nichts verstanden, setzen, 

sechs!) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Najafi, auf Ihren Beitrag gibt es eine Kurzinter-

vention von Herrn Henning. Herr Henning, kommen 

Sie gern nach vorne! 

Frank Henning (SPD): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 

Lieber Herr Najafi, Sie haben natürlich wieder ein-

mal nicht richtig zugehört.  

Ich habe in einem Nebensatz gesagt, dass die Clea-

ringstelle in der Vergangenheit eher ein Schatten-

dasein geführt hat und bei vielen Dingen aufgrund 

der personellen Ausstattung eben nicht tätig werden 

konnte. Wir haben das nun anders geregelt. Wir ha-

ben die Clearingstelle finanziell abgesichert, und wir 

haben ihr ein Initiativrecht eingeräumt.  

Ich habe ausgeführt - aber das haben Sie wahr-

scheinlich nicht gehört -, dass dieses Initiativrecht in 

Zukunft bitte auch intensiv zu nutzen ist. Die Clea-

ringstelle soll von sich aus tätig werden und die Lan-

desregierung auf bestehende Probleme und büro-

kratische Maßnahmen hinweisen, um dann im Rah-

men des Initiativrechts auch ganz konkrete eigene 

Vorschläge zu unterbreiten. Das ist der Unterschied 

zu früher. 

Insofern gehen Ihre Ausführungen in Bezug auf Ihre 

Kleine Anfrage völlig fehl, weil sie sich dabei mit den 

Zahlen der früheren Clearingstelle beschäftigt ha-

ben. Wir reden aber über die zukünftige Clearing-

stelle, die sowohl finanziell, personell als auch, was 

ihre Rechte angeht, deutlich gestärkt worden ist. 

In Bezug auf das Lieferkettensorgfaltspflichtenge-

setz habe ich am Ende meiner - nicht mehr vorhan-

den gewesenen - Redezeit darauf hinweisen wol-

len, dass die EU dazu - seit heute! - tätig geworden 

ist und die Geltung des Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetzes eingeschränkt wird. Es soll nur 

noch bei Betrieben ab 1 000 Arbeitnehmern gelten, 

bislang galt es ab 250 Arbeitnehmern. Damit wer-

den 80 % der Unternehmen von bürokratischen 

Lasten befreit. Das haben wir in unserem Entschlie-

ßungsantrag begrüßt.  

Das muss im Ausschuss noch einmal vertieft wer-

den, aber ich glaube, wir sind auf einem guten Weg. 

Das ist ein schönes Beispiel dafür, dass auch die 

EU, die in Ihren Augen eher negativ besetzt ist, ver-

nünftig Bürokratie abbauen kann. Das finde ich gut. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Henning. - Herr Najafi möchte 

antworten. Bitte! 

Omid Najafi (AfD): 

Vielen Dank. - Frau Präsidentin! Meine Damen und 

Herren! Herr Henning, ich habe schon erwartet, 

dass Sie eine Kurzintervention machen werden. 

Die Meldung, dass für die Clearingstelle die Finan-

zierung bis 2028 verlängert wird - mit dem Initiativ-

recht -, stammt vom 25. Juni 2024, also von Mitte 

letzten Jahres. Unsere Anfrage war vom September 

und die Antwort vom Oktober. Dort steht noch nichts 

vom Initiativrecht.  

Wir sind gespannt. Wir werden in der Zukunft se-

hen, ob das wirklich etwas bringen wird. Ich habe ja 

einige Gesetze aufgezählt: Tariftreue- und Verga-

begesetz, Pflegeunterstützungs- und -entlastungs-

gesetz, Wachstumschancengesetz. Das sind Ge-

setze, die Sie schon vorher auf Bundesebene auf 

den Weg gebracht haben. Und jetzt soll die Clea-

ringstelle aus Niedersachsen heraus das Gesetz ir-

gendwie vereinfachen oder Vorschläge machen, 

wie man Gesetze und Vorschriften vereinfachen 

kann?  

(Frank Henning [SPD]: Exakt!) 

- Ah, „exakt“ sagen Sie! Gut, aber warum machen 

Sie das denn nicht vorher? Warum brauchen wir die 

Clearingstelle für Dinge, die Sie auf Bundesebene 

nicht hinkriegen?  
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Wir haben auf Bundesebene ein Lieferkettensorg-

faltspflichtengesetz, und Sie sprechen das der EU 

an. Aber das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz 

des Bundes, das Sie eingeführt haben, gängelt die 

Unternehmen bereits jetzt. Sie waren doch letztens 

in der Ausschusssitzung mit der Anhörung, als die 

IHK selbst gesagt hat: Das Lieferkettensorgfalts-

pflichtengesetz muss weg, und die EU-Variante ist 

sogar noch schlimmer. Das waren die Worte. Da 

müssen Sie doch zuhören - wir sind ja im selben 

Ausschuss.  

Ich bin gespannt auf die Beratung. Ich meine: Nett 

gemeint, aber viel wird das nicht bringen. Das müs-

sen Sie doch selber wissen. 

Vielen lieben Dank. 

(Beifall bei der AfD) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Danke, Herr Najafi. - Die nächste Wortmeldung, die 

mir vorliegt, kommt von dem fraktionslosen Mitglied, 

dem Herrn Abgeordneten Rakicky. Herr Rakicky, 

kommen Sie nach vorne! Sie haben das Wort. 

(Veronika Bode [CDU]: Das Beste 

kommt zum Schluss, das haben wir 

doch gehört!) 

MUDr. PhDr. / Univ. Prag Jozef Rakicky (frakti-

onslos): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Büro-

kratie, verstanden als staatliche Regulierung, hat 

ohne Zweifel ihre Daseinsberechtigung. Der mo-

derne Rechtsstaat ist ohne eine gewisse Bürokratie 

nicht denkbar. Aber: Datenschutzerklärungen beim 

Bäcker, verpflichtende Abfallbeauftragte - egal, wie 

wenig Müll anfällt -, Gebäudereiniger, die protokol-

lieren müssen, wie viel Frisch- und Schmutzwasser 

sie verbrauchen! Banalitäten müssen beantragt und 

jeder Kokolores kontrolliert werden, nicht selten 

doppelt und dreifach - und auf eigene Kosten. 

Die Bürokratie in Deutschland eskaliert total. Wie 

die Ruhr Nachrichten recherchierten, wucherte die 

Anzahl an Gesetzen, Regeln und Vorschriften zwi-

schen 2010 und 2022 um knapp 13 400. Das macht 

im Schnitt drei neue Vorschriften an jedem einzel-

nen Tag. Die Bürokratie hat sich längst von einer 

Belastung zu einer Bedrohung verschärft. Sie hat 

existenzgefährdende Züge angenommen, nicht nur 

im Handwerk, auch in der Industrie.  

Nach einer Studie von Oktober 2024 wollen 82 % 

der Firmen in Deutschland geplante Investitionen 

verschieben oder ganz streichen. Einer der ange-

führten Hauptgründe: starke Belastung durch Büro-

kratie. Dabei ist die EU-Lieferkettenrichtlinie gar 

nicht in Kraft getreten. Mit ihr werden Unternehmen 

kontrollieren müssen, ob es in ihren globalen Liefer-

ketten Verstöße gegen Umweltstandards und Men-

schenrechte gibt. Der Kontrollpflicht unterliegen 

selbst indirekte Geschäftspartner, also nicht nur der 

chinesische Schraubenhersteller, mit dem ein Ver-

trag besteht, sondern auch die Firma, die bei ihnen 

den Boden wischt. Welch ein Wahnsinn! 

(Frank Henning [SPD]: Schnee von 

gestern!) 

Was tun jetzt SPD und Grüne? Nachdem sie in 

Brüssel dieses Bürokratiemonster durchgewunken 

haben, beantragen sie jetzt Bürokratieabbau. Wie? 

Indem sie unter anderem ein weiteres sogenanntes 

Bürokratieentlastungsgesetz fordern. Es wäre das 

Fünfte seit 2010. Auch die anderen von Ihnen jetzt 

beantragten Maßnahmen werden ihren Zweck nicht 

erfüllen, da Sie für zehn neue Vorschriften eine 

streichen. Und das nennen Sie Bürokratieabbau. 

Wir brauchen ein Amt wie die von Elon Musk gelei-

tete Abteilung für Regierungseffizienz in den USA. 

Die macht nämlich unnütze Ämter kurzerhand dicht 

und streicht überflüssige Verwaltungsposten, statt 

neue zu schaffen. Exakt das tut aber die von Ihnen 

so hoch gelobte Clearingstelle in Niedersachsen als 

„zentraler Ansatzpunkt“ für Bürokratieabbau nicht. 

In Wirklichkeit schreibt diese Clearingstelle bislang 

nur Stellungnahmen und dient als Versorgungspos-

ten für eine SPD-Politikerin, die 2022 aus diesem 

Landtag ausgeschieden ist. Ich kann mich auch 

nicht erinnern, dass in der derzeitigen Legislaturpe-

riode ein Gesetz ersatzlos aufgehoben wurde. Das, 

meine Damen und Herren, ist kein Bürokratieabbau, 

sondern deren schlimmste Form. 

Man braucht einen Mentalitätswandel, zu dem Rot-

Grün aber gar nicht imstande ist. Erst wenn dies ab-

gewählt wird, kann sich die Lage bessern. 

(Frank Henning [SPD]: Ich empfehle, 

den Antrag mal zu lesen! Das ist aber 

schwierig!) 

Vielen Dank. 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Danke, Herr Rakicky. - Auf Ihren Beitrag gibt es eine 

Kurzintervention. Herr Sachtleben, Sie haben das 

Wort. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 
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Heiko Sachtleben (GRÜNE): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Ich verwahre 

mich dagegen, dass hier in diesem Haus davon ge-

sprochen wird, dass - ich will gar nicht von einer In-

stitution sprechen - ein Apparat, den Elon Musk in 

den USA zu führen versucht, als ein Allheilmittel für 

Bürokratieabbau in einer Demokratie - in der deut-

schen Demokratie - angesehen wird. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei der 

SPD) 

Wenn Sie das fordern, zeigen Sie deutlich, wes 

Geistes Kind Sie sind. 

Vor 20, nein, vor 30 Jahren ist der sogenannte For-

dismus in der Sozial- und Krankenversicherung 

durch Deutschland geweht. Da hat man versucht, 

mit Industrieabläufen Sozialleistungen und Gesund-

heitssystem umzustellen.  

Wir müssen uns davor bewahren, zu versuchen, un-

sere Demokratie mit heuschreckenkapitalistischen 

Methoden zu lenken. Die Bürokratie ist für das 

Funktionieren unserer Demokratie wichtig. Ich kann 

es nur wiederholen: Es geht nicht um weniger Büro-

kratie, es geht um funktionierende Bürokratie.  

Ich will weiterhin in einem Land leben, in dem wir als 

Demokraten, die wir dafür gewählt sind, darüber be-

stimmen - und nicht irgendwelche hundertfachen 

Milliardäre, die versuchen, nach ihren Maßstäben 

dieses Land zu führen. Das kann nicht angehen. 

(Beifall bei den GRÜNEN, bei der SPD 

und von Barbara Otte-Kinast [CDU]) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Herr Rakicky, möchten Sie antworten? - Das möch-

ten Sie nicht. 

Dann kommen wir zur nächsten Wortmeldung. Die 

kommt von der Fraktion der CDU, von Herrn Frölich. 

Herr Frölich, kommen Sie gerne nach vorne! Das 

Mikro gehört Ihnen. 

(Beifall bei der CDU) 

Christian Frölich (CDU): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Jede 

gute Initiative für weniger Bürokratie und mehr Ver-

trauen in die Unternehmen in Niedersachsen unter-

stützen wir als CDU-Landtagsfraktion natürlich von 

ganzem Herzen. Wenn dann auch noch das Hand-

werk eine zentrale Rolle dabei spielen soll, haben 

Sie Oliver Schatta und mich als Kreishandwerks-

meister sofort angetriggert. 

(Beifall bei der CDU) 

Dennoch ist es überraschend, dass SPD und Grüne 

plötzlich den Bürokratieabbau für sich entdeckt ha-

ben. Dabei haben wir erst im letzten Plenum einen 

Antrag zur Transformation der Wirtschaft diskutiert, 

in dem Sie das genaue Gegenteil vorgeschlagen 

haben. Da ging es um die Einführung eines Trans-

formationsfortschrittsmonitorings mit entsprechen-

den Berichtspflichten für die Unternehmen und die 

Einführung von Transformationsräten, die zukünftig 

den Unternehmen bei der Umsetzung der drei gro-

ßen Ds auf die Finger schauen sollen - planwirt-

schaftlich Überregulierung, kombiniert mit einer 

starken Prise Misstrauen gegenüber den Unterneh-

men. Als CDU-Landtagsfraktion haben wir jenen 

Antrag richtigerweise Recht abgelehnt. 

Ich blende diesen Kontext einmal aus und sage: 

Eine Entlastung des Mittelstandes und des Hand-

werks von Bürokratie ist natürlich ausdrücklich zu 

begrüßen. Vieles aus dem Antrag kommt original 

aus Forderungspapieren des handwerklichen Mit-

telstands -  was gut ist, da es dann nämlich etwas 

mit der Realität zu tun hat, zum Beispiel die Einfüh-

rung eines bundesweit einheitlichen Vergabeportals 

oder die Stärkung des Once-Only-Prinzips. 

Bei Ihren eigenen neuen Vorschlägen bleibt der An-

trag aber sehr unkonkret und vage. Sie begrüßen 

beispielsweise den Kompetenzausbau der Clea-

ringstelle - einer Stelle, die während ihrer Einfüh-

rung durch Wirtschaftsminister Bernd Althusmann 

gerade vom Ministerpräsidenten Weil noch mit gro-

ßem Argwohn ob ihrer Notwendigkeit betrachtet 

wurde. 

Doch zu der Frage, wie Sie erreichen wollen, dass 

wirklich alle Ministerien und Ressorts und nicht nur 

das Wirtschaftsministerium eng mit der Clearing-

stelle zusammenarbeiten, sagen Sie nichts Ge-

naues. Im Gegenteil: Sie wollen der Clearingstelle 

mehr Initiativrechte zugestehen, erinnern aber 

gleichzeitig an die Befristung der Finanzierung bis 

zum Jahr 2028, statt eine Entfristung zu fordern. 

Nach außen wirkt das aus meiner Sicht nicht kon-

sistent. 

Stattdessen bedarf es eines Bekenntnisses, wel-

ches der Wirtschaft in Niedersachsen glaubhaft 

macht, dass Sie es wirklich ernst meinen mit dem 

Bürokratieabbau. Insofern vermisse ich in dem An-

trag die Aufforderung an die Landesregierung - ich 

bin erstaunt, dass Herr Henning sagt, da gebe es 

noch keine Ideen -, endlich den Stand der Bearbei-

tung der 147 Entbürokratisierungsvorschläge der 

niedersächsischen Wirtschaft vorzulegen. Schon 
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jetzt bitte ich die Landesregierung, genau zu dieser 

Frage im Rahmen einer möglichen Unterrichtung 

des Wirtschaftsausschusses zu dem Antrag detail-

liert Stellung zu nehmen. 

Sie wollen „Berichts- und Nachweispflichten in Zu-

sammenarbeit mit dem Landesamt für Statistik … 

reduzieren“ - eine gute Sache! Aber werden Sie 

doch bitte konkret! In welcher Form soll jetzt mit 

dem Landesamt zusammengearbeitet werden? In-

nerhalb welcher Zeit ist das erwähnte Moratorium 

realistisch? Wie stehen Sie zu einer Verlängerung 

der Abfrageperioden? Auf welche Weise könnte 

man endlich erreichen, dass Betriebe nicht mehr 

trotz eines theoretischen Rotationsprinzips immer 

wieder - zum Teil über Jahrzehnte - zur Lieferung 

statistischer Daten herangezogen werden? 

Auf meine Frage, ob die Notwendigkeit der vielen 

Statistiken, die vom Landesamt für Statistik erhoben 

werden, regelmäßig auch unter dem Gesichtspunkt 

der Entlastung der Betriebe hinterfragt werde, 

wurde mir bei der Jahrestagung im Landesamt für 

Statistik im letzten Jahr mitgeteilt, was hier erhoben 

werde, sei das absolute Minimum. Diese Antwort 

macht sehr deutlich, dass es mit minimalinvasiven, 

oberflächlichen Eingriffen in dieses Amt sicherlich 

nicht getan ist. 

Sie wollen das Vergaberecht vereinfachen - das ha-

ben wir gehört -, Sie wollen die Wertgrenzen hoch-

setzen. Da gehen wir mit. Wenn Sie aber mit der 

Erhöhung der Wertgrenzen mittelstandsfeindlich 

eine Vielzahl von Aufträgen aus dem Anwendungs-

bereich des Vergaberechtes auslagern wollen, 

dann hilft das den ländlich organisierten, mittelstän-

dischen Betrieben gerade nicht. Ich vermisse in 

dem Antrag ein klares Bekenntnis zur Fach- und 

Teillosvergabe, die kleinen und mittleren Betrieben 

die Angebotsabgabe ermöglicht. Zusätzlich muss 

der Wahnsinn der europaweiten Ausschreibung 

kommunaler Bauvorhaben beendet werden. 

(Beifall bei der CDU) 

Natürlich müssen wir beim Bürokratieabbau auch 

über das Lieferkettensorgfaltsgesetz sprechen. 

Was für ein Irrsinn, so etwas ohne Not im nationalen 

Alleingang einzuführen und damit bundesweit gro-

ßen bürokratischen Aufwand auszulösen! Jetzt sol-

len „praktikable Lösungen“ den Mittelstand und das 

Handwerk entlasten und die Auswirkungen des Ge-

setzes reduzieren. Was sollen das für „praktikable 

Lösungen“ sein, wenn beispielsweise ein kleiner 

handwerklicher Betrieb von einem großen Auftrag-

geber aufgefordert wird, nachzuweisen, dass die 

Granitblockstufe, die bei dem Auftraggeber einge-

baut werden soll, nicht von Kinderhänden bearbeitet 

wurde, und der Großhändler dem Handwerker sagt, 

dass die Blockstufen mit entsprechendem Zertifikat 

aus demselben Steinbruch in China kommen wie 

die Blockstufen ohne Zertifikat? 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Handwerk und 

der Mittelstand brauchen keine „praktikablen Lösun-

gen“. Die Forderung muss lauten, das Gesetz im In-

teresse der Wirtschaft unmittelbar auszusetzen und 

die Umsetzung der europäischen Lieferkettenricht-

linie - da scheint sich ja etwas zu tun - zurückzustel-

len. 

(Beifall bei der CDU und von Jozef Ra-

kicky [fraktionslos]) 

Diskutieren müssen wir im Ausschuss auch die von 

Ihnen vorgeschlagenen Praxis-Checks. Nicht, dass 

das Ganze am Ende wieder zu Bürokratieaufwuchs 

führt, weil Praxis-Checks eigentlich nur von Unter-

nehmen durchgeführt werden können! 

So ließe sich das hier noch fortsetzen. Der Antrag 

enthält ja einige Punkte. Aber sobald man sie hin-

terfragt, merkt man: Was Sie hier vorbringen, ist 

ziemlich dünn. Aber eventuell überzeugen Sie uns 

in den Beratungen doch, dass Sie es mit dem Büro-

kratieabbau ernst meinen, dass Sie die Unterneh-

men tatsächlich entlasten wollen und ihnen tatsäch-

lich wieder mehr vertrauen wollen.  

Wir als CDU-Landtagsfraktion werden uns in die 

Beratungen einbringen, um nach Möglichkeit die 

Glaubwürdigkeit des Ziels eines echten Bürokratie-

abbaus wiederherzustellen, ohne Misstrauen ge-

genüber unseren Unternehmen und ohne wirt-

schaftsschädliche Regulierungen.  

Wir sind uns nämlich sicher: Ein Bürokratieabbau 

und eine Entlastung des Mittelstands in Niedersach-

sen sind machbar. 

(Beifall bei der CDU) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Frölich. - Für die Landesregie-

rung hat sich zu Wort gemeldet: der Minister, Herr 

Olaf Lies. Herr Lies, bitte schön! Das Mikro gehört 

Ihnen. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 
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Olaf Lies, Minister für Wirtschaft, Verkehr, Bauen 

und Digitalisierung: 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Ich will an das anknüpfen, was Herr Frölich gerade 

gesagt hat. Wir debattieren oft darüber, ob wir einen 

schlanken Staat brauchen und was wir nicht mehr 

brauchen. Ich glaube, auch durch Ihre Worte ist 

deutlich geworden: Was wir brauchen, ist ein präzi-

ser Staat, der sich um genau diejenigen Dinge küm-

mert, um die sich der Staat kümmern muss, und da-

für die Rahmenbedingungen setzt, an anderen Stel-

len aber Verantwortung auf den Einzelnen über-

trägt, auch auf die einzelne Unternehmerin und den 

einzelnen Unternehmer. 

Ich will Ihre berechtigte Sorge gleich ausräumen: 

Wenn wir die Wertgrenzen hochsetzen - was klug 

ist -, werden wir die Vergaben so regeln, dass die 

kleinen und mittleren Unternehmen und gerade das 

Handwerk geschützt und nicht benachteiligt wer-

den. Das ist die Anforderung, die wir stellen: ein prä-

ziser Staat. Genau in diese Richtung geht dieser 

Antrag. Deswegen bin ich dafür sehr dankbar. 

Wir sind an einem Punkt, an dem Bund, Länder und 

Kommunen gemeinsam diskutieren und dann auch 

agieren müssen. Auf Bundesebene sind in der zu 

Ende gehenden Legislatur viele Regeln und Geneh-

migungsverfahren deutlich vereinfacht und ver-

schlankt worden.  

Wir haben in dieser Legislatur auch im Land Nieder-

sachsen - mit der Bauordnung, auch mit anderen 

Themen, die gerade in der Bearbeitung sind - be-

wiesen, dass es geht. Ich will betonen: Diese rot-

grüne Regierungskoalition beweist, dass wir bereit 

sind, Bürokratie abzubauen. Das ist ein großer 

Schritt. Wir müssen uns, glaube ich, nicht vorwerfen 

lassen, dass wir Bürokratie nicht abbauen wollen. 

Vielen Dank für diesen Antrag! 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Wir brauchen aber jede Ebene. Deswegen kommt 

dieser Antrag genau am richtigen Tag, nämlich 

heute. Die Vorverlegung der Beratung auf den heu-

tigen Tag ist sehr passend, denn heute - ich will an 

das anknüpfen, was Frank Henning gesagt hat - ha-

ben wir die Vorschläge der Omnibusgesetze auf der 

europäischen Ebene gesehen. Das geht genau in 

diese Richtung: Der präzise Staat, der dem Unter-

nehmen nicht vorschreibt, was es im Detail zu do-

kumentieren hat, sondern der eine grundsätzliche 

Regelung vorgibt: Wir wollen Klimaschutz, wir wol-

len Nachhaltigkeit, aber wir wollen keinen Doku-

mentationsunsinn, sondern wir wollen, dass die Un-

ternehmen das machen. Das ist das Ziel, das wir 

haben, liebe Kolleginnen und Kollegen.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Ich will nur kurz auf die wichtigen Punkte eingehen, 

auch mit Blick auf die europäische Regelung, die wir 

übrigens bei dem, was wir uns in Niedersachsen ge-

meinsam vorgenommen haben, sehr gut aufgreifen 

können. Das sind die Themen Nachhaltigkeitsbe-

richtserstattung bzw. Sorgfaltspflichten. Die Frage 

ist nicht, ob man das nicht machen muss - Stichwort 

„Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz“, auch daran 

kann man sehr genau anknüpfen -, sondern die 

Idee ist, dass nur mit Blick auf das vorhergehende 

Unternehmen dokumentiert wird und nicht die ge-

samte Lieferkette sozusagen bis zum 13. Vorunter-

nehmen, und das auch nur alle fünf Jahre und nicht 

jedes Jahr.  

Es ist zu überlegen, womit man das, was man ei-

gentlich will, erreicht, nämlich, dass die Lieferkette 

entsprechend funktioniert. Das erreicht man nicht, 

indem man die kleinen Unternehmen in unserem 

Land gängelt, sondern indem die großen Unterneh-

men Verantwortung übernehmen. Das ist das Ziel. 

Deswegen begrüße ich es sehr, dass das Liefer-

kettensorgfaltspflichtengesetz überarbeitet wird und 

wir zu einer vernünftigen Lösung im Sinne der Un-

ternehmen kommen.  

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn wir das 

Thema konsequent angehen, dann, glaube ich, ge-

lingt es uns, dass wir aus Niedersachsen heraus 

das Bild senden, dass der Staat die Verantwortung 

übernimmt, die er übernehmen muss, und zwar 

dort, wo er sie nicht allein auf den Einzelnen oder 

das Unternehmen übertragen kann, wo er Regelun-

gen vorgeben muss, die notwendig sind. Dann 

schaffen wir es, dass Niedersachsen Vorbild für ei-

nen präzisen Staat ist.  

Ich freue mich auf die Diskussionen. Vielen Dank 

dafür.  

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ-

NEN) 

Vizepräsidentin Dr.in Tanja Meyer:

Vielen Dank, Herr Minister Lies.  
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Wir kommen nun zur Ausschussüberweisung. Vor-

geschlagen ist der Ausschuss für Wirtschaft, Ver-

kehr, Bauen und - - - 

(Unruhe) 

- Es herrscht etwas Unruhe. Habe ich irgendetwas 

übersehen?  

(Ulrich Watermann [SPD]: Nein! Ein-

fach weitermachen!) 

- Okay.  

Vorgeschlagen ist der Ausschuss für Wirtschaft, 

Verkehr, Bauen und Digitalisierung. Wer stimmt 

dem zu? - Wunderbar! Dann wird das überwiesen.  

Damit kommen wir zum letzten Tagesordnungs-

punkt für heute:  

Tagesordnungspunkt 18: 

Abschließende Beratung: 

Abgabe/Tausch von rund 20,6 ha domänenfis-

kalischer Acker- und Grünlandflächen an die 

Klosterkammer Hannover im Zusammenhang 

mit dem Erhalt von rund 42,6 ha Naturschutzflä-

chen innerhalb des ausgewiesenen FFH-Ge-

biets 141 Ballertasche zugunsten des Landes 

Niedersachsen - Antrag der Landesregierung - 

Drs. 19/6515 - Beschlussempfehlung des Aus-

schusses für Haushalt und Finanzen - Drs. 19/6549 

Der Ausschuss empfiehlt Ihnen, die von der Lan-

desregierung beantragte Zustimmung zu dem dar-

gelegten Flächentausch zu erteilen. Eine Berichter-

stattung ist nicht vorgesehen.  

Im Ältestenrat waren sich die Fraktionen einig, dass 

über diesen Punkt ohne Besprechung abgestimmt 

wird. - Ich höre keinen Widerspruch und lasse daher 

gleich abstimmen.  

Wer der Beschlussempfehlung des Ausschusses 

folgen und damit dem Antrag der Landesregierung 

in der Drucksache 19/6515 die Zustimmung erteilen 

will, den bitte ich um ein Handzeichen. - Das sind 

alle Fraktionen und das fraktionslose Mitglied. Wer 

ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit wurde der 

Beschlussempfehlung gefolgt.  

Damit schließe ich für heute die Sitzung und freue 

mich, Sie morgen pünktlich um 9 Uhr wieder hier zu 

sehen. Ihnen einen schönen Abend! 

Schluss der Sitzung: 18:19 Uhr. 


